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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen 
Erblasten im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands, 
zur langfristigen Sicherung des Aufbaus in den neuen Ländern, 
zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur 
Entlastung der öffentlichen Haushalte 
(Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms — FKPG) 

A. Zielsetzung 

Die wichtigste wirtschafts- und finanzpolitische Aufgabe in 
Deutschland besteht heute in der Anpassung von Staat und 
Wirtschaft an die veränderten Bedingungen und Aufgaben nach 
Herstellung der Einheit. Mit dem Gesetzentwurf zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogramms wird ein Konzept vor-
gelegt, durch das die notwendige Anpassung im staatlichen 
Bereich vollzogen wird. Dabei geht es vor allem um 

— die dauerhafte Finanzierung des Aufholprozesses in Ost-
deutschland, 

— die Bewältigung der Erblastschulden der sozialistischen Herr-
schaft in der ehemaligen DDR, 

— die gerechte Verteilung der daraus resultierenden Finanzie-
rungslasten auf die öffentlichen Haushalte und 

— die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte als Grundlage 
einer gesunden gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 

Die ab 1995 zu lösenden finanziellen Probleme stellen sich wie folgt 
dar: 

— Finanzausgleich (für die neuen Länder) 	60 Mrd. DM 

— Erblastfinanzierung 	 40 Mrd. DM 

— Sonstiges (Übergangs-Bundesergänzungszu-
weisung für alte Länder, Haushaltssanierung 
Bremen/Saarland, Weiterführung von Treu-
handaufgaben, Wohnungswirtschaft) 	10 Mrd. DM  

— Finanzierungs- und Umschichtungsvolumen 
insgesamt 	 110 Mrd. DM 
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Die Wiedervereinigung hat für Deutschland entscheidende Struk-
turveränderungen mit sich gebracht. Mittelfristig müssen jährlich 
rund 5 vom Hundert unseres Bruttosozialprodukts zur Vereinheit-
lichung der Lebensverhältnisse im wiedervereinigten Deutschland 
bereitstehen. Das erfordert die Anpassung der Ansprüche im 
ursprünglichen Bundesgebiet. Öffentliche Leistungen und soziale 
Transfers müssen der Tatsache Rechnung tragen, daß im wieder-
vereinigten Deutschland das Bruttosozialprodukt pro Kopf um rund 
15 vom Hundert unter dem Niveau liegt, das heute in Westdeutsch-
land ohne die Vereinigung zu verzeichnen wäre. Im Vergleich der 
EG-Länder steht Deutschland heute danach nur noch auf dem 
siebten Platz, während es vor der Wiedervereinigung den zweiten 
Rang einnahm. 

Wie sich aus dem Jahreswirtschaftsbericht 1993 ergibt, muß die 
notwendige Anpassung in Staat und Wirtschaft vor dem Hinter-
grund erheblich verschlechterter konjunktureller Daten vorge-
nommen werden. Seit der letzten gesamtwirtschaftlichen Voraus-
schätzung im Oktober 1992 haben sich die konjunkturellen Per-
spektiven erheblich eingetrübt. Wichtige wachstumsstimulierende 
Faktoren sind nicht eingetreten. Die GATT-Verhandlungen führ-
ten bisher noch nicht zu einem bef riedigenden Ergebnis. Dies und 
die weiterhin mangelnde Strukturanpassung haben die Konjunk-
turbelebung in den europäischen Nachbarländern verzögert. Die 
überhöhten Lohnabschlüsse der Jahre 1991 und 1992 wirken über 
die Belastung der Bet riebe und der Geldpolitik noch stark in das 
Jahr 1993 hinein. 

Entsprechend den jüngsten Konjunkturindikatoren mußte die 
Wachstumsschätzung für 1993 von ursprünglich 1 vom Hundert 
Zuwachs für das Bruttoinlandsprodukt in Westdeutschland auf 0 
bis —1 vom Hundert zurückgenommen werden. Selbst bei stärke-
rem Wachstum in Ostdeutschland ist insgesamt allenfalls eine 
Stagnation der gesamtwirtschaftlichen Produktion zu erwarten. 
Entsprechend dieser deutlich reduzierten Wachstumserwartung 
muß auch mit einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit in 
Westdeutschland um 450 000 gerechnet werden. Ursprünglich war 
lediglich eine Vergrößerung der Arbeitslosigkeit um 200 000 
erwartet worden. 

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, die staatlichen Leistun-
gen und sozialen Standards an die verminderte Leistungsfähigkeit 
unserer Gesellschaft anzupassen. Dazu gehören Ausgabenkürzun-
gen, der Abbau von Steuervergünstigungen und auch begrenzte 
Steuererhöhungen. Das Ausmaß der Steuererhöhungen bemißt 
sich dabei nach dem Erfolg der gemeinsamen Konsolidierungsan-
strengungen und der Bereitschaft zu einer gerechten Lastenvertei-
lung von Bund, Ländern und Gemeinden. 

Innerhalb des öffentlichen Gesamthaushalts müssen die Gewichte 
neu verteilt werden. Den neuen Ländern ist auf Dauer eine 
angemessene Finanzausstattung zu sichern, um sie in die Lage zu 
versetzen, die laufenden Ausgaben wie in den alten Bundeslän-
dern erfüllen und ihren investiven Nachholbedarf im öffentlichen 
Bereich finanzieren zu können. Außerdem sind für die Bewälti-
gung der bei der Einigung Deutschlands übernommenen finan- 
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ziellen Erblasten der ehemaligen DDR dauerhafte Finanzierungs-
instrumente zu schaffen. Die im Zusammenhang mit der Herstel-
lung der deutschen Einheit errichteten Finanzierungsinstrumente 
— Fonds „Deutsche Einheit", Kreditabwicklungsfonds und Treu-
handanstalt — laufen bis Ende 1994 aus. 

Ferner ist nach den Regelungen des Einigungsvertrages ab 1. Ja-
nuar 1995 ein neuer gesamtdeutscher bundesstaatlicher Finanz-
ausgleich unter Einschluß Berlins einzuführen. 

Daneben stellt sich nach der jüngsten Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zum bundesstaatlichen Finanzausgleich für 
Bund und alle Länder die Aufgabe, ein Sanierungsprogramm für 
die Finanzen Bremens und des Saarlandes umzusetzen. 

Bis zum Inkrafttreten der neuen Finanzierungsinstrumente und der 
Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs am 1. Ja-
nuar 1995 ist der Aufbauprozeß in den neuen Ländern verstärkt zu 
fördern und finanziell zu unterstützen. 

B. Lösung 

Wegen des engen sachlichen Zusammenhangs aller Einzelfragen 
kann die Lösung nur in einem alle Probleme umfassenden Gesamt-
konzept gelingen. 

I. Von den finanziellen Erblasten aus den Bereichen Treuhand-
anstalt und Kreditabwicklungsfonds werden die Kreditmarkt-
schulden ab 1. Januar 1995 in einem Erblastentilgungsfonds 
zusammengefaßt. Dieser Fonds wird über einen Zeitraum von 
etwa 30 Jahren getilgt. Die Finanzierung des Fonds einschließ-
lich der Tilgung übernimmt der Bund. 

II. Ab 1994 werden besonders belastete Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft in den neuen Ländern entlastet, indem ein Teil 
ihrer Schulden vom Bund und den neuen Ländern bedient 
wird. Der Bund unterstützt die neuen Länder und ihre Gemein-
den durch befristete Zinshilfen für die verbleibenden Schulden 
der Wohnungsunternehmen. 

III. Ab 1995 wird der bundesstaatliche Finanzausgleich über sechs 
Ausgleichselemente hergestellt: 

— Entsprechend der grundgesetzlichen Regelung bleibt 
Grundlage der horizontale Länderfinanzausgleich. 

— Der Bund ergänzt den Länderfinanzausgleich durch finanz-
kraftbezogene Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisun-
gen. 

— Der Bund stellt für eine Übergangszeit von zehn Jahren den 
neuen Ländern einschließlich Berlins im Hinblick auf ihre 
teilungsbedingten Sonderlasten degressive Sonderbedarfs

-

Bundesergänzungszuweisungen zur Verfügung. 

— Zur Finanzierung des Nachholbedarfs beim Aufbau der 
Infrastruktur erhalten die neuen Länder einschließlich Ber-
lins zusätzliche Finanzhilfen. 
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— Die bisher finanzschwachen alten Länder erhalten (unab-
hängig davon, ob sie im gesamtdeutschen Finanzausgleich 
noch Empfänger sind) für fünf Jahre degressive Übergangs-
Bundesergänzungszuweisungen, um ihnen den Übergang 
in den neuen Finanzausgleich zu erleichtern. 

— Bremen und das Saarland erhalten über einen Zeitraum von 
fünf Jahren Zuweisungen zur Sanierung ihrer Haushalte. 

Der im Verhältnis zu den alten Ländern überproportional hohe 
Anteil des Bundes bei der Finanzierung der Erblasten und des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs wird durch eine Neuver-
teilung der Umsatzsteueranteile unter Berücksichtigung einer 
Beteiligung der Länder an der EG-Finanzierung sowie durch 
die Verlagerung von Finanzierungslasten für öffentlichen 
Personennahverkehr und kommunalen Straßenbau auf die 
Länder ausgeglichen. 

IV. Zur Abdeckung der im Zusammenhang mit der deutschen 
Vereinigung entstandenen finanziellen Belastungen werden 
vielfältige Maßnahmen ergriffen, insbesondere Einsparungen 
von Ausgaben auf allen staatlichen Ebenen, der Abbau von 
Steuervergünstigungen und allgemeine Einnahmeverbesse-
rungen. 

1. Schwerpunkte der Einsparungen bei den Ausgaben sind: 

— Personalbereich, 

— Subventionsabbau, 

— Anpassung der Lohnersatzleistungen an die Leistungs-
fähigkeit der Solidargemeinschaft, 

— Korrekturen beim Erziehungsgeld, Wohngeld und bei 
der Sozialhilfe. 

2. Zur finanziellen Ausgewogenheit ist ein Abbau von Steuer-
vergünstigungen erforderlich. Darüber hinaus werden 
steuerliche Sonderregelungen zurückgeführt und maßvolle 
Steuererhöhungen bei der Vermögensteuer auf Privatver-
mögen sowie bei der Versicherungsteuer vorgenommen. 
Ferner wird das Steuerrecht an die gestiegene Lebens-
erwartung angepaßt. 

Der Vorschlag, eine nationale Stiftung zur verstärkten 
Gewinnung privater Mittel für gemeinnützige Zwecke in 
den neuen Ländern zu errichten, läßt sich nach Auffassung 
der Bundesregierung am wirkungsvollsten durch eine 
gemeinsame Stiftung der neuen Länder erreichen. Eine vom 
Bund errichtete Stiftung könnte aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nur in geringem Umfang gemeinnützige Zwecke 
fördern, die für Spender weniger attraktiv wären. Eine 
Länderstiftung könnte demgegenüber das gesamte Spek-
trum gemeinnütziger Zwecke abdecken. 

Der Bund ist bereit, dieser Länderstiftung 50 Mio. DM als 
Beitrag zum Stiftungsvermögen zur Verfügung zu stellen, 
wenn die neuen Länder einschließlich Berlins dafür einen 
Betrag in mindestens derselben Höhe aufbringen. Wie im 
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Föderalen Konsolidierungsprogramm vorgesehen, sollen 
die Spenden an die Stiftung mit einem erhöhten Höchstbe-
trag steuerlich abzugsfähig sein, wenn dies rechtlich zuläs-
sig ist. Damit wird allen Bürgern ein steuerlicher Anreiz 
geboten, die bereit sind, sich auch privat für den Aufbau in 
Ostdeutschland zu engagieren. 

3. Ab 1995 wird ein Solidaritätszuschlag eingeführt. Vorgese-
hen ist ein Zuschlag zur Lohn-, Einkommen- und Körper-
schaftsteuer für alle Steuerpflichtigen nach dem Vorbild des 
Solidaritätszuschlages 1991/92. Der Zuschlag belastet alle 
Steuerpflichtigen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit. 

Die endgültige Höhe des Zuschlagsatzes ist derzeit noch 
offen; sie wird im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
festgesetzt. Sie hängt nicht zuletzt davon ab, inwieweit die 
alten Länder bereit sind, ihren Beitrag zur Finanzierung der 
deutschen Einheit zu leisten. 

V. Um eine angemessene Finanzausstattung der neuen Länder in 
der Zeit bis 1995 sicherzustellen, wird der Fonds „Deutsche 
Einheit" 1993 und 1994 mit zusätzlichen Beiträgen des Bundes 
und der Länder aufgestockt. 

VI. Das Föderale Konsolidierungsprogramm für die öffentlichen 
Haushalte ist Handlungsgebot für den Bund, verbunden mit 
der Aufforderung an die Tarifpartner, die Länder, die Deutsche 
Bundesbank und die Opposition im Deutschen Bundestag, 
gemeinsam den notwendigen Solidarpakt zu gestalten. 

C. Alternativen 

Die in dem Entwurf enthaltene Senkung der Lohnersatzleistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz (Arbeitslosengeld, Altersüber-
gangsgeld, Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld, Eingliede-
rungsgeld, Arbeitslosenhilfe, Eingliederungshilfe) wird nicht 
durchgeführt, wenn rechtzeitig vor Abschluß des Gesetzgebungs-
verfahrens der Nachweis erbracht wird, daß durch Einführung von 
Meldepflichten für Arbeitslose und weitere Intensivierung der 
Bekämpfung von Mißbrauch und Leistungsmitnahme ein entspre-
chendes Einsparvolumen erbracht wird. 
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D. Kosten 

I. Gesamtlastenverteilung nach dem Föderalen Konsolidierungs-
programm im Jahr 1995 zwischen Bund, alten Ländern (aL) und 
neuen Ländern (nL) (- = Belastung; + = Entlastung): 

Bund aL nL 

- Mrd. DM  - 

I.  Erblasten, Finanzausgleich 

1. Erblastschulden 	  -40,0 - - 

2. Restaufgaben THA/Altschulden 
Wohnungswirtschaft 	  - 4,0 - - 2,0 

3. Bundesstaatlicher Finanzausgleich 
= Horizontaler Länderfinanzaus- 
gleich 	  - -20,5 +20,5 

= Fehlbetrags-Bundesergänzungs- 
zuweisungen 	  - 7,0 + 0,2 + 6,8 

= Sonderbedarfs-Bundesergänzungs- 
zuweisungen an neue Länder 	 -22,5 - +22,5 

= Übergangs-Bundesergänzungs- 
zuweisungen an alte Länder 	 - 2,6 + 2,6 - 

= Sanierung Bremen/Saarland 	 - 2,5 + 2,5 - 

4. = Finanzhilfen an neue Länder 	 -10,0 - +10,0 

Primärbelastung/-entlastung 	 -88,6 -15,2 +57,8 

II. Ausgleichsmaßnahmen 

1. Haushaltsentlastungen FKP 
- Ausgabeneinsparungen1) 	 + 3,7 + 4,0 + 1,5 

- Abbau von Steuervergünstigungen + 4,8 + 1,8 + 0,1 

2. Finanzierungsverlagerung 
- Schienenpersonennahverkehr 

(SPNV) 2 ) 	  + 7,7 - 5,3 - 2,4 

- Öffentlicher Personennahverkehr 
(ÖPNV) und kommunaler Straßen- 
bau 	  + 6,3 - 4,8 - 1,5 

- Finanzierung von EG-Zusatzlasten + 0,9 - 0,9 - 

3. Vertikale Umsatzsteuerverteilung 	 +10,0 - 7,6 - 2,4 

4. Solidaritätszuschlag 3) 	  +12,0 - - 

III. Gesamtnettobelastung bzw. 
-entlastung 	  -43,2 -28,0 +53,1 

1) durch FKPG und andere zeitgleiche Maßnahmen verwirklicht 
2) im Gesetzentwurf zur Neuordnung des Eisenbahnwesens enthalten 
3) Höhe des Solidaritätszuschlages nur als Rechengröße 
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IL Finanzielle Auswirkungen des Gesetzes zur Umsetzung des 
Föderalen Konsolidierungsprogramms 

Die vorgesehenen Einsparungen, der Abbau von Steuervergünsti-
gungen und steuerlichen Sonderregelungen sowie Steuererhö-
hungen, insbesondere die Einführung einer Ergänzungsabgabe, 
führen bei Bund, Ländern und Gemeinden sowie bei der Bundes-
anstalt für Arbeit (BA) zu folgenden Entlastungen (Minderaus-
gaben bzw. Mehreinnahmen): 

1993  1994  1995 1996 

- Mrd. DM - 

Einsparungen insgesamt 2,4 5,7 6,8 7,0 
davon: 

Bund 	 0,6 1,7 2,2 2,2 
Länder 	 - 0,1 0,3 0,3 
Gemeinden 	 0,7 1,4 1,8 1,9 
BA 	 1,1 2,5 2,5 2,6 

Steuerliche Maßnahmen 
insgesamt 	  0,7 2,8 6,5 7,0 
davon: 

Bund 	 0,7 2,1 4,7 5,1 
Länder 	 - 0,5 1,6 1,7 
Gemeinden 	 - 0,2 0,2 0,2 

Solidaritätszuschlag 
(Bund) *) 	  - - 12,0 12,0 

*) Höhe des Solidaritätszuschlags nur als Rechengröße 

Durch die Umschichtungen innerhalb des öffentlichen Gesamt-
haushalts werden die Defizite der neuen Länder und ihrer Gemein-
den ab 1995 entscheidend reduziert. Beim Bund, den Ländern und 
ihren Gemeinden ist nach 1995 ebenfalls mit einem deutlichen 
Defizitrückgang zur rechnen. Dabei ist unterstellt, daß die Gemein-
den West ihren Sparbeitrag erbringen und damit die Länder beim 
kommunalen Finanzausgleich ab 1995 in Höhe von 9 Mrd. DM 
entlasten. 

Im einzelnen wird auf die Übersicht über die finanziellen Auswir-
kungen der Einzelmaßnahmen und die Einzeldarstellung in den 
Begründungen verwiesen. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (431) — 500 00 — Fö 1/93 
Bonn, den 20. April 1993 
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An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen Erblasten im Zusam-
menhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands, zur langfristigen Sicherung 
des Aufbaus in den neuen Ländern, zur Neuordnung des bundesstaat lichen 
Finanzausgleichs und zur Entlastung der öffentlichen Haushalte (Gesetz zur 
Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms — FKPG) mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt sowie die Formulierungshilfen der Bundesregierung zu 
diesem Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Klausurtagung 
vom 11. bis 13. März 1993 und der Ergebnisse der dort eingesetzten Arbeitsgruppe 
(Anlage 2). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 654. und 655. Sitzung am 26. März bzw. 16. Ap ril 1993 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie 
aus Anlagen 3 und 4 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu den Stellungnahmen des Bundesrates ist 
in der als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen 
Erblasten im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands, 
zur langfristigen Sicherung des Aufbaus in den neuen Ländern, 
zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und 
zur Entlastung der öffentlichen Haushalte 
(Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms — FKPG) 

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist identisch mit dem Text 
der Seiten 8 bis 118 des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
— Drucksache 12/4401. 
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Anlage 2 

Formulierungshilfen der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms — FKPG —
— Abschnitte 1 bis 3 — 
unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Klausurtagung des Bundeskanzlers 
mit den Regierungschefs der Länder sowie den Partei- und Fraktionsvorsitzenden 
vom 11. bis 13. März 1993 und der Ergebnisse der beiden Sitzungen der mit 
Abschlußvollmacht versehenen Arbeitsgruppe des Bundesfinanzministers und der 
vier Länderfinanzminister unter Beteiligung von Vertretern der Bundestags-Fraktionen 
der CDU/CSU, F.D.P. und SPD 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

ABSCHNITT 1 

Einschränkung von Ausgaben 

Artikel 1 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

Änderung des Steuerbeamten

-

Ausbildungsgesetzes 

unverändert 

Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

ABSCHNITT 1 

Einschränkung von Ausgaben 

Artikel 1 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20. Februar 1978 (BGBl. I S. 265), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Für die Tage, an denen Soldaten von der 
Teilnahme an der Gemeinschaftsverpflegung be-
freit sind, erhalten sie ein Verpflegungsgeld in 
Höhe des Betrages, den Berufssoldaten und Solda-
ten auf Zeit für die Teilnahme an der Gemein-
schaftsverpflegung zu entrichten haben. Für die 
Dauer des Erholungsurlaubs wird der doppelte 
Betrag des Verpflegungsgeldes gewährt." 

2. In § 9 Abs. 2 wird die Angabe „zweitausendfünf-
hundert" durch die Angabe „eintausendachthun-
dert" ersetzt. 

Artikel 2 

nicht belegt 

Artikel 3 

Änderung des Steuerbeamten

-

Ausbildungsgesetzes 

Das Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. September 1976 
(BGBl. I S. 2793), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2118), 
wird wie folgt geändert: 
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Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

1. § 5 Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Beamten sind in die Aufgaben des 
höheren Dienstes der Steuerverwaltung einzufüh-
ren. Die Einführungszeit beträgt sechs Monate. Sie 
besteht aus ergänzenden Studien an der Bundes-
finanzakademie von insgesamt dreimonatiger 
Dauer und einer praktischen Einweisung. Die 
oberste Landesbehörde stellt den erfolgreichen 
Abschluß der Einführung fest. 

(3) In Fortführung der ergänzenden Studien 
nehmen die Beamten des höheren Dienstes in den 
ersten zwölf Monaten nach erfolgreichem Ab-
schluß der Einführung an Lehrveranstaltungen von 
insgesamt einmonatiger Dauer an der Bundes-
finanzakademie teil. Die weitere Fortbildung a ller 
Beamten des höheren Dienstes wird durch regel-
mäßige Lehrveranstaltungen an der Bundes-
finanzakademie gefördert." 

2. Folgender § 9 wird angefügt: 

„§ 9 
Übergangsvorschriften 

Eine nach § 5 Abs. 2 der vor dem ... (Tag des 
Inkrafttretens des FKPG) geltenden Fassung des 
Steuerbeamten-Ausbildungsetzes begonnene Ein-
führungszeit endet sechs Monate nach dem [Tag 
des Inkrafttretens], spätestens jedoch nach acht-
zehn Monaten Einführungszeit." 

Artikel 4 

Änderung der Sonderzuschlagsverordnung 

Die Sonderzuschlagsverordnung vom 13. Novem-
ber 1990 (BGB1. I S. 2451) wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „0,3" durch die 
Zahl „0,15" ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „0,3" durch die 
Zahl „0,15" ersetzt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 
„Sonderzuschläge dürfen längstens bis zum 
Außerkrafttreten dieser Verordnung gewährt 
werden." 

b) Folgender Satz 4 wird angefügt: 
„Sonderzuschläge, die bis zum Tage des 
Inkrafttretens der Änderungsverordnung fest-
gesetzt worden sind, werden über den Tag des 
Außerkrafttreten der Verordnung hinaus nach 
Maßgabe des § 2 Abs. 3 und des § 6 weiter-
gezahlt." 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 4 

Änderung der Sonderzuschlagsverordnung 

Die Sonderzuschlagsverordnung vom 13. Novem-
ber 1990 (BGBl. I S. 2451) wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „0,3" durch die 
Zahl „0,1" ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „ 0,3" durch die 
Zahl „0,1" ersetzt. 

2. unverändert 
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Artikel 5 

Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Januar 1992 (BGBl. I 
S. 68), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
7. Juli 1992 (BGBl. I S. 1225), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Folgender Absatz 1 a wird eingefügt: 

„ (1 a) Für den Anspruch eines Ausländers ist 
Voraussetzung, daß er im Besitz einer Aufent-
haltsberechtigung oder Aufenthaltserlaubnis 
ist. Auch bei Besitz einer Aufenthaltserlaubnis 
haben ein Arbeitnehmer, der von seinem im 
Ausland ansässigen Arbeitgeber zur vorüberge-
henden Dienstleistung nach Deutschland ent-
sandt ist, und sein Ehepartner keinen Anspruch 
auf Erziehungsgeld." 

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Satz 1" gestri-
chen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „ersten oder 
zweiten" durch die Worte „zweiten oder 
dritten" ersetzt. 

2. § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Erziehungsgeld ist schriftlich für jeweils ein 
Lebensjahr zu beantragen. Der Antrag für das 
zweite Lebensjahr kann frühestens ab dem neun-
ten Lebensmonat des Kindes gestellt werden. 
Rückwirkend wird Erziehungsgeld höchstens für 
sechs Monate vor der Antragstellung bewilligt."  

3. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden die Worte „am Beginn des 
siebten Lebensmonats" durch die Worte „zum 
Zeitpunkt der Antragstellung" ersetzt. 

b) Satz 4 wird gestrichen. 

4. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 6 

Einkommen 

(1) Als Einkommen gilt die Summe der positiven 
Einkünfte im Sinne von § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes abzüglich folgender 
Beträge: 

1. 27 vom Hundert der Einkünfte, bei Personen im 
Sinne des § 10c Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes 22 vom Hundert der Einkünfte; 

Ergebnisse Klausurtagung 
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Artikel 5 

Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Januar 1992 (BGBl. I 
S. 68), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
7. Juli 1992 (BGBl. I S. 1225), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 
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2. Unterhaltsleistungen an Kinder, für die die Ein-
kommensgrenze nicht nach § 5 Abs. 2 Satz 2 
erhöht worden ist, bis zu dem durch Unterhalts-
titel oder durch Vereinbarung festgelegten 
Betrag, und an  sonstige Personen, soweit die 
Leistungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 oder § 33a 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes berück-
sichtigt werden; 

3. ein Betrag entsprechend § 33b Abs. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes für ein Kind, das 
nach § 5 Abs. 2 zu berücksichtigen ist. 

(2) Für die Minderung im siebten bis zwölften 
Lebensmonat des Kindes ist das voraussichtliche 
Einkommen im Kalenderjahr der Geburt des Kin-
des maßgebend, für die Minderung im dreizehnten 
bis vierundzwanzigsten Lebensmonat des Kindes 
das voraussichtliche Einkommen des folgenden 
Jahres. Bei angenommenen Kindern ist das voraus-
sichtliche Einkommen im Kalenderjahr der Inob-
hutnahme sowie im folgenden Kalenderjahr maß-
geblich. 

(3) Zu berücksichtigen ist das Einkommen des 
Berechtigten und seines Ehepartners, soweit sie 
nicht getrennt leben. Leben die Eltern in einer 
eheähnlichen Gemeinschaft, ist auch das Einkom-
men des Partners zu berücksichtigen. 

(4) Soweit ein ausreichender Nachweis der vor-
aussichtlichen Einkünfte in dem maßgebenden 
Kalenderjahr nicht möglich ist, werden der Ermitt-
lung die Einkünfte in dem Kalenderjahr davor 
zugrunde gelegt. Dabei können die Einkünfte des 
vorletzten Jahres berücksichtigt werden. 

(5) Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, 
die allein nach ausländischem Steuerrecht zu ver-
steuern sind oder keiner staatlichen Besteuerung 
unterliegen, ist von dem um 2 000 Deutsche Mark 
verminderten Bruttobetrag auszugehen. Andere 
Einkünfte, die allein nach ausländischem Steuer-
recht zu versteuern sind oder keiner staatlichen 
Besteuerung unterliegen, sind entsprechend § 2 
Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes zu 
ermitteln. Beträge in ausländischer Währung wer-
den in Deutsche Mark umgerechnet. 

(6) Ist der Berechtigte in der Zeit des Erziehungs-
geldbezugs nicht erwerbstätig, werden seine vor-
her erzielten Einkünfte aus Erwerbstätigkeit nicht 
berücksichtigt. Bei Aufnahme einer Teilzeittätig-
keit werden die Einkünfte, soweit sie im Bescheid 
noch nicht berücksichtigt sind, neu ermittelt. 

(7) Sind die voraussichtlichen Einkünfte auf-
grund eines Härtefalles geringer als in der Bewilli-
gung zugrunde gelegt, werden sie auf Antrag 
berücksichtigt." 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 
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5. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 7 

Anrechnung von Mutterschaftsgeld 
und entsprechenden Bezügen 

(1) Für die Zeit nach der Geburt laufend zu 
zahlendes Mutterschaftsgeld, das der Mu tter nach 
der Reichsversicherungsordnung, dem Gesetz 
über die Krankenversicherung der Landwirte oder 
dem Mutterschutzgesetz gewährt wird, wird mit 
Ausnahme des Mutterschaftsgeldes nach § 13 
Abs. 2 des Mutterschutzgesetzes auf das Erzie-
hungsgeld angerechnet. Das gleiche gilt für die 
Dienstbezüge, Anwärterbezüge und Zuschüsse, 
die nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vor-
schriften für die Zeit der Beschäftigungsverbote 
gezahlt werden. 

(2) Die Anrechnung ist auf 20 Deutsche Mark 
kalendertäglich begrenzt. Nicht anzurechnen ist 
laufend zu zahlendes Mutterschaftsgeld, das die 
Mutter auf Grund einer Teilzeitarbeit oder anstelle 
von Arbeitslosenhilfe während des Bezugs von 
Erziehungsgeld erhält." 

6. § 10 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Soweit dieses Gesetz keine ausdrückliche 
Regelung trifft, ist bei der Ausführung des Ersten 
Abschnitts das Erste Kapitel des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch anzuwenden." 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) § 12 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) § 60 Absatz 1 des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch gilt auch für den Ehepartner des 
Antragstellers und für den Partner der eheähn-
lichen Gemeinschaft." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Arbeitnehmer im Erziehungsurlaub ha-
ben im sechzehnten Lebensmonat des Kindes 
eine Bescheinigung des Arbeitgebers darüber 
vorzulegen, daß der Erziehungsurlaub nicht 
beendet und auch keine Teilzeitarbeit aufge-
nommen worden ist. Die Erziehungsgeldstelle 
kann bei hinreichendem Anlaß auch zu anderen 
Zeitpunkten die Vorlage einer Bescheinigung 
des Arbeitgebers verlangen." 

8. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1.  

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Arbeitnehmer im Erziehungsurlaub ha-
ben im sechzehnten Lebensmonat des Kindes 
eine Bescheinigung des Arbeitgebers darüber 
vorzulegen, ob der Erziehungsurlaub andauert 
und ob eine Teilzeitarbeit nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
ausgeübt wird. Die Erziehungsgeldstelle kann 
bei hinreichendem Anlaß auch zu anderen Zeit-
punkten die Vorlage einer Bescheinigung des 
Arbeitgebers verlangen. Selbständige haben im 
sechzehnten Lebensmonat des Kindes eine 
Erklärung darüber abzugeben, ob die Unter-
brechung der Erwerbstätigkeit andauert oder 
ob eine Teilzeittätigkeit nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
ausgeübt wird." 

8. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Für die vor dem 1. Juli 1993 geborenen 
Kinder sind die Vorschriften des § 4 Abs. 2, § 5 
Abs. 2, § 6 und § 12 Abs. 1 in der bis zum 30. Juni 
1993 geltenden Fassung weiter anzuwenden. 
Für die vor dem 1. Januar 1994 geborenen 
Kinder sind die Vorschriften des § 7 in der bis 
30. Juni 1993 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden." 

Artikel 6 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 

Die nach § 35 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes für das Jahr 1994 vorgeschriebene Über-
prüfung erfolgt im Jahr 1996. 

Artikel 7 

Änderung des Wohngeldgesetzes 
Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt-

machung vom 1. Februar 1993 (BGBl. I S. 183) mit den 
Anlagen 1 bis 8 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. März 1992 (BGBl. I S. 545) wird wie folgt 
geändert: 

1.Dem § 27 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist zu erwarten, daß die für die Gewährung des 
Wohngeldes maßgeblichen Verhältnisse sich vor 
Ablauf von zwölf Monaten erheblich verändern, so 
ist der Bewilligungszeitraum entsprechend zu ver-
kürzen. " 

2.§ 29 wird wie folgt geändert: 

a)Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Änderung des Wohngeldes" 

b)Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Hat sich im laufenden Bewilligungszeit-
raum 

1.die zu berücksichtigende Miete oder Bela-
stung um mehr als 15 vom Hundert verringert 
oder 

2.das Familieneinkommen um mehr als 15 vom 
Hundert erhöht, 

so ist über die Gewährung von Wohngeld von 
Amts wegen vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse an neu zu entscheiden, wenn dies 
zu einem Wegfall oder zu einer Verringerung 
des Wohngeldes führt. Der Antragberechtigte 
hat Änderungen nach Satz 1 der zuständigen 
Stelle unverzüglich mitzuteilen. Eine gleiche 
Verpflichtung trifft die in § 25 Abs. 1 genannten 
Personen gegenüber dem Antragberechtig-
ten. " 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für die vor dem 1. Juli 1993 geborenen 
Kinder sind die Vorschriften des § 4 Abs. 2, § 5 
Abs. 2, § 6 und § 12 Abs. 1 in der bis zum 30. Juni 
1993 geltenden Fassung weiter anzuwenden; 
bei Adoptivkindern ist der Zeitpunkt der Inob-
hutnahme maßgebend. Für die vor dem 1. Ja-
nuar 1994 geborenen Kinder sind die Vorschrif-
ten des § 7 in der bis 30. Juni 1993 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden." 

Artikel 6 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 

entfällt 

Artikel 7 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

unverändert 



Drucksache 12/4748 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 8 

Änderung des Wohngeldsondergesetzes 

unverändert 
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3. § 30 wird wie folgt gefaßt: 

a)In Absatz 1 werden die Sätze 2 bis 4 gestrichen. 
Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Antragberechtigte hat Änderungen im 
Sinne des Satzes 1 der zuständigen Stelle unver-
züglich mitzuteilen" . 

b)Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Wegen anderer als der in § 29 und § 30 
genannten Umstände ändert sich der Anspruch 
auf Wohngeld nicht." 

4. § 40 wird wie folgt geändert: 

a)Absatz 2 wird gestrichen. 

b)Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 ist in den Fällen des § 29 Abs. 3 und § 30 
Abs. 1 und 2 nicht anzuwenden." 

5. Nach § 42 wird folgender § 43 angefügt: 

„§ 43 
Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1.entgegen § 29 Abs. 3 Satz 2 oder § 30 Abs. 1 
Satz 2 eine Änderung in den Verhältnissen, die 
für den Anspruch auf Wohngeld erheblich ist, 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig mitteilt oder 

2.entgegen § 25 Abs. 1 bis 3 auf Verlangen eine 
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig gibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten sind die nach § 23 Abs. 1 Satz 1 zuständigen 
Behörden. 

Artikel 8 

Änderung des Wohngeldsondergesetzes 

Das Wohngeldsondergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Dezember 1992 (BGBl. I 
S. 2406) wird wie folgt geändert: 

1.In § 1 Satz 2 werden die Worte „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Januar 1991 (BGBl. I 
S. 13), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. Juni 1991 (BGBl. I S. 1250)," gestrichen. 

2.In § 5 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 wird die Klammer 
„(Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 20. Juni 1991 

— BGBl. I S. 1250)" gestrichen. 
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3. Dem § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist zu erwarten, daß die für die Gewährung des 
Wohngeldes maßgeblichen Verhältnisse sich vor 
Ablauf von 12 Monaten erheblich verändern, so 
ist der Bewilligungszeitraum entsprechend zu 
verkürzen." 

4. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Änderung des Wohngeldes" 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Hat sich im laufenden Bewilligungszeit-
raum 

1. die zu berücksichtigende Miete oder Bela-
stung um mehr als 15 vom Hundert verrin-
gert oder 

2. das Familieneinkommen um mehr als 
15 vom Hundert erhöht, 

so ist über die Gewährung von Wohngeld von 
Amts wegen vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse an neu zu entscheiden, wenn dies 
zu einem Wegfall oder zu einer Verringerung 
des Wohngeldes führt. Der Antragberechtigte 
hat Änderungen im Sinne des Satzes 1 der 
zuständigen Stelle unverzüglich mitzuteilen. 
Eine gleiche Verpflichtung trifft die in § 14 
Abs. 1 genannten Personen gegenüber dem 
Antragberechtigten." 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Antragberechtigte hat Änderungen im 
Sinne des Satzes 1 der zuständigen Stelle 
unverzüglich mitzuteilen". 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wegen anderer als der in § 18 und den 
vorstehenden Absätzen 1 und 2 genannten 
Umstände ändert sich der Anspruch auf Wohn-
geld nicht. " 

6. § 21 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Bemessung des Zuschlags bleibt die 
Wohnfläche insoweit außer Betracht, als sie auf 
Wohnraum entfällt, der ausschließlich gewerblich 
oder beruflich genutzt wird oder der einem ande-
ren unentgeltlich oder entgeltlich zum Gebrauch 
überlassen ist. " 

7. In § 25 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort  „Wohngeld-
gesetz" durch das Wort  „Wohngeldsondergesetz" 
ersetzt. 

8. Dem § 26 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 ist in den Fällen des § 18 Abs. 3 und § 19 
Abs. 1 und 2 nicht anzuwenden." 
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9. Nach § 28 wird folgender § 29 angefügt: 

„ § 29 

Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 18 Abs. 3 Satz 2 oder § 19 Abs. 1 
Satz 2 eine Änderung in den Verhältnissen, die 
für den Anspruch auf Wohngeld erheblich ist, 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig mitteilt oder 

2. entgegen § 14 Abs. 1 bis 3 auf Verlangen eine 
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig gibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten sind die nach § 13 Abs. 1 Satz 1 zuständigen 
Behörden." 

10. In Anlage 7 wird in Nummer 3 das Wort  „Einglie-
derungsgeld" durch die Worte „Eingliederungs-
geld/Eingliederungshilfe" ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Januar 1991 (BGBl. I S. 94, 
808) zuletzt geändert durch ... vom ... (BGBl. I S....), 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 15b wird folgender Satz angefügt: 

„Darlehen an  Mitglieder von Haushaltsgemein-
schaften im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 können an 
einzelne Mitglieder oder an mehrere gemeinsam 
vergeben werden." 

2. Nach § 16 wird folgender § 17 eingefügt: 

„§ 17 

Beratung und Unterstützung 

Die Vermeidung und Überwindung von Le-
benslagen, in denen Leistungen der Hilfe zum 
Lebensunterhalt erforderlich oder zu erwarten 
sind, soll durch Beratung und Unterstützung 
gefördert werden; dazu gehört auch der Hinweis 
auf das Beratungsangebot von Verbänden der 
Freien Wohlfahrtspflege, von Angehörigen der 
rechtsberatenden Berufe und von sonstigen Stel-
len. Ist die weitere Beratung durch eine Schuld-
nerberatungsstelle oder andere Fachberatungs-
stellen geboten, ist auf ihre Inanspruchnahme 
hinzuwirken. Angemessene Kosten einer Bera-
tung nach Satz 2 sollen übernommen werden, 
wenn eine Lebenslage im Sinne von Satz 1 sonst 
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2. unverändert 
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nicht überwunden werden kann; in anderen Fäl-
len können Kosten übernommen werden."  

3. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Es ist darauf hinzuwirken, daß der Hil-
fesuchende sich um Arbeit bemüht und Arbeit 
findet. Bei Hilfesuchenden, insbesondere bei 
jungen Menschen, die keine Arbeit finden 
können, ist darauf hinzuwirken, daß sie eine 
Arbeitsgelegenheit nach § 19 oder § 20 anneh-
men. Für Hilfesuchende, denen eine Arbeitser-
laubnis nicht erteilt werden kann, gilt Satz 2 
entsprechend, wenn kein Arbeitsverhältnis im 
Sinne des Arbeitsrechts begründet wird. Die 
Träger der Sozialhilfe und die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit, gegebenenfalls auch 
die Träger der Jugendhilfe und andere auf 
diesem Gebiet tätige Stellen sollen hierbei 
zusammenwirken." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Dem Hilfesuchenden darf eine Arbeit 
oder eine Arbeitsgelegenheit nicht zugemutet 
werden, wenn er körperlich oder geistig hierzu 
nicht in der Lage ist oder wenn ihm die 
künftige Ausübung seiner bisherigen überwie-
genden Tätigkeit wesentlich erschwert würde 
oder wenn der Arbeit oder der Arbeitsgelegen-
heit ein sonstiger wichtiger Grund entgegen-
steht. Ihm darf eine Arbeit oder Arbeitsgele-
genheit vor allem nicht zugemutet werden, 
soweit dadurch die geordnete Erziehung eines 
Kindes gefährdet würde. Die geordnete Erzie-
hung eines Kindes, das das dritte Lebensjahr 
vollendet hat, ist in der Regel dann nicht 
gefährdet, wenn seine Betreuung in einer 
Tageseinrichtung oder in Tagespflege im 
Sinne der Vorschriften des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch sichergestellt ist; die Träger 
der Sozialhilfe sollen darauf hinwirken, daß 
Alleinerziehenden vorrangig ein Platz zur 
Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird. 

Auch sonst sind die Pflichten zu berücksichti-
gen, die dem Hilfesuchenden die Führung 
eines Haushalts oder die Pflege eines Angehö-
rigen auferlegt. Eine Arbeit oder Arbeitsgele-
genheit ist insbesondere nicht allein deshalb 
unzumutbar, weil 

1. sie nicht einer früheren beruflichen Tätig-
keit des Hilfeempfängers entspricht, 

2. sie im Hinblick auf die Ausbildung des 
Hilfeempfängers als geringerwertig anzu-
sehen ist, 

3. der Beschäftigungsort vom Wohnort des 
Hilfeempfängers weiter entfernt ist als ein 
früherer Beschäftigungs- oder Ausbil-
dungsort, 
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4. die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind 
als bei den bisherigen Beschäftigungen des 
Hilfeempfängers." 

4. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Für Hilfesuchende, insbesondere für 
junge Menschen, die keine Arbeit finden kön-
nen, sollen Arbeitsgelegenheiten geschaffen 
werden. Zur Schaffung und Erhaltung von 
Arbeitsgelegenheiten können auch Kosten 
übernommen werden. Die Arbeitsgelegenhei-
ten sollen in der Regel von vorübergehender 
Dauer und für eine bessere Eingliederung des 
Hilfesuchenden in das Arbeitsleben geeignet 
sein." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Von dem Erfordernis der Zusätzlichkeit kann 
im Einzelfall abgesehen werden, wenn da-
durch die Eingliederung in das Arbeitsleben 
besser gefördert wird oder dies nach den 
besonderen Verhältnissen des Leistungsbe-
rechtigten und seiner Familie geboten ist." 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Bei der Schaffung und Erhaltung von 
Arbeitsgelegenheiten sollen die Träger der 
Sozialhilfe, die Dienststellen der Bundesan-
stalt für Arbeit und gegebenenfalls andere auf 
diesem Gebiet tätige Stellen zusanunenwir-
ken.  In geeigneten Fällen ist für den Hilfesu-
chenden unter Mitwirkung aller Beteiligten 
ein Gesamtplan zu erstellen." 

5. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Besondere Arbeitsgelegenheiten" 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist es im Einzelfall erforderlich, die 
Gewöhnung eines Hilfesuchenden an eine 
berufliche Tätigkeit besonders zu fördern oder 
seine Bereitschaft zur Arbeit zu prüfen, soll ihm 
für eine notwendige Dauer eine hierfür geeig-
nete Tätigkeit oder Maßnahme angeboten 
werden. § 19 Abs. 4 gilt entsprechend." 

6. Im § 21 werden folgende Absätze 1 a und 1 b 
eingefügt: 

„(1 a) Einmalige Leistungen werden insbeson-
dere zur 

1. Instandsetzung von Bekleidung, Wäsche und 
Schuhen in nicht kleinem Umfang und deren 
Beschaffung von nicht geringem Anschaf-
fungspreis, 

2. Beschaffung von Brennstoffen für Einzelhei-
zungen, 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. Im § 21 werden folgende Absätze 1 a und 1 b 
eingefügt: 

„(1 a) unverändert 
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3. Beschaffung von besonderen Lernmitteln für 
Schüler, 

4. Instandsetzung von Hausrat in nicht kleinem 
Umfang, 

5. Instandhaltung der Wohnung, 

6. Beschaffung von Gebrauchsgütern von länge-
rer Gebrauchsdauer und von höherem An-
schaffungswert sowie 

7. für besondere Anlässe 

gewährt. 

(1 b) Die Landesregierungen regeln durch 
Rechtsverordnung das Nähere über den Inhalt, 
den Umfang, die Pauschalierung und die Gewäh-
rung der einmaligen Leistungen." 

7 . § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Die Landesregierungen setzen durch 
Rechtsverordnung die Höhe der Regelsätze im 
Rahmen der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
fest. Sie können dabei die Träger der Sozial-
hilfe ermächtigen, auf der Grundlage von in 
der Rechtsverordnung festgelegten Mindest-
regelsätzen regionale Regelsätze zu bestim-
men. Notwendig werdende Neufestsetzungen 
der Regelsätze sind jeweils zum 1. Juli eines 
Jahres für die folgenden Quartale bis zum 
30. Juni des nächsten Jahres vorzunehmen; 
dabei sind die Entwicklung der tatsächlichen 
Lebenshaltungskosten sowie regionale Unter-
schiede zu berücksichtigen. Bei größeren 
Haushaltsgemeinschaften mit vier oder mehr 
Personen müssen die Regelsätze in ihrem 
jeweiligen Geltungsbereich zusammen mit 
den Durchschnittsbeträgen für die Kosten der 
Unterkunft und Heizung und unter Berück-
sichtigung des Mehrbedarfs für Erwerbstätige 
nach § 23 Abs. 4 Satz 1 unter den jeweils 
erzielten monatlichen durchschnittlichen Net-
toarbeitsentgelten unterer Lohn- und Gehalts-
gruppen zuzüglich Kindergeld und Wohngeld 
bleiben. " 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die seit dem 1. Juli 1992 geltenden 
Regelsätze erhöhen sich im Zeitraum vom 
1. Juli 1993 bis zum 30. Juni 1994 vierteljähr-
lich um insgesamt 2 vom Hundert, im Zeitraum 
vom 1. Juli 1994 bis zum 30. Juni 1995 viertel-
jährlich um insgesamt 3 vom Hundert. Im 
Zeitraum vom 1. Juli 1995 bis zum 30. Juni 1996 
dürfen die nach Absatz 3 festzusetzenden 
Regelsätze insgesamt höchstens um 3 vom 
Hundert angehoben werden."  

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

(1 b) Die Bundesregierung regelt durch Rechts-
verordnung das Nähere über den Inhalt, den 
Umfang und die Gewährung der einmaligen Lei-
stungen." 

7. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Die Landesregierungen setzen durch 
Rechtsverordnung die Höhe der Regelsätze im 
Rahmen der Rechtsverordnung nach Absatz 2 
fest. Sie können dabei die Träger der Sozial-
hilfe ermächtigen, auf der Grundlage von in 
der Rechtsverordnung festgelegten Mindest-
regelsätzen regionale Regelsätze zu bestim-
men. Notwendig werdende Neufestsetzungen 
der Regelsätze sind jeweils zum 1. Juli eines 
Jahres für die folgenden Quartale bis zum 
30. Juni des nächsten Jahres vorzunehmen; 
dabei sind die Entwicklung der tatsächlichen 
Lebenshaltungskosten sowie regionale Unter-
schiede zu berücksichtigen. Bei größeren 
Haushaltsgemeinschaften mit vier oder mehr 
Personen müssen die Regelsätze in ihrem 
jeweiligen Geltungsbereich zusammen mit 
den Durchschnittsbeträgen für die Kosten der 
Unterkunft und Heizung und unter Berück-
sichtigung des abzusetzenden Be trages nach 
§ 76 Abs. 2 Nr. 5 unter den jeweils erzielten 
monatlichen durchschnittlichen Nettoarbeits-
entgelten unterer Lohn- und Gehaltsgruppen 
zuzüglich Kindergeld und Wohngeld blei-
ben. " 

b) unverändert 



Drucksache 12/4748 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

8. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ein Mehrbedarf von 20 vom Hundert des 
maßgebenden Regelsatzes ist anzuerkennen 

1. für Personen, die das 65. Lebensjahr vollen-
det haben, 

2. für Personen unter 65. Jahren, die erwerbs-
unfähig im Sinne der gesetzlichen Renten-
versicherung sind, 

3. für werdende Mütter nach der 12. Schwan-
gerschaftswoche, 

soweit nicht im Einzelfalle ein abweichender 
Bedarf besteht. Für Personen, die am ... (Da-
tum des Inkrafttretens des FKPG) unter die 
Nummer 1 der bis zum ... (Tag vor Inkrafttre-
ten des FKPG) geltenden Fassung fa llen und 
das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
gelten die bisherigen Vorschriften weiter."  

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Ein Mehrbedarf in angemessener Höhe 
ist 

1. für Erwerbstätige bis zu 50 vom Hundert, 

2. für Erwerbstätige, die trotz beschränktem 
Leistungsvermögen einem Erwerb nachge-
hen, bis zu 65 vom Hundert 

des maßgebenden Regelsatzes anzuerkennen. 
Für Kranke, Genesene, Behinderte oder von 
einer Krankheit oder Behinderung Bedrohte, 
die einer kostenaufwendigeren Ernährung 
bedürfen, ist ein Mehrbedarf in angemessener 
Höhe anzuerkennen; die Höchstsätze des Sat-
zes 1 gelten nicht." 

c) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort 
„anzuwenden" der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und die Worte „die Summe des insge-
samt anzuerkennenden Mehrbedarfs darf 
jedoch die Höhe des maßgebenden Regelsat-
zes nicht übersteigen" angefügt. 

9. Die Überschrift des Unterabschnitts 4 des 
Abschnitts 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ausschluß des Leistungsanspruchs, Einschrän-
kung der Leistung, Aufrechnung" 

10. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wer sich weigert, zumutbare Arbeit zu 
leisten oder eine zumutbare Arbeitsgelegen-
heit anzunehmen, hat keinen Anspruch auf 
Hilfe zum Lebensunterhalt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „kann" wird durch das Wo rt 
 „soll" ersetzt. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

8. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Für Kranke, Genesende, Behinderte 
oder von einer Krankheit oder Behinderung 
Bedrohte, die einer kostenaufwendigen Ernäh-
rung bedürfen, ist ein Mehrbedarf in angemes-
sener Höhe anzuerkennen." 

c) unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 
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11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 
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bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für bis zu zwölf Wochen bei einem 
Hilfesuchenden, 

a) dessen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe oder Ein-
gliederungshilfe ruht oder erlo-
schen ist, weil das Arbeitsamt den 
Eintritt einer Sperrzeit oder das 
Erlöschen des Anspruchs nach 
§ 119 des Arbeitsförderungsgeset-
zes festgestellt hat, oder 

b) der die in § 119 des Arbeitsförde-
rungesetzes genannten Vorausset-
zungen erfüllt, die das Ruhen oder 
Erlöschen eines Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld, 	Arbeitslosen

-

hilfe oder Eingliederungsgeld be-
gründen. " 

11. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt: 

„§ 25a 

Aufrechnung 

(1) Die Hilfe kann bis auf das zum Lebensunter-
halt Unerläßliche mit Ansprüchen des Trägers der 
Sozialhilfe gegen den Hilfeempfänger aufgerech-
net werden, wenn es sich um Ansprüche auf 
Erstattung oder auf Schadensersatz aufgrund zu 
Unrecht erbrachter Leistungen der Sozialhilfe 
handelt, die der Hilfeempfänger durch vorsätzlich 
oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben veranlaßt hat. Die Aufrechnungs-
möglichkeit wegen eines Anspruchs ist auf zwei 
Jahre beschränkt; ein neuer Anspruch des Trä-
gers der Sozialhilfe auf Erstattung oder Schadens-
ersatz kann erneut aufgerechnet werden. 

(2) Eine Aufrechnung nach Absatz 1 kann auch 
erfolgen, wenn nach § 15a Schulden für Ver-
pflichtungen übernommen werden, die durch 
vorangegangene Leistungen der Sozialhilfe an 
den Hilfeempfänger bereits gedeckt worden 
waren. 

(3) § 25 Absatz 3 gilt entsprechend." 

12. In § 27 Abs. 3 werden nach dem Wort „Lebensun-
terhalt" die Worte „einschließlich der einmaligen 
Leistungen nach Abschnitt 2" eingefügt. 

13. § 29a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 29a 

Einschränkung oder Aufrechnung der Hilfe 

Die Hilfe kann bei einem Hilfeempfänger, auf 
den die Voraussetzungen des § 25 Abs. 2 Nr. 1 
oder des § 25 a zutreffen, eingeschränkt oder 
aufgerechnet werden, soweit dadurch der Ge-
sundheit dienende Maßnahmen nicht gefährdet 
werden. " 
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14. § 91 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 91 

Übergang von Ansprüchen gegen einen nach 
bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtigen 

(1) Hat der Hilfeempfänger für die Zeit, für die 
Hilfe gewährt wird, nach bürgerlichem Recht 
einen Unterhaltsanspruch, geht dieser bis zur 
Höhe der geleisteten Aufwendungen auf den 
Träger der Sozialhilfe über. Der Übergang des 
Anspruchs ist ausgeschlossen, soweit der Unter-
haltsanspruch durch laufende Zahlung erfüllt 
wird. Der Übergang des Anspruchs ist auch aus-
geschlossen, wenn der Unterhaltspflichtige zum 
Personenkreis des § 11 Abs. 1 oder des § 28 gehört 
oder der Unterhaltspflichtige mit dem Hilfeemp-
fänger im zweiten oder in einem entfernteren 
Grade verwandt ist; gleiches gilt für Unterhaltsan-
sprüche gegen Verwandte ersten Grades einer 
Hilfeempfängerin, die schwanger ist oder ihr 
leibliches Kind bis zur Vollendung seines 6. Le-
bensjahres betreut. § 90 Abs. 4 gilt entspre-
chend. 

(2) Der Anspruch geht nur über, soweit der 
Hilfeempfänger sein Einkommen und Vermögen 
nach den Bestimmungen des Abschnitts 4 mit 
Ausnahme des § 84 Abs. 2 oder des § 85 Nr. 3 
Satz 2 einzusetzen hat. Der Übergang des 
Anspruchs gegen einen nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtigen ist ausgeschlossen, wenn 
dies eine unbillige Härte bedeuten würde; sie 
liegt in der Regel bei unterhaltspflichtigen Eltern 
vor, soweit einem Behinderten, einem von einer 
Behinderung Bedrohten oder einem Pflegebe-
dürftigen nach Vollendung des 21. Lebensjahres 
Eingliederungshilfe für Behinderte oder Hilfe zur 
Pflege gewährt wird. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

13a. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgende Nummer 5 
angefügt: 

ns. für Erwerbstätige, vor allem für Perso-
nen, die trotz beschränkten Leistungs-
vermögens einem Erwerb nachgehen, 
ein Betrag in angemessener Höhe." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Bundesregierung kann durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundes

-

rates Näheres über die Berechnung des Ein-
kommens, besonders der Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebe-
trieb und aus selbständiger Arbeit, sowie 
über den Betrag nach Absatz 2 Nr. 5 bestim-
men. „ 

14. unverändert 
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16. unverändert 

17. unverändert 
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(3) Der Übergang des Unterhaltsanspruchs 
wirkt außer unter den Voraussetzungen des bür-
gerlichen Rechts auf den Beginn der Hilfe nur 
dann zurück, wenn dem Unterhaltspflichtigen der 
Bedarf unverzüglich nach Kenntnis des Trägers 
der Sozialhilfe schriftlich mitgeteilt wurde. Wenn 
die Hilfe voraussichtlich auf längere Zeit gewährt 
werden muß, kann der Träger der Sozialhilfe bis 
zur Höhe der bisherigen monatlichen Aufwen-
dungen auch auf künftige Leistungen klagen. 

(4) Über die Ansprüche nach den Absätzen 1 
bis 3 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden." 

15. In § 93 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„tragen" die Worte „und Bestimmungen über 
Inhalt, Umfang, Qualität und Kosten der Leistung 
und deren Prüfung durch die Kostenträger tref-
fen" angefügt. 

16. In § 95 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt: 

„Zu den Maßnahmen im Sinne von Satz 1 gehören 
auch die Verhinderung und die Aufdeckung des 
Leistungsmißbrauchs in der Sozialhilfe." 

17. § 97 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 97 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Sozialhilfe örtlich zuständig ist der 
Träger der Sozialhilfe, in dessen Bereich sich der 
Hilfeempfänger tatsächlich aufhält. Diese Zustän-
digkeit bleibt bis zur Beendigung der Hilfe auch 
dann bestehen, wenn die Hilfe außerhalb seines 
Bereichs sichergestellt wird. 

(2) Für die Hilfe in einer Anstalt, einem Heim 
oder einer gleichartigen Einrichtung ist der Trä-
ger der Sozialhilfe örtlich zuständig, in dessen 
Bereich der Hilfeempfänger seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme hat oder in 
den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt 
gehabt hat. War bei Einsetzen der Sozialhilfe der 
Hilfeempfänger aus einer Einrichtung im Sinne 
des Satzes 1 in eine andere Einrichtung oder von 
dort in weitere Einrichtungen übergetreten oder 
tritt nach dem Hilfebeginn ein solcher Fall ein, 
dann ist der gewöhnliche Aufenthalt, der für die 
erste Einrichtung maßgebend war, entscheidend. 
Steht nicht spätestens innerhalb von vier Wochen 
fest, ob und wo der gewöhnliche Aufenthalt nach 
Satz 1 oder 2 begründet worden ist, oder liegt ein 
Eilfall vor, hat der nach Absatz 1 zuständige 
Träger der Sozialhilfe über die Hilfe unverzüglich 
zu entscheiden und vorläufig einzutreten. Wird 
ein Kind in einer Einrichtung im Sinne des Sat-
zes 1 geboren, tritt an die Stelle von dessen 
gewöhnlichem Aufenthalt der gewöhnliche Auf-
enthalt der Mutter. 
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(3) In den Fällen des § 15 ist der Träger örtlich 
zuständig, der bis zum Tod des Hilfeempfängers 
Sozialhilfe gewährte, in den anderen Fä llen der 
Träger, in dessen Bereich der Sterbeort liegt. 

(4) Anstalten, Heime oder gleichartige Einrich-
tungen im Sinne des Absatzes 2 sind alle Einrich-
tungen, die der Pflege, der Behandlung oder 
sonstigen in diesem Gesetz vorgesehenen Maß-
nahmen oder der Erziehung dienen. 

(5) Für Hilfen an Personen, die sich in Einrich-
tungen zum Vollzug richterlich angeordneter 
Freiheitsentziehung aufhalten oder aufgehalten 
haben, gelten Absätze 1 und 2 sowie §§ 103 und 
109 entsprechend. " 

18. § 98 wird gestrichen. 

19. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der nach § 97 Abs. 2 Satz 1 zuständige 
Träger der Sozialhilfe hat dem Träger, der 
nach § 97 Abs. 2 Satz 3 die Leistung zu 
erbringen hat, die aufgewendeten Kosten zu 
erstatten. Ist in den Fällen des § 97 Abs. 2 Satz 3 
und 4 ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht vor-
handen oder nicht zu ermitteln und war für die 
Hilfegewährung ein örtlicher Träger der So-
zialhilfe sachlich zuständig, dann sind diesem 
die aufgewendeten Kosten von dem überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe zu erstatten, zu 
dessen Bereich der örtliche Träger gehört." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Verläßt in den Fällen des § 97 Abs. 2 der 
Hilfeempfänger die Einrichtung und bedarf er 
im Bereich des örtlichen Trägers, in dem die 
Einrichtung liegt, innerhalb von einem Monat 
danach der Sozialhilfe, sind dem örtlichen 
Träger der Sozialhilfe die aufgewendeten 
Kosten von dem Träger der Sozialhilfe zu 
erstatten, in dessen Bereich der Hilfeempfän-
ger seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne 
des § 97 Abs. 2 Satz 1 hatte. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. Die Erstattungspflicht wird 
nicht durch einen Aufenthalt außerhalb dieses 
Bereichs oder in einer Einrichtung im Sinne 
von § 97 Abs. 2 Satz 1 unterbrochen, wenn 
dieser zwei Monate nicht übersteigt; sie endet, 
wenn für einen zusammenhängenden Zeit- 

• rauen von zwei Monaten Hilfe nicht zu gewäh-
ren war, spätestens nach Ablauf von zwei 
Jahren seit dem Verlassen der Einrichtung." 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

20. §§ 105 und 106 werden gestrichen. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 
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22. unverändert 

23. unverändert 
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21. § 107 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 107 

Kostenerstattung bei Umzug 

(1) Verzieht eine Person vom Ort ihres bisheri-
gen gewöhnlichen Aufenthalts, ist der Träger der 
Sozialhilfe des bisherigen Aufenthaltsortes ver-
pflichtet, dem nunmehr zuständigen örtlichen 
Träger der Sozialhilfe die dort erforderlich wer-
dende Hilfe außerhalb von Einrichtungen im 
Sinne von § 97 Abs. 2 Satz 1 zu erstatten, wenn die 
Person innerhalb eines Monats nach dem Aufent-
haltswechsel der Hilfe bedarf. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 entfällt, 
wenn für einen zusammenhängenden Zeitraum 
von zwei Monaten keine Hilfe zu gewähren war. 
Sie endet spätestens nach Ablauf von zwei Jahren 
seit dem Aufenthaltswechsel." 

22. § 108 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Tritt jemand, der weder im Ausland noch 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes einen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, aus dem Aus-
land in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
über und bedarf er innerhalb eines Monats 
nach seinem Übertritt der Sozialhilfe, so sind 
die aufgewendeten Kosten von dem überörtli-
chen Träger der Sozialhilfe zu erstatten, der 
von einer Schiedsstelle bestimmt wird. Bei 
ihrer Entscheidung hat die Schiedsstelle die 
Einwohnerzahl und die Belastungen, die sich 
im vorangegangenen Haushaltsjahr für die 
Träger nach den Absätzen 1 bis 4 und § 147 b 
ergeben haben, zu berücksichtigen. Satz 1 gilt 
nicht für Personen, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geboren sind oder bei Eintritt 
des Bedarfs an Sozialhilfe mit einer solchen 
Person als Ehegatte, Verwandte oder Ver-
schwägerte zusammenleben. Leben Ehegat-
ten, Verwandte oder Verschwägerte bei Ein-
tritt des Bedarfs an Sozialhilfe zusammen, ist 
ein gemeinsamer erstattungspflichtiger Träger 
zu bestimmen. 

(2) Schiedsstelle im Sinne des Absatzes 1 ist 
das Bundesverwaltungsamt. Die Länder kön-
nen durch Verwaltungsvereinbarung eine 
andere Schiedsstelle bestimmen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

23. § 109 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 109 

Ausschluß des gewöhnlichen Aufenthalts 

Als gewöhnlicher Aufenthalt im Sinne der 
Abschnitte 8 und 9 gelten nicht der Aufenthalt in 
einer Einrichtung der in § 97 Abs. 2 genannten Art 
und der auf richterlich angeordneter Freiheitsent-
ziehung beruhende Aufenthalt in einer Vollzugs-
anstalt. " 
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24. § 110 wird gestrichen. 

25. § 111 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Kosten unter 5 000 Deutsche Mark, bezo-
gen auf einen Zeitraum der Leistungsgewährung 
von bis zu zwölf Monaten, sind außer in den Fällen 
einer vorläufigen Leistungsgewährung nach § 97 
Abs. 2 Satz 3 nicht zu- erstatten." 

26. § 112 wird gestrichen. 

27. Nach § 112 wird folgender § 113 eingefügt: 

„§ 113 

Die Länder können darüber hinaus Näheres 
über die Kostenerstattung zwischen den Trägern 
der Sozialhilfe ihres Bereichs regeln." 

28. Nach dem neuen § 113 wird folgender § 113a 
eingefügt: 

„§ 113a 

Schiedsrichterliches Verfahren 

(1) Streitigkeiten zwischen Trägern der Sozial-
hilfe, die sich aus der Gewährung oder Nichtge-
währung von Sozialhilfe ergeben, werden außer 
in den Fällen des § 108 durch Schiedsgerichte 
entschieden. Soweit nach anderen Gesetzen die 
Regelungen dieses Gesetzes über die Kosten-
erstattung anzuwenden sind, gilt Satz 1 entspre-
chend. 

(2) Die Schiedsgerichte entscheiden auch über 
Streitigkeiten zwischen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe nach § 89h des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch sowie über Streitigkeiten zwischen 
Trägern der Sozialhilfe und Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe. 

(3) Die Bundesregierung regelt das Nähere über 
die Bildung und Zusammensetzung der Schieds-
gerichte, ihre sachliche und örtliche Zuständig-
keit sowie das Verfahren und die Kosten des 
Verfahrens durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates." 

29. Nach § 116 wird folgender § 117 eingefügt: 

„§ 117 

Überprüfung, Verwaltungshilfe 

(1) Die Träger der Sozialhilfe sind berechtigt, 
Personen, die Leistungen nach diesem Gesetz 
beziehen, regelmäßig daraufhin zu überprüfen, 
ob und in welcher Höhe von ihnen Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit oder der gesetzlichen 
Rentenversicherung bezogen werden und in wel-
chem Umfang Zeiten des Leistungsbezuges mit 
Beitragszeiten der Rentenversicherung oder Zei-
ten einer geringfügigen Beschäftigung zusam-
mentreffen. Sie dürfen ihre nach Satz 1 gewonne-
nen Daten über Weiterleitungsstellen dem Emp-
fänger von Auskunftsersuchen zuleiten. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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(2) Die Träger der Sozialhilfe können zur Ver-
meidung mißbräuchlicher Inanspruchnahme von 
Sozialhilfe Daten bei anderen Stellen ihrer Ver-
waltung, bei ihren wirtschaftlichen Unternehmen, 
bei anderen Trägern der Sozialhilfe und bei den 
Gemeinden abrufen, soweit diese für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich sind." 

30. § 119 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Deutschen, die ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Ausland haben und im Ausland der 
Hilfe bedürfen, kann in besonderen Notfällen 
Sozialhilfe gewährt werden. 

(2) Soweit es im Einzelfall der Billigkeit 
entspricht, kann Sozialhilfe unter den Voraus-
setzungen des Absatzes 1 auch Familienange-
hörigen von Deutschen gewährt werden, wenn 
sie mit diesen in Haushaltsgemeinschaft 
leben." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Art, Form und Maß der Hilfe sowie der 
Einsatz des Einkommens und des Vermögens 
richten sich nach den besonderen Verhältnis-
sen im Aufenthaltsland." 

c) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Auf Deutsche, die außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes, aber innerhalb 
des in Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
genannten Gebiets geboren sind und dort 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, findet 
Absatz 3 Satz 2 keine Anwendung. Die Bun-
desregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß für diesen Personenkreis 
unter Übernahme der Kosten durch den Bund 
Sozialhilfe nach den Absätzen 1 bis 6 über 
Träger der Freien Wohlfahrtspflege mit Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes geleistet 
wird." 

31. Nach Abschnitt 12 wird folgender Abschnitt 13 
eingefügt: 

„Abschnitt 13: Sozialhilfestatistik 

§ 127 

Anordnung als Bundesstatistik 

Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses 
Gesetzes und zu seiner Fortentwicklung werden 
Erhebungen über 

1. die Empfänger 

a) von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
und 

b) von Hilfe in besonderen Lebenslagen, 

2. die Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe 
als Bundesstatistik durchgeführt. 
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§ 128 
Erhebungsmerkmale 

(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
nach § 127 Nr. 1 Buchstabe a sind 

1. für Leistungsempfänger, denen laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt für mindestens einen 
Monat gewährt wird: 

a) Geschlecht; Geburtsmonat und -jahr; 
Staatsangehörigkeit; bei Ausländern auch 
aufenthaltsrechtlicher Status; Stellung zum 
Haushaltsvorstand; Art  der gewährten 
Mehrbedarfszuschläge; 

b) für 15- bis unter 65jährige Leistungsemp-
fänger zusätzlich zu den unter Buchstabe a 
genannten Merkmalen: 

Höchster Schulabschluß an allgemeinbil-
denden Schulen; höchster Berufsausbil-
dungsabschluß; Beteiligung am Erwerbs-
leben; bei gemeldeten Arbeitslosen auch 
Monat und Jahr der gemeldeten Arbeitslo-
sigkeit sowie Erhalt von Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz; bei anderen 
Nichterwerbstätigen auch Grund der Nicht-
erwerbstätigkeit; 

c) für Leistungsempfänger in Personenge-
meinschaften, für die eine gemeinsame 
Bedarfsberechnung erfolgt, und für ein-
zelne Leistungsempfänger: 

Wohngemeinde und Gemeindeteil; A rt  des 
Trägers; Hilfe in und außerhalb von Einrich-
tungen; Beginn der Hilfe nach Monat und 
Jahr; Beginn der ununterbrochenen Hilfe-
gewährung für mindestens ein Mitglied der 
Personengemeinschaft nach Monat und 
Jahr; Anspruch und Bruttobedarf je Monat; 
anerkannte monatliche Bruttokaltmiete; Art 
der angerechneten oder in Anspruch 
genommenen Einkommen und übergegan-
genen Ansprüche; Haupteinkommensart; 
besondere soziale Situation; Gewährung 
der Hilfe als Vorleistung; Zahl aller Haus-
haltsmitglieder; Zahl aller Leistungsemp-
fänger im Haushalt; 

d) bei Änderung der Zusammensetzung der 
Personengemeinschaft und bei Beendigung 
der Hilfegewährung zusätzlich zu den unter 
Buchstabe a bis c genannten Merkmalen: 

Monat und Jahr der Änderung der Zusam-
mensetzung oder der Beendigung der Hilfe; 
bei Ende der Hilfe auch Grund der Einstel-
lung der Leistungen; bei Erst- oder Wieder-
aufnahme einer Erwerbstätigkeit auch För-
derung der Aufnahme nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz oder dem Arbeitsförde-
rungsgesetz; 

Ergebnisse Klausurtagung 
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2. für Leistungsempfänger, die nicht zu dem Per-
sonenkreis der Nummer 1 zählen: 

Geschlecht; Altersgruppe; Staatsangehörig-
keit; Vorhandensein eigenen Wohnraums; A rt 

 des Trägers. 

(2) Erhebungsmerkmale bei der Erhebung nach 
§ 127 Nr. 1 Buchstabe b sind für jeden Leistungs-
empfänger: 

Geschlecht; Geburtsmonat und -jahr; Wohnge-
meinde und Gemeindeteil; Staatsangehörig-
keit; bei Ausländern auch aufenthaltsrechtlicher 
Status; Art  des Trägers; gewährte Hilfe im 
Laufe und am Ende des Berichtsjahres sowie in 
und außerhalb von Einrichtungen nach Hilfe-
arten; am Jahresende gewährte laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt in und außerhaib von Ein-
richtungen; bei Hilfe zur Pflege und Eingliede-
rungshilfe für Behinderte auch A rt  der Leistun-
gen; Beginn und Ende der Hilfegewährung nach 
Monat und Jahr sowie voll- oder teilstationäre 
Unterbringung; bei Hilfe zur Pflege zusätzlich 
Gewährung von Pflegeleistungen von Sozialver-
sicherungsträgern. 

(3) Erhebungsmerkmale bei der Erhebung nach 
§ 127 Nr. 2 sind: 

Art  des Trägers; Ausgaben für Hilfeleistungen in 
und außerhalb von Einrichtungen nach Hilfe- und 
Leistungsarten; Einnahmen in und außerhalb von 
Einrichtungen nach Einnahme- und Hilfearten. 

§ 129 
Hilfsmerkmale 

(1) Hilfsmerkmale sind 

1. Name und Anschrift des Auskunftspflichti-
gen, 

2. für die Erhebung nach § 128 Abs. 1 Nr. 1 die 
Kennummern der Leistungsempfänger, 

3. Name und Telefonnummer der für eventuelle 
Rückfragen zur Verfügung stehenden Per-
son. 

(2) Die Kennummern nach Absatz 1 Nr. 2 dienen 
der Prüfung der Richtigkeit der Statistik und der 
Fortschreibung der jeweils letzten Bestandserhe-
bung. Sie enthalten keine Angaben über persön-
liche und sachliche Verhältnisse der Leistungsbe-
rechtigten und sind zum frühestmöglichen Zeit-
punkt spätestens nach Abschluß der wiederkeh-
renden Bestandserhebung zu löschen. 
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§ 130 
Periodizität, Berichtszeitraum 

(1) Die Erhebungen nach § 128 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben a bis c werden als Bestandserhebun-
gen jährlich zum 31. Dezember, im Jahr 1994 
zusätzlich zum 1. Januar durchgeführt. Die Anga-
ben sind darüber hinaus bei Beginn und Ende der 
Leistungsgewährung sowie bei Änderung der 
Zusammensetzung der Personengemeinschaft 
nach § 128 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c zu erteilen. 
Die Angaben zu § 128 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d 
sind ebenfalls zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Leistungsgewährung und der Änderung der 
Zusammensetzung der Personengemeinschaft zu 
machen. Mit den Erhebungsmerkmalen des 
§ 128 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a bis d werden 
vierteljährlich die Bestandszahlen fortgeschrie-
ben. 

(2) Die Erhebung nach § 128 Abs. 1 Nr. 2 wird als 
Bestandserhebung vierteljährlich zum Quartals-
ende durchgeführt. 

(3) Die Erhebungen nach § 128 Absätze 2 und 3 
erfolgen jährlich für das abgelaufende Kalender-
jahr. 

§ 131 
Auskunftspflicht 

(1) Für die Erhebungen besteht Auskunfts-
pflicht. Die Angaben nach § 129 Abs. 1 Nr. 3 sowie 
die Angaben zum Gemeindeteil nach § 128 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe c und § 128 Abs. 2 sind frei-
willig. 

(2) Auskunftspflichtig sind die zuständigen ört-
lichen und überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
sowie die kreisangehörigen Gemeinden und 
Gemeindeverbände, soweit sie Aufgaben nach 
diesem Gesetz wahrnehmen. 

§ 132 

Übermittlung, Veröffentlichung 

(1) An die fachlich zuständigen obersten Bun-
des- oder Landesbehörden dürfen für die Verwen-
dung gegenüber den gesetzgebenden Körper-
schaften und für Zwecke der Planung, jedoch 
nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom 
Statistischen Bundesamt und den statistischen 
Ämtern der Länder Tabellen mit statistischen 
Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit 
Tabellenfelder nur einen einzigen Fa ll  ausweisen. 
Tabellen, deren Tabellenfelder nur einen einzi-
gen Fall  ausweisen, dürfen nur dann übermittelt 
werden, wenn sie nicht differenzierter als auf 
Regierungsbezirksebene, im Falle der Stadtstaa-
ten auf Bezirksebene, aufbereitet sind. 
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(2) Die statistischen Ämter der Länder stellen 
dem Statistischen Bundesamt für Zusatzaufberei-
tungen des Bundes jährlich unverzüglich nach 
Aufbereitung der Bestandserhebung Einzelanga-
ben aus einer Zufallsstichprobe mit einem Aus-
wahlsatz von 25 vom Hundert der Leistungsemp-
fänger zur Verfügung. 

(3) Die Ergebnisse der Sozialhilfestatistik dür-
fen auf der Ebene der Gemeinde und Gemeinde-
teile veröffentlicht werden. Im übrigen bleiben 
die Vorschriften des § 16 des Bundesstatistikge-
setzes unberührt . 

§ 133 
Übermittlung an Kommunen 

Für ausschließlich statistische Zwecke dürfen 
den zur Durchführung statistischer Aufgaben 
zuständigen Stellen der Gemeinden und Gemein-
deverbände für ihren Zuständigkeitsbereich Ein-
zelangaben aus der Erhebung nach § 128 mit 
Ausnahme der Hilfsmerkmale übermittelt wer-
den, soweit die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 5 
des Bundestatistikgesetzes gegeben sind. 

§ 134 
Zusatzerhebungen 

Über Leistungen und Maßnahmen nach den 
Abschnitten 2 und 3 dieses Gesetzes, die nicht 
durch die Erhebungen nach § 127 Nr. 1 erfaßt sind, 
werden in mehrjährigen Abständen, beginnend 
1996, Zusatzerhebungen als Bundesstatistiken 
durchgeführt. Die Bundesregierung regelt Nähe-
res über den Kreis der Auskunftspflichtigen nach 
§ 131 Abs. 2, die Gruppen von Empfängern von 
laufender oder einmaliger Hilfe zum Lebensun-
terhalt oder Hilfe in besonderen Lebenslagen, den 
Zeitpunkt der Erhebungen und über die Erhe-
bungs- und Hilfsmerkmale durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates." 

32. § 147 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 147 

Übergangsregelung für die Kostenerstattung 
bei Übertritt aus dem Ausland 

Die Pflicht eines Trägers der Sozialhilfe zur 
Kostenerstattung, die nach der vor dem ... gel-
tenden Fassung des § 108 entstanden oder von der 
Schiedsstelle bestimmt worden ist, bleibt beste-
hen."  

33. Nach § 147a wird folgender § 147 b eingefügt: 

„§ 147 b 
Übergangsregelung für Deutsche im Ausland 

Deutsche, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Ausland haben und am 1. Juli 1992 Leistungen 
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nach § 119 bezogen haben, erhalten bei fort
-dauernder Bedürftigkeit weiterhin Sozialhilfe 

nach dieser Vorschrift in der bis zum ... geltenden 
Fassung, wenn sie zu diesem Zeitpunkt das 60. Le-
bensjahr vollendet hatten oder die Hilfe in einer 
Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen 
Einrichtung erhielten. Liegen die in Satz 1 zweiter 
Halbsatz genannten Voraussetzungen nicht vor, 
enden die Leistungen bei fortdauernder Bedürf-
tigkeit spätestens mit Ablauf des 30. Juni 
1995." 

Artikel 10 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
7. Juli 1992 (BGBl. I S. 1225), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 25b Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
 „Lebensunterhalt" die Worte „einschließlich der 

darüber hinaus erforderlichen einmaligen Leistun-
gen" angefügt. 

2. In § 27 g werden die Absätze 3 und 4 gestrichen. 

3. Nach § 27 g wird folgender § 27 h eingefügt: 

„§ 27h 

(1) Haben Beschädigte oder Hinterbliebene für 
die Zeit, für die Hilfe gewährt wird, nach bürgerli-
chem Recht einen Unterhaltsanspruch, geht dieser 
bis zur Höhe der geleisteten Aufwendungen auf 
den Träger der Kriegsopferfürsorge über. Der 
Übergang des Anspruchs ist ausgeschlossen, 
soweit der Unterhaltsanspruch durch laufende 
Zahlungen erfüllt wird. Gleiches gilt, wenn der 
Unterhaltspflichtige mit dem Beschädigten oder 
dem Hinterbliebenen im zweiten oder in einem 
entfernteren Grad verwandt ist, sowie für Unter-
haltsansprüche gegen Verwandte ersten Grades 
einer Beschädigten oder Hinterbliebenen, die 
schwanger ist oder ihr leibliches Kind bis zur 
Vollendung des 6. Lebensjahrs be treut. § 115 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch geht der Rege-
lung des Absatzes 1 Satz 1 vor. 

(2) Der Anspruch geht nur über, soweit der 
Beschädigte oder Hinterbliebene sein Einkommen 
und Vermögen nach den Bestimmungen des § 25 e 
Abs. 1, § 25f Absätze 1 bis 4, § 26 b Abs. 4, § 26 c 
Abs. 8 sowie § 27 d Abs. 5 einzusetzen hat. Der 
Übergang des Anspruchs gegen einen nach bür-
gerlichem Recht Unterhaltspflichtigen ist ausge-
schlossen, wenn dies eine unbillige Härte bedeuten 
würde; sie liegt in der Regel bei unterhaltspflichti-
gen Eltern vor, soweit einem Beschädigten oder 
Hinterbliebenen nach Vollendung des 21. Lebens-
jahres Hilfe zur Pflege nach § 26c oder Eingliede-
rungshilfe für Behinderte nach § 27 d gewährt wird. 
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(3) Der Übergang des Unterhaltsanspruchs wirkt 
außer unter den Voraussetzungen des bürgerli-

chen Rechts auf den Beginn der Hilfe nur dann 
zurück, wenn dem Unterhaltspflichtigen der 
Bedarf unverzüglich nach Kenntnis des Trägers der 
Kriegsopferfürsorge schriftlich mitgeteilt wurde. 
Wenn die Hilfe voraussichtlich auf längere Zeit 
gewährt werden muß, kann der Träger der Kriegs-
opferfürsorge bis zur Höhe der bisherigen monatli-
chen Aufwendungen auch auf künftige Leistungen 
klagen. 

(4) Ober die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 
ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden." 

Artikel 11 
Änderung des Gesetzes über die Durchführung 
von Statistiken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, 
der Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statistiken 
auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopferfür-
sorge und der Jugendhilfe in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3 veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 26. Juni 1990 (BGBl. I 
S. 1163, 1191), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Gesetzes werden die Worte 
"der Sozialhilfe und" gestrichen. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte "den Gebieten der 
Sozialhilfe und" durch die Worte "dem Gebiet" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wo rt  „Bundesrat" 
die Worte „höchstens einmal in zwei Jahren" 
eingefügt und die Worte „diesen Gebieten" 
durch die Worte „diesem Gebiet" ersetzt. Satz 2 
wird gestrichen. 

3. § 2 wird gestrichen. 

4. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Für die Angaben nach § 3 sind die für die 
Durchführung der Kriegsopferfürsorge sachlich 
zuständigen Stellen auskunftspflichtig." 

5. § 6 wird gestrichen. 

Artikel 12 
Änderung der Regelsatzverordnung 

Die Regelsatzverordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-1-3 veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 7. Oktober 1991 (BGBl. I S. 1971), 
wird wie folgt geändert: 
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§ 2 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres 50 vom 
Hundert,." 

2. Folgender Absatz 3 a wird eingefügt: 

„(3 a) Besteht der Haushalt aus vier oder mehr 
Hilfeempfängern, so beträgt ihr jewei liger Regel-
satz 98 vom Hundert der nach Absatz 1 festgesetz-
ten und sich aus Absatz 2 ergebenden Beträge." 

Artikel 13 
Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S....), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 19a wird aufgehoben. 

2. In § 21 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten „zur 
Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer auf 
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen" die 
Worte „oder Vermittlungsabsprachen der Bun-
desanstalt mit ausländischen Arbeitsverwaltun-
gen" eingefügt. 

3. § 40 Abs. 1 b Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. bei einer Unterbringung im Haushalt der 
Eltern der jeweils geltende Bedarf für Schüler 
nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes,". 

4. In § 44 Abs. 2 Satz 1 werden die Zahl „73" durch 
die Zahl „68" und die Zahl „65" durch die Zahl 
„63" ersetzt. 

5. In § 59 Abs. 2 Satz 2 werden die Zahl „80" durch 
die Zahl „75" und die Zahl „70" durch die Zahl 
„68" ersetzt. 

6. In § 62 b Abs. 1 werden die Worte „Richtlinien des 
Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit für die Vergabe von Beihilfen" bis „in 
Anspruch nehmen können" durch die Worte 
„Richtlinien des Bundesministers für Frauen und 
Jugend für die Vergabe von Zuwendungen (Bei-
hilfen) zur gesellschaftlichen, d. h. zur sprachli-
chen, schulischen, beruflichen und damit in Ver-
bindung stehenden sozialen Eingliederung jun-
ger Aussiedler und junger ausländischer Flücht-
linge „Garantiefonds — Schul- und Berufsbil-
dungsbereich — (RL-GF-SB) " — vom 1. Januar 
1993 (GMBl. S. 1146) oder nach den Richtlinien 
des Bundesministers für Frauen und Jugend für 
die Gewährung von Zuwendungen an die Otto 
Benecke Stiftung e.V., Bonn, für die Vergabe von 
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Beihilfen durch die Otto Benecke Stiftung e.V. an 
junge Aussiedler und junge ausländische Flücht-
linge zur Vorbereitung und Durchführung eines 
Hochschulstudiums „Garantiefonds — Hoch-
schulbereich — (RL-GF-H) " vom 1. Januar 1993 
(GMBl. S. 1154) in Anspruch nehmen können" 
ersetzt. 

7. Dem § 67 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In einem Betrieb kann Kurzarbeitergeld 
über einen Zeitraum über sechs Monate hinaus 
nur gewährt werden, wenn der Empfänger von 
Kurzarbeitergeld der Arbeitsvermittlung zur Ver-
fügung steht und der Arbeitgeber mit der Auf-
nahme einer Beschäftigung bei einem anderen 
Arbeitgeber einverstanden ist. Der Arbeitgeber 
hat dem Arbeitsamt den Empfänger von Kurz-
arbeitergeld nach Namen, Anschrift, Alter und 
Beruf zum Ablauf einer Bezugsfrist von sechs 
Monaten zu melden." 

8. In § 68 Abs. 4 Satz 1 werden die Zahl „68" durch 
die Zahl „67" und die Zahl „63 " durch die Zahl 
„60" ersetzt. 

9. In § 70 wird die Verweisung „127, 132 und 132 a" 
durch die Verweisung „127 und 132" ersetzt. 

10. Dem § 72 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Mit dem Antrag sind die Namen, Anschriften 
und Sozialversicherungsnummern der Arbeitneh-
mer mitzuteilen, für die Kurzarbeitergeld be an

-tragt wird." 

11. In § 87 wird die Verweisung „127, 132 und 132 a" 
durch die Verweisung „127 und 132" ersetzt. 

12. Nach § 88 Abs. 2 Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Mit dem Antrag sind die Namen, Anschriften 
und Sozialversicherungsnummern der Arbeitneh-
mer mitzuteilen, für die Schlechtwettergeld be an

-tragt wird. " 

13. In § 111 Abs. 1 werden die Zahl „68" durch die 
Zahl „67" und die Zahl „63" durch die Zahl „60" 
ersetzt. 

14. In § 112 Abs. 5 Nr. 4 Satz 2 wird die Verweisung 
„§ 112a Abs. 1 Satz 3" durch die Verweisung 
„§ 112a Abs. 3 Satz 1" ersetzt. 

15. § 112a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 112 a 

(1) Das für die Bemessung des Arbeitslosengel-
des nach § 112 maßgebende Arbeitsentgelt wird 
jeweils nach Ablauf eines Jahres seit dem Ende 
des Bemessungszeitraumes (Anpassungstag) ent-
sprechend der Veränderung der Bruttolohn- und 
-gehaltsumme je durchschnittlich beschäftigten 
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Arbeitnehmer vom vorvergangenen zum vergan-
genen Kalenderjahr an  die Entwicklung der 
Bruttoarbeitsentgelte angepaßt. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung bestimmt jeweils zum 30. Juni eines 
Kalenderjahres durch Rechtsverordnung den An-
passungsfaktor, der für die folgenden zwölf 
Monate maßgebend ist. Der Anpassungsfaktor 
errechnet sich, indem die Bruttolohn- und 
-gehaltsumme je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer für das vergangene Kalenderjahr 
durch die Bruttolohn- und -gehaltsumme für das 
vorvergangene Kalenderjahr geteilt wird; § 68 
Abs. 4 und § 121 Abs. 1 und 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch gelten entsprechend. 

(3) Ist das maßgebende Arbeitsentgelt nach 
§ 112 Abs. 7 bestimmt worden, tritt an  die Stelle 
des Endes des Bemessungszeitraumes der Tag, 
der dem Zeitraum vorausgeht, für den das 
Arbeitslosengeld bemessen worden ist. Die 
Anpassung unterbleibt, wenn am Anpassungstag 
die sich aus § 106 ergebende Dauer des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld auf weniger als 25 Tage 
gemindert ist. Erhöht sich das maßgebliche 
Arbeitsentgelt, ist eine Minderung des Arbeits-
losengeldes ausgeschlossen." 

16. § 117 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 3 a wird eingefügt: 

„(3 a) Hat der Arbeitslose wegen der Been-
digung des Beschäftigungsverhältnisses unter 
Aufrechterhaltung des Arbeitsverhältnisses 
eine Abfindung, Entschädigung oder ähnliche 
Leistung erhalten oder zu beanspruchen, gel-
ten Absätze 2 und 3 entsprechend." 

b) In Absatz 4 werden die Worte „in den Absätzen 
1 bis 2" durch die Worte „in den Absätzen 1 bis 
2, 3 a" ersetzt. 

17. In § 118 Abs. 3 Satz 2 werden die Zahl „32" durch 
die Zahl „33" und die Zahl „37" durch die Zahl 
„40" ersetzt. 

18. § 132a wird aufgehoben. 

19. § 136 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „58" durch die 
Zahl „57" und die Zahl „56" durch die Zahl 
„53" ersetzt. 

b) In Absatz 2 b Satz 2 wird die Verweisung 
„§ 112a Abs. 1 Satz 3" durch die Verweisung 
„§ 112a Abs. 3 Satz 1" ersetzt. 
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20. Nach § 150 werden folgende § 150a und 150 b 
eingefügt: 

„§ 150a 

(1) Die Bundesanstalt prüft, ob Leistungen nach 
diesem Gesetz zu Unrecht bezogen werden oder 
wurden, ob die Angaben des Arbeitgebers, die für 
die Leistungen erheblich sind, zutreffend beschei-
nigt wurden und ob ausländische Arbeitnehmer 
mit einer gültigen Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 
Satz 1 und nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedin-
gungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer 
beschäftigt werden oder wurden. Die Bundesan-
stalt ist berechtigt, zu diesen Zwecken Grund-
stücke und Geschäftsräume des Arbeitgebers 
während der Geschäftszeit zu be treten und dort 
Einsicht in die Lohn-, Melde- oder vergleichbaren 
Unterlagen des Arbeitgebers zu nehmen. Ist der 
Arbeitnehmer bei einem Dritten tätig, ist die 
Bundesanstalt zur Prüfung nach Satz 1 berechtigt, 
die Grundstücke und Geschäftsräume dieses Drit-
ten während der Geschäftszeit zu be treten. Die 
Bundesanstalt ist ferner ermächtigt, die Persona-
lien der in den Geschäftsräumen oder auf dem 
Grundstück des Arbeitgebers oder des Dritten 
tätigen Personen zu überprüfen. Die Sätze 2 und 3 
gelten bei Prüfungen im Verteidigungsbereich 
mit der Maßgabe, daß ein Betretensrecht nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Verteidigung ausgeübt werden kann. 

(2) Die Bundesanstalt ist bei ihren Prüfungen 
von den Krankenkassen, den Trägern der Renten-
versicherung, den in § 63 des Ausländergesetzes 
genannten Behörden, den nach Landesrecht für 
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach dem Gesetz zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit zuständigen Behörden, den Trä-
gem der Unfallversicherung und den für den 
Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden zu 
unterstützen; die Aufgaben dieser Behörden auf-
grund anderer Rechtsvorschriften bleiben unbe-
rührt. Für diese Behörden gelten die in Absatz 1 
Satz 2 bis 4 genannten Rechte. Die Behörden sind 
befugt, die im Rahmen ihrer Unterstützung nach 
Satz 1 erforderlichen Daten untereinander auszu-
tauschen. Die Prüfungen nach Absatz 1 Satz 1 
können mit anderen Prüfungen verbunden wer-
den; die Vorschriften über die Zusammenarbeit 
mit anderen Behörden bleiben unberührt. 

(3) Neben der Bundesanstalt führen die örtlich 
zuständigen Hauptzollämter die Aufgaben nach 
Absatz 1 Satz 1 in eigener Verantwortung durch. 
Die Prüfung erfolgt im Einvernehmen mit der 
Bundesanstalt. Die Hauptzollämter sind an  Erklä-
rungen der Bundesanstalt zu Rechtsfragen von 
grundsätzlicher Bedeutung gebunden. Absatz 1 
Satz 2 bis 5 und Absatz 2 gelten entsprechend. 

(4) Die Hauptzollämter haben die bei ihrer 
Aufgabenerfüllung nach Absatz 1 Satz 1 erhobe- 
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nen personenbezogenen Daten sowie Betriebs-  
und Geschäftsgeheimnisse ebenso wie die in § 35 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch genannten 
Leistungsträger als Sozialgeheimnis zu wahren. 
Das Zweite Kapitel des Zehnten Buches Sozialge-
setzbuch ist anzuwenden. 

(5) Jedermann hat die Prüfungen der Bundes-
anstalt und der in den Absätzen 2 und 3 genann-
ten Behörden nach Absatz 1 Satz 1 zu dulden und 
hierbei mitzuwirken sowie Auskünfte über Tatsa-
chen zu erteilen, die darüber Aufschluß geben, ob 
Leistungen nach diesem Gesetz zu Unrecht bezo-
gen werden oder wurden, ob die Angaben des 
Arbeitgebers, die für die Leistungen erheblich 
sind, zutreffend bescheinigt wurden, ob ausländi-
sche Arbeitnehmer mit einer gültigen Erlaubnis 
nach § 19 Abs. 1 Satz 1 und nicht zu ungünstige-
ren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deut-
sche Arbeitnehmer beschäftigt werden oder wur-
den, und die in Absatz 1 Satz 2 genannten 
Unterlagen vorzulegen. Arbeitgeber und Dritte 
haben das Betreten der Grundstücke und der 
Geschäftsräume nach Maßgabe des Absatzes 1 
Sätze 2 und 3 zu dulden. § 98 Abs. 2 Satz 2 Zehntes 
Buch Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. 

(6) Hat der Arbeitgeber die erforderlichen 
Daten in automatisierten Dateien gespeichert, hat 
er die Daten auf Verlangen und auf Kosten der 
Bundesanstalt und der Hauptzollämter aus den 
Datenbeständen auszusondern und auf maschi-
nenverwertbaren Datenträgern oder in Form von 
Listen zur Verfügung zu stellen. Der Arbeitgeber 
darf maschinenverwertbare Datenträger oder 
Datenlisten, die die erforderlichen Daten enthal-
ten, ungesondert zur Verfügung stellen, wenn die 
Aussonderung mit einem unverhältnismäßigen 
Aufwand verbunden wäre und überwiegende 
schutzwürdige Interessen des Be troffenen nicht 
entgegenstehen. In diesem Fall  hat die Bundesan-
stalt die erforderlichen Daten auszusondern. Die 
übrigen Daten dürfen darüber hinaus nicht verar-
beitet und genutzt werden. Sind die zur Verfü-
gung gestellten Datenträger oder Datenlisten für 
die in Absatz 1 genannten Zwecke nicht mehr 
erforderlich, sind sie unverzüglich zu vernichten 
oder auf Verlangen des Arbeitgebers zurückzu-
geben. 

„§ 150b 

Die Bundesanstalt soll von jemandem, der 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Unterhalts-
geld oder Übergangsgeld beantragt oder bezieht, 
die Hinterlegung der Lohnsteuerkarte verlangen, 
auf der nicht die Steuerklasse VI eingetragen ist; 
hiervon darf nur abgewichen werden, wenn über-
wiegende Interessen des zur Hinterlegung Ver-
pflichteten einer Hinterlegung entgegenstehen. 
Die Bundesanstalt darf die auf der Lohnsteuer-
karte eingetragenen Merkmale nicht verwerten. 
Die Lohnsteuerkarte ist nach Wegfall der Leistung 
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oder nach Ablauf des Kalenderjahres unverzüg-
lich zurückzugeben. Kommt der Verpflichtete der 
Aufforderung zur Hinterlegung aus von ihm zu 
vertretenden Gründen nicht nach, kann die Bun-
desanstalt die Leistungen bis zur Nachholung der 
Hinterlegung ganz oder teilweise versagen oder 
entziehen." 

21. Nach § 166 Abs. 3 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Soweit Kurzarbeitergeld gewährt wird, wird der 
Zuschuß längstens für eine Kurzarbeitergeldbe-
zugsfrist von bis zu sechs Monaten gezahlt." 

22. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 a wird wie folgt gefaßt: 

„3 a. entgegen § 150a Abs. 5 Satz 1 als 
Arbeitnehmer bei einer Prüfung 
nicht mitwirkt, eine dort genannte 
Auskunft nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig erteilt oder die in 
§ 150a Abs. 1 Satz 2 genannten 
Unterlagen nicht oder nicht vollstän-
dig vorlegt, ". 

bb) Nummer 7 b wird wie folgt gefaßt: 

„7 b. als Arbeitgeber oder Dritter entge-
gen § 150a Abs. 5 Satz 1 eine Prü-
fung nicht duldet, bei einer Prüfung 
nicht mitwirkt, eine do rt  genannte 
Auskunft nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig erteilt oder eine in 
§ 150a Abs. 1 Satz 2 genannte Unter-
lage nicht oder nicht vollständig vor-
legt oder entgegen § 150a Abs. 5 
Satz 2 das Betreten eines Grund-
stückes oder eines Geschäftsraumes 
nicht duldet oder" 

cc) Folgende Nummer 7c wird angefügt: 

„7 c. entgegen § 150a Abs. 6 Satz 1 als 
Arbeitgeber die erforderlichen Da-
ten nicht oder nicht vollständig zur 
Verfügung stellt." 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „Absatz 1 Nr. 7 b " 
durch die Angabe „Absatz 1 Nr. 7 b und c" 
ersetzt. 

23. § 237 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Verweisung „ § 111 Abs. 2, "  wird die 
Verweisung „§ 112a Abs. 2 Satz 1," einge-
fügt. 

b) Die Verweisung „sowie nach § 249c Abs. 13 
Satz 3" wird gestrichen. 
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24. Nach § 242n wird folgender § 242o eingefügt: 

„§ 242o 

(1) § 40 Abs. 1 b Nr. 1 in der bis zum ... (Tag vor 
Inkrafttreten der Änderung des § 40) geltenden 
Fassung ist weiterhin anzuwenden, wenn die 
Maßnahme vor dem ... (Tag des Inkrafttretens 
der Änderung des § 40) begonnen hat, der Antrag-
steller vor dem ... (Tag des Inkrafttretens der 
Änderung des § 40) in die Maßnahme eingetreten 
ist und Leistungen beantragt hat oder Leistungen 
vor dem ... (Tag des Inkrafttretens der Änderung 
des § 40) bewilligt worden sind. 

(2) § 44 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 2 in der bis 
zum ... (Tag vor dem Inkrafttreten der Änderung 
der §§ 44 und 59) geltenden Fassung sind wei-
terhin anzuwenden, wenn der Teilnehmer vor 
dem ... (Tag des Inkrafttretens der Änderung der 
§§ 44 und 59) in die Maßnahme eingetreten und er 
Unterhaltsgeld oder Übergangsgeld beantragt 
hat. 

(3) Die §§ 111 Abs. 1, 136 Abs. 1 und § 249e 
Abs. 3 Nr. 2 in der vom ... (Tag des Inkrafttretens 
der Änderung der §§ 111, 136, 249 e) an  geltenden 
Fassung gelten von diesem Zeitpunkt an  auch für 
Ansprüche, die vor diesem Zeitpunkt entstanden 
sind; insoweit ist über bereits zuerkannte Ansprü-
che neu zu entscheiden. Änderungsbescheide 
werden mit Wirkung vom ... (Tag des Inkrafttre-
tens der Änderung der §§ 111, 136, 249 e) an 

 wirksam. Überzahlte Leistungen sind zu erstatten. 
Der Anspruch auf Erstattung kann gegen einen 
Anspruch auf Unterhaltsgeld, Übergangsgeld, 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Alters-
übergangsgeld in voller Höhe aufgerechnet wer-
den, soweit der Leistungsberechtigte dadurch 
nicht hilfebedürftig im Sinne der Vorschriften des 
Bundessozialhilfegesetzes über die Hilfe zum 
Lebensunterhalt wird. 

(4) Abweichend von § 111 Abs. 2 Satz 1 
bestimmt der Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung neue Leistungssätze des Arbeitslo-
sengeldes für die Zeit vom ... (Tag des Inkraft-
tretens der Änderung des § 111 Abs. 1) bis 31. De-
zember 1993; § 111 Abs. 2 Satz 5 ist insoweit nicht 
anzuwenden. Für die Bestimmung der Leistungs-
sätze des Unterhaltsgeldes, des Kurzarbeitergel-
des, des Schlechtwettergeldes, der Arbeitslosen-
hilfe und des Altersübergangsgeldes gilt Satz 1 
entsprechend. Die Rechtsverordnung bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 

(5) § 112a ist mit folgenden Maßgaben anzu-
wenden: 
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a) Bei Arbeitsentgelten, die in der Zeit vom .. . 
(6 Monate vor dem Tage des Inkrafttretens der 
Neufassung des § 249c Abs. 13) bis ... (Tag vor 
dem Tage des Inkrafttretens der Neufassung 
des § 249c Abs. 13) mit einem Anpassungssatz 
nach § 249c Abs. 13 in der bis zum ... (Tag vor 
dem Inkrafttreten der Neufassung des § 249 c 
Abs. 13) geltenden Fassung erhöht worden 
sind, tritt an die Stelle des Endes des Bemes-
sungszeitraumes der Tag, der dem letzten 
Anpassungstag vorausgeht. 

b) Der in der Zeit vom ... (Tag des Inkrafttretens 
der Neufassung des § 112 a) bis zum 30. Juni 
1994 außerhalb des Beitrittsgebietes geltende 
Anpassungsfaktor ergibt sich, indem der in 
diesem Gebiet vom 1. Juli 1993 an geltende 
Anpassungssatz als Dezimalzahl dargestellt 
und um 1 erhöht wird. 

c) Für Ansprüche nach der Verordnung über 
die Gewährung von Vorruhestandsgeld vom 

8. Februar 1990 (GBl. I Nr. 7 S. 42), die ge-
maß Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet E Ab-
schnitt III Nr. 5 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 (BGBl. II S. 885, 1210) mit 
Maßgaben fortgilt, ist § 112a in Verbindung 
mit § 249c Abs. 13 in der bis zum ... (Tag des 
Inkrafttretens dieser Vorschriften) geltenden 
Fassung weiterhin entsprechend anzuwen-
den. 

(6) § 242 m Abs. 2 ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß das Eingliederungsgeld 60 vom Hundert 
des um die gesetzlichen Abzüge, die bei Arbeit-
nehmern gewöhnlich anfallen, verminderten Ar-
beitsentgelts beträgt; § 111 Abs. 2 Satz 6 sowie 
§ 242 o Abs. 3 Satz 3 und 4 gelten entspre-
chend." 

25. § 249c Abs. 13 wird wie folgt gefaßt: 

„(13) Bis zur Herstellung einheitlicher Entgelt-
verhältnisse im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland ist § 112a Abs. 2 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der Anpassungsfaktor jeweils 
gesondert für das Beitrittsgebiet und das Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand 
vor dem 3. Oktober 1990 entsprechend der Ent-
wicklung der Bruttoarbeitsentgelte in dem jewei-
ligen Gebiet zu bestimmen ist. Beruht das Arbeits-
entgelt überwiegend auf Zeiten mit Arbeitsent-
gelten aus dem Beitrittsgebiet, ist der Anpas-
sungsfaktor diese Gebietes, im übrigen der 
Anpassungsfaktor des Gebietes der Bundesrepu-
blik Deutschland nach dem Stand vor dem 3. Ok-
tober 1990 anzuwenden." 

26. In § 249e Abs. 3 Nr. 2 wird die Zahl „65" durch die 
Zahl „62" ersetzt. 
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Artikel 14 
Änderung der Verordnung 

über das Ruhen von Lohnersatzleistungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz 

bei Zusammentreffen mit Versorgungsleistungen 
der Versorgungssysteme 

In § 1 Abs. 2 Nr. 1 der Verordnung über das Ruhen 
von Lohnersatzleistungen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz bei Zusammentreffen mit Versorgungs-
leistungen der Versorgungssysteme vom 22. Februar 
1991 (BGBl. I S. 502), die durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2044) geändert 
wurde, werden die Zahl „32" durch die Zahl „33" und 
die Zahl „37" durch die Zahl „40" ersetzt. 

Artikel 15 
Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3845), zuletzt geändert durch ... , 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 95 Abs. 3 Satz 2 werden nach den Worten 
„Bundesanstalt für Arbeit, " die Worte „die Haupt-
zollämter," eingefügt. 

2. § 96 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Unbrauchbare und weitere Sozialversi-
cherungsausweise sind zurückzugeben." 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Jeder Beschäftigte darf nur einen, auf 
seinen Namen ausgestellten Sozialversi-
cherungsausweis besitzen. " 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 14 
entfällt 

Artikel 14a 
Maßgabe zur 

AFG-Leistungsverordnung 1993 

Vorbehaltlich des § 242 o Abs. 1 des Arbeitsförde-
rungsgesetzes ist § 1 Abs. 1 Nr. 1 der AFG-Leistungs-
verordnung vom 18. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2354) 
vom ... (Tag des Inkrafttretens des Artikels 13 Nr. 4) 
an mit der Maßgabe anzuwenden, daß für Bezieher 
von Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes die Leistungssätze für 
Bezieher von Arbeitslosengeld nach § 111 Abs. 1 Nr. 1 
des Arbeitsförderungsgesetzes und für Bezieher von 
Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes die Leistungssätze für 
Bezieher von Arbeitslosengeld nach § 111 Abs. 1 Nr. 2 
des Arbeitsförderungsgesetzes gemäß der der Ver-
ordnung als Anlage 2 beigefügten Tabelle gelten. 

Artikel 15 

unverändert 
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b) Dem Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Beschäftigte ist verpflichtet, der Einzugs-
stelle den Verlust des Sozialversicherungsaus-
weises oder sein Wiederauffinden unverzüglich 
anzuzeigen." 

3. In § 99 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten „im 
Baugewerbe," die Worte „im Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe, im Personen- und Güter-
beförderungsgewerbe, " eingefügt. 

4. § 107 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Bundesanstalt für Arbeit ist ferner ermäch-
tigt, die Personalien der auf den Grundstücken 
oder in den Geschäftsräumen tätigen Personen 
zu überprüfen." 

b) Im bisherigen Satz 4 werden die Worte „Sie ist 
hierbei" durch die Worte „Bei ihren Prüfungen 
ist sie" ersetzt. 

5. § 111 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Nummern 5 a bis 
5 c eingefügt: 

„5 a. entgegen § 96 Abs. 2 Satz 3 einen Sozial-
versicherungsausweis nicht zurückgibt, 

5 b. entgegen § 96 Abs. 2 Satz 4 mehr als einen 
Sozialversicherungsausweis besitzt, 

5 c. entgegen § 96 Abs. 3 Satz 4 den Verlust 
eines Sozialversicherungsausweises oder 
sein Wiederauffinden nicht oder nicht 
rechtzeitig anzeigt," 

b) In Abs. 4 werden die Angaben „nach Abs. 1 
Nr. 6 und 6 a" durch die Angaben „nach Abs. 1 
Nr. 5 a bis 6 a" ersetzt. 

6. In § 112 Abs. 1 Nr. 4 werden die Angaben „4, 8 und 
Abs. 2" durch die Angaben „4, 5 a bis 5 c, 8 und 
Abs. 2" ersetzt. 

Artikel 16 
Änderung des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch 

§ 203 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I 
S. 2477), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2266) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefaßt: 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 16 
entfällt 
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„§ 203 
Meldepflichten bei Bezug von Erziehungsgeld 

„Die Erziehungsgeldstelle unterrichtet die zustän-
dige Krankenkasse unverzüglich über Beginn und 
Ende der Zahlung des Erziehungsgeldes. Die zustän-
dige Krankenkasse unterrichtet die Erziehungsgeld-
stelle unverzüglich über Beginn und Ende einer 
krankenversicherungspflichtigen Beschäftigung von 
Erziehungsgeldbeziehern." 

Artikel 17 
Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

Nach § 89g des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
— Kinder- und Jugendhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. Juni 1990 — BGBl. I S. 1163, 1166), das zuletzt 
durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl I  S. . . .) 
geändert wurde, wird folgender § 89h eingefügt: 

„§ 89h 
Schiedsrichterliches Verfahren 

(1) Streitigkeiten zwischen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe über die Anwendung der Vorschriften 
dieses Abschnitts werden durch Schiedsgerichte ent-
schieden. Soweit nach anderen Gesetzen die Rege-
lungen dieses Buches über die Kostenerstattung anzu-
wenden sind, gilt Satz 1 entsprechend. 

(2) Die Schiedsgerichte entscheiden auch über 
Streitigkeiten zwischen Trägern der Sozialhilfe und in 
der Jugendhilfe nach § 113 a des Bundessozialhilfege-
setzes sowie über Streitigkeiten zwischen Trägern der 
Sozialhilfe und Trägern der öffentlichen Jugend-
hilfe. 

(3) Die Bundesregierung regelt das Nähere über die 
Bildung und Zusammensetzung der Schiedsgerichte, 
ihre sachliche und örtliche Zuständigkeit sowie das 
Verfahren und die Kosten des Verfahrens durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates."  

Artikel 18 
Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
im Kohlenbergbau 

(Viertes Bergarbeiterwohnungsbau
-änderungsgesetz — 4. BergArbWoBauÄndG) 

§1 
Änderung des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh-
nungsbaues im Kohlenbergbau in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. Mai 1957 (BGBl. I S. 418), 
zuletzt geändert durch Artikel 53 des Gesetzes vom 
18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261), wird wie folgt 
geändert: 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 17 
unverändert 

Artikel 18 
Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
im Kohlenbergbau 

(Viertes Bergarbeiterwohnungsbau

-

änderungsgesetz — 4. BergArbWoBauÄndG) 

§ 1 
Änderung des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh-
nungsbaues im Kohlenbergbau in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. Mai 1957 (BGBl. I S. 418), 
zuletzt geändert durch Artikel 53 des Gesetzes vom 
18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261), wird wie folgt 
geändert: 
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1. Die §§ 1 bis 3, 7 a, 9 a bis 11, 13 bis 15, 20, 22, 25 
und 26 werden aufgehoben; die §§ 7, 8, 23 und 24 a 
werden gestrichen. 

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Bei der 
Gewährung von Mitteln des Treuhandvermögens 
zum Bau von Mietwohnungen" durch die Worte 
„Bei Mietwohnungen, die mit Mitteln des Treu-
handvermögens gefördert worden sind," ersetzt. 

3. § 9 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 9 

Die in den §§ 4 bis 6 fü Wohnungen ge troffenen 
Vorschriften gelten für einzelne Wohnräume ent-
sprechend. " 

4. § 12 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die treuhänderische Verwaltung des Treu-
handvermögens wird von Stellen (Treuhandstel-
len) wahrgenommen, die das Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
beauftragt." 

5. § 16 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 16 

(1) Die Treuhandstelle hat das Treuhandvermö-
gen für den Bund im Rahmen einer ordnungsmäßi-
gen Geschäftsführung getrennt von anderem Ver-
mögen zu verwalten. 

(2) Die Treuhandstelle sorgt für die Durchfüh-
rung der abgeschlossenen Verträge und wickelt 
das Treuhandvermögen ab. Die bei der Durchfüh-
rung dieser Aufgaben entstehenden notwendigen 
Verwaltungskosten der Treuhandstelle können, 
soweit sie nicht vom Darlehensnehmer zu tragen 
sind, mit Zustimmung des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau aus Mit-
teln des Treuhandvermögens gedeckt werden."  

§  

Überleitungsvorschriften 

(1) Die Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaus 
aus dem Treuhandvermögen des Bundes wird mit 
Wirkung vom 1. Januar 1995 eingestellt. 

(2) Die zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs-
baus bis zum 31. Dezember 1994 zu Lasten des 
Treuhandvermögens des Bundes eingegangenen 
Verpflichtungen bleiben hiervon unberüh rt  und wer-
den den ge troffenen Vereinbarungen entsprechend 
durch die Treuhandstelle abgewickelt. 

(3) Die Abwicklung des Treuhandvermögens erfolgt 
in der Weise, daß die Treuhandstelle den Überschuß 
der Einnahmen über die Ausgaben jeweils zum 
30. Juni und 31. Dezember eines Jahres bis zur 
vollständigen Abwicklung des Treuhandvermögens 
an  den Bundeshaushalt abführt. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

1. § 24 a wird gestrichen. 

2. In § 11 Abs. 1 wird nach Buchstabe c folgender Satz 
eingefügt 

„Ab dem Programmjahr 1995 sind die Treuhand-
mittel vorrangig in den Kohlenbezirken der Län-
der Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen einzusetzen. 

3. entfällt 

4. entfällt 

5. entfällt 

§  
entfällt 
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Artikel 20 
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(4) Sofern Verbindlichkeiten des Treuhandvermö-
gens nicht erfüllt werden können, weil die Einnahmen 
des Treuhandvermögens geringer sind als die Aus-
gaben, erfolgt die Erfüllung aus dem Bundeshaus-
halt. 

§3 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 19 
Änderung des Seeaufgabengesetzes 

Das Seeaufgabengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Januar 1987 (BGBl. I 
S. 541), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. August 1992 (BGBl. I S. 1564), wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 werden nach dem 
Komma die Worte 

„ soweit  nicht in einer Rechtsverordnung nach § 9a 
eine andere zuständige Stelle bestimmt ist, „  ange-
fügt. 

2. Dem § 9a wird folgender Satz angefügt: 

„Er wird ferner ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Ausführung der Aufgaben nach § 1 Nr. 5 
in Abweichung von § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 auf eine 
andere zuständige Stelle zu übertragen." 

Artikel 20 
Änderung der Honorarordnung 
für Architekten und Ingenieure 

Die Honorarordnung für Architekten und Inge-
nieure in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. März 1991 (BGBl. I S. 533), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Nach § 4 wird folgender § 4 a eingefügt: 

„§ 4a 

Abweichende Honorarermittlung 

Die Vertragsparteien können abweichend von 
den in der Verordnung vorgeschriebenen Honorar-
ermittlungen schriftlich bei Auftragserteilung ver-
einbaren, daß das Honorar auf Grundlage einer 
nachprüfbaren Ermittlung der voraussichtlichen 
Herstellungskosten nach Kostenberechnung oder 
nach Kostenanschlag berechnet wird. Soweit auf 
Veranlassung des Auftraggebers Mehrleistungen 
des Auftragnehmers erforderlich werden, sind 
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diese Mehrleistungen zusätzlich zu honorieren. 
Verlängert sich die Planungs- und Bauzeit wesent-
lich durch Umstände, die der Auftragnehmer nicht 
zu vertreten hat, kann für die dadurch verursachten 
Mehraufwendungen ein zusätzliches Honorar ver-
einbart werden. " 

2. In § 5 wird folgender Absatz 4 a eingefügt: 

„(4 a) Für besondere Leistungen, die unter Aus-
schöpfung der technisch-wirtschaftlichen Lösungs-
möglichkeiten zu einer wesentlichen Kostensen-
kung ohne Verminderung des Standards führen, 
kann ein Erfolgshonorar zuvor schriftlich verein-
bart werden, das bis zu 20 vom Hundert der vom 
Auftragnehmer durch seine Leistungen eingespar-
ten Kosten betragen kann." 

Artikel 21 
Änderung der Kostenordnung 

Nach § 144 der Kostenordnung in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch .. . 
geändert worden ist, wird folgender § 144a einge-
fügt: 

„§ 144a 

Besondere Gebührenermäßigung 

Bei Geschäften, die in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet belegene Grund-
stücke betreffen und bei denen die in § 144 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Kostenschuldner nach § 2 
Nr. 1 zur Zahlung der Kosten verpflichtet sind, ermä-
ßigen sich die Gebühren, die dem Notar für seine 
Tätigkeit selbst zufließen und vor dem 1. Januar 2004 
fällig werden, um 20 vom Hundert sowie um weitere 
Vomhundertsätze entsprechend § 144 Abs. 1 Satz 1. 
Den in Satz 1 genannten Kostenschuldnern steht die 
Treuhandanstalt gleich. § 144 Abs. 1 Satz 2 gilt 
sinngemäß. Die Ermäßigungsbestimmungen des Eini-
gungsvertrages sind nicht anzuwenden." 

ABSCHNITT 2 

Steuerliche Maßnahmen 

Artikel 22 
Änderung der Abgabenordnung 

§ 240 Abs. 3 der Abgabenordnung vom 16. März 
1976 (BGBl. I S. 613; 1977 I S. 269), die zuletzt durch 
Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 
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„(3) Bei Zahlung nach § 224 Abs. 2 Nr. 2 wird ein 
Säumniszuschlag bei einer Säumnis bis zu fünf Tagen 
nicht erhoben." 

Artikel 23 
Änderung des Einführungsgesetzes 

zur Abgabenordnung 

Dem Artikel 97 § 16 des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S....) geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Vorschrift des § 240 Ab s . 3 der Abgaben-
ordnung in der Fassung von Artikel 22 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I  S. . . .) ist erstmals auf Säumniszu-
schläge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1993 verwirkt werden." 

Artikel 24 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898, 1991 S. 808), zuletzt geändert durch Arti-
kel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 Nr. 46 wird aufgehoben. 

2. § 10 Abs. 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 

3. § 10e Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Steuerpflichtige kann von den Herstel-
lungskosten einer Wohnung in einem im Inl and 
belegenen eigenen Haus oder einer im Inl and 
belegenen eigenen Eigentumswohnung zuzüglich 
der Hälfte der Anschaffungskosten für den dazuge-
hörenden Grund und Boden (Bemessungsgrund-
lage) im Jahr der Fertigstellung und in den drei 
folgenden Jahren jeweils bis zu 6 vom Hunde rt , 
höchstens jeweils 19 800 Deutsche Mark, und in 
den vier darauffolgenden Jahren jeweils bis zu 
5 vom Hundert , höchstens jeweils 16 500 Deutsche 
Mark, wie Sonderausgaben abziehen. Vorausset-
zung ist, daß der Steuerpflichtige die Wohnung 
hergestellt und in dem jewei ligen Jahr des Zeit-
raums nach Satz 1 (Abzugszeitraum) zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt hat und die Wohnung keine 
Ferienwohnung oder Wochenendwohnung ist. 
Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt auch 
vor, wenn Teile einer zu eigenen Wohnzwecken 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 23 
unverändert 

Artikel 24 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898, 1991 S. 808), zuletzt geändert durch Arti-
kel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. entfällt 1 ) 

2. entfällt 

3. unverändert 

1 ) Vgl. Fußnote zu Artikel 26. 
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genutzten Wohnung unentgelt lich zu Wohnzwek-
ken überlassen werden. Hat der Steuerpflichtige 
die Wohnung angeschafft, so sind die Sätze 1 bis 3 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle 
des Jahres der Fertigstellung das Jahr der Anschaf-
fung und an die Stelle der Herstellungskosten die 
Anschaffungskosten treten; hat der Steuerpflich-
tige die Wohnung nicht bis zum Ende des zweiten 
auf das Jahr der Fertigstellung folgenden Jahres 
angeschafft, kann er von der Bemessungsgrund-
lage im Jahr der Anschaffung und in den drei 
folgenden Jahren höchstens jeweils 9 000 Deut-
sche Mark, und in den vier darauffolgenden Jahren 
höchstens jeweils 7 500 Deutsche Mark, abziehen. 
§ 6 b Abs. 6 gilt sinngemäß. Bei einem Anteil an der 
zu eigenen Wohnzwecken genutzten Wohnung 
kann der Steuerpflichtige den entsprechenden Teil 
der Abzugsbeträge nach Satz 1 wie Sonderausga-
ben abziehen. Werden Teile der Wohnung nicht zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt, ist die Bemes-
sungsgrundlage um den auf den nicht zu eigenen 
Wohnzwecken entfallenden Teil zu kürzen. Satz 4 
ist nicht anzuwenden, wenn der Steuerpflichtige 
die Wohnung oder einen Anteil daran von seinem 
Ehegatten anschafft und bei den Ehegatten die 
Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 vorliegen." 

4. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Einnahmen aus der Veräußerung 

a) von Dividendenscheinen und sonstigen 
Ansprüchen durch den Inhaber des 
Stammrechts, 

b) von Zinsscheinen durch den Inhaber der 
Schuldverschreibung, 

wenn die dazugehörigen Aktien, sonstigen 
Anteile oder Schuldverschreibungen nicht 
mitveräußert werden. Die Besteuerung 
nach Buchstabe a tritt an  die Stelle der 
Besteuerung nach Abs. 1 Nr. 1." 

b) Folgender neuer Absatz 2 a wird eingefügt: 

„ (2 a) Einkünfte aus Kapitalvermögen im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 erzielt der 
Anteilseigner. Anteilseigner ist derjenige, dem 
die Anteile an  dem Kapitalvermögen im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 1 im Zeitpunkt des Gewinn-
verteilungsbeschlusses nach § 39 der Abgaben-
ordnung zuzurechnen sind. Sind einem Nieß-
braucher oder Pfandgläubiger die Einnahmen 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 oder 2 zuzurech-
nen, gilt er als Anteilseigner. 
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5. Die Tabelle in § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a wird 
wie folgt gefaßt: 

Bei Beginn 
der Rente 
vollendetes 
Lebensjahr 
des Renten- 
berechtigten 

Er
-

trags
-

anteil 

v H 

Bei Beginn 
der Rente 
vollendetes 
Lebensjahr 
des Renten- 
berechtigten 

Er -
trags

-

anteil 

v H 

Bei Beginn 
der Rente 
vollendetes 
Lebensjahr 
des Renten

-

berechtigten 

Er -
trags

-

anteil 

v. H. 

0 bis 	3 73 44 49 68 23 
4 bis 	5 72 45 48 69 22 
6 bis 	8 71 46 47 70 21 
9 bis 11 70 47 46 71 20 
12 bis 13 69 48 45 72 19 
14 bis 15 68 49 44 73 18 
16 bis 17 67 50 43 74 17 
18 bis 19 66 51 42 75 16 
20 bis 21 65 52 41 76 15 
22 bis 23 64 53 40 77 14 
24 bis 25 63 54 39 78 13 
26 bis 27 62 55 38 79 12 

28 61 56 37 80 bis 81 11 
29 bis 30 60 57 36 82 10 

31 59 58 35 83 9 
32 bis 33 58 59 34 84 bis 85 8 

34 57 60 32 86 bis 87 7 
35 56 61 31 88 6 

36 bis 37 55 62 30 89 bis 91 5 
38 54 63 29 92 bis 93 4 
39 53 64 28 94 bis 96 3 
40 52 65 27 ab 97 2 

41 bis 42 51 66 26 
43 50 67 25 

6. Dem § 39 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Gemeinde hat die Ausstellung einer Ersatz

-

Lohnsteuerkarte dem für den Arbeitnehmer örtlich 
zuständigen Finanzamt und Arbeitsamt unverzüg-
lich mitzuteilen." 

7. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 14 wird wie folgt gefaßt: 

„(14) Für nach dem 31. Dezember 1986 und 
vor dem 1. Januar 1991 hergestellte oder ange-
schaffte Wohnungen im eigenen Haus oder 
Eigentumswohnungen sowie in diesem Zeit-
raum fertiggestellte Ausbauten oder Erweite-
rungen ist § 10 e des Einkommensteuergesetzes 
1990 in der Fassung der Bekanntmachung vom 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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7. September 1990 (BGBl. I S. 1898, 1991 I S. 808) 
weiter anzuwenden. Für nach dem 31. Dezem-
ber 1990 hergestellte oder angeschaffte Woh-
nungen im eigenen Haus oder Eigentumswoh-
nungen sowie in diesem Zeitraum fertiggestellte 
Ausbauten oder Erweiterungen ist § 10e des 
Einkommensteuergesetzes in der durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 24. Juni 1991 (BGBl. I 
S. 1322) geänderten Fassung weiter anzuwen-
den. Abweichend von Satz 2 ist § 10 e Abs. 1 bis 5 
und 6 bis 7 in der durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297) geänder-
ten Fassung erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1991 bei Objekten im Sinne des § 10e 
Abs. 1 und 2 anzuwenden, wenn im Fall der 
Herstellung der Steuerpflichtige nach dem 
30. September 1991 den Bauantrag gestellt oder 
mit der Herstellung begonnen hat oder im Fall 
der Anschaffung der Steuerpflichtige das 
Objekt nach dem 30. September 1991 auf Grund 
eines nach diesem Zeitpunkt rechtswirksam 
abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat 
oder mit der Herstellung des Objekts nach dem 
30. September 1991 begonnen worden ist. § 10 e 
Abs. 5 a ist erstmals bei in § 10e Abs. 1 und 2 
bezeichneten Objekten anzuwenden, für die 
der Steuerpflichtige den Bauantrag nach dem 
31. Dezember 1991 gestellt oder, falls ein solcher 
nicht erforderlich ist, mit deren Herstellung er 
nach diesem Zeitpunkt begonnen hat. In den 
Fällen des § 10e Abs. 1 Satz 4 ist § 10 e Abs. 5 a 
erstmals anzuwenden, wenn der Steuerpflich-
tige das Objekt auf Grund eines nach dem 
31. Dezember 1991 rechtswirksam abgeschlos-
senen obligatorischen Vertrags oder gleichste-
henden Rechtsakts angeschafft hat. § 10 e Abs. 1 
Satz 4 in der Fassung dieses Gesetzes ist erst-
mals anzuwenden, wenn der Steuerpflichtige 
das Objekt auf Grund eines nach dem 31. De-
zember 1993 rechtswirksam abgeschlossenen 
obligatorischen Vertrags oder gleichstehenden 
Rechtsakts angeschafft hat. 

b) Folgender Absatz 20 a wird eingefügt: 

„ (20 a) Wenn die Dividende zivilrechtlich 
nicht dem Anteilseigner zusteht, ist § 20 Abs. 2 
Nr. 2 und Abs. 2 a erstmals in den Fällen 
anzuwenden, in denen die Trennung zwischen 
Anteil und Dividendenanspruch nach dem 
31. Dezember 1993 erfolgt." 

Artikel 25 
Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz vom 28. Juli 1969 
(BGBl. I S 986), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297), wird 
wie folgt geändert: 
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1. In § 17 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b werden folgende 
Doppelbuchstaben dd und ee eingefügt: 

„dd) zur Anrechnung oder Erstattung von Kapital-
ertragsteuer berechtigenden Teilen der Aus-
schüttung, 

ee) Be trag anzurechnender oder zu erstattender 
Kapitalertragsteuer," 

2. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt: 
„§ 18a 

(1) Ein Steuerabzug vom Kapitalertrag in Höhe 
von 30 vom Hundert des ausgeschütteten Be trags 
wird erhoben von 

1. Ausschüttungen im Sinne des § 17, soweit sie 
nicht enthalten 

a) Gewinne aus der Veräußerung von Wertpa-
pieren und Bezugsrechten auf Anteile an 

 Kapitalgesellschaften, 

b) Gewinne aus der Veräußerung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen Rechten, 
wenn der Zeitraum zwischen der Anschaf-
fung und der Veräußerung mehr als zwei 
Jahre beträgt, 

c) die auf diese Gewinne entfallenden Teile des 
Ausgabepreises der Anteilscheine; 

2. Ausschüttungen im Sinne des § 18. 

(2) Die für den Steuerabzug von Kapitalerträ-
gen im Sinne des § 43 Abs. 1 Nr. 7 und Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes geltenden Vor-
schriften des Einkommensteuergesetzes sind 
entsprechend anzuwenden." 

3. Nach § 20a wird folgender neuer § 21 eingefügt: 
„§ 21 

§ 17 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuchstaben 
dd) und ee) sowie § 18a sind erstmals auf Ausschüt-
tungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1993 
zufließen." 

Artikel 26 
Änderung des Gesetzes 
über Bergmannsprämien 

Das Gesetz über Bergmannsprämien in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Mai 1969 (BGBl. I 
S. 484), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 7. Mai 1980 (BGBl. I S. 532), wird wie folgt 
geändert: 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 26 
entfällt 1 ) 

1) Herausnahme erfolgt, weil in der Sitzung des Bundesfinanz-
ministers mit den vier Länderfinanzministern/Vertretern 
der Bundestags-Fraktionen am 30. März 1993 kein Einver-
nehmen über die Aufhebung der Steuerfreiheit der Berg-
mannsprämie erzielt werden konnte. 
Die Herausnahme steht unter dem Vorbehalt, daß an den in 
dieser Sitzung einvernehmlich beschlossenen Ausgabekür-
zungen festgehalten wird. 
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1. § 4 wird aufgehoben. 

2. In § 7 wird das Datum „31. März 1980" durch das 
Datum „31. Dezember 1993" ersetzt. 

3. § 8 wird gestrichen. 

Artikel 27 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

§ 49 Abs. 1 Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes in . 
der Fassung der Bekanntmachung vom .. . . (BGBl. I 
S....), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S....), wird gestrichen. 

Artikel 28 
Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt 
geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom .. . 
(BGBl. I S....), wird wie folgt geändert: 

1. § 22 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. bei einem Gewerbebetrieb, wenn der nach § 30 
abgerundete We rt, der sich für den Beginn 
eines Kalenderjahrs ergibt, nach oben um 
mehr als 200 000 DM oder nach unten um mehr 
als 100 000 DM von dem Einheitswert des 
letzten Feststellungszeitpunkts abweicht. 

2. § 110 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei der Ermittlung des Werts des sonstigen 
Vermögens bleibt der Wert der Wirtschaftsgüter, 
der sich nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 ergibt, bis zu 
einem Be trag von 10 000 Deutsche Mark außer 
Ansatz. Ein nach Anwendung des Satzes 1 verblei-
bender Teil des Freibetrags ist vom Wert der 
Wirtschaftsgüter nach Absatz 1 Nr. 3 abzuzie-
hen. " 

3. In § 124 Abs. 1 wird die Jahreszahl „1993"  durch 
die Jahreszahl „1995" ersetzt. 

4. Anlage 9 wird wie folgt gefaßt: 

„Anlage 9 
(Zu § 14) 

Kapitalwert 
einer lebenslänglichen Nutzung oder Leistung 
im Jahresbetrag von einer Deutschen Mark 

Der Kapitalwert ist nach der „Sterbetafel für die 
Bundesrepublik Deutschland 1986/1988; Gebiets-
stand seit dem 3. Oktober 1990" unter Berücksich-
tigung von Zwischenzinsen und Zinseszinsen mit 
5,5 vom Hundert errechnet worden. Der Kapital-
wert der Tabelle ist der Mittelwert zwischen dem 
Kapitalwert für jährlich vorschüssige und jährlich 
nachschüssige Zahlungsweise. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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Vollendetes 
Lebensalter 
in Jahren 

Männer Frauen 

0 17,908 18,136 
1 18,040 18,239 
2 18,019 18,227 
3 17,992 18,210 

4 17,961 18,189 

5 17,927 18,166 
6 17,891 18,142 
7 17,853 18,115 
8 17,813 18,087 
9 17,769 18,058 

10 17,723 18,026 
11 17,674 17,993 
12 17,623 17,958 
13 17,569 17,921 
14 17,512 17,882 

15 17,453 17,842 

16 17,393 17,800 
17 17,332 17,756 
18 17,272 17,712 
19 17,212 17,665 

20 17,151 17,616 
21 17,086 17,564 
22 17,018 17,510 
23 16,945 17,452 
24 16,867 17,392 

25 16,785 17,328 
26 16,699 17,261 
27 16,608 17,190 
28 16,512 17,116 
29 16,411 17,038 

30 16,306 16,956 
31 16,196 16,870 
32 16,080 16,781 
33 15,960 16,687 
34 15,833 16,589 

35 15,700 16,486 
36 15,562 16,379 
37 15,417 16,267 

38 15,267 16,150 

39 15,109 16,029 

40 14,945 15,902 
41 14,775 15,770 
42 14,598 15,632 
43 14,415 15,489 
44 14,225 15,341 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 
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Vollendetes 
Lebensalter 
in Jahren 

Männer Frauen 

45 14,030 15,186 
46 13,828 15,025 
47 13,620 14,858 
48 13,406 14,684 
49 13,187 14,503 

50 12,961 14,316 
51 12,730 14,122 
52 12,494 13,920 
53 12,253 13,711 
54 12,008 13,495 

55 11,759 13,271 
56 11,506 13,040 
57 11,249 12,801 
58 10,987 12,553 
59 10,720 12,298 

60 10,448 12,034 
61 10,171 11,763 
62 9,889 11,484 
63 9,603 11,197 
64 9,313 10,903 

65 9,019 10,601 
66 8,723 10,292 
67 8,422 9,977 
68 8,120 9,654 
69. 7,816 9,325 

70 7,511 8,990 
71 7,206 8,650 
72 6,904 8,307 
73 6,604 7,962 
74 6,310 7,616 

75 6,020 7,271 
76 5,738 6,930 
77 5,464 6,592 
78 5,198 6,261 
79 4,941 5,937 

80 4,693 5,622 
81 4,456 5,317 
82 4,228 5,022 
83 4,010 4,739 
84 3,802 4,468 

85 3,603 4,210 
86 3,415 3,964  
87 3,235 3,731 
88 3,065 3,511 
89 2,904 3,304 

Ergebnisse Klausurtagung 
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Vollendetes 
Lebensalter 
in Jahren 

Männer Frauen 

90  2,753 3,109 
91 2,609 2,927 
92 2,475 2,756 
93 2,348 2,597 
94 2,229 2,448 

95 2,118 2,310 
96 2,014 2,183 
97 1,917 2,064 
98 1,826 1,955 
99 1,741 1,854 

100 1,662 1,761 
101 1,589 1,675 
102 1,520 1,595 
103 1,455 1,522 

' 104 1,394 1,453 

105 • 1,334 1,387 
106 1,272 1,318 
107 1,199 1,238 
108 1,095 1,125 
109 0,908 0,924 

110 0,500 0,500 
und darüber 

Artikel 29 
Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. November 1990 (BGBl I 
S. 2467), zuletzt geändert durch Artikel ... des Geset-
zes vom ... (BGBl I S....), wird wie folgt geän

-

dert: 

1. In § 6 Abs. 1 und 2 werden die Worte „70 000 Deut-
sche Mark" jeweils durch die Worte .120 000 
Deutsche Mark" und die Worte „140 000 Deutsche 
Mark" durch die Worte „240 000 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

2. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 
Steuersatz 

Die Vermögensteuer beträgt jährlich 

1. für natürliche Personen 1 vom Hundert des 
steuerpflichtigen Vermögens. Sie beträgt 

Ergebnisse Klausurtagung 
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0,5 vom Hundert des steuerpflichtigen Vermö-
gens, soweit in dem steuerpflichtigen Vermögen 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Be-
triebsvermögen und Wirtschaftsgüter im Sinne 
des § 110 Abs. 1 Nr. 3 des Bewertungsgesetzes 
enthalten sind; der Wert dieses Vermögens ist 
auf volle tausend Deutsche Mark nach oben 
aufzurunden; 

2. für die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 und § 2 Abs. 1 Nr. 2 
bezeichneten Körperschaften, Personenvereini-
gungen und Vermögensmassen 0,6 vom Hun-
dert des steuerpflichtigen Vermögens. 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Vermögensteuer wird neu veranlagt, 
wenn dem Finanzamt bekannt wird, 

1. daß sich die Verhältnisse für die Zusammen-
veranlagung ändern; 

2. daß sich vorbehaltlich der Nummer 1 die 
Verhältnisse für die Ermittlung der Vermö-
gensteuer gegenüber den Verhältnissen ge-
ändert haben, die bei der zuletzt festgesetz-
ten Vermögensteuer zugrunde gelegt wor-
den sind, und die Vermögensteuer nach oben 
um mindestens 1000 DM oder nach unten um 
mindestens 250 DM von der zuletzt festge-
setzten Vermögensteuer abweicht." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Neu veranlagt wird 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 mit 
Wirkung vom Beginn des Kalenderjahrs an, 
das der Änderung der Verhältnisse für die 
Zusammenveranlagung folgt; 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mit 
Wirkung vom Beginn des Kalenderjahrs an, 
für den sich die Abweichung bei der Vermö-
gensteuer ergibt; 

3. in den Fallen des Absatzes 2 mit Wirkung 
vom Beginn des Kalenderjahrs an, in dem der 
Fehler dem Finanzamt bekannt wird, bei 
einer Erhöhung der Vermögensteuer jedoch 
frühestens vom Beginn des Kalenderjahrs an, 
in dem der Steuerbescheid erteilt wird. 

Der Beginn des maßgebenden Kalenderjahrs ist 
der Neuveranlagungszeitpunkt. § 15 Abs. 3 ist 
entsprechend anzuwenden. " 

4. In § 19 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „70 000 
Deutsche Mark" jeweils durch die Worte 
120 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

5. In § 25 Abs. 1 wird die Jahreszahl „1993"  durch die 
Jahreszahl „1995"  ersetzt. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 
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Artikel 30 

Gesetz zur Änderung des Hauptfeststellungs

-

zeitraums für die wirtschaftlichen Einheiten 
des Betriebsvermögens sowie des Haupt

-
veranlagungszeitraums für die Vermögensteuer 

§ 1 

Änderung des Hauptfeststellungszeitraums 
für die wirtschaftlichen Einheiten 

des Betriebsvermögens 

Abweichend von § 21 Abs. 1 des Bewertungsgeset-
zes findet für die wirtschaft lichen Einheiten des 
Betriebsvermögens die nächste Hauptfeststellung der 
Einheitswerte auf den 1. Januar 1995 und die darauf-
folgende Hauptfeststellung der Einheitswerte auf den 
1. Januar 1999 statt. 

§2 
Verlängerung des Hauptveranlagungszeitraums 

für die Vermögensteuer 

Abweichend von § 15 Abs. 1 Satz 1 des Vermögen-
steuergesetzes findet die nächste Hauptveranlagung 
der Vermögensteuer auf den 1. Januar 1995 und die 
darauffolgende Hauptveranlagung der Vermögen-
steuer auf den 1. Januar 1999 statt. 

Artikel 31 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

(1) Das Versicherungsteuergesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-15, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 1993 (BGBl. I 
S....) 1 ), wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 6 
Steuersatz 

(1) Die Steuer beträgt 12 vom Hundert des 
Versicherungsentgelts; dies gilt nicht für die in 
Absatz 2 bezeichneten Versicherungen. 

(2) Die Steuer beträgt 

1. bei der Feuerversicherung und bei der Feuer-
Betriebsunterbrechungsversicherung -10 vom 
Hundert des Versicherungsentgelts 

2. bei der Gebäudeversicherung und bei der Haus-
ratversicherung, wenn bei ihnen ein Anteil des 
Versicherungsentgelts als Feueranteil auch der 
Steuer nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Feuerschutzsteuerge-
setzes unterliegt, insoweit bei der Gebäudever- 

1 ) Fassung EWR-Ausfühningsgesetz 
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sicherung 11,5 vom Hundert sowie bei der 
Hausratversicherung 11,6 vom Hundert des 
Versicherungsentgelts; 

3. bei der Hagelversicherung und bei der im 
Betrieb der Landwirtschaft oder Gärtnerei 
genommenen Versicherung von  Glasdeckun-
gen über Bodenerzeugnissen gegen Hagelscha-
den für jedes Versicherungsjahr 20 Pfennig für 
je 1 000 Deutsche Mark der Versicherungs-
summe oder einen Teil davon; 

4. bei der Seeschiffskaskoversicherung 2 vom 
Hundert des Versicherungsentgelts; 

5. bei der Unfallversicherung mit Prämienrückge-
währ 2,4 vom Hundert des Versicherungsent-
gelts. " 

2. § 10b wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Wird ein Steuersatz geändert, ist der neue 
Steuersatz auf Versicherungsentgelte anzuwen-
den, die ab dem Inkrafttreten der Änderung des 
Steuersatzes fällig werden. Wird die Fälligkeit 
des Versicherungsentgelts nachträglich geän-
dert oder für einen Zeitpunkt vor Vertragsab-
schluß festgelegt, ist für die Anwendung des 
Steuersatzes der vor der Änderung vereinbarte 
Fälligkeitszeitpunkt oder der Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses zugrunde zu legen. Dies 
gilt auch, wenn ein Versicherungsvertrag zur 
Änderung der Fälligkeit des Versicherungsent-
gelts gekündigt und alsbald neu abgeschlossen 
wird. 

(2) Der Steuersatz von 12 vom Hundert nach 
§ 6 Abs. 1 ist bei Versicherungen, die im 
Zusammenhang mit Reisen durch einen Reise-
veranstalter oder durch ein Reisebüro zu einem 
Festpreis angeboten werden (Reiseversicherun-
gen), auf Versicherungsentgelte anzuwenden, 
die ab dem 1. Januar 1994 fällig werden. Der 
bisherige Steuersatz von 10 vom Hundert gilt 
weiter für die entsprechenden Versicherungs-
entgelte, die bis zum 31. Dezember 1993 fällig 
werden." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

(2) Das Versicherungsteuergesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 611-15, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Absatz 1 dieses 
Artikels, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Steuer beträgt 15 vom Hundert 
des Versicherungsentgelts; dies gilt nicht 
für die in Absatz 2 bezeichneten Versiche-
rungen. " 

Ergebnisse Klausurtagung 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. bei der Gebäudeversicherung 
und bei der Hausratversicherung, 
wenn bei ihnen ein Anteil des 
Versicherungsentgelts als Feu-
eranteil auch der Steuer nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Feuer-
schutzsteuergesetzes unterliegt, 
insoweit bei der Gebäudeversi-
cherung 13,75 vom Hundert so-
wie bei der Hausratversicherung 
14 vom Hundert des Versiche-
rungsentgelts; " 

bb) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. bei der Unfallversicherung mit 
Prämienrückgewähr 3 vom Hun-
dert des Versicherungsentgelts." 

2. § 10b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „(1)"  gestri-
chen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 32 
Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 

(1) § 4 Abs. 2 des Feuerschutzsteuergesetzes vom 
21. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2353), das zuletzt durch 
Artikel ... des Gesetzes vom ... 1993 (BGBl. I 
S. ....) 1) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„ (2) Hat der Versicherer die Versicherungsteuer in 
das Versicherungsentgelt eingerechnet, so beträgt 
der Steuersatz bei eingerechneter Versicherung-
steuer von 10 vom Hundert statt 12 vom Hundert 
10,909 vom Hundert und statt 5 vom Hundert 
4,545 vom Hundert des Versicherungsentgelts ein-
schließlich der Versicherungsteuer. Hat der Versiche-
rer die Versicherungsteuer bei der Gebäudeversiche-
rung und bei der Hausratversicherung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. l Nr. 2 und 3 
in das Versicherungsentgelt eingerechnet, beträgt der 
Steuersatz bei eingerechneter Versicherungsteuer 
von 11,5 vom Hundert statt 12 vom Hundert 
10,762 vom Hundert und statt 5 vom Hundert 
4,484 vom Hundert, bei eingerechneter Versiche-
rungsteuer von 11,6 vom Hundert statt 12 vom Hun-
dert 10,753 vom Hundert und statt 5 vom Hundert 
4,480 vom Hundert des anteiligen Versicherungsent-
gelts einschließlich der Versicherungsteuer." 

(2) § 4 Abs. 2 des Feuerschutzsteuergesetzes vom 
21. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2353), das zuletzt durch 

1 ) Fassung EWR-Ausführungsgesetz 
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Absatz 1 dieses Artikels geändert worden ist, wird wie 
folgt gefaßt: 

„ (2) Hat der Versicherer die Versicherungsteuer in 
das Versicherungsentgelt eingerechnet, so be trägt 
der Steuersatz bei eingerechneter Versicherung-
steuer von 10 vom Hundert statt 12 vom Hundert 
10,909 vom Hundert und statt 5 vom Hundert 
4,545 vom Hundert des Versicherungsentgelts ein-
schließlich der Versicherungsteuer. Hat der Versiche-
rer die Versicherungsteuer bei der Gebäudeversiche-
rung und bei der Hausratversicherung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
in das Versicherungsentgelt eingerechnet, be trägt der 
Steuersatz bei eingerechneter Versicherungsteuer 
von 13,75 vom Hundert statt 12 vom Hundert 
10,549 vom Hundert und statt 5 vom Hundert 
4,396 vom Hundert sowie bei eingerechneter Versi-
cherungsteuer von 14 vom Hundert statt 12 vom 
Hundert 10,526 vom Hundert und statt 5 vom Hundert 
4,386 vom Hundert des anteiligen Versicherungsent-
gelts einschließlich der Versicherungsteuer." 

Artikel 33 
Änderung der Versicherungsteuer

-

Durchführungsverordnung 

(1) § 4 der Versicherungsteuer-Durchführungsver-
ordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 611-15-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, die zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes 
vom 24. Juni 1991 (BGBl. I S. 1322) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefaßt: 

n o  4 
Steuerberechnung bei der Einrechung 
der Steuer in das Versicherungsentgelt 

Berechnet der Versicherer die Steuer nach § 5 Abs. 2 
des Gesetzes von dem Gesamtbetrag der Versiche-
rungsentgelte einschließlich  der Steuer, sind von 
diesem Gesamtbetrag statt 2 vom Hundert 1,961 vom 
Hundert, statt 2,4 vom Hundert 2,344 vom Hundert, 
statt 10 vom Hundert 9,091 vom Hundert, statt 
11,5 vom Hundert 10,314 vom Hunde rt, statt 11,6 vom 
Hundert 10,394 vom Hundert und statt 12 vom Hun-
dert 10,714 vom Hundert zu erheben." 

(2) § 4 der Versicherungsteuer-Durchführungsver-
ordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 611-15-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, die zuletzt durch Absatz 1 dieses Artikels 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 
Steuerberechnung bei der Einrechung der Steuer 

in das Versicherungsentgelt 

Berechnet der Versicherer die Steuer nach § 5 Abs. 2 
des Gesetzes von dem Gesamtbetrag der Versiche-
rungsentgelte einschließlich der Steuer, sind von 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 33 
unverändert 
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diesem Gesamtbetrag statt 2 vom Hundert 1,961 vom 
Hundert, statt 3 vom Hundert 2,913 vom Hundert, statt 
10 vom Hundert 9,091 vom Hundert, statt 13,75 vom 
Hundert 12,088 vom Hundert, statt 14 vom Hundert 
12,281 vom Hundert und statt 15 vom Hundert 
13,043 vom Hundert zu erheben." 

Artikel 34 

Solidaritätszuschlaggesetz 1995 

§ 1 

Erhebung eines Solidaritätszuschlags 

Zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer 
wird ein Solidaritätszuschlag als Ergänzungsabgabe 
erhoben. 

§2 

Abgabepflicht 

Abgabepflichtig sind 

1. natürliche Personen, die nach § 1 des Einkommen-
steuergesetzes einkommensteuerpflichtig sind, 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver-
mögensmassen, die nach § 1 oder § 2 des Körper-
schaftsteuergesetzes körperschaftsteuerpflichtig 
sind. 

§3 

Bemessungsgrundlage und zeitliche Anwendung 

(1) Der Solidaritätszuschlag bemißt sich vorbehalt-
lich Absatz 2, 

1. soweit eine Veranlagung zur Einkommensteuer 
oder Körperschaftsteuer vorzunehmen ist: 

nach der für die Veranlagungszeiträume ab 1995 
festgesetzten Einkommensteuer oder Körper-
schaftsteuer, vermindert um die anzurechnende 
Körperschaftsteuer, wenn ein positiver Be trag ver-
bleibt; 

2. soweit Vorauszahlungen zur Einkommensteuer 
oder Körperschaftsteuer zu leisten sind: 

nach den Vorauszahlungen auf die Steuer für 
Veranlagungszeiträume ab 1995; 

3. soweit Lohnsteuer zu erheben ist: 

nach der Lohnsteuer, die 

a) vom laufenden Arbeitslohn zu erheben ist, der 
für einen nach dem 31. Dezember 1994 enden-
den Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, 

b) von sonstigen Bezügen zu erheben ist, die nach 
dem 31. Dezember 1994 zufließen; 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Artikel 34 

Solidaritätszuschlaggesetz 1995 

§ 1 

unverändert 

§2 

unverändert 

§3 

unverändert 
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4. soweit Kapitalertragsteuer oder Zinsabschlag zu 
erheben ist außer in den Fällen des § 44d des 
Einkommensteuergesetzes: 

nach der ab 1. Januar 1995 zu erhebenden Kapital-
ertragsteuer oder dem ab diesem Zeitpunkt zu 
erhebenden Zinsabschlag; 

5. soweit bei beschränkt Steuerpflichtigen ein Steuer-
abzugsbetrag nach § 50a des Einkommensteuer-
gesetzes zu erheben ist: 

nach dem ab 1. Januar 1995 zu erhebenden Steuer-
abzugsbetrag. 

(2) § 51a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes ist 
nicht anzuwenden. 

§4 

Zuschlagsatz 

Der Solidaritätszuschlag be trägt ... vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage. Bruchteile eines Pfennigs 
bleiben außer Ansatz. 

§5 

Doppelbesteuerungsabkommen 

Werden auf Grund eines Abkommens zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erhobene Steuern vom Einkommen 
ermäßigt, so ist diese Ermäßigung zuerst auf den 
Solidaritätszuschlag zu beziehen. 

ABSCHNITT 3 

Neuordnung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs und Bewältigung 

der finanziellen Erblasten im Zusammenhang 
mit der Herstellung der Einheit Deutschlands 

Artikel 35 

Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2124), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 3 wird aufgehoben. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

§4 

Zuschlagsatz 

Der Solidaritätszuschlag beträgt 7,5 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage. Bruchteile eines Pfennigs 
bleiben außer Ansatz. 

§5 

unverändert 

ABSCHNITT 3 

Neuordnung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs und Bewältigung 

der finanziellen Erblasten im Zusammenhang 
mit der Herstellung der Einheit Deutschlands 

Artikel 35 

Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2124), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

,.(3) Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichsberechtigten Landes 
einschließlich der nach Absatz 1 ermittelten Aus-
gleichszuweisungen je Einwohner gemäß § 9 
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2. § 11a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Jahreszahl „1993"  durch 
„1994" ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Im Jahr 1994 vermindern sich die Er-
gänzungszuweisungen nach Satz 1 urn 
300 000 000 DM." 

b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Jahreszahl ,,1993" 
durch die Zahl ,,1994" ersetzt und nach der Zahl 

,,12 500 000 DM" werden die Worte: „, in den 
Jahren 1992 und 1993 zuzüglich eines Betrages 
von 29 750 000 DM, im Jahr 1994 abzüglich 
eines Be trages von 75 000 000 DM" eingefügt. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen  

Abs. 2 unter 95 vom Hundert der durchschnittli-
chen Einnahmen nach Maßgabe von § 7 liegen, so 
sind die Ausgleichszuweisungen an dieses Land 
um den hälftigen Fehlbetrag zu erhöhen und 
die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen 
Länder im Sinne des § 5 Abs. 1 im Verhältnis der 
Beträge zu berichtigen, um die ihre Finanzkraft-
meßzahl abzüglich der Ausgleichsbeiträge nach 
Absatz 2 ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. 
Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichspflichtigen Landes 
nach Abzug der von ihm zu leistenden Ausgleichs-
beiträge nach den Absätzen 2 und 3 Satz 1 je 
Einwohner gemäß § 9 Abs. 2 unter den nach 
Maßgabe von § 7 ermittelten durchschnittlichen 
Einnahmen der Länder liegen, so ist der Fehlbe-
trag dieses Landes zur Hälfte, höchstens bis zur 
Höhe seiner Ausgleichsleistungen nach den 
Absätzen 2 und 3 Satz 1 von den anderen aus-
gleichspflichtigen Ländern im Verhältnis der 
Beträge zu übernehmen, um die ihre Finanzkraft-
meßzahl abzüglich der Ausgleichsbeiträge nach 
den Absätzen 2 und 3 Satz 1 ihre Ausgleichsmeß-
zahl übersteigt. Sinken die nach Maßgabe von § 7 
ermittelten Einnahmen eines ausgleichspflichti-
gen Landes infolge der nach den Absätzen 2 und 3 
Satz 1 und 2 zu leistenden Beiträge je Einwohner 
unter die durchschnittlichen nach Maßgabe von 
§ 7 ermittelten Einnahmen der Länder und ist ein 
Ausgleich nach Satz 2 nicht möglich, so ist der 
Fehlbetrag dieses Landes zur Hälfte, höchstens bis 
zur Höhe seiner Ausgleichsleistungen nach den 
Absätzen 2 und 3 Satz 1 von allen Ländern im 
Verhältnis ihrer Finanzkraft unter Berücksichti-
gung der Ausgleichsbeiträge und Ausgleichszu-
weisungen nach den Absätzen 1 und 2 sowie 
Absatz 3 Satz 1 und 2 aufzubringen." 

2. § 11 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Bund gewährt aus seinen Mitteln 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur 
ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Fi-
nanzbedarfs (Ergänzungszuweisungen) in den 
Jahren 1993 und 1994 jährlich in Höhe von 
2 vom Hundert des Umsatzsteueraufkommens 
im bisherigen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5. 
Die Ergänzungszuweisungen nach Satz 1 erhö-
hen sich im Jahr 1993 um 119 000 000 DM und 
vermindern sich im Jahr 1994 um 600 000 000 
DM. Im Jahr 1994 werden zusätzlich Sonder-
Bundesergänzungszuweisungen nach Absatz 4 
in Höhe von 3 400 000 000 DM gewährt." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Vorabbeträge für Bremen und das Saar-
land ermäßigen sich ab dem Jahr 1994 auf je 
100 000 000 DM." 
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c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge-
fügt: 

„(4) Zum Zwecke der Haushaltssanierung 
erhalten aus dem Gesamtbetrag der Zuweisun-
gen nach Absatz 1 nachstehende Länder im 
Jahr 1994 folgende Sonder-Bundesergän-
zungszuweisungen: 

Bremen 	 1 800 000 000 DM, 
Saarland 	 1 600 000 000 DM. 

Diese Zuweisungen werden mit folgender 
Maßgabe gewährt: 

1. Sie sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu 
verwenden. 

2. Die durch die Schuldentilgung nach Num-
mer 1 entstehenden Finanzierungsspiel-
räume werden in den jeweiligen Haushalts-
jahren entweder für Investitionen, die die 
Wirtschafts- und Finanzkraft des Landes 
stärken, oder zur Verminderung der Netto-
kreditaufnahme des Landes genutzt. 

3. Dem Bundesminister der Finanzen sowie 
den Obersten Finanzbehörden der anderen 
Länder ist über die Verwendung der Sonder-
Bundesergänzungszuweisungen, über die 
Nutzung der durch sie entstehenden Finan-
zierungsspielräume sowie über die bei der 
haushaltswirtschaftlichen Stabilisierung er-
zielten Fortschritte jährlich bis Ende April 
des folgenden Jahres zu berichten." 

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die 
neuen Absätze 5 bis 8. 

e) Im neuen Absatz 5 werden in Satz 1 die Worte 
„abzüglich der Beträge nach den Absätzen 2 
und 3" ersetzt durch die Worte „abzüglich der 
Beträge nach den Absätzen 2 bis 4". 

f) Der neue Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Die Zuweisungen nach den Absätzen 1 
bis 5 sind mit je einem Viertel ihres Be trages am 
15. März, 15. Juni, 15. September und 15. De-
zember fällig. Auf die Zuweisungen in den 
Jahren 1988 bis 1994 werden zu diesen Stichta-
gen Abschlagszahlungen in Höhe von insge-
samt 2 vom Hundert des Umsatzsteueraufkom-
mens im bisherigen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland des jeweils vorausgehenden Quar-
tals, in den Jahren 1989 bis 1991 zuzüglich eines 
Betrages von 12 500 000 DM, in den Jahren 
1992 und 1993 zuzüglich eines Betrages von 
29 750 000 DM, im Jahr 1994 zuzüglich eines 
Betrages von 700 000 000 DM, entrichtet. 
Gleichzeitig werden die mit der Abschlagszah-
lung des vorausgegangenen Zahlungstermins 
zuviel oder zuwenig gezahlten Beträge verrech-
net. Der Bundesminister der Finanzen stellt 
zu Beginn des jeweiligen Leistungsjahres durch 
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Artikel 36 

Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

(Finanzausgleichsgesetz — FAG) 

ERSTER ABSCHNITT 

Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern 
sowie unter den Ländern 

§ 1 

Anteile von Bund und Ländern 
an der Umsatzsteuer 

(1) Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen für 
das Jahr 1995 dem Bund 67,5 vom Hundert und den 
Ländern 32,5 vom Hundert und für das Jahr 1996 dem 
Bund 68 vom Hundert und den Ländern 32 vom 
Hundert zu. Diese Aufteilung der Umsatzsteuer gilt 
jeweils für alle Beträge, die während der Geltungs-
dauer des Beteiligungsverhältnisses vereinnahmt 
oder erstattet werden. 

(2) Aus dem Anteil der Lander an der Umsatzsteuer 
erhält der Bund zusätzlich einen Be trag in Höhe von 
50 vom Hundert der Bundeszuschüsse nach § 6 Abs. 2 
Satz 1 des Gesetzes über den Fonds „Deutsche Ein-
heit". Der Beitrag der Länder wird auf die einzelnen 
Länder nach der Einwohnerzahl am 30. Juni des 
jeweiligen Jahres ohne Berücksichtigung der Einwoh-
nerzahl des Teils des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz vor dem 3. Oktober 1990 nicht galt, 
verteilt. Er wird in Monatsbeträgen mit den Einfuhr-
umsatzsteuerzahlungen des Bundes nach § 13 Abs. 2 
vorläufig berechnet. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 
die Lander Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Übersendung der Berechnungsgrundlagen an 
die Länder die Beteiligung der einzelnen Län-
der an den nach Absatz 5 zu gewährenden 
Zuweisungen fest." 

Artikel 36 

Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

(Finanzausgleichsgesetz — FAG) 

ERSTER ABSCHNITT 

Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern 
sowie unter den Ländern 

§1 

Anteile von Bund und Ländern 
an der Umsatzsteuer 

(1) Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen ab 
1995 dem Bund 57,5 vom Hundert und den Ländern 
42,5 vom Hundert zu. Diese Aufteilung der Umsatz-
steuer gilt jeweils für alle Beträge, die während der 
Geltungsdauer des Beteiligungsverhältnisses verein-
nahmt oder erstattet werden. 

(2) Aus dem Anteil der Länder an der Umsatzsteuer 
erhält der Bund ab 1991 zusätzlich einen Be trag in 
Höhe von 50 vom Hundert der Bundeszuschüsse nach 
§ 6 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über den Fonds 
„Deutsche Einheit" . Der Beitrag der L ander wird auf 
die einzelnen Länder zu 50 vom Hundert nach der 
Einwohnerzahl am 30. Juli des jeweiligen Jahres und 
zu 50 vom Hundert im Verhältnis ihrer Finanzkraft 
nach Länderfinanzausgleich verteilt; der Anteil des 
Landes Berlin am Beitrag der Länder wird vorab nach 
der Einwohnerzahl ohne Berücksichtigung der Ein-
wohnerzahl des Teils des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz bisher nicht galt, berechnet. Er wird in 
Monatsbeträgen mit den Einfuhrumsatzsteuerzah-
lungen des Bundes nach § 14 Abs. 2 vorläufig berech-
net. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die Länder 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen. 

(3) Übergangsweise werden überproportionale Be-
lastungen finanzschwacher Länder in dem bisherigen 
Bundesgebiet auf Grund der Einbeziehung der Länder 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in den Län- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4748 

Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

§2 

Verteilung der Umsatzsteuer unter den Ländern 

Der Länderanteil an der Umsatzsteuer wird auf die 
einzelnen Länder im Verhältnis der Einwohnerzahlen 
verteilt, die das Statistische Bundesamt am 30. Juni 
des Ausgleichsjahres festgestellt hat. 

§3 

Verteilung der Gewerbesteuerumlage 
unter den Ländern 

Die Gewerbesteuerumlage steht den Ländern inso-
weit zu, als die Gewerbesteuer in dem Gebiet des 
einzelnen Landes vereinnahmt wird. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

derfinanzausgleich teilweise ausgeglichen. Die An-
teile am Beitrag der Lander nach Absatz 2 werden 
daher für 1995 um folgende Beträge erhöht oder 
ermäßigt: 

Baden-Württemberg 	+183 000 000 DM, 
Bayern 	 +210 000 000 DM, 
Bremen 	 - 55 000 000 DM, 
Hamburg 	 + 30 000 000 DM, 
Hessen 	 +108 000 000 DM, 
Niedersachsen 	 -532 000 000 DM, 
Nordrhein-Westfalen 	+317 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 - 53 000 000 DM, 
Saarland 	 - 77 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 -131 000 000 DM. 

In den Jahren 1996 bis 2000 vermindern sich die in 
Satz 2 genannten Beträge stufenweise um jeweils 
5 vom Hundert und in den Jahren 2001 bis 2005 um 
jeweils 15 vom Hundert der Ausgangsbeträge für 
1995. 

§2 

Verteilung der Umsatzsteuer unter den Ländern 

(1) Der Länderanteil an der Umsatzsteuer nach § 1 
Abs. 1 wird zu 75 vom Hundert im Verhältnis der 
Einwohnerzahl der Länder und zu 25 vom Hundert 
nach den Vorschriften des Absatzes 2 verteilt. 

(2) Die Lander, deren Einnahmen aus der Einkom-
mensteuer, der Körperschaftsteuer, der Gewerbe-
steuerumlage und aus den nach § 7 Abs. 1 ermittelten 
Landessteuern je Einwohner unter 92 vom Hundert 
des Länderdurchschnitts liegen, erhalten aus dem 
Länderanteil an der Umsatzsteuer Ergänzungsanteile 
in Höhe der Beträge, die an  92 vom Hundert des 
Länderdurchschnitts fehlen. Der restliche Länderan-
teil an der Umsatzsteuer wird nach dem Verhältnis 
der Einwohnerzahlen der Länder verteilt. Betragen 
die Ergänzungsanteile nach Satz 1 insgesamt mehr 
als ein Viertel des Gesamtanteils an  der Umsatz-
steuer, so sind die Ergänzungsanteile entsprechend 
herabzusetzen. 

(3) Für die Berechnung der Anteile der einzelnen 
Länder an der Umsatzsteuer ist die Einwohnerzahl 
maßgebend, die das Statistische Bundesamt zum 
30. Juni des Rechnungsjahres festgestellt hat. 

§3 

unverändert 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Finanzausgleich unter den Ländern 

§4 

Ausgleichsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausgleichs unter den 
Ländern werden aus Beiträgen der ausgleichspflichti-
gen Länder (Ausgleichsbeiträge) Zuschüsse an die 
ausgleichsberechtigten Länder (Ausgleichszuweisun-
gen) geleistet. 

§5 

Ausgleichspflichtige und ausgleichsberechtigte 
Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, deren 
Finanzkraftmeßzahl im Referenzjahr ihre Ausgleichs-
meßzahl übersteigt. Ausgleichsberechtigt sind die 
Länder, deren Finanzkraftmeßzahl im Referenzjahr 
ihre Ausgleichsmeßzahl nicht erreicht. 

(2) Referenzjahr ist das dem Ausgleichsjahr um zwei 
Jahre vorausgehende Rechnungsjahr. Zur Oberlei-
tung auf die Neuregelung ist abweichend von Satz 1 
für die Ausgleichsjahre 1995 und 1996 Referenzjahr 
das Jahr 1995. Ausgleichsjahr ist das Rechnungsjahr, 
für das der Ausgleich durchgeführt wird. 

§6 

Finanzkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Finanzkraftmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der Steuereinnahmen und der Einnahmen aus 
der bergrechtlichen Förderabgabe des Landes nach 
§ 7 und der Steuereinnahmen seiner Gemeinden nach 
§ 8. 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der beiden Meßzahlen, die zum Ausgleich der 
Steuereinnahmen und der Einnahmen aus der berg-
rechtlichen Förderabgabe der Länder (§ 7) und zum 
Ausgleich der Steuereinnahmen der Gemeinden (§ 8) 
getrennt festgestellt werden. Die Meßzahlen ergeben 
sich aus den auszugleichenden Einnahmen je Ein-
wohner im Bundesdurchschnitt, vervielfacht mit der 
Einwohnerzahl des Landes; hierbei sind die nach § 9 
gewerteten Einwohnerzahlen zugrunde zu legen. 

§ 7 

Einnahmen der Länder aus Steuern 
und Förderabgabe 

(1) Als Steuereinnahmen eines L andes gelten die 
ihm im Referenzjahr zugeflossenen Einnahmen 

1. aus seinem Anteil an  der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer; 

2. aus seinem Anteil an  der Gewerbesteuerumlage; 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

ZWEITER ABSCHNITT 

Finanzausgleich unter den Ländern 

§4 

unverändert 

§5 

Ausgleichspflichtige und ausgleichsberechtigte 
Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, deren 
Finanzkraftmeßzahl in dem Rechnungsjahr, für das 
der Ausgleich durchgeführt wird (Ausgleichsjahr), 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, deren 
Finanzkraftmeßzahl im Ausgleichsjahr ihre Aus-
gleichsmeßzahl nicht erreicht. 

§6 

unverändert 

§7 

Einnahmen der Länder aus Steuern 
und Förderabgabe 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gelten die 
ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen Einnahmen 

1. aus seinem Anteil an  der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer; 

2. aus seinem Anteil an der Gewerbesteuerumlage 
nach § 6 des Gemeindefinanzreformgesetzes; 
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3. aus der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer, der 
Kraftfahrzeugsteuer, der Biersteuer, der Rennwett-  
und Lotteriesteuer mit Ausnahme der Tota lisator

-s

teuer, der Grunderwerbsteuer, der Feuerschutz-
steuer und der Spielbankabgabe mit Ausnahme 
der Sonderabgabe und der Troncabgabe. 

Als Steuereinnahmen eines Landes gelten ferner die 
nach § 2 für das Referenzjahr festgestellten Anteile an 
der Umsatzsteuer. Dabei bleibt der nach § 1 Abs. 2 
Satz 2 nach der Einwohnerzahl zu verteilende Beitrag 
der Länder zu den Schuldendienstzuschüssen an  den 
Fonds „Deutsche Einheit" unberücksich tigt. 

(2) Den Einnahmen der Länder nach Absatz 1 wird 
das Aufkommen im Referenzjahr aus der Förderab-
gabe nach § 31 des Bundesberggesetzes hinzuge-
setzt. 

§8 

Steuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Steuereinnahmen der Gemeinden eines 
Landes gelten unter Kürzung nach den Vorschriften 
des Absatzes 5 

1. die Gemeindeanteile an der Einkommensteuer im 
Referenzjahr, 

2. die Steuerkraftzahlen der Grundsteuer und der 
Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital, die für das 
Kalenderjahr ermittelt sind, das dem Referenzjahr 
vorausgeht, vermindert um die im Referenzjahr 
geleistete Gewerbesteuerumlage. 

Für die Anteile der Gemeinden an der Einkommen-
steuer und für die von den Gemeinden geleistete 
Gewerbesteuerumlage sind die Feststellungen der 
Länder maßgebend. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den l and-
und forstwirtschaftlichen Betrieben mit 180 vom 
Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer von den 
Grundstücken die ersten 100 000 Deutsche Mark 
einer Gemeinde mit 180 vom Hundert, 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

3. aus der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer, der 
Kraftfahrzeugsteuer, der Biersteuer, der Rennwett-  
und Lotteriesteuer mit Ausnahme der Totalisator

-

steuer, der Grunderwerbsteuer, der Feuerschutz-
steuer und der Spielbankabgabe mit Ausnahme 
der Sonderabgabe und der Troncabgabe. 

Als Steuereinnahmen eines L andes gelten ferner die 
nach § 2 für das Ausgleichsjahr festgestellten Anteile 
an  der Umsatzsteuer. Die aus § 1 Abs. 3 resultierenden 
Mehr- und Mindereinnahmen bleiben dabei ebenso 
wie der § 1 Abs. 2 Satz 2 nach der Einwohnerzahl zu 
verteilende Beitrag der Länder unberücksichtigt. 

(2) Den Einnahmen der Lander nach Absatz 1 wird 
das Aufkommen aus der Förderabgabe nach § 31 des 
Bundesberggesetzes hinzugesetzt. 

(3) Zur Abgeltung der Sonderbelastung, die den 
Ländern Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Niedersachsen aus der Unterhaltung und 
Erneuerung der Seehäfen Bremen, Bremerhaven, 
Hamburg, Rostock und Emden erwachsen, werden 
von den Einnahmen nach den Absätzen 1 und 2 

des Landes Bremen 	 90 000 000 DM, 
des Landes Hamburg 	142 000 000 DM, 
des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 	50 000 000 DM, 
des Landes Niedersachsen 	18 000 000 DM 

abgesetzt. 

§8 

Steuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Steuereinnahmen der Gemeinden eines 
Landes gelten unter Kürzung nach den Vorschriften 
des Absatzes 5 

1. die Gemeindeanteile an  der Einkommensteuer im 
Ausgleichsjahr, 

2. die Steuerkraftzahlen der Grundsteuer und der 
Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital, die für das 
Kalenderjahr ermittelt sind, das dem Ausgleichs-
jahr vorausgeht, vermindert um die im Ausgleichs-
jahr geleistete Gewerbesteuerumlage. 

Für die Anteile der Gemeinden an  der Einkommen-
steuer und für die von den Gemeinden geleistete 
Gewerbesteuerumlage sind die Feststellungen der 
Länder maßgebend. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den l and-  
und forstwirtschaftlichen Betrieben mit 180 vom 
Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer von den 
Grundstücken die ersten 100 000 Deutsche Mark 
einer Gemeinde mit 180 vom Hundert , 
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die weiteren 200 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 200 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 225 vom Hundert , 

die 800 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde mit 250 vom Hundert; 

3: die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital mit 250 vom Hunde rt . 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem dem 
Referenzjahr vorausgehenden Jahr, geteilt durch die 
in diesem Kalenderjahr in Geltung gewesenen Hebe-
sätze. 

(3) Für die Errechnung der Realsteuerkraft eines 
Landes ist die Summe der Grundbeträge maßgebend, 
die das Statistische Bundesamt nach dem Ergebnis der 
Gemeindefinanzstatistik festgestellt hat. Bei der 
Grundsteuer von den Grundstücken gilt für alle 
Gemeinden einer Gemeindegruppe einheitlich der im 
Durchschnitt auf eine Gemeinde entfallende Grund-
betrag. Maßgebend sind die folgenden Gemeinde-
gruppen: 

Gemeinden 	 bis 10 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	10 000 bis 20 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	20 000 bis 50 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	50 000 bis 100 000 Einwohner, 
Gemeinden über 100 000 bis 200 000 Einwohner, 
Gemeinden über 200 000 bis 500 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	 500 000 Einwohner. 

(4) Durch Rechtsverordnung des Bundesministeri-
ums der Finanzen, die der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, können 

1. bei der Errechnung der Steuerkraftzahlen Un-
gleichheiten ausgeglichen werden, die sich aus 
einer verschiedenen Einheitsbewertung des 
Grundbesitzes im Bundesgebiet ergeben; 

2. die in Absatz 2 genannten Hundertsätze geändert 
werden, soweit die Entwicklung der durchschnitt-
lichen Realsteuerhebesätze eine Anpassung der 
Hundertsätze erforderlich macht. 

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den l and- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, der Grundsteuer von 
den Grundstücken und der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital werden je für sich nach einem für 
alle Länder einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte 
des Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden aus 
der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben, aus der Grundsteuer von den Grund-
stücken sowie aus der Gewerbesteuer vom Ertrag und 
Kapital im Referenzjahr eingenommen haben. Der 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und die 
Gewerbesteuerumlage werden auf die Hälfte der 
Beträge herabgesetzt, die für das Referenzjahr festge-
stellt sind. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

die weiteren 200 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 200 vom Hundert , 

die weiteren 500 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde mit 225 vom Hundert, 

die 800 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde mit 250 vom Hundert; 

3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital mit 250 vom Hundert. 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem Kalen-
derjahr, das dem Ausgleichsjahr vorausgeht, geteilt 
durch die in diesem Kalenderjahr in Geltung gewese-
nen Hebesätze. 

(3) unverändert 

(4) Durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
der Finanzen, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, können 

1. unverändert 

2. unverändert 

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den l and- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, der Grundsteuer von 
den Grundstücken und der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital werden je für sich nach einem für 
alle Länder einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte 
des Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden aus 
der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben, aus der Grundsteuer von den Grund-
stücken sowie aus der Gewerbesteuer vom Ertrag und 
Kapital im Ausgleichsjahr eingenommen haben. Der 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und die 
Gewerbesteuerumlage werden auf die Hälfte der 
Beträge herabgesetzt, die für das Ausgleichsjahr fest-
gestellt sind. 
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§ 9 

Einwohnerzahl 

(1) Der Ausgleichsmeßzahl eines Landes wird die 
Einwohnerzahl (Wohnbevölkerung) zugrunde gelegt, 
die das Statistische Bundesamt am 30. Juni des Refe-
renzjahres festgestellt hat. 

(2) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus-
gleich der Steuereinnahmen der Länder werden die 
Einwohnerzahlen der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg mit 135 vom Hundert und die Einwohner-
zahlen der übrigen Länder mit 100 vom Hundert 
gewertet. 

(3) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus-
gleich der Steuereinnahmen der Gemeinden werden 
die Einwohnerzahlen der Gemeinden eines Landes 
mit folgenden Ansätzen je Einwohner gewertet: 

die ersten 	5 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
100 vom Hundert, 

die weiteren 15 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
110 vom Hundert , 

die weiteren 80 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
115 vom Hundert, 

die weiteren 400 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
120 vom Hundert , 

die weiteren 500 000 Einwohner einer Gemeinde mit 
125 vom Hundert, - 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde 
mit 130 vom Hundert. 

Für Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwohnern 
werden dem Land darüber hinaus 

bei einer Dichte von 1 500 bis 2 000 Einwohnern je 
 Quadratkilometer 2 vom Hundert der Einwohner-

zahl, 

bei einer Dichte von 2 000 bis 3 000 Einwohnern je 
Quadratkilometer 4 vom Hundert der Einwohner-
zahl, 

bei einer Dichte von mehr als 3 000 Einwohnern je 
Quadratkilometer 6 vom Hundert der Einwohnerzahl 
hinzugerechnet. 

(4) Als Gemeinden im Sinne des Absatzes 3 gelten 
auch die Verbandsgemeinden in Rheinl and-Pfalz und 
die Samtgemeinden in Niedersachsen. 

§ 10 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichsbe-
rechtigten Länder werden mit gestaffelten Hundert-
sätzen von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Finanzkraftmeßzahl hinter ihrer Ausgleichsmeßzahl 
zurückbleibt. Hierbei werden als Ausgleichszuwei-
sungen festgesetzt: 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

§9 

Einwohnerzahl 

(1) Der Ausgleichsmeßzahl eines Landes wird die 
Einwohnerzahl (Wohnbevölkerung) zugrunde gelegt, 
die das Statistische Bundesamt am 30. Juni des Aus

-
gleichsjahres festgestellt hat. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 10 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichsbe-
rechtigten Länder werden mit gestaffelten Hundert-
sätzen von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Finanzkraftmeßzahl hinter ihrer Ausgleichsmeßzahl 
zurückbleibt. Hierbei werden als Ausgleichszuwei-
sungen festgesetzt: 
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1. 75 vom Hundert des Betrages, der an 85 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt; 

2. 50 vom Hundert des Be trages, der von 85 bis 
100 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, 
jedoch nicht über 99 vom Hundert der Ausgleichs-
meßzahl. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichti-
gen Länder werden mit einem einheitlichen Hundert-
satz von den Beträgen errechnet, um die ihre Finanz-
kraftmeßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. Der 
Hundertsatz wird so bemessen, daß die Summe der 
Ausgleichsbeiträge mit der Summe der Ausgleichszu-
weisungen übereinstimmt. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

1. 100 vom Hundert des Betrages, der an  92 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt; 

2. 37,5 vom Hundert des Be trages, der von 92 bis 
100 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichti-
gen Länder werden nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
von den Beträgen errechnet, um die ihre Finanzkraft-
meßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt (aus-
gleichspflichtige Beträge). Hierbei wird die Finanz-
kraft, die zwischen 100 und 101 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl liegt, mit 15 vom Hundert ange-
setzt. Die 101 vom Hundert übersteigende Finanz-
kraft wird mit einem Hundertsatz angesetzt, der dem 
Verhältnis der Finanzkraftmeßzahl zur Ausgleichs-
meßzahl des jeweiligen Landes entspricht. Die aus-
gleichspflichtigen Beträge werden mit dem Hundert-
satz zur Aufbringung der Ausgleichszuweisungen 
herangezogen, der erforderlich ist, damit die Summe 
der Ausgleichsbeiträge mit der Summe der Aus-
gleichszuweisungen übereinstimmt. 

(3) Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichsberechtigten Landes ein-
schließlich der nach Absatz 1 ermittelten Ausgleichs-
zuweisungen je Einwohner gemäß § 9 Abs. 2 unter 
95 vom Hundert der durchschnittlichen Einnahmen 
nach Maßgabe von § 7 liegen, so sind die Ausgleichs-
zuweisungen an dieses Land um den hälftigen Fehl-
betrag zu erhöhen und die Ausgleichsbeiträge der 
ausgleichspflichtigen Länder im Sinne des § 5 Abs. 1 
im Verhältnis der Ausgleichsbeiträge nach Absatz 2 
zu berichtigen. Wenn die nach Maßgabe von § 7 
ermittelten Einnahmen eines ausgleichspflichtigen 
Landes nach Abzug der von ihm zu leistenden Aus-
gleichsbeiträge nach den Absätzen 2 und 3 Satz 1 je 
Einwohner gemäß § 9 Abs. 2 unter den nach Maß-
gabe von § 7 ermittelten durchschnittlichen Einnah-
men der Länder liegen, so ist der Fehlbetrag dieses 
Landes zu einem Viertel höchstens bis zur Höhe 
seiner Ausgleichsleistungen nach den Absätzen 2 
und 3 Satz 1 von den anderen ausgleichspflichtigen 
Ländern im Verhältnis der Ausgleichsbeiträge nach 
Absatz 2 zu übernehmen. Zur Sicherung der Finanz-
kraftreihenfolge ist der Ausgleich des Fehlbetrags 
gemäß Satz 2 auf den Betrag zu begrenzen, mit dem 
das begünstigte Land die Finanzkraftrelation des 
nächststärkeren Landes erreicht, höchstens jedoch 
auf den Betrag, der sicherstellt, daß ein an der 
Aufbringung beteiligtes Land in seiner Finanzkraft

-

relation nicht unter die des nächstschwächeren Lan-
des sinkt. Kommt Satz 3 zur Anwendung, ist das 
nächststärkere Land nach Satz 3 von der Aufbrin-
gung des Fehlbetrags ausgenommen. 

(4) Übersteigt der Ausgleichsbeitrag eines aus-
gleichspflichtigen Landes nach den Absätzen 2 und 3 
15 vom Hundert der Finanzkraft, die zwischen 100 
und 101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, 
sowie vier Fünftel der 101 vom Hundert der Aus-
gleichsmeßzahl übersteigenden Finanzkraft, so ist der 
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§ 11 

Bundesergänzungszuweisungen 

(1) Der Bund gewährt zusätzlich zu den Ausgleichs-
zuweisungen der Länder aus seinen Mitteln leistungs-
schwachen Ländern Zuweisungen zur ergänzenden 
Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs durch all-
gemeine Anhebung ihrer Finanzkraft (Fehlbetrags

-

Bundesergänzungszuweisungen) in Höhe von jeweils 
einem Drittel der jährlichen horizontalen Ausgleichs-
zuweisungen nach § 10 Abs. 1, jedoch nicht über 99 
vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl. 

(2) Länder, die bereits vor dem 3. Oktober 1990 am 
Länderfinanzausgleich nach Artikel 107 Abs. 2 des 
Grundgesetzes teilgenommen haben, erhalten aus 
Mitteln des Bundes in den Jahren 1995 bis 1999 
zusätzlich Zuweisungen zur ergänzenden Deckung 
ihres allgemeinen Finanzbedarfs in Höhe der Beträge, 
um die ihre sich bei Berücksichtigung der Leistungen 
nach § 10 und § 11 Abs. 1 im jeweiligen Referenzjahr 
ergebende Finanzkraft je Einwohner hinter einem 
bestimmten Hundertsatz (Übergangs-Garantie-Satz) 
der nach den §§ 7, 8, 10 und 11 Abs. 1 berechneten 
durchschnittlichen Finanzkraft dieser Länder je 
Einwohner zurückbleibt (Übergangs-Bundesergän-
zungszuweisungen). § 9 findet hierbei entsprechende 
Anwendung. Der Übergangs-Garantie-Satz für das 
Jahr 1995 beträgt 99 vom Hundert. Er mindert sich 
schrittweise in jedem der folgenden Ausgleichsjahre 
um einen Prozentpunkt. 

(3) Der Bund gewährt aus seinen Mitteln den 
Ländern Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
in den Jahren 1995 bis 2004 zusätzlich Zuweisun-
gen zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Fi-
nanzbedarfs (Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen). Diese Zuweisungen betragen im Jahr 
1995 22,5 Milliarden DM. Ihre Höhe vermindert sich 
schrittweise in jedem der folgenden Jahre um 10 vom 
Hundert des Anfangsbetrags. Die Zuweisungen wer-
den auf die vorgenannten Länder im Verhältnis ihrer 
Einwohnerzahlen am 30. Juni des dem Ausgleichsjahr 
jeweils vorhergehenden Jahres verteilt. Diese Rege-
lung wird für die Jahre ab 2000 in Ansehung der dann 
vorhandenen Gegebenheiten überprüft. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

übersteigende Betrag von den anderen ausgleichs-
pflichtigen Ländern im Verhältnis ihrer Ausgleichs-
beiträge nach Absatz 2 zu übernehmen. Für die 
Übernahme der Fehlbeträge nach Satz 1 gilt die 
Belastungsgrenze des Satzes 1 entsprechend. Über-
steigt die Summe der Ausgleichszuweisungen nach 
den Absätzen 1 und 3 Satz 1 15 vom Hundert der 
Finanzkraft, die zwischen 100 und 101 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl liegt, sowie vier Fünftel der 
101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl überstei-
genden Finanzkraft der ausgleichspflichtigen Län-
der, so ist der Fehlbetrag von allen Ländern im 
Verhältnis ihrer Finanzkraft unter Berücksichtigung 
der Ausgleichsbeiträge und Ausgleichszuweisungen 
nach den Absätzen 1 bis 4 Satz 1 und 2 aufzubringen. 

§ 11 

Bundesergänzungszuweisungen 

(1) Der Bund gewährt ab 1995 aus seinen Mitteln 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur er-
gänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanzbe-
darfs sowie zum Ausgleich von Sonderlasten (Bun-
desergänzungszuweisungen) nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 bis 6. 

(2) Zur ergänzenden Deckung ihres allgemei-
nen Finanzbedarfs erhalten leistungsschwache Län-
der Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen in 
Höhe von 80 vom Hundert ihrer nach Durchführung 
des Länderfinanzausgleichs verbleibenden Fehlbe-
träge der Finanzkraftmeßzahlen gegenüber den Aus-
gleichsmeßzahlen des Ausgleichsjahres. 

(3)Wegen überdurchschnittlich hoher Kosten poli-
tischer Führung erhalten nachstehende Lander jähr-
lich folgende Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen: 

Berlin 	 25 000 000 DM. 
Brandenburg 	 75 000 000 DM, 
Bremen 	 125 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 	100 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 25 000 000 DM, 
Saarland 	 125 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 75 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 75 000 000 DM, 
Thüringen 	 75 000 000 DM. 



Drucksache 12/4748 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

(4) Zur Stabilisierung ihrer Haushaltswirtschaft 
erhalten in den Jahren 1995 bis 1999 aus Bundesmit-
teln jährlich zusätzlich 

Bremen 	 1 550 000 000 DM, 

Saarland 	 950 000 000 DM 

mit folgender Maßgabe: 

1. Diese 	Sonder-Bundesergänzungszuweisungen 
sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu verwen-
den. 

2. Die durch Schuldentilgung nach Nummer 1 entste-
henden Finanzierungsspielräume werden in den 
jeweiligen Haushaltsjahren entweder für Investi-
tionen, die die Wirtschafts- und Finanzkraft des 
Landes stärken, oder zur Verminderung der Net-
tokreditaufnahme des Landes genutzt. 

3. Dem Bundesministerium der Finanzen sowie den 
Obersten Finanzbehörden der anderen Länder ist 
über die Verwendung der Sonder-Bundesergän-
zungszuweisungen, über die Nutzung der durch sie 
entstehenden Finanzierungsspielräume sowie 
über die bei der haushaltswirtschaftliche Stabilisie-
rung erzielten Fortschritte jährlich bis Ende Ap ril 
des folgenden Jahres zu berichten. 

Im Jahr 1998 überprüfen Bund und Länder gemein-
sam in Ansehung der dann gegebenen Haushaltslage 
aller Länder, ob zur Haushaltsstabilisierung Bremens 
und Saarlands weitere Sanierungshilfen erforderlich 
sind. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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(4) Zum Abbau teilungsbedingter Sonderbelastun-
gen sowie zum Ausgleich unterproportionaler kom-
munaler Finanzkraft erhalten nachstehende Länder 
im Jahr 1995 zusätzlich folgende Sonder-Bundes-
ergänzungszuweisungen: 

Berlin 	 2 833 000 000 DM, 
Brandenburg 	 . 2 113 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 1 574 000 000 DM, 
Sachsen 	 3 893 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 2 350 000 000 DM, 
Thüringen 	 2 137 000 000 DM. 

Die Zuweisungen nach Satz 1 vermindern sich ab 
dem Jahr 1996 linear um jährlich 10 vom Hundert der 
Ausgangsbeträge. 

(5) Zum Ausgleich überproportionaler Belastun-
gen erhalten nachstehende Länder im Jahr 1995 
zusätzlich folgende Übergangs-Bundesergänzungs-
zuweisungen: 
Bremen 	 80 000 000 DM, 
Niedersachsen 	 507 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 451 000 000 DM, 
Saarland 	 80 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 227 000 000 DM. 

Die Zuweisungen nach Satz 1 vermindern sich ab 
dem Jahr 1996 linear um jährlich 10 vom Hundert der 
Ausgangsbeträge. 

(6) Zum Zwecke der Haushaltssanierung erhalten 
in den Jahren 1995 bis 1998 nachfolgende Lander 
jährlich zusätzlich folgende Sonder-Bundesergän-
zungszuweisungen: 
Bremen 	 1 800 000 000 DM, 
Saarland 	 1 600 000 000 DM. 

Diese Zuweisungen werden mit folgender Maßgabe 
gewährt: 

1. Sie sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu ver-
wenden. 

2. Die durch Schuldentilgung nach Nummer 1 ent-
stehenden Finanzierungsspielräume werden in 
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(5) Die Zuweisungen nach den Absätzen 1 bis 4 sind 
in Vierteljahresbeträgen am 15. März, 15. Juni, 15. 
September und 15. Dezember fällig. 

§ 12 

Veranschlagung von Ausgleichsleistungen 
und Bundesergänzungszuweisungen, 

Gemeindebeteiligung 

(1) Die Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 
sind abweichend von § 10 Abs. 3, § 12 Abs. 1 und 4 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes sowie von § 13 Abs. 3, 
§ 15 Abs. 1 und § 17 Abs. 1 der Bundeshaushaltsord-
nung bei den Einnahmen darzustellen. 

(2) Die Landesgesetzgebung bestimmt über die 
Veranschlagung der Ausgleichsleistungen der Län-
der nach § 4 und der Bundesergänzungszuweisungen 
nach § 11 in den Landeshaushalten sowie darüber, ob 
und inwieweit die Gemeinden (Gemeindeverbände) 
an diesen Leistungen beteiligt werden. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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den jeweiligen Haushaltsjahren entweder für Inve-
stitionen, die die Wirtschafts- und Finanzkraft des 
Landes stärken, oder zur Verminderung der Netto-
kreditaufnahme des Landes genutzt. 

3. Dem Bundesminister der Finanzen sowie den 
Obersten Finanzbehörden der anderen Länder ist 
über die Verwendung der Sonder-Bundesergän-
zungszuweisungen, über die Nutzung der durch 
sie entstehenden Finanzierungsspielräume sowie 
über die bei der haushaltswirtschaftlichen Stabili-
sierung erzielten Fortschritte jährlich bis Ende 
April des folgenden Jahres zu berichten. 

Im Jahr 1997 überprüfen Bund und Länder gemein-
sam in Ansehung der dann gegebenen Haushaltslage 
aller Länder, ob zur Haushaltsstabilisierung Bremens 
und des Saarlandes weitere Sanierungshilfen erfor-
derlich sind. 

(7) Die Zuweisungen nach den Absätzen 3 bis 6 sind 
mit je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig. Auf 
die Zuweisungen nach Absatz 2 werden zu diesen 
Stichtagen Abschlagszahlungen nach Maßgabe der 
Finanzkraftverhältnisse des jeweils vorhergehenden 
Kalendervierteljahres entrichtet. Gleichzeitig wer-
den die mit der Abschlagszahlung des vorausgegan-
genen Zahlungstermins zuviel oder zuwenig gezahl-
ten Beträge verrechnet. Der Bundesminister der 
Finanzen stellt zu Beginn des jeweiligen Kalender-
vierteljahres durch Übersendung der Berechnungs-
grundlagen an die Länder die Beteiligung der einzel-
nen Länder an den zu gewährenden Zuweisungen 
fest. 

(8) Die Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 
sind abweichend von § 10 Abs. 3, § 12 Abs. 1 
und 4 des Haushaltsgrundsätzegesetzes sowie von 
§ 13 Abs. 3, § 15 Abs. 1 und § 17 Abs. 1 der Bundes-
haushaltsordnung bei den Einnahmen darzustellen. 

§ 12 

Feststellung der Ausgleichszahlungen 

Der Bundesminister der Finanzen stellt nach 
Ablauf des Ausgleichsjahres die endgültige Höhe der 
Länderanteile an der Umsatzsteuer nach § 2 und die 
endgültige Höhe der Ausgleichszuweisungen und 
der Ausgleichsbeiträge nach § 10 durch Rechtsver-
ordnung fest, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Vollzug und Abrechnung 
der Umsatzsteuerverteilung 
und des Finanzausgleichs 

§ 13 

Vollzug der Umsatzsteuerverteilung 
während des Ausgleichsjahres 

(1) Die Verteilung der Umsatzsteuer unter den 
Ländern wird während des Ausgleichsjahres auf 
Grund vorläufiger Bemessungsgrundlagen vollzogen. 
Dabei werden die vorläufigen Länderanteile an der 
Umsatzsteuer nach § 2 ermittelt, jedoch werden zu-
grundegelegt: 

1. die Einnahmen an  Umsatzsteuer in dem Jahreszeit-
raum, der am 30. September des vorausgehenden 
Jahres endet; 

2. die Einwohnerzahlen (§ 9 Abs. 1), die das Statisti-
sche Bundesamt am 30. Juni des Jahres festgestellt 
hat, das dem Ausgleichsjahr vorausgeht; sind diese 
nicht rechtzeitig verfügbar, die vom Statistischen 
Bundesamt zuletzt festgestellten Einwohnerzahlen. 

(2) Der Länderanteil an der durch Bundesfinanzbe-
hörden verwalteten Einfuhrumsatzsteuer wird den 
Ländern nach der Einwohnerzahl verteilt in monatli-
chen Teilbeträgen jeweils zum 20. eines Monats 
überwiesen. 

§ 14 

Feststellung der Ausgleichsleistungen 
und Bundesergänzungszuweisungen und Vollzug 

während des Ausgleichsjahres 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen stellt nach 
den Verhältnissen im Referenzjahr für das Aus-
gleichsjahr die Höhe der Ausgleichszuweisungen und 
der Ausgleichsbeiträge nach § 10 sowie die Höhe der 
Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 Abs. 1 
und 2 durch Rechtsverordnung fest, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. 

(2) Soweit die für die Feststellung nach Absatz 1 
erforderlichen Daten vor Beginn des Ausgleichsjahres 
nicht vorliegen, werden der Finanzausgleich unter 
den Ländern und die Verteilung der Bundesergän-
zungszuweisungen auf Grund vorläufiger Bemes-
sungsgrundlagen vollzogen. Dabei werden die vor-
läufigen Länderanteile an der Umsatzsteuer nach § 2, 
die vorläufigen Ausgleichszuweisungen und Aus-
gleichsbeiträge nach den §§ 4 bis 10 und die vor-
läufigen Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisun-
gen und Übergangs-Bundesergänzungszuweisungen 
nach § 11 Abs. 1 und 2 ermittelt; soweit die hiernach 
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DRITTER ABSCHNITT 

Vollzug und Abrechnung 
der Umsatzsteuerverteilung 
und des Finanzausgleichs 

§ 13 

Vollzug des Finanzausgleichs 
während des Ausgleichsjahres 

Der Finanzausgleich wird während des Ausgleichs-
jahres auf Grund vorläufiger Bemessungsgrundlagen 
vollzogen. Die vorläufigen Ergänzungsanteile wer-
den nach § 2, die vorläufigen Ausgleichszuweisun-
gen und Ausgleichsbeiträge werden nach den §0 4 
bis 10 ermittelt; jedoch werden zugrunde gelegt 

1. die Steuereinnahmen und die Einnahmen aus der 
bergrechtlichen Förderabgabe der Lander (§ 7) 
sowie die Gemeindeanteile an der Einkommen-
steuer und die Gewerbesteuerumlage (§ 3) in dem 
Jahreszeitraum, der am 30. September des voraus-
gehenden Jahres endet; 

2. die Realsteuerkraft der Gemeinden (§ 8 Abs. 1 
Satz 1) nach den Grundbeträgen, die das Statisti-
sche Bundesamt zuletzt festgestellt hat; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 9 Abs. 1), die das Statisti-
sche Bundesamt am 30. Juni des Jahres festgestellt 
hat, das dem Ausgleichsjahr vorausgeht; sind diese 
nicht rechtzeitig verfügbar, die vom Statistischen 
Bundesamt zuletzt festgestellten Einwohnerzahlen. 
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maßgeblichen Daten nicht vorliegen, werden zu-
grunde gelegt 

1. die Steuereinnahmen und die Einnahmen aus der 
bergrechtlichen Förderabgabe der Länder (§ 7) 
sowie die Gemeindeanteile an der Einkommen-
steuer und die Gewerbesteuerumlage (§ 3) in dem 
Jahreszeitraum, der am 30. September des dem 
Referenzjahr vorausgehenden Jahres endet; 

2. die Realsteuerkraft der Gemeinden (§ 8 Abs. 1 
Satz 1) nach den Grundbeträgen, die das Statisti-
sche Bundesamt zuletzt festgestellt hat; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 9 Abs. 1), die das Statisti-
sche Bundesamt zuletzt festgestellt hat. 

§ 15 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 

(1) Der Zahlungsverkehr zur Umsatzsteuervertei-
lung und zum Länderfinanzausgleich wird während 
des Ausgleichsjahres in der Weise abgewickelt, daß 
die Ablieferung des Bundesanteils an der durch Lan-
desfinanzbehörden verwalteten Umsatzsteuer um die 
Beträge erhöht oder ermäßigt wird, die nach der 
Bemessung der Länderanteile an der Umsatzsteuer 
nach § 13 und nach der Bemessung der Ausgleichs-
beiträge und der Ausgleichszuweisungen im Finanz-
ausgleich nach § 14 unter den Ländern zu verrechnen 
sind. Soweit der Anspruch eines Landes aus diesen 
Verrechnungen durch den Bundesanteil an der 
Umsatzsteuer nicht voll gedeckt wird, überweist das 
Bundesministerium der Finanzen diesem Land den 
nicht gedeckten Teil des vorläufigen Ausgleichsan-
spruchs in monatlichen Teilbeträgen. Soweit die Ver-
pflichtung eines Landes aus diesen Verrechnungen 
über dem Aufkommen der von Landesfinanzbehör-
den verwalteten Umsatzsteuer liegt, ist der darüber 
liegende Teil von dem Land dem Bundesministerium 
der Finanzen in monatlichen Teilbeträgen zu über-
weisen. 

(2) In vierteljährlichen Zwischenabrechnungen 
anhand der bis zum jeweiligen Quartalsende bekann-
ten Ist-Zahlen wird der vorläufige Vollzug lauf end der 
tatsächlichen Einnahmeentwicklung angepaßt. Zu-
viel oder zu wenig geleistete Be träge werden jeweils 
am 15. Juni, 15. September, 15. Dezember des Aus-
gleichsjahres und am 15. März des Folgejahres aus-
geglichen. 

(3) Das Nähere bestimmt das Bundesministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

§ 16 

Feststellung der Umsatzsteuerverteilung, 
der Ausgleichsleistungen 

und der Bundesergänzungszuweisungen 
sowie endgültige Abrechnung 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen stellt nach 
Ablauf des Ausgleichsjahres die endgültige Höhe der 
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§ 14 
Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 

(1) Der Zahlungsverkehr wird während des Aus-
gleichsjahres in der Weise abgewickelt, daß die Ablie-
ferung des Bundesanteils an der durch Landesfinanz-
behörden verwalteten Umsatzsteuer um die Beträge 
erhöht oder ermäßigt wird, die nach der vorläufigen 
Bemessung der Länderanteile an der Umsatzsteuer 
(§ 2) und nach der vorläufigen Bemessung der Aus-
gleichsbeiträge und der Ausgleichszuweisungen im 
Finanzausgleich (§ 10) unter den Ländern zu verrech-
nen sind. Soweit der Anspruch eines Landes aus 
diesen Verrechnungen durch den Bundesanteil an der 
Umsatzsteuer nicht voll gedeckt wird, überweist der 
Bundesminister der Finanzen diesem Land den nicht 
gedeckten Teil des vorläufigen Ausgleichsanspruchs 
in monatlichen Teilbeträgen. Soweit die Verpflich-
tung eines Landes aus diesen Verrechnungen über 
dem Aufkommen der von Landesfinanzbehörden ver-
walteten Umsatzsteuer liegt, ist der darüberliegende 
Teil von dem Land dem Bundesminister der Finanzen 
in monatlichen Teilbeträgen zu überweisen. 

(2) Der Länderanteil an der durch Bundesfinanzbe-
hörden verwalteten Einfuhrumsatzsteuer wird auf 
die Länder nach der Einwohnerzahl verteilt und in 
monatlichen Teilbeträgen überwiesen. 

(3) Das Nähere bestimmt der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. 

§ 15 
Endgültige Abrechnung 

Unterschiede zwischen den vorläufigen und den 
endgültigen Ausgleichszahlungen werden durch 
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Länderanteile an der Umsatzsteuer, die endgültige 
Höhe der Ausgleichszuweisungen und der Aus-
gleichsbeiträge nach § 10 sowie die endgültige Höhe 
der Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 Abs. 1 
und 2 durch Rechtsverordnung fest, die der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. 

(2) Unterschiede zwischen den vorläufigen und den 
endgültigen Zahlungen werden durch Überweisun-
gen ausgeglichen, die mit dem Inkrafttreten der in 
Absatz 1 vorgesehenen Rechtsverordnung fällig wer-
den. Das Bundesministerium der Finanzen trifft die für 
den Überweisungsverkehr erforderlichen Anordnun-
gen. 

§ 17 

Auskunftspflicht 

Die zuständigen Landesbehörden sind verpflichtet, 
dem Bundesminister der Finanzen die zur Durchfüh-
rung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von der ober-
sten Rechnungsprüfungsbehörde des L andes bestäti-
gen zu lassen. 
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Überweisungen ausgeglichen, die mit dem Inkrafttre-
ten der in § 12 vorgesehenen Rechtsverordnung fällig 
werden. Der Bundesminister der Finanzen trifft die für 
den Überweisungsverkehr erforderlichen Anordnun-
gen. 

§ 16 

Auskunftspflicht 

Die zuständigen Landesbehörden sind verpflichtet, 
dem Bundesminister der Finanzen die zur Durchfüh-
rung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von der ober-
sten Rechnungsprüfungsbehörde des Landes bestäti-
gen zu lassen. 

Artikel 36 a 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

o 6 des Gesetzes zur Neuordnung der Gemeinde-
finanzen (Gemeindefinanzreformgesetz) vom 28. Ja-
nuar 1985 (BGBl. I S. 201), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 9. November 1992 (BGBl. I 
S.1853), wird wie folgt geändert: 

1. Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Gemeinden führen nach den folgenden 
Vorschriften eine Umlage an das für sie zuständige 
Finanzamt ab. Die Umlage ist entsprechend dem 
Verhältnis von Bundes- und Landesvervielfälti-
gern auf den Bund und das Land aufzuteilen. 

(2) Die Umlage wird in der Weise ermittelt, daß 
das Istaufkommen der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital im 
Erhebungsjahr durch den von der Gemeinde für 
dieses Jahr festgesetzten Hebesatz der Steuer 
geteilt und mit dem Vervielfältiger gemäß 
Absatz 3 multipliziert wird." 

2. Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
eingefügt: 

„(3) Der Vervielfältiger ist die Summe eines 
Bundes- und Landesvervielfältigers für das jewei-
lige Land. Der Bundesvervielfältiger beträgt 
14 vom Hundert. Der Landesvervielfältigér für die 
Lander Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen beträgt 14 vom Hundert. Der Landesverviel-
fältiger für die übrigen Lander betragt 30 vom 
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Artikel 37 

Gesetz fiber ein Infrastrukturprogramm 
Wirtschaft  Ost (IWOG) 

§ 1 

Gewährung von Finanzhilfen 

Der Bund gewährt den Ländern Berlin, Br anden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen für ein Infrastrukturprogramm 
Wirtschaft Ost ab 1995 Finanzhilfen für strukturver-
bessernde Investitionen in Höhe von jährlich zehn 
Milliarden Deutsche Mark. 

§2 
Laufzeit 

Das Infrastrukturprogramm Wirtschaft Ost hat eine 
Laufzeit von zehn Jahren. 
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Hundert. Er ist 1997 zu überprüfen. Absatz 5 Satz 5 
gilt entsprechend. 

(4) Das sich bei den übrigen Ländern aus der 
höheren Gewerbesteuerumlage — in Relation 
zum Vervielfältiger der Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen — auf Grund der unter-
schiedlichen Landesvervielfältiger ergebende 
Mehraufkommen bleibt bei der Ermittlung der 
Steuereinnahmen der Länder und Gemeinden im 
Sinne der §§ 7 und 8 des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
unberücksichtigt." 

3. Der bisherige Absatz 2a wird Absatz 5 und wie 
folgt geändert: 

In Satz 1 werden die Wörter „Der Vervielfältiger 
nach Absatz 2" durch die Wörter „Der Landesver-
vielfältiger nach Absatz 3 Satz 4" ersetzt. 

4. Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 6 
bis 8. 

Artikel 37 

Gesetz zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft und zur Förderung 
des wirtschaftlichen Wachstums 

in den neuen Ländern 
(Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost) 

§1 

Zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
und zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums 
gewährt der Bund den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen für die Dauer von 10 Jahren ab 
dem Jahr 1995 Finanzhilfen für besonders bedeut-
same Investitionen der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) in Höhe von jährlich insgesamt 
6,6 Milliarden Deutsche Mark. 

§ 2  

(1) Von dem Jahresbetrag der Finanzhilfen erhal-
ten die Länder 

Berlin 	 1 255 000 000 DM, 
Brandenburg 	 936 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 	697 000 000 DM, 
Sachsen 	 1 725 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 1 041 000 000 DM, 
Thüringen 	 946 000 000 DM. 
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§3 

Verteilung, Überprüfung und Anrechnung 

(1) Die Finanzhilfen des Bundes werden auf die 
Under im Verhältnis der Einwohnerzahlen verteilt, 
die das Statistische Bundesamt am 31. Dezember 1993 
festgestellt hat; sind diese nicht rechtzeitig verfügbar, 
gelten die vom Statistischen Bundesamt zuletzt fest-
gestellten Einwohnerzahlen. 

(2) Zum 1. Januar 1999 und zum 1. Januar 2002 soll 
die Verteilung der Mittel in Ansehung der dann 
vorhandenen Gegebenheiten überprüft werden. 

(3) Die Finanzhilfen nach dem in Artikel 14 des 
Gesetzes zur Sicherung und Strukturverbesserung 
der gesetzlichen Krankenversicherung vom 21. De-
zember 1992 (BGBl. I S. 2266) vereinbarten Kranken-
hausinvestitionsprogramm sind Bestandteil der Fi-
nanzhilfen nach § 1. 

§4 

Verwaltungsvereinbarung 

Das Nähere wird durch Verwaltungsvereinbarung 
geregelt. 
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(2) Die Finanzhilfen nach dem in Artikel 14 des 
Gesetzes zur Sicherung und Strukturverbesserung 
der gesetzlichen Krankenversicherung vom 21. De-
zember 1992 (BGBl. I S. 2266) vereinbarten Kranken-
hausinvestitionsprogramm sind Bestandteil der Fi-
nanzhilfen nach § 1. 

§3 

Durch die Finanzhilfen werden zum Ausgleich 
unterschiedlicher Wirtschaftskraft und zur Förde-
rung des wirtschaftlichen Wachstums folgende struk-
turverbessernde Investitionen gefördert: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftli-
chen Infrastruktur, insbesondere in folgenden 
Bereichen: 

a) für die wirtschaftliche Entwicklung bedeut-
same Umweltschutzmaßnahmen; 

b) Energieversorgung; 

c) Trinkwasserversorgung; 

d) Verkehr; 

e) Erschließung und Sanierung von Industrie- und 
Gewerbeflächen; 

f) Fremdenverkehr; 

2. Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus, 
insbesondere zur Modernisierung und Instandset-
zung, einschließlich des Studentenwohnraum-
baus; 

3. Maßnahmen zur Förderung des Städtebaus, insbe-
sondere zur Stadt- und Dorferneuerung, ein-
schließlich Erhaltung und Erneuerung histori-
scher Stadtkerne; 

4. Maßnahmen zur Förderung der Aus- und Weiter-
bildung im beruflichen Bereich unter Einschluß 
der Hochschulen und Fachhochschulen; 

5. Maßnahmen zur Förderung von Wissenschaft, 
Forschung und Entwicklung; 

6. für die wirtschaftliche Entwicklung bedeutsamer 
Maßnahmen zur Förderung kommunaler Investi-
tionen, soweit sie nicht bereits von den Förde-
rungsmaßnahmen nach den Nummern 1 bis 5 
umfaßt werden, insbesondere Investitionen zum 
Aufbau und zur Erneuerung von sozialen Einrich-
tungen. 

§4 

(1) Für Investitionen, die nach anderen Gesetzen 
und Verwaltungsvereinbarungen als Anteilsfinanzie-
rung nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
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Artikel 38 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
eines Fonds „Deutsche Einheit" 

Das Gesetz über die Errichtung eines Fonds „Deut-
sche Einheit" vom 25. Juni 1990 (BGBl. 1990 II S. 518, 
533), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. März 1992 (BGBl. I S. 674), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Zahl „146,3" durch die Zahl 
„156,455" ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Worte „im Jahre 1993 in 
Höhe von 31,5 Milliarden DM und im Jahre 1994 
in Höhe von 23,9 Milliarden DM" durch die 
Worte „im Jahre 1993 in Höhe von 34,655 
Milliarden DM und im Jahre 1994 in Höhe von 
30,9 Milliarden DM" ersetzt. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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gefördert werden oder nach Artikel 91 a des Grund-
gesetzes durch den Bund gefördert werden können, 
können nicht gleichzeitig Finanzhilfen nach diesem 
Gesetz gewährt werden. 

(2) Investive Begleit- und Folgemaßnahmen wer-
den nur gefördert, wenn sie unmittelbar in ursächli-
chem Zusammenhang mit den Maßnahmen nach § 3 
stehen. 

§5 

(1) Die Finanzhilfen des Bundes betragen 90 vom 
Hundert der öffentlichen Finanzierung. Die Lander 
können abweichend von Satz 1 bestimmen, daß der 
Anteil des Bundes weniger als 90 vom Hundert 
betragt. 

(2) Der Bund richtet für die Finanzhilfen Verwahr-
konten bei den Bundeskassen ein, auf die er die 
Jahrestranchen zur eigenen Bewirtschaftung durch 
die Länder überträgt. Die Minister und Senatoren der 
Finanzen der Lander sind ermächtigt, die zuständi-
gen Bundeskassen zur Auszahlung der benötigten 
Kassenmittel aus den Verwahrkonten an die zustän-
digen Landeskassen anzuweisen, sobald die Bundes-
mittel zur anteiligen Begleichung fälliger Zahlungen 
benötigt werden. Die Länder leiten an Letztempfän-
ger Finanzhilfen des Bundes unverzüglich, späte-
stens innerhalb von 30 Tagen weiter. 

(3) Von einem Land in einem Jahr nicht abgerufene 
Bundesmittel können in den Folgejahren bei Bedarf 
abgerufen werden. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. 

§6 

Die Einzelheiten des Verfahrens zur Durchführung 
dieses Gesetzes werden durch Verwaltungsvereinba-
rung geregelt. 

Artikel 38 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
eines Fonds „Deutsche Einheit" 

Das Gesetz über die Errichtung eines Fonds „Deut-
sche Einheit" vom 25. Juni 1990 (BGBl. 1990 II S. 518, 
533), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. März 1992 (BGBl. I S. 674), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Zahl „146,3" durch die Zahl 
„160,705" ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „im Jahre 1993 in 
Höhe von 31,5 Milliarden DM und im Jahre 1994 
in Höhe von 23,9 Milliarden DM" durch die 
Wörter „im Jahre 1993 in Höhe von 35,205 
Milliarden DM und im Jahre 1994 in Höhe von 
34,6 Milliarden DM" ersetzt. 
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2. Dem § 5 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Von den Zuweisungen nach Satz 2 werden außer-
dem im Jahr 1993 1,3 Milliarden DM aus den 
Zinsabschlagseinnahmen nach den §§ 43 Abs. 1 
Nr. 7, 43 a Abs. 1 Nr. 4 des Einkommensteuerge-
setzes gemeinsam von den Ländern Baden-Würt-
temberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein und 
ihren Gemeinden im Verhältnis ihrer sich nach 
Zerlegung ergebenden Anteile am bis zum 30. Juni 
1993 erzielten Zinsabschlagaufkommen finanziert 
und binnen eines Monats nach Mitteilung der 
Berechnung durch das Bundesministerium der 
Finanzen von den Ländern an  den Bund abgeführt. 
Hierbei bleibt der Anteil am Zinsabschlag nach 
Zerlegung unberücksichtigt, der auf den Gebiets-
teil Berlins entfällt, in dem das Grundgesetz vor 
dem 3. Oktober 1990 nicht galt. Von den Zuwei-
sungen nach Satz 2 werden außerdem im Jahr 1993 
1 Milliarde DM und im Jahr 1994 3,5 Milliar-
den DM von den Ländern Baden-Württemberg, 
Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein im Ver-
hältnis ihrer Einwohnerzahlen am 30. Juni des 
jeweiligen Rechnungsjahres ohne Berücksichti-
gung der Einwohnerzahl des Teils des Landes 
Berlin, in dem das Grundgesetz vor dem 3. Oktober 
1990 nicht galt, finanziert und in Monatsbeträgen 
mit den Einfuhrumsatzsteuerzahlungen des Bun-
des nach § 14 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern vor-
läufig verrechnet. " 

Artikel 39 

Gesetz über die Errichtung 
eines Erblastentilgungsfonds 

(Erblastentilgungsfonds-Gesetz — ELFG) 

§ 1 

Errichtung des Fonds 

Es wird ein Fonds mit dem Namen „Erblastentil-
gungsfonds" (Fonds) als Sondervermögen des Bundes 
errichtet. 

§2 

Zweck des Fonds 

(1) Der Fonds übernimmt ab 1. Januar 1995 

1. die bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen Ver

-

bindlichkeiten des Kreditabwicklungsfonds aus 

a) der bei Wirksamwerden des Beitritts der Deut-
schen Demokratischen Republik zum Geltungs-
bereich des Grundgesetzes bestehenden Ge-
samtverschuldung des Republikhaushalts, 

Ergebnisse Klausurtagung 
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2. Dem § 5 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Von den Zuweisungen nach Satz 2 werden außer-
dem im Jahre 1993 2,075 Milliarden DM und im 
Jahre 1994 5,35 Milliarden DM von den Ländern 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarl and und Schles-
wig-Holstein im Verhältnis ihrer Beiträge nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern finanziert und 
in Monatsbeträgen mit den Einfuhrumsatzsteuer-
zahlungen des Bundes nach § 14 Abs. 2 des 
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern vorläufig verrechnet. Zur Erbringung 
einer Finanzierungsbeteiligung der Gemeinden 
an den nach Satz 4 zusätzlich von den Ländern 
aufzubringenden Leistungen für die Jahre 1993 
und 1994 gilt § 6 Abs. 2 a des Gemeindefinanz-
reformgesetzes entsprechend." 

Artikel 39 

Gesetz über die Errichtung 
eines Erblastentilgungsfonds 

(Erblastentilgungsfonds-Gesetz — ELFG) 

§ 1 

unverändert 

§2 

Zweck des Fonds 

(1) unverändert 
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b) den Verbindlichkeiten aus der Zuteilung von 
Ausgleichsforderungen nach Artikel 8 § 4 Abs. 6 
der Anlage I zu dem Vertrag über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 
18. Mai 1990 (BGBl. 1990 II S. 518), 

c) den Verpflichtungen des Bundes aus der 
Gewährträgerhaftung für die Staatsbank Berlin 
nach Artikel 23 Abs. 7 des Einigungsvertra-
ges, 

d) den Kosten der Abwicklung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus der Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben der Deutschen Demokrati-
schen Republik gegenüber dem Ausland und 
der Bundesrepublik Deutschland nach Arti-
kel 24 Abs. 2 des Einigungsvertrages, 

2. die Verbindlichkeiten des Kreditabwicklungsfonds 
aus der Ausgabe von Schuldverschreibungen, 
Schatzwechseln und aus der Aufnahme von Darle-
hen gegen Schuldschein, 

3. die sich nach diesem Zeitpunkt ergebenden Schul-
den, Verbindlichkeiten, Verpflichtungen und Ko-
sten nach Nummer 1. 

(2) Der Fonds übernimmt ab 1. Januar 1995 als 
Mitschuldner die bis zum 31. Dezember 1994 aufge-
laufenen Verbindlichkeiten der Treuhandanstalt aus 
aufgenommenen Krediten, übernommenen Altkredi-
ten nach § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3 Treuhandkreditauf-
nahmegesetz sowie aus Ausgleichsforderungen nach 
§ 24 D-Markbilanzgesetz, § 6 Abs. 2 und 4 Vermö-
gensgesetz und § 6 Abs. 2 Unternehmensrückgabe-
verordnung. Im Innenverhältnis zur Treuhandanstalt 
ist der Fonds alleiniger Schuldner. § 4 des Treuhand-
kreditaufnahmegesetzes bleibt unberührt. 
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(2) unverändert 

(3) Der Fonds übernimmt ab 1. Juli 1995 die ihm auf 
Grund von § 4 des Altschuldenhilfen-Gesetzes zu 
übertragenden Altverbindlichkeiten und die sich 
daraus ergebenden Verpflichtungen zur Zahlung von 
Zinsen und Tilgung. Der Fonds kann den Gläubigern 
die Einwendungen entgegensetzen, welche sich aus 
dem Rechtsverhältnis zwischen dem Gläubiger und 
dem bisherigen Schuldner ergeben. Privatisierungs-
erlöse nach § 5 Altschuldenhilfen-Gesetz sind von 
dem Veräußerer oder Empfänger an den Fonds 
abzuführen. Der Begünstigte nach § 4 Altschulden-
hilfen-Gesetz und sein Rechtsnachfolger haben den 
vom Fonds übernommenen Teilentlastungsbetrag 
zuzüglich geleisteter Zinsen an den Fonds zu zah-
len, wenn und soweit ein Bescheid nach § 4 Abs. 6 
beziehungsweise § 5 Abs. 3 Altschuldenhilfen-Gesetz 
wirksam wird. Dem Fond stehen auch die Zinsen 
nach § 5 Abs. 4 Altschuldenhilfen-Gesetz zu. Der 
Zinssatz bemißt sich nach der Höhe der Refinanzie-
rungskosten des Bundes und wird vom Fonds festge-
legt. Die Einnahmen des Fonds nach Satz 3 bis 5 sind 
nach § 6 Abs. 4 zu verwenden. 
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§3 

Stellung im Rechtsverkehr, Verwaltung 

(1) Der Fonds ist nicht rechtsfähig. Er kann unter 
seinem Namen im rechtsgeschäftlichen Verkehr han-
deln, klagen und verklagt werden. Der allgemeine 
Gerichtsstand des Fonds ist der Sitz der Bundesregie-
rung. Das Bundesministerium der Finanzen verwaltet 
den Fonds. 

(2) Die Schulden des Fonds werden nach den für die 
Verwaltung der allgemeinen Bundesschuld jeweils 
geltenden Grundsätzen durch die Bundesschulden-
verwaltung verwaltet. 

§4 

Vermögenstrennung, Bundeshaftung 

(1) Der Fonds ist von dem übrigen Vermögen des 
Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkeiten 
getrennt zu halten. 

(2) Für die Verbindlichkeiten des Fonds haftet der 
Bund. 

(3) Der Fonds ist ein Sondervermögen im Sinne von 
Artikel 110 Abs. 1 und Artikel 115 Abs. 2 des Grund-
gesetzes; Artikel 115 Abs. 1 des Grundgesetzes findet 
auf den Fonds keine Anwendung. 

§5 

Kreditermächtigungen 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, für den Fonds Mittel im Wege des Kredits 
zu beschaffen 

1. zur Tilgung von Schulden des Fonds, 

2. zum Zwecke des Ankaufs von Schuldtiteln des 
Fonds, des Ausgleichsfonds Währungsumstellung, 
des Kreditabwicklungsfonds und der Treuhandan-
stalt im Wege der Marktpflege bis zu 10 vom 
Hundert der umlaufenden Schuldtitel, 

3. zur Kassenverstärkung bis in Höhe von 10 Milliar-
den Deutsche Mark. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, für den Fonds ab Oktober des Wirtschafts-
jahres im Vorgriff auf die Kreditaufnahme des näch-
sten Wirtschaftsjahres Kredite bis zur Höhe von 
20 Milliarden Deutsche Mark aufzunehmen. Die 
danach aufgenommenen Kredite sind auf die Kredit-
aufnahme des nächsten Wirtschaftsjahres anzurech-
nen. 

(3) Der Fonds ist berechtigt, Ausgleichsforderungen 
oder in Inhaberschuldverschreibungen umgewan-
delte Ausgleichsforderungen des Ausgleichsfonds 
Währungsumstellung aufzukaufen. Das Bundesmini-
sterium der Finanzen wird ermächtigt, hierfür dem 
Fonds Mittel in Höhe von jährlich 5 Milliarden Deut-
sche Mark im Wege des Kredits zu beschaffen. 
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§3 

unverändert 

§4 

unverändert 

§5 

unverändert 
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(4) Die Kreditaufnahme erfolgt durch die Ausgabe 
von Schuldverschreibungen und Schatzwechseln 
oder durch Aufnahme von Darlehen gegen Schuld-
schein. 

(5) Die Schuldurkunden des Fonds stehen den 
Schuldurkunden des Bundes gleich. Die Schuldur-
kunden werden durch die Bundesschuldenverwal-
tung ausgefertigt. 

§6 

Zuführungen des Bundes 

(1) Der Fonds erhält Mittel aus dem Bundeshaus-
halt 

1. für die Zahlung seiner Zins- und Tilgungsverbind-
lichkeiten gegenüber dem Ausgleichsfonds Wäh-
rungsumstellung in Höhe der fälligen Be träge 
und 

2. für alle weiteren Verpflichtungen einschließlich 
seiner Kreditbeschaffungskosten in Höhe von jähr-
lich 10 vom Hundert der zum 1. Januar 1995 nach 
§ 2 übernommenen Verbindlichkeiten mit Aus-
nahme der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
genannten. Erhöhen sich diese Verbindlichkeiten 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 3, so sind die Mittel in Höhe von 
10 vom Hundert ab dem Folgejahr von dem höhe-
ren Betrag zu bestimmen. 

(2) Reichen in einem Wi rtschaftsjahr die Mittel nach 
Absatz 1 Nr. 2 zur Abdeckung der tatsächlichen 
Zinsbelastung nicht aus, so wird der Unterschiedsbe-
trag durch einen erhöhten Bundeszuschuß ausgegli-
chen. Der Unterschiedsbetrag ist auf den Bundeszu-
schuß des Folgejahres anzurechnen. 

(3) Die Zuführung aus dem Bundeshaushalt erfolgt 
bei Fälligkeit und auf Anforderung des Fonds. 

(4) Nichtverbrauchte Mittel des Fonds sind jeweils 
am Jahresende einer Reserve zuzuführen, die zur 
Tilgung fälliger Beträge zu verwenden ist. 

§7 

Wirtschaftsplan 

Für den Fonds wird ab 1. Januar 1995 für jedes 
Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan erstellt, in dem 
Einnahmen und Ausgaben darzustellen sind. 

§8 

Jahresrechnung 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen stellt am 
Schluß eines jeden Wirtschaftsjahres die Jahresrech-
nung für den Fonds auf und fügt sie als Anhang der 
Haushaltsrechnung des Bundes bei. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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§6 

Zuführungen des Bundes 

(1) Der Fonds erhält aus dem Bundeshaushalt für die 
Zahlung seiner Zins- und Tilgungsverpflichtungen 
jährlich die folgenden Mittel: 

1. Zuführungen in Höhe von 7,5 vom Hundert der bis 
zum 1. Januar 1995 nach § 2 Abs. 1 und 2 sowie der 
zum 1. Juli 1995 nach § 2 Abs. 3 zu übernehmenden 
Verpflichtungen. Erhöhen sich diese Verbindlich-
keiten, so sind die Zuführungen in Höhe von 
7,5 vom Hundert ab dem Folgejahr von dem höhe-
ren Betrag zu bestimmen. 

2. Zuführungen in Höhe der Einnahmen aus dem 
Bundesbankgewinn, die einen Be trag von 7 Milli-
arden Deutsche Mark übersteigen. 

(2) Reichen in einem Wirtschaftsjahr die Mittel nach 
Absatz 1 zur Abdeckung der tatsächlichen Zinsbela-
stung nicht aus, so wird der Mehrbedarf durch einen 
erhöhten Bundeszuschuß ausgeglichen. Der Mehrbe-
darf ist auf den Bundeszuschuß des Folgejahres anzu-
rechnen. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§7 

unverändert 

§8 

unverändert 
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(2) In der Jahresrechnung sind der Bestand des 
Sondervermögens einschließlich der Forderungen 
und Verbindlichkeiten sowie die Einnahmen und 
Ausgaben nachzuweisen. 

§9 

Verwaltungskosten 

Die Kosten für die Verwaltung des Fonds trägt der 
Bund. 

§ 10 

Gleichstellung mit Bundesbehörden 

Auf die Verpflichtungen des Fonds, Abgaben auf-
grund von Bundesgesetzen an den Bund, die Länder, 
die Gemeinden (Gemeindeverbände) und Körper-
schaften des öffentlichen Rechts zu entrichten, finden 
die allgemein für Bundesbehörden geltenden Vor-
schriften Anwendung. 

§ 11 

Auflösung des Fonds 

Der Fonds wird nach Tilgung seiner Verbindlich-
keiten durch das Bundesministerium der Finanzen 
aufgelöst. Die Auflösung ist im Bundesanzeiger 
bekannt zu machen. 

§ 12 

Überleitungsvorschriften 

(1) Der Kreditabwicklungsfonds wird abweichend 
von den in Artikel 23 Abs. 5 sowie Artikel 24 Abs. 2 des 
Einigungsvertrages genannten Fristen und abwei-
chend von den in §§ 11 und 12 des Gesetzes über die 
Errichtung eines Fonds „Kreditabwicklungsfonds" 
genannten Fristen bis zum 31. Dezember 1994 verlän-
gert. Der Kreditabwicklungsfonds wird mit Ablauf des 
31. Dezember 1994 aufgelöst und mit seinen Verbind-
lichkeiten und Forderungen in den Erblastentilgungs-
fonds nach § 1 überführt. Der Erblastentilgungsfonds 
wird Rechtsnachfolger des Kreditabwicklungsfonds. 

(2) Abweichend von Artikel 27 Abs. 3 des Vertrages 
über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
sowie Artikel 34 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 
18. Mai 1990 über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 25. Juni 1990 (BGBl. 1990 II 
S. 518), Artikel 23 Abs. 4 und Artikel 24 Abs. 2 des 
Einigungsvertrages und § 11 des Gesetzes über die 
Errichtung eines Fonds „Kreditabwicklungsfonds" 
werden die dort  bezeichneten Verbindlichkeiten vom 
Erblastentilgungsfonds nach § 1 übernommen. 

Ergebnisse Klausurtagung 
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§9 
unverändert 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

unverändert 
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(3) Abweichend von Artikel 23 Abs. 3 des Eini-
gungsvertrages erstatten Bund und Treuhandanstalt 
bis zum 31. Dezember 1994 jeweils die Hälfte der vom 
Kreditabwicklungsfonds erbrachten Zinsleistungen. 
Zu diesem Zweck aufzunehmende Kredite der Treu-
handanstalt sind nicht auf den Kreditrahmen nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Treuhandkreditaufnahmegesetzes 
anzurechnen. 

(4) Mit Ablauf des 31. Dezember 1994 ist das Gesetz 
über die Errichtung eines Fonds „Kreditabwicklungs-
fonds" nicht mehr anzuwenden. 

(5) Der Ausgleichsfonds Währungsumstellung hat 
eingehende Rückzahlungen bis zum 31. Dezember 
1994 an  den Kreditabwicklungsfonds und ab 1. Januar 
1995 an den Erblastentilgungsfonds nach § 1 abzufüh-
ren. 

Artikel 40 
Gesetz über Altschuldenhilfen 

für Kommunale Wohnungsunternehmen 
und Wohnungsgenossenschaften 

in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet (Altschuldenhilfe-Gesetz) 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Grundsätze 

§1 

Zweck der Altschuldenhilfen 

Den in diesem Gesetz bezeichneten Wohnungsun-
ternehmen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet werden zur angemessenen Bewirt-
schaftung des Wohnungsbestandes, insbesondere zur 
Verbesserung der Kredit- und Investitionsfähigkeit 
sowie der Privatisierungsmöglichkeiten ab dem 1. Ja-
nuar 1994 auf Antrag Altschuldenhilfen gewährt. 
Diese werden durch Übernahme von einem Teil der 
Altverbindlichkeiten im Sinne des § 3 sowie durch 
eine Zinshilfe gewährt. 

§2 

Antragberechtigte 

(1) Antragberechtigte Wohnungsunternehmen im 
Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. Kommunale Wohnungsunternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, auf die die zum Gebäudebe-
stand gehörigen Grundstücke und das in Artikel 22 
Abs. 4 Satz 1 bis 4 des Einigungsvertrages bezeich-
nete Wohnungsvermögen mit den zugehörigen 
Altverbindlichkeiten im Sinne des § 3 übertragen 
worden sind oder bei denen die Übertragung mit 
Sicherheit erwartet werden kann, 
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Artikel 40 
Gesetz über Altschuldenhilfen 

für Kommunale Wohnungsunternehmen, 
Wohnungsgenossenschaften 
und private Vermieter 

in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet (Altschuldenhilfe-Gesetz) 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Grundsätze 

§1 

Zweck der Altschuldenhilfen 

Den in diesem Gesetz bezeichneten Wohnungsun-
ternehmen und privaten Vermietern mit Wohnraum 
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet werden zur angemessenen Bewirtschaftung 
des Wohnungsbestandes, insbesondere zur Verbesse-
rung der Kredit- und Investitionsfähigkeit sowie der 
Privatisierungsmöglichkeiten auf Antrag Altschul-
denhilfen (§§ 4 und 6) gewährt. 

§2 

Antragberechtigte 

(1) Antragberechtigte sind: 

1. Kommunale Wohnungsunternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, auf die die Wohnzwecken 
dienenden Grundstücke sowie das sonstige Woh-
nungsvermögen, die auf Grund des Einigungsver-
trages und der zu seinem Vollzug erlassenen 
Gesetze auf die Gemeinden übergegangen sind, 
mit den zugehörigen Altverbindlichkeiten im 
Sinne des § 3 übertragen worden sind oder bei 
denen ihre Übertragung mit Sicherheit erwartet 
werden kann; 
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2. Kommunen, solange eine Übertragung ihres Woh-
nungsbestandes auf Wohnungsunternehmen aus 
betriebswirtschaft lichen Gründen nicht vertretbar 
oder rechtlich nicht möglich ist und 

3. Wohnungsgenossenschaften; soweit sich ihre Ge-
bäude auf ehemals volkseigenen Grundstücken 
befinden, müssen diese auf die Wohnungsgenos-
senschaft überführt worden oder die Überführung 
durch die Wohnungsgenossenschaft beantragt 
sein, wenn und soweit sie mit der Gläubigerbank 
einen rechtswirksamen Kreditvertrag über die Alt-
verbindlichkeiten abgeschlossen haben und diese 
Verbindlichkeiten ab dem 1. Januar 1994 tilgen 
und verzinsen. 

(2) Soweit ein Antragsteller Leistungen nach diesem 
Gesetz in Anspruch genommen hat, ist eine Rückfor-
derung des Schuldanerkenntnisses entsprechend den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
ausgeschlossen. 

§3 

Altverbindlichkeiten 

Altverbindlichkeiten im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Verpflichtungen aus Krediten, die bis zum 30. Juni 
1990 aufgrund von Rechtsvorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik für Wohnzwecke im Rah-
men des volkseigenen und genossenschaftlichen 
Wohnungsbaus in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet gewährt worden sind, ein-
schließlich bis zum 31. Dezember 1993 aufgelaufener 
Zinsen. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

2. Kommunen, soweit oder solange eine Übertragung 
ihrer Wohnzwecken dienenden Grundstücke und 
des sonstigen Wohnungsvermögens auf Woh-
nungsunternehmen, insbesondere wegen gerin-
gen Umfangs dieses Vermögens, betriebswirt-
schaftlich nicht vertretbar oder eine vollständige 
oder teilweise Übertragung, insbesondere wegen 
ausstehender Vermögenszuordnung und Sachen-
rechtsbereinigung, rechtlich noch nicht möglich 
ist; 

3. Wohnungsgenossenschaften, wenn die Überfüh-
rung des von ihnen genutzten ehemals volkseige-
nen Grund und Bodens auf sie erfolgt oder durch 
die Wohnungsgenossenschaft bei der Gemeinde 
beantragt worden ist; 

4. private Vermieter von Wohnraum, die die Verfü-
gungsbefugnis über die Wohnung haben. Für 
Wohnungsbestände im Eigentum der Treuhand-
anstalt und ihrer Unternehmen sowie der Nach-
folgeunternehmen der früheren landwirtschaftli-
chen Produktionsgenossenschaften einschließlich 
der ab 1. Juli 1990 bereits veräußerten Wohnun-
gen werden Altschuldenhilfen (§§ 4 und 6) nicht 
gewährt. 

Die Antragberechtigten müssen die Altverbindlich-
keiten gegenüber der kreditgebenden Bank späte-
stens bis zur Gewährung der Teilentlastung nach § 4 
oder der Zinshilfe nach § 6 schriftlich anerkennen 
und hierüber einen rechtswirksamen Kreditvertrag 
abgeschlossen haben. Die in Satz 1 Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Antragsberechtigten sind Wohnungs-
unternehmen im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) unverändert 

§3 

Altverbindlichkeiten 

(1) Altverbindlichkeiten sind die Verpflichtungen 
der in § 2 Abs. 1 bezeichneten Wohnungsunterneh-
men und privaten Vermieter aus Krediten für Woh-
nungen, deren höchstzulässiger Mietzins sich aus 
§ 11 Abs. 2 und 3 des Miethöhegesetzes ergibt und bei 
denen die Kredite 
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ZWEITER TEIL 

Teilentlastung durch Schuldübernahme 

§4 

Teilentlastung 

(1) Auf Antrag des Wohnungsunternehmens über-
nimmt das jeweilige Land eine Schuld in Höhe eines 
Teils der am 1. Januar 1994 bestehenden Altverbind-
lichkeiten des Wohnungsunternehmens mit befreien-
der Wirkung gegenüber dem bisherigen Gläubiger. 
Der Teilentlastungsbetrag besteht aus den Altver-
bindlichkeiten, die am 1. Januar 1994 einen Betrag 
von 350 Deutsche Mark multipliziert mit der Quadrat-
meterzahl der nach dem Stand vom 1. Januar 1993 
vorhandenen gesamten Wohnfläche übersteigen. Als 
Wohnfläche ist die Fläche zugrundezulegen, für die 
sich der höchstzulässige Mietzins aus § 11 Abs. 2 und 3 
des Miethöhegesetzes ergibt. Soweit bei Mieterhö-
hungen nach der Ersten und Zweiten Grundmieten-
verordnung bei der Wohnflächenberechnung die 
§§ 42 und 44 der Zweiten Berechnungsverordnung 
zugrundegelegt worden sind, bestimmt sich die 
Wohnfläche nach diesen Vorschriften. Wohnfläche 
von Wohnungen, die nach dem 1. Januar 1993 an 
deren Mieter oder an private Investoren veräußert und 
deren zugehörige Altverbindlichkeiten vor dem 1. Ja-
nuar 1994 getilgt wurden, wird nicht berücksichtigt. 
Altverbindlichkeiten des Wohnungsunternehmens 
werden insoweit berücksichtigt, als sie sich auf die in 
Satz 3 und 4 bezeichnete Wohnfläche beziehen. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

1. bis zum 30. Juni 1990 aufgrund von Rechtsvor-
schriften der Deutschen Demokratischen Republik 
für Wohnzwecke im Rahmen des volkseigenen und 
genossenschaftlichen Wohnungsbaus sowie zur 
Schaffung und Erhaltung oder Verbesserung von 
privatem Wohnraum in dem Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet gewährt wor-
den sind oder 

2. von Wohnungsunternehmen zur Finanzierung der 
vor dem 3. Oktober 1990 begonnenen Mietwoh-
nungsbauvorhaben nach dem 30. Juni 1990 in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet aufgenommen worden sind. 

Als Altverbindlichkeiten gelten auch die von den 
Förderinstituten der Länder nach den Vorschriften 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bewilligten Bau-
darlehen, soweit diese zur Ablösung von Krediten für 
die in Satz 1 Nr. 2 bezeichneten Mietwohnungsbau

-

vorhaben eingesetzt worden sind. 

(2) Zu den Altverbindlichkeiten gehören auch 
die den Wohnungsunternehmen bis zum 31. Dezem-
ber 1993 gestundeten Zinsen und Bürgschaftsgebüh-
ren. 

ZWEITER TEIL 

Teilentlastung durch Schuldübernahme 

§4 

Teilentlastung 

(1) Auf Antrag des Wohnungsunternehmens über-
nimmt der Erblastentilgungsfonds ab dem 1. Juli 1995 
eine Schuld in Höhe eines Teils der am 1. Januar 1994 
bestehenden Altverbindlichkeiten des Wohnungsun-
ternehmens mit befreiender Wirkung gegenüber dem 
bisherigen Gläubiger. Sind mehrere Gläubiger vor-
handen, so hat der Erblastentilgungfonds zuerst die 
Verbindlichkeiten gegenüber den Gläubigern der in 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 genannten Kredite 
unter Berücksichtigung des in § 4 Abs. 2 Satz 1 
genannten Höchstbetrages zu übernehmen. Der Teil-
entlastungsbetrag besteht aus den Altverbindlichkei-
ten, die am 1. Januar 1994 einen Betrag von 150 Deut-
sche Mark multipliziert mit der Quadratmeterzahl der 
nach dem Stand vom 1. Januar 1993 beim Wohnungs-
unternehmen vorhandenen gesamten Wohnfläche 
übersteigen. Als Wohnfläche ist die Fläche zugrunde 
zu legen, für die sich der höchstzulässige Mietzins aus 
§ 11 Abs. 2 und 3 des Miethöhegesetzes ergibt. Soweit 
bei Mieterhöhungen nach der Ersten und Zweiten 
Grundmietenverordnung bei der Wohnflächenbe-
rechnung die §§ 42 und 44 der Zweiten Berechnungs-
verordnung zugrunde gelegt worden sind, bestimmt 
sich die Wohnfläche nach diesen Vorschriften. Wohn-
fläche von Wohnungen, die nach dem 1. Januar 1993 
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(2) Wurden Teile des Wohnungsunternehmens oder 
Teile der Wohnfläche nach dem 1. Januar 1993 
ausgegliedert, verringert sich der für den 1. Januar 
1994 für das am 1. Januar 1993 bestehende Unterneh-
men (Altunternehmen) berechnete Teilentlastungs-
betrag im Verhältnis der beim Unternehmen verblie-
benen Wohnfläche zur gesamten Wohnfläche am 
1. Januar 1993. 

(3) Für Wohnungsunternehmen, die nach dem 1. Ja-
nuar 1993 aufgrund von Ausgliederungen aus einem 
am 1. Januar 1993 bestehenden Unternehmen (Altun-
ternehmen) gegründet wurden, bestimmt sich der auf 
dieses Unternehmen entfallende Teil des auf der 
Grundlage des Gebäudebestandes am 1. Januar 1994 
für das Gesamtunternehmen berechneten Teilentla-
stungsbetrages durch das Verhältnis der ausgeglie-
derten Wohnfläche zur Wohnfläche des Altunterneh-
mens am 1. Januar 1993. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

an deren Mieter oder an p rivate Investoren veräußert 
und deren zugehörige Altverbindlichkeiten vor dem 
1. Januar 1994 getilgt wurden, wird nicht berücksich-
tigt. Altverbindlichkeiten des Wohnungsunterneh-
mens werden insoweit berücksichtigt, als sie sich auf 
die in Satz 4 und 5 bezeichnete Wohnfläche bezie-
hen. 

(2) Für Altverbindlichkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und Satz 2 dürfen bei der Ermittlung des Teil-
entlastungsbetrages höchstens 1 000 Deutsche Mark 
Kreditbelastung je Quadratmeter Wohnfläche bei der 
Berechnung nach Absatz 1 berücksichtigt werden. 
Wird der Antragsteller durch die den nach Satz 1 
entlastungsfähigen Betrag übersteigenden Restver-
pflichtungen in einer die wirtschaftliche Existenz des 
Unternehmens gefährdenden Weise belastet, kann 
ein höherer entlastungsfähiger Betrag festgelegt 
werden. 

(3) Wurden Teile des Wohnungsunternehmens oder 
Teile der Wohnfläche ab dem 1. Januar 1993 ausge-
gliedert, verringert sich der für den 1. Januar 1994 für 
das am 1. Januar 1993 bestehende Unternehmen 
(Altunternehmen) berechnete Teilentlastungsbetrag 
im Verhältnis der beim Unternehmen verbliebenen 
Wohnfläche zur gesamten Wohnfläche am 1. Januar 
1993. Für Wohnungsunternehmen, die ab dem 1. Ja-
nuar 1993 auf Grund von Ausgliederungen aus einem 
am 1. Januar 1993 bestehenden Unternehmen (Altun-
ternehmen) gegründet wurden, bestimmt sich der auf 
dieses Unternehmen entfallende Teil des auf der 
Grundlage der Wohnfläche am 1. Januar 1994 für das 
Gesamtunternehmen berechneten Teilentlastungs-
betrages durch das Verhältnis der ausgegliederten 
Wohnfläche zur Wohnfläche des Altunternehmens am 
1. Januar 1993. Wohnfläche von Wohnungen, die der 
Vermögensrestitution unterliegen, bleibt unberück-
sichtigt. 

(4) Die Teilentlastung wird Wohnungsunterneh-
men gewährt, wenn neben den Voraussetzungen der 
§§ 2 und 3 sowie der Absätze 1 bis 3 folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Das Wohnungsunternehmen muß sich zur Ver-
äußerung von Wohnraum und Abführung von 
Veräußerungserlösen nach Maßgabe des § 5 ver-
pflichten; 

2. das Wohnungsunternehmen muß nach seinen 
rechtlichen und wirtschaf tlichen Verhältnissen 
geeignet und in der Lage sein, seine Geschäfte 
ordnungsgemäß zu führen; insbesondere muß sein 
Unternehmenskonzept eine zügige Privatisie-
rung, Modernisierung und Instandsetzung seiner 
Wohnungsbestände vorsehen; 

3. das Wohnungsunternehmen muß sich, sofern es 
nicht bereits kraft Gesetzes einer jährlichen Prü-
fung seiner Geschäftstätigkeit und seiner wirt-
schaftlichen Verhältnisse unterliegt, einer derarti-
gen Prüfung unterwerfen. 
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§5 

Abführung von Erlösen 

Veräußert das begüns tigte Wohnungsunternehmen 
Wohnungen oder Gebäude, so ist es verpflichtet, die 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Zur Erfüllung der in Satz 1 enthaltenen Verpflichtun-
gen hat das Wohnungsunternehmen seinem Antrag 
auf Teilentlastung insbesondere den letzten Jahres-
abschluß einschließlich Prüfungsbericht, einen Inve-
stitionsplan, eine Finanzvorschau sowie ein Privati-
sierungs- und Unternehmenskonzept, aus denen die 
beabsichtigten Privatisierungs-, Modernisierungs-  
und Instandsetzungsmaßnahmen ersichtlich sind, 
beizufügen. Die Antragsberechtigung nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 ist zu begründen. 

(5) Soweit dem Wohnungsunternehmen eine Aus-
gleichforderung nach §§ 24, 26 Abs. 3 des D-Mark-
bilanzgesetzes zusteht, ist der Teilentlastungsbetrag 
auf die Ausgleichsforderung anzurechnen. § 36 
Abs. 4 Satz 2 D-Markbilanzgesetz ist insoweit nicht 
anzuwenden. 

(6) Das Wohnungsunternehmen hat jährlich über 
den Stand seines Investitionsprogramms und die 
Ergebnisse der Privatisierung zu berichten. Ergibt 
sich aus dem Bericht eine wesentliche Abweichung 
vom Investitionsplan oder dem Privatisierungskon-
zept, kann der Bescheid über die Gewährung der 
Teilentlastung ganz oder teilweise aufgehoben und 
die entsprechende Erstattung des Teilentlastungsbe-
trages einschließlich vom Erblastentilgungsfonds 
gezahlter Zinsen an  diesen angeordnet werden, es sei 
denn, daß das Wohnungsunternehmen dies nicht zu 
vertreten hat. Die befreiende Wirkung der Schuld-
übernahme durch den Erblastentilgungsfonds nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 bleibt auch bei Aufhebung des 
Bescheides unberührt. Ist auf Grund der Teilentla-
stung der Betrag der übernommenen Schuld auf 
Ausgleichsforderungen nach den §§ 24, 26 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes angerechnet worden (§ 4 
Abs. 5), erhöhen sich im Falle der Rückerstattung die 
Ausgleichsforderungen um den Betrag, der erf order-
lich ist, eine ansonsten eintretende bilanzielle Ober-
schuldung zu vermeiden, jedoch höchstens bis zum 
Betrag der ursprünglichen Ausgleichsforderung. 

(7) Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entste-
hung fällig und von diesem Zeitpunkt an zu verzin-
sen. Der Zinssatz bemißt sich nach den Refinanzie-
rungskosten des Bundes. 

(8) Privaten Vermietern kann eine Teilentlastung 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 gewährt 
werden, wenn die Belastung mit Altverbindlichkei-
ten nach dem 30. Juni 1995 zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Wirtschaftlichkeit des Haus-
besitzes führen würde. 

§5 

Privatisierungspflicht, Abführung von Erlösen 

(1) Das Wohnungsunternehmen hat mindestens 
15 vom Hundert seines zahlenmäßigen Wohnungsbe- 
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Hälfte des Erlöses, der 350 Deutsche Mark je Quadrat-
meter verkaufter Wohnfläche zuzüglich der in Verbin-
dung mit dem Verkauf entstandenen Sanierungs-
kosten übersteigt, an das jewei lige Land abzufüh-
ren. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Standes mit mindestens 15 vom Hundert seiner 
Wohnfläche nach dem Stand vom 1. Januar 1993 bis 
zum 31. Dezember 2003 zu privatisierungen oder an 
Dritte zu veräußern; dabei sind Privatisierungen und 
Veräußerungen ab dem 3. Oktober 1990 anzurech-
nen. Wohnungen, die der Vermögensrestitution 
unterliegen, bleiben unberücksichtigt. 

(2) Das Wohnungsunternehmen hat folgende Er-
lösanteile aus der Veräußerung von 15 vom Hun-
dert seines zahlenmäßigen Wohnungsbestandes mit 
15 vom Hundert seiner Wohnfläche nach dem Stand 
vom 1. Janaur 1993, die 150 Deutsche Mark je 
Quadratmeter verkaufter Wohnfläche zuzüglich der 
in Verbindung mit dem Verkauf entstandenen Sanie-
rungskosten übersteigen, bis zur Höhe des Teilentla-
stungsbetrages nach § 4 an den Erblastenfonds abzu-
führen: 

1. Bei Veräußerung bis zum 31. Dezember 1995 in 
Höhe von 25 vom Hundert, 

2. bei Veräußerung vom 1. Januar 1996 bis zum 
31. Dezember 1997 
in Höhe von 50 vom Hundert, 

3. bei Veräußerung vom 1. Januar 1998 bis zum 
31. Dezember 2003 in Höhe von 75 vom Hun-
dert. 

Maßgebend für die Einhaltung der Frist ist der 
Zeitpunkt, zu dem der Eigentumsumschreibungsan-
trag beim Grundbuchamt gestellt worden ist, wenn es 
auf Grund des gestellten Antrags zur Eigentumsum-
schreibung kommt. 

(3) Erfüllt das Wohnungsunternehmen die sich aus 
den Absätzen 1 und 2 ergebenden Verpflichtungen 
nicht fristgerecht, ist der Bescheid über die Gewäh-
rung der Teilentlastung ganz oder teilweise aufzuhe-
ben und der Teilentlastungsbetrag einschließlich 
vom Erblastentilgungsfonds gezahlter Zinsen inso-
weit vom Wohnungsunternehmen dem Erblastentil-
gungsfonds zu erstatten, es sei denn, daß das Woh-
nungsunternehmen dies nicht zu vertreten hat. § 4 
Abs. 6 Satz 3 und 4 und Abs. 7 sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 5a 

Steuern vom Einkommen und Ertrag 

Erhöhungen des Betriebsvermögens, die durch 
eine Teilentlastung im Sinne des § 4 entstehen, sind 
von der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und 
Gewerbesteuer befreit, soweit die übernommenen 
Verbindlichkeiten nicht bereits im Rahmen der steu-
erlichen Gewinnermittlung als betriebliche Aufwen

-

dungen zu berücksichtigen waren. Minderungen des 
Betriebsvermögens, die durch Aufhebung der Teil-
entlastung nach § 4 Abs. 6 oder nach § 5 Abs. 3 oder 
durch die Pflicht zur Abführung von Erlösen nach § 5 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4748 

Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. 

DRITTER TEIL 

Gewährung einer Zinshilfe 

§6 

Zinshilfe 

(1) Auf Antrag wird dem Wohnungsunternehmen 
für die auf Altverbindlichkeiten für die Zeit vom 
1. Januar 1994 bis 31. Dezember 1996 zu zahlenden 
Zinsen eine Zinshilfe durch das jewei lige Land 
gewährt. Berechnungsgrundlage sind die der Wohn-
fläche des Unternehmens nach § 4 Abs. 1 zuzuordnen-
den Altverbindlichkeiten, soweit für diese keine Teil-
entlastung beantragt werden kann. 

(2) Zinshilfe wird wie folgt gewährt: 

1. für die Zeit vom 1. Januar 1994 bis 30. Juni 1995 in 
voller Höhe der vom Wohnungsunternehmen nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 2 zu zahlenden Zinsen, soweit diese 
die marktübliche Höhe nicht übersteigen, 

2. für die Zeit vom 1. Juli 1995 bis 31. Dezember 1995 
in Höhe der vom Wohnungsunternehmen nach § 6 
Abs. 1 Satz 2 zu zahlenden Zinsen, soweit diese die 
marktübliche Höhe nicht übersteigen, abzüglich 
eines Betrages von 1 Deutsche Mark je Quadrat-
meter Wohnfläche monatlich, 

3. für die Zeit vom 1. Januar 1996 bis 31. Dezember 
1996 in Höhe der vom Wohnungsunternehmen 
nach § 6 Abs. 1 Satz 2 zu zahlenden Zinsen, soweit 
diese die marktübliche Höhe nicht übersteigen, 
abzüglich eines Be trages von 2 Deutsche Mark je 
Quadratmeter Wohnfläche monatlich. 

VIERTER TEIL 

§7 

Erstattung durch den Bund 

(1) Der Bund erstattet den Ländern die Hälfte des 
Zinsendienstes für die übernommenen Teilentla-
stungsbeträge nach § 4. 

(2) Der Bund erstattet den Ländern ein Drittel der 
gezahlten Zinshilfe nach § 6, höchstens jedoch bis zu 
1 230 Millionen Deutsche Mark für das Jahr 1994, bis 
zu 770 Millionen Deutsche Mark für das Jahr 1995 und 
bis zu 400 Millionen Deutsche Mark für das Jahr 1996. 
Die Höchstbeträge verteilen sich auf die Länder im 
Verhältnis der von ihnen jeweils für die be treffenden 
Jahre insgesamt gezahlten Zinshilfe. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

Abs. 2 entstehen, bleiben bei der Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer außer An-
satz. 

DRITTER TEIL 

Gewährung einer Zinshilfe 

§6 

Zinshilfe 

(1) Auf Antrag wird dem Wohnungsunternehmen 
oder dem privaten Vermieter für die auf Altverbind-
lichkeiten für die Zeit vom 1. Januar 1994 bis 30. Juni 
1995 zu zahlenden Zinsen, soweit diese die markt-
übliche Höhe nicht übersteigen, in voller Höhe eine 
Zinshilfe gewährt. Berechnungsgrundlage sind die 
der Wohnfläche des Unternehmens nach § 4 Abs. 1 
zuzuordnenden Altverbindlichkeiten. 

(2) Die Antragberechtigung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 ist zu begründen. 

(3) Erlangen private Vermieter die Verfügungsbe-
fugnis über die Wohnung nach dem 1. Januar 1994, 
beschränkt sich der Anspruch auf Zinshilfe auf den 
Zeitraum, in dem ihre Verfügungsbefugnis besteht. 

§ 7 

 Kostentragung 

Der Bund und die in Artikel 1 Abs. 1 des Einigungs-
vertrages genannten Länder sowie das Land Berlin 
tragen jeweils die Hälfte der Kosten der Zinshilfe. 
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FÜNFTER TEIL 

Verfahrens- und Schlußvorschriften 

§ 8 

Antrag 

(1) Der Antrag auf die in §§ 4 und 6 bezeichneten 
Leistungen ist von dem Antragberechtigten schriftlich 
an  die nach Landesrecht zuständige Stelle zu richten. 
Der Antrag ist spätestens bis zum 30. Juni 1994 zu 
stellen. 

(2) Dem Antrag sind der letzte Jahresabschluß 
einschließlich Prüfungsbericht, ein Investitionsplan, 
eine Finanzvorschau sowie ein Privatisierungskon-
zept beizufügen, aus denen die beabsichtigten Sanie-
rungs- und Privatisierungsmaßnahmen ersichtlich 
sind. 

§9 

Auskunftspflicht 

Wenn und soweit die Durchführung dieses Gesetzes 
es erfordert, sind die Wohnungsunternehmen oder 
deren Beauftragte sowie die Gläubigerbank verpflich-
tet, der zuständigen Stelle auf Verlangen Auskunft 
über die für die Gewährung von Leistungen nach 
diesem Gesetz maßgeblichen Umstände zu erteilen 
und Einsicht in ihre Unterlagen zu gewähren sowie 
dem Beauftragten der zuständigen Stelle die Besich-
tigung von Grundstücken, Gebäuden und Wohnun-
gen zu gestatten. 

§ 10 

Entscheidungen 

(1) Die zuständige Stelle entscheidet über den 
Antrag auf Leistungen nach diesem Gesetz. Die Ent-
scheidung ist dem Antragsteller schriftlich mitzutei-
len. 

(2) Der Antrag auf Leistungen nach diesem Gesetz 
ist unbeschadet der sich aus den §§ 2 bis 4 und 6 
ergebenden Ablehnungsgründe auch dann abzuleh-
nen, wenn die nach § 8 Abs. 2 beizubringenden 
Unterlagen unzureichend sind. Dies ist insbesondere 
anzunehmen, wenn die Unterlagen kein geeignetes 
Privatisierungskonzept des Wohnungsunternehmens 
enthalten. 

(3) Bei der zuständigen Stelle des Landes wird ein 
Beratendes Gremium gebildet. Die zuständige Stelle 
prüft zusammen mit dem Beratenden Gremium die 
nach § 8 Abs. 2 beizubringenden Unterlagen. Das 
Beratende Gremium besteht insbesondere aus je zwei 
Vertretern der zuständigen Obersten Landesbehörde, 
des Bundes, der jewei ligen Gläubigerbanken und 
einer mit der sachlichen Prüfung beauftragten Wirt- 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

VIERTER TEIL 

Verfahrens- und Schlußvorschriften 

§8 

Antrag 

Die Anträge auf Teilentlastung nach § 4 und auf 
Zahlung einer Zinshilfe nach § 6 sind bei der kredit-
gebenden Bank spätestens bis zum 31. Dezember 
1993 zu stellen. 

(2) entfällt 

§9 

Auskunftspflicht 

Wenn und soweit die Durchführung dieses Gesetzes 
es erfordert, sind Wohnungsunternehmen, p rivate 
Vermieter oder deren Beauftragte sowie die kredit-
gebende Bank verpflichtet, der nach § 10 Abs. 1 für 
Entscheidungen zuständigen Stelle auf Verlangen 
Auskunft über die für die Gewährung von Leistungen 
nach diesem Gesetz maßgeblichen Umstände zu ertei-
len und Einsicht in ihre Unterlagen zu gewähren 
sowie die Besichtigung von Grundstücken, Gebäuden 
und Wohnungen zu gestatten. 

§ 10 

Entscheidungen 

(1) Der Bund entscheidet über Anträge auf Leistun-
gen sowie über Erstattungsansprüche und die Abfüh-
rung von Erlösen nach den §§ 4 und 5. Er kann diese 
Befugnis übertragen. Die Entscheidung ist dem 
Antragsteller durch schriftlichen Bescheid mitzutei-
len. 

(2) Die Entscheidung über die Zinshilfe nach § 6 
r wird durch das jeweilige Land getroffen. Das Land 
kann die Entscheidungsbefugnis im Einvernehmen 
mit dem Bund auf die nach Absatz 1 zuständige Stelle 
übertragen. 

(3) Zur Wahrung einer einheitlichen Prüfungs- und 
Verfahrenspraxis für Leistungen nach § 4 wird ein 
Lenkungsausschuß gebildet. Dieser spricht Empfeh-
lungen aus. Die Mitglieder des Lenkungsausschusses 
werden vom Bund und den Ländern bestellt. 
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schaftsprüfungsgesellschaft. Die Mitglieder des Bera-
tenden Gremiums werden im Einvernehmen zwi-
schen jeweiligem Land und Bund berufen. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

§ 11 

Ermächtigung 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor-
schriften über Einzelheiten der Ermittlung der Höhe 
des Teilentlastungsbetrages nach § 4, der Zinshilfe 
nach § 6, der Abführung von Erlösen nach § 5, der 
Anordnung und Festsetzung von Erstattungsansprü-
chen nach § 4 Abs. 6 und § 5 Abs. 3 und 4 sowie zur 
Übertragung der Entscheidungsbefugnis nach § 10 
Abs. 1 zu erlassen. 

Artikel 40 a 

Gesetz zur Regelung vermögensrechtlicher 
Angelegenheiten der Wohnungsgenossen

-

schaften und zur Änderung des Artikels 22 
Abs. 4 und der Protokollnotiz-Nr. 13 des 

Einigungsvertrages 
— (Wohnungsgenossenschafts- 

Vermögensgesetz) — 

§1 

Grundsatz 

(1) Die Wohnungsgenossenschaften sind Eigentü-
mer des von ihnen für Wohnungszwecke genutzten, 
ehemals volkseigenen Grund und Bodens. Dies gilt 
auch, soweit über die Zuordnung auf Grund bis 
zum ... (Inkrafttreten des Gesetzes) geltender Vor-
schriften entschieden oder nach § 6 des Vermögens-
zuordnungsgesetzes verfügt worden ist. Wohnungs-
genossenschaften im Sinne dieses Gesetzes sind 
ehemalige Arbeiterwohnungsbaugenossenschaf ten 

 (AWG), Gemeinnützige Wohnungsbaugenossen-
schaften (GWG) bzw. sonstige Wohnungsgenossen-
schaften, die am 2. Oktober 1990 bestanden, sowie 
deren Rechtsnachfolger. 

(2) Auf Gebäudeeigentum der Wohnungsgenos-
senschaften ist Artikel 233 § 4 Abs. 5 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch anzuwenden. 

(3) Soweit Vereinbarungen und Verfügungen vor 
dem ... (Inkrafttreten des Gesetzes) von einer 
Gemeinde und einer Wohnungsgenossenschaft ge-
troffen worden sind, besteht ein Anspruch auf Über-
tragung von Grundeigentum nach Absatz 1. § 3 ist 
anzuwenden. 

(4) In anderen als in Absatz 3 bezeichneten Fallen 
bleiben vor dem ... (Inkrafttreten des Gesetzes) 
erfolgte Verfügungen fiber Grund und Boden im 
Sinne des Absatzes 1 wirksam, soweit sie nicht 
zugunsten von juristischen Personen erfolgen, deren 
Anteile der Gemeinde ganz oder teilweise zustehen. 
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Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

(5) Durch den Eigentumsübergang nach Absatz 1 
bleiben vorbehaltlich der vorstehenden Vorschriften 
nur Ansprüche nach dem Vermögensgesetz unbe-
rührt. 

§2 

Feststellung des Grund und Bodens 

(1) Auf die Feststellung, in welchem Umfang die 
Wohnungsgenossenschaften Eigentümer von Grund 
und Boden sind findet das Vermögenszuordnungsge-
setz Anwendung. Für die Feststellung ist der Oberfi-
nanzpräsident oder eine von ihm zu ermächtigende 
Person gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Vermögens-
zuordnungsgesetzes zuständig. Die Wohnungsge-
nossenschaften sind entsprechend § 2 des Vermö-
genszuordnungsgesetzes antragsberechtigt. 

(2) Hat die Gemeinde vor dem ... (Inkrafttreten des 
Gesetzes) nach § 2 des Vermögenszuordnungsgeset-
zes einen Antrag gestellt, der sich auch auf das in 
Absatz 1 bezeichnete Grundvermögen bezieht, wird 
das Verfahren nach dem Vermögenszuordnungsge-
setz unter Berücksichtigung des Eigentumsüber-
gangs nach § 1 Abs. 1 fortgeführt, wenn die Woh-
nungsgenossenschaft nicht widerspricht; § 2 Abs. 2 a 
des Vermögenszuordnungsgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Ist vor dem ... (Inkrafttreten des Gesetzes) ein 
Bescheid nach dem Vermögenszuordnungsgesetz 
bestandskräftig geworden, durch den der in § 1 Abs. 1 
bezeichnete Grund und Boden einer Gemeinde zuge-
ordnet ist, ist auf Antrag der Wohnungsgenossen-
schaft der Bescheid nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 zu 
ändern. § 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§3 

Ausgleich 

(1) Die Wohnungsgenossenschaften haben den 
Gemeinden, in deren Gebiet der in § 1 Abs. 1 
bezeichnete Grund und Boden gelegen ist, einen 
Ausgleich in Geld nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
zu leisten. Die Leistungspflicht wird durch Zuord-
nungsbescheid festgesetzt. 

(2) Die Höhe des Ausgleichs bestimmt sich nach der 
Größe der Grundstücksfläche multipliziert mit fol-
genden Beträgen: 

1. in Gemeinden bis zu 30 000 Einwohnern 1 DM/ 
qm, 

2. in Gemeinden mit mehr als 30 000 bis 100 000 
Einwohnern 2 DM/qm, 

3. in Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern 
3 DM/qm. 

Maßgeblich ist die Einwohnerzahl im Zeitpunkt der 
Entscheidung nach Absatz 1. Zulässig sind Vereinba-
rungen zwischen Wohnungsgenossenschaften und 
Gemeinden über geringere Ausgleichsbeträge. 
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Artikel 41 

Gesetz zur Aufhebung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

und anderer Vorschriften 
(GVFG-Aufhebungsgesetz) 

§ 1 

Aufhebung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 
(BGBl. I S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 29 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297), wird 
aufgehoben. 

§ 2 

Aufhebung sonstiger Rechtsvorschriften 

1. Artikel 8 § 4 des Zweiten Gesetzes zur Überleitung 
der Haushaltswirtschaft des Bundes in eine mehr

-

jährige Finanzplanung vom 23. Dezember 1966 
(BGBl. I S. 702) wird aufgehoben. 

2. Artikel 3 Satz 2 des Verkehrsfinanzierungsgesetzes 
1971 vom 28. Februar 1972 (BGBl. I S. 201), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26. Juni 
1973 (BGBl. I S. 676), wird aufgehoben. 

Ergebnisse Klausurtagung 
und Arbeitsgruppen-Sitzungen 

(3) Von den Absätzen 1 und 2 unberührt bleiben bis 
zum ... (Inkrafttreten des Gesetzes) rechtswirksame 
Vereinbarungen zwischen Wohnungsgenossen-
schaften und Gemeinden, durch die geringere als die 
in Satz 1 bezeichneten Ausgleichsbeträge als Ent-
gelte festgelegt worden sind. Soweit auf Grund von 
Vereinbarungen vor dem ... (Inkrafttreten des 
Gesetzes) höhere Entgelte gezahlt worden sind, sind 
diese zu erstatten und künftig nicht mehr zu zahlen. 

(4) Erfolgt eine Veräußerung des Grund und 
Bodens oder eines Teils davon durch eine Woh-
nungsgenossenschaft bis zum 30. Juni 2003 und 
übersteigt der Anteil des Bodenwerts am Veräuße-
rungserlös 60 DM/qm, hat die Wohnungsgenossen-
schaft zwei Drittel des übersteigenden Be trags der 
Gemeinde innerhalb von einem Monat nach Fällig-
keit des Veräußerungserlöses zu erstatten. Der 
Erstattungsbetrag bleibt bei der Ermittlung der Er-
lösanteile nach § 5 Abs. 2 des Altschuldenhilfegeset-
zes unberücksichtigt. 

§ 4 

Verhältnis zum Einigungsvertrag 

Artikel 22 Abs. 4 des Einigungsvertrags und die 
Nummer I. 13 des Protokolls zum Einigungsvertrag, 
betreffend diese Vorschrift des Einigungsvertrags, 
sind in Ansehung der in § 1 Abs. 1 genannten 
Grundstücke von dem ... (Inkrafttreten des Geset-
zes) an nicht mehr anzuwenden. 

Artikel 41 

Gesetz zur Aufhebung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

und anderer Vorschriften 
(GVFG-Aufhebungsgesetz) 

entfällt 
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Artikel 4 (Änderung der Sonderzuschlags-
verordnung) 

Zu Nummer 1 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe der Finanzminister 
hat am 24. März 1993 festgelegt, daß das Finanzvolu-
men für Sonderzuschläge nach der Sonderzuschlags-
verordnung auf 0,1 v. H. der Bemessungsgrundlage 
zurückgeführt wird. 

Artikel 5 (Änderung des Bundeserziehungsgeld-
gesetzes) 

Zu Nummer 7 Buchstabe b 

Es handelt sich zum einen um eine Präzisierung und 
zum anderen darum, für den Anspruch von Selbstän-
digen ebenso eine Überprüfung vorzusehen wie für 
Arbeitnehmer. 

Zu Nummer 8 Buchstabe b 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

Artikel 6 (Bundesausbildungsförderungsgesetz) 

Artikel 6 entfällt. 

Artikel 9 (Änderung des Bundessozialhilfegesetzes) 

Zu Nummer 6 

In § 21 wird im neuen Absatz 1 b zur Vermeidung von 
Mehrausgaben das Wort „Pauschalierung" gestri-
chen. 

Zu Nummer 7 

Es handelt sich um die redaktionelle Anpassung an 
 den neuen § 76 Abs. 2 Nr. 5. 

Zu Nummer 8 

Der Mehrbedarfszuschlag für Erwerbstätige wird 
gestrichen. 

Zu Nummer 13a 

a) Die Regelung des Absatzes 2 Nr. 5 soll die Anreiz-
funktion für erwerbstätige Hilfsempfänger verstär-
ken, ihrer Erwerbstätigkeit weiterhin nachzuge-
hen und zu versuchen, sich aus der Sozialhilfe voll-
ständig zu lösen. 

b) In die Rechtsverordnung wird eine Bestimmung 
über die Höhe des abzusetzenden Betrages nach 
Absatz 2 Nr. 5 aufgenommen. Ziel soll sein, den 
abzusetzenden Betrag für alle Erwerbstätigen der-
art zu gestalten, daß die Anreizfunktion zur Ver-
meidung der Armutsfalle in möglichst allen Ein-
kommensgruppen gewährleistet ist. 

Artikel 12 (Änderung der Regelsatzverordnung) 

Artikel 12 entfällt. 

Artikel 13 (Änderung des Arbeitsförderungs-
gesetzes) 

Die Änderungen tragen dem Beschluß der Klausur-
tagung vom 11. bis 13. März 1993 Rechnung, wonach 
soziale Regelleistungen nicht gekürzt werden. 

Artikel 14 (Änderung der Verordnung über das 
Ruhen von Lohnersatzleistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz bei 
Zusammentreffen mit Versorgungs-
leistungen der Versorgungssysteme) 

Artikel 14 entfällt. 

Artikel 14 a (Maßgabe zur AFG-Leistungs

-

verordnung 1993) 

Folgeänderung zur Senkung des Unterhaltsgeldes. 

Artikel 16 (Änderung des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Artikel 16 entfällt. Eine Überprüfung hat ergeben, daß 
mit der Meldepflicht der Krankenkasse nicht das Ziel 
erreicht werden kann, nicht gemeldete Erwerbstätig-
keit während des Erziehungsgeldbezugs zu ermitteln. 
Hauptgrund dafür ist der Umstand, daß die vom 
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Arbeitgeber gezahlten Beiträge nicht unmittelbar den 
einzelnen Versicherten zugeordnet werden. 

Artikel 18 (Änderung des Bergarbeiterwohnungs-
baugesetzes) 

Entsprechend der Zielsetzung, die Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaus in den Kohlenrevieren 
der neuen Länder zu intensivieren, wird festgelegt, 
daß mit dem Programmjahr 1995 die Treuhandmittel 
vorrangig in den neuen Ländern bereitgestellt werden 
sollen. 

Artikel 24 (Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes) 

Zu Nummer I  

Folgewirkung des Fortfalls von Artikel 26. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 des Artikels 24 entfällt. Damit entfällt die 
dort vorgesehene Streichung des Sonderausgabenab-
zugs der Bausparbeiträge; als Ersatzmaßnahme sollen 
die Sonderabschreibungen nach dem Fördergebiets-
gesetz, insbesondere für Altwohnbauten des Betriebs-
vermögens gestrichen und wegen des Sachzusam-
menhangs im Standortsicherungsgesetz umgesetzt 
werden. 

Artikel 26 (Änderung des Gesetzes über 
Bergmannsprämien) 

Artikel 26 entfällt. Die Herausnahme aus dem Gesetz-
entwurf erfolgt, weil in der Sitzung des Bundesfinanz-
ministers mit den Länderfinanzministern/Vertretern 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages am 
30. März 1993 kein Einvernehmen über die Aufhe-
bung der Steuerfreiheit der Bergmannsprämie erzielt 
werden konnte. Die Herausnahme steht unter dem 
Vorbehalt, daß an den in dieser Sitzung einvernehm-
lich beschlossenen Ausgabekürzungen festgehalten 
wird. Als Folgeänderung entfällt Artikel 24 Nr. 1. 

Artikel 34 (Solidaritätszuschlaggesetz 1995) 

Übernahme des während der Klausurtagung einver-
nehmlich beschlossenen Vomhundertsatzes des Soli-
daritätszuschlags. 

Artikel 35 (Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern) 

Durch die Neufassung werden die politischen Ergeb

-

nisse der Solidarpakt-Klausur umgesetzt. Der durch 
das BVerfG für verfassungswidrig erklärte § 10 Abs. 3 

FAG wird für die Jahre 1991 bis 1994 durch eine 
Neuformulierung nach Ländervorstellungen ersetzt. 
Das Gesamtvolumen der Bundesergänzungszuwei-
sungen für 1994 wird festgesetzt. Außerdem werden 
die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß die Haushaltssanierung Bremen/Saarland schon 
im Jahre 1994 beginnen kann. 

Zu Nummer 1 (§ 10 Abs. 3 FAG) 

Das BVerfG hat in seinem Urteil vom 27. Mai 1992 
(BVerfGE 86, 148) die sog. Ländersteuergarantie des 
§ 10 Abs. 3 FAG für verfassungswidrig erklärt. Der 
Bund hatte vorgeschlagen, die Bestimmung ersatzlos 
entfallen zu lassen, übernimmt jetzt aber unter 
Zurückstellung verfassungsrechtlicher Bedenken we-
gen weiterhin möglicher Verschiebungen der Finanz-
kraftreihenfolge unter den Ländern die nach längeren 
Verhandlungen unter den Ländern vereinbarte Neu-
formulierung. Die Neuregelung soll Grundlage für die 
Abrechnung des Länderfinanzausgleichs in den Aus-
gleichsjahren 1991 bis 1994 sein (1991 und 1992 sind 
noch nicht endgültig abgerechnet). 

Zu Nummer 2 (§ 11 a FAG) 

Zu Buchstabe a 

In § 11 a Abs. 1 wird das Gesamtvolumen der Bundes-
ergänzungszuweisungen für das Jahr 1994 auf 2 v. H. 
des Umsatzsteueraufkommens im alten Bundesgebiet 
abzüglich 0,6 Mrd. DM festgesetzt. Zusätzlich werden 
ab 1994 Sonder-Bundesergänzungszuweisungen von 
3,4 Mrd. DM als Mittel zur Haushaltssanierung an 
Bremen und Saarland gewährt, die die bisherigen 
Haushaltsnotlagen-Vorabbeträge für die beiden Län-
der von insgesamt 0,3 Mrd. DM ersetzen. Außerdem 
wird in Übereinstimmung mit dem bisherigen Regie-
rungsentwurf eines FKP-Gesetzes das Volumen der 
nach Abzug der Vorabbeträge für Kosten politischer 
Führung zu verteilenden Fehlbetrags-Bundesergän-
zungszuweisungen um 0,3 Mrd. DM vermindert, um 
zu vermeiden, daß diese Zuweisungen infolge des 
wachsenden Umsatzsteueraufkommens über die 
Summe der nach Länderfinanzausgleich verbleiben-
den Fehlbeträge zur länderdurchschnittlichen Fi-
nanzkraft (Ausgleichsmeßzahl) hinaus ansteigen und 
somit gegen das verfassungsrechtliche Nivellierungs-
verbot verstoßen wird. 

Zu Buchstabe b 

Durch diese Bestimmung werden die Haushaltsnotla-
gen-Vorabbeträge bei den Bundesergänzungszuwei-
sungen für Bremen und Saarland (insgesamt 0,3 Mrd. 
DM) ab 1994 gestrichen, weil insoweit der neue § 11 a 
Abs. 4 ab 1994 Sanierungshilfen in der Gesamthöhe 
von 3,4 Mrd. DM vorsieht und damit die Rechtferti-
gung für eine Aufrechterhaltung der Haushaltsnotla-
gen-Vorabbeträge entfällt. 
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Zu Buchstabe c 

Durch § 11 a Abs. 4 wird der Beginn der Haushaltssa-
nierung von Bremen und dem Saarland auf 1994 
festgelegt. Außerdem werden die dem jewei ligen 
Land zustehenden Leistungen festgesetzt und Maß-
gaben für die Verwendung der Sanierungsmittel auf-
gestellt. Eine Revisionsklausel sieht für 1997 die 
Überprüfung der Sanierungsleistungen in Abhängig-
keit von der haushaltswirtschaftlichen Lage a ller Län-
der vor. 

Zu Buchstaben d bis f 

Redaktionelle Folgeänderungen. 

Artikel 36 (Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern) 

Durch die Neufassung werden die politischen Ergeb-
nisse der Solidarpaktklausur durch eine grundsätzli-
che Übernahme des von Nordrhein-Westfalen und 
Bayern  im Bundesrat eingebrachten, an den Solidar-
pakt-Kompromiß angepaßten Gesetzentwurfs zur 
Neuregelung des Finanzausgleichs ab 1995 umge-
setzt. Zur Erleichterung des Überblicks über die ab 
1995 beabsichtigte Gesamtregelung des Finanzaus-
gleichs sowie zur Bereinigung des geltenden Finanz-
ausgleichsgesetzes von überholten Bestimmungen 
wird jedoch der im bisherigen Regierungsentwurf 
vorgesehene gesetzgebungstechnische Weg einer 
vollständigen Neufassung des Finanzausgleichsge-
setzes ab 1995 beibehalten. 

Zu § 1 

Zu Absatz 1 

Satz 1 enthält die Festsetzung des Beteiligungsver-
hältnisses von Bund und Ländern an  der Umsatzsteuer 
nach Artikel 106 Abs. 3 GG. Abweichend von der 
bisherigen Staatspraxis wird das Beteiligungsverhält-
nis ab 1995 unbefristet festgesetzt. Nach Artikel 106 
Abs. 4 sind die Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer auch ohne eine solche Bef ristung neu 
festzusetzen, wenn sich das Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Län-
der wesentlich anders entwickelt. 

Satz 2 entspricht inhaltlich dem geltenden § 17 Abs. 1 
FAG. Durch die Umstellung werden systematisch 
zusammengehörende Vorschriften zusammengefaßt. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht weitestgehend dem gelten-
den Recht. In Satz 2 ist eine Veränderung insoweit 
vorgesehen, als die Berechnung der Beiträge der alten 
Länder zu den Schuldendienstzuschüssen an den 

Fonds „Deutsche Einheit" vereinfacht wird. Künftig 
sollen die einzelnen alten Länder 50 v. H. der Beiträge 
im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen und 50 v. H. im 
Verhältnis ihrer sich nach Durchführung des Länder-
finanzausgleichs ergebenden Finanzkraft finanzie-
ren. Hierdurch wird das Abrechnungsverfahren 
erheblich erleichtert. Die Sonderberechnung des 
gesamten Finanzierungsanteils Berlins unter Zugrun-
delegung des Bevölkerungsanteils des früheren West-
teils der Stadt bleibt unverändert. Da ab 1995 der 
Länderfinanzausgleich zwischen allen Ländern 
durchgeführt wird, würde die Beibehaltung des bishe-
rigen, auf den Länderfinanzausgleich zwischen den 
alten Ländern abstellenden Berechnungsverfahrens 
nicht immer zu sinnvollen Ergebnissen führen. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht einem Vorschlag der Länder. 
Die Formulierung ist nur in sprachlicher Hinsicht 
geringfügig überarbeitet worden- („Länder in [statt: 
aus] dem bisherigen Bundesgebiet" und „Einbezie-
hung der Länder ... in den Länderfinanzausgleich 
[statt: in den bundesstaatlichen Finanzausgleich] "). 

Zu § 2 

Die Regelung entspricht dem Ländervorschlag. Sie 
enthält eine verfahrensmäßig vereinfachte Berech-
nungsvorschrift für die horizontale Umsatzsteuerver-
teilung einschließlich der Ergänzungsanteile nach 
Artikel 107 Abs. 1 Satz 4 GG. 

Zu §§ 3 bis 7 

Übernahme geltenden Rechts in Übereinstimmung 
mit dem Gesetzentwurf der Länder, wobei allerdings 
entsprechend der Entschließung des Bundesrates vom 
26. März 1993 (BR-Drucksache 163/93 — Beschluß — 
Anlage 2, Nr. II) Mecklenburg-Vorpommern im Hin-
blick auf den Hafen Rostock in die Hafenlastabgel-
tung nach § 7 Abs. 3 einbezogen wird. Bei der Bemes-
sung des Abgeltungsbetrags ist auf die Größe und den 
Ausbaubedarf des Hafens Rostock im Vergleich zu 
den anderen berücksichtigten Häfen abgestellt wor-
den. 

Zu §8 

Die Vorschrift entspricht abgesehen von redaktionel-
len Bereinigungen (Streichung der Worte „einschließ-
lich der Lohnsummensteuer" in Absatz 5) dem gelten-
den Recht. 

Zu § 9 

Übernahme geltenden Rechts unter Einbeziehung 
Berlins in die Stadtstaaten-Einwohnerwertung nach 
Absatz 2. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4748  

Zu §  10  

Die Regelung entspricht in allen Teilen dem Länder-
vorschlag. 

Nach Absatz 1 werden die Ausgleichszuweisungen 
an  die ausgleichsberechtigten Länder ab 1995 ebenso 
berechnet wie im geltenden Recht. 

Absatz 2 enthält die Grundregel für die Berechnung 
der Beiträge der ausgleichspflichtigen Länder. Die 
bisherige ausgleichsfreie Zone zwischen 100 v. H. 
und 102 v. H. der Überschüsse wird besei tigt. Es bleibt 
bei einem progressiven Abschöpfungstarif. 

Entsprechend dem Entwurf der Länder bleibt in 
Absatz 3 eine Ländersteuergarantie ab 1995 aufrecht-
erhalten. Gegen mögliche Verschiebungen der 
Finanzkraft-Reihenfolge wird bei den ausgleichs-
pflichtigen, nicht aber bei den ausgleichsberechtigten 
Ländern Vorsorge getroffen. Der Bund hat auf verblei-
bende verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Vorschrift hingewiesen. Die Länder teilen diese 
Bedenken nicht. 

Absatz 4 enthält eine Maximalabschöpfungsgarantie 
zugunsten der Zahlerländer. 

Zu § 11 

Die Regelung folgt weitgehend dem Länderentwurf, 
weicht von ihm jedoch hinsichtlich der Bemessung 
der Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen (Ab-
satz 2), der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen an  die neuen Länder (Absatz 4) und außerdem 
in redaktioneller Hinsicht zum Teil ab. 

Die Höhe der Fehlbetrags-Bundesergänzungszuwei-
sungen nach Absatz 2 wird auf 80 v. H. der nach 
Länderfinanzausgleich verbleibenden Fehlbeträge 
zur länderdurchschnittlichen Finanzkraft (Aus-
gleichsmeßzahl) festgesetzt. Dafür werden nach 
Absatz 3 die im bisherigen Regierungsentwurf nicht 
vorgesehenen Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen „Kosten politischer Führung" ab 1995 in 
Höhe von 0,7 Mrd. DM jährlich gewährt. Damit wird 
erreicht, daß die in der Solidarpakt-Klausur verein-
barte Gesamtbelastung des Bundes trotz Beibehal-
tung der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen „Kosten politischer Führung" eingehalten 
wird. Bei der Bemessung der Sonderbedarfs-Bundes-
ergänzungszuweisungen „Kosten politischer Füh-
rung" ist in Übereinstimmung mit der Verfassungs-
rechtsprechung (BVerfGE 72, 330 [405]; 86, 148 
[274 f.]) darauf abgestellt worden, daß die Sonderbe-
lastungen durch Kosten politischer Führung um so 
größer wird, je geringer die Einwohnerzahl eines 
Landes ist. 

Die Gesamthöhe der Sonderbedarfs-Bundesergän-
zungszuweisungen für die jungen Länder in 1995 wird 
in Absatz 4 auf 14,9 Mrd. DM festgelegt. Damit wird 
bei der Zusammenschau aller finanzpolitischer Instru-
mente (Länderfinanzausgleich, Bundesergänzungs-
zuweisungen, Finanzhilfen) der in der Solidarpakt

-

Klausur vereinbarte Gesamttransfer zugunsten der 
neuen Länder erreicht. Die Sonderbedarfs-Bundeser

-

gänzungszuweisungen nach Absatz 4 sind entspre-
chend dem bisherigen Regierungsentwurf und dem 
Ergebnis der Solidarpakt-Klausur linear degressiv auf 
zehn Jahre angelegt. 

Die Regelungen zu den Übergangs-Bundesergän-
zungszuweisungen (Absatz 5) und den Sanierungshil-
fen für Bremen und Saarl and (Absatz 6) sowie die 
Abrechnungs- bzw. Veranschlagungsvorschriften der 
Absätze 7 und 8 entsprechen inhaltlich dem Länder-
entwurf. 

Zu §§ 12 und 13 
 

Die Regelungen entsprechen abgesehen von gering-
fügigen redaktionellen Anpassungen dem Länderent-
wurf und weitestgehend dem geltenden Recht. 

Zu § 14 

Übernahme geltenden Rechts, wobei in Absatz 1 
Satz 3 eine in der bisherigen Staatspraxis einver-
nehmlich gehandhabte abrechnungstechnische Ver-
fahrensweise ins Gesetz übernommen wird, um eine 
Regelungslücke zu schließen. 

Zu §§ 15 und 16 

Übernahme geltenden Rechts mit geringen redaktio-
nellen Anpassungen. 

Artikel 36 a (Änderung des Gemeindefinanz-
reformgesetzes) 

Die Neufassung des § 6 des Gesetzes zur Neuordnung 
der Gemeindefinanzen regelt die Beteiligung der 
Gemeinden der alten Länder an  den Finanzierungs-
lasten, die sich aus der Neuordnung des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs für die alten Länder erge-
ben. 

Zu Nummer 1 

Zu Absatz 1 

Im geänderten Absatz 1 wird die Verteilung der 
Umlage auf Bund und Länder geregelt. Maßgebend 
dafür ist das Verhältnis des Bundesvervielfältigers 
gemäß Absatz 3 zum Landesvervielfältiger gemäß 
Absatz 3 im einzelnen Land. Im Ergebnis würde die 
Gewerbesteuerumlage in den jungen Ländern (ein-
schließlich Berlin) hälftig auf Bund und Länder auf-
geteilt. 

Zu Absatz 2 

Abweichend vom bisherigen Recht wird der Verviel-
fältiger nicht in diesem Absatz, sondern in Absatz 3 
festgelegt. 
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Zu Nummer 2 

Zu Absatz 3 

Die Finanzierungsbeteiligung der Gemeinden erfolgt 
technisch durch die Einführung eines Landesverviel-
fältigers in den alten Ländern. Dieser wird — abwei-
chend vom Gesetzentwurf des Bundesrates — vor 
dem Hintergrund der sich ändernden Finanzierungs-
lasten der alten Länder 1997 überprüft. 

Die notwendige Feinabstimmung nehmen die Länder 
nach Maßgabe der landesrechtlichen Vorschriften 
über den kommunalen Finanzausgleich vor. 

Zu Absatz 4 

Die vorgesehene Erhöhung der Gewerbesteuerum-
lage bleibt beim Länderfinanzausgleich unberück-
sichtigt. Da • eine landesinterne Beteiligung der 
Gemeinden an den aus der Neuordnung des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs resultierenden Länder-
belastungen beabsichtigt ist, soll das länderweise 
unterschiedliche Mehraufkommen an Gewerbe-
steuerumlage nicht im System des Länderfinanzaus-
gleichs nivelliert werden. 

Zu Nummern 3 und 4 

Es handelt sich um Folgeänderungen, die sich aus der 
Festlegung des Vervielfältigers in Absatz 3 ergeben, 
sowie um redaktionelle Anpassungen. 

Artikel 37 (Gesetz zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft und zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums in den 
neuen Ländern) 

Die Neufassung von Artikel 37 FKPG-E übernimmt 
den Länderentwurf eines Investitionsförderungsge-
setzes Aufbau Ost (BR-Drucksache 161/93 — Be-
schluß —) mit einem Volumen von jährlich 6,6 Mrd. 
DM in modifizierter Form. Es berücksichtigt auch den 
Wunsch der Länder, die vom Bund zu fördernden 
Investitionsbereiche einzeln aufzulisten. 

Es bleiben folgende Abweichungen: 

Zu § I 

Die Laufzeit der Finanzhilfen beträgt — wie vom Bund 
ursprünglich vorgeschlagen und in der Solidarpakt

-

Klausur nicht geändert — zehn Jahre. Eine Festle-
gung über diesen Zeitraum hinaus erscheint ange-
sichts der Unsicherheit über die weitere Entwicklung 
in den einzelnen Bundesländern nicht vertretbar. 

Zu § 2 

Zu Absatz 2 

In Übereinstimmung mit dem Krankenhausinvesti-
tionsprogramm für das Beitrittsgebiet (Artikel 14 
Abs. 1 Gesundheits-Strukturgesetz) bleiben die dort 
festgelegten Finanzhilfen in Höhe von jährlich 
700 Mio. DM Bestandteil der für die Jahre ab 1995 
erzielten Gesamtlösung zur Sicherstellung der 
Finanzausstattung der neuen Länder. 

Zu § 3 

Zu Nummer 1 a 

Die Investitionshilfekompetenz nach Artikel 104 a 
Abs. 4 GG läßt die Förderung von Investitionen im 
Umweltschutzbereich zu, wenn sie zur Entfaltung der 
Wirtschaftsentwicklung von Bedeutung sind. Dies soll 
durch die Neuformulierung in Anlehnung an  das 
frühere Strukturhilfegesetz verdeutlicht werden. 

Zu Nummer 5 

Die Aufnahme dieses zusätzlichen Investitionsbe-
reiches wird für sinnvoll gehalten und steht in 
Übereinstimmung mit dem früheren Strukturhilfe-
gesetz. 

Zu Nummer 6 

Die Ergänzung soll klarstellen, daß auch von den 
kommunalen Investitionen eine strukturelle Wirkung 
auf die Wirtschaftsentwicklung ausgehen muß. 

Zu § 4 

Zu Absatz 1 

Die präzisierende Formulierung stellt sicher, daß die 
von Artikel 91 a GG erfaßten Maßnahmen nicht von 
dieser Regelung erfaßt werden. Es bestünde anson-
sten die Gefahr, daß wegen der in der Regel niedri-
geren Fördersätze die Gemeinschaftsaufgabe leer 
läuft. 

Artikel 38 (Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung eines Fonds „Deutsche 
Einheit") 

Durch die Neufassung wird die Aufstockung der 
Finanzzuweisungen an die jungen Länder über den 
Fonds „Deutsche Einheit" in den Jahren 1993 und 
1994 in dem politisch vereinbarten Umfang wie folgt 
umgesetzt: 
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1993 1994 

Mrd. DM 

Fondsvolumen (neu) 	 35,205 34,6 

Fondsvolumen (bisher) 	 31,5 23,9 

Aufstockung 	 3,705 10,7 

davon 
Finanzierung durch 
Bund 
— Mehraufkommen 

Vermittlungsverfah- 
ren zum Zins- 
abschlag 	 0,855 

— weiterer Direkt- 
beitrag 	 0,775 5,35 

1,63 5,35 

Finanzierung durch 
alte Länder 
— Mehraufkommen 

Vermittlungs- 
verfahren 
zum Zinsabschlag . . 1,3 

— weiterer Direkt- 
beitrag 	 0,775 5,35 

2,075 5,35 

Die Verteilung der Länderbeiträge zur Fondsaufstok-
kung wird inhaltlich in Übereinstimmung mit dem 
Regelungsvorschlag der Länder verfahrensmäßig 
erleichtert (Verteilungsmaßstab = Länderbeiträge zu 
den Schuldendienstzuschüssen an den Fonds „Deut-
sche Einheit"). Die redaktionelle Fassung der Bestim-
mung ist der Systematik des Fondsgesetzes angepaßt 
worden. 

Artikel 39 (Gesetz über die Errichtung eines 
Erblastentilgungsfonds (ELFG]) 

Bei der FKP-Klausurtagung wurde vereinbart, den 
Teil der Altverbindlichkeiten der Wohnungswirt-
schaft in den neuen Ländern, der 150 DM/m2  über-
steigt, auf den Erblastentilgungsfonds zu übertra-
gen. 

Gleichzeitig wurde der für den Erblastentilgungs-
fonds zur Verfügung stehende finanzielle Rahmen 
soweit abgesenkt, daß darin die beabsichtigte Tilgung 
der finanziellen Erblasten der ehemaligen DDR mög-
lichst in einer Generation nicht mehr darstellbar ist. 
Deshalb sollen die über 7 Mrd. DM hinausgehenden 
Einnahmen des Bundes aus dem Bundesbankgewinn 
dem Fonds zugeführt werden. 

Artikel 40 (Altschuldenhilfen-Gesetz) 

Gegenüber dem bisherigen Regierungsentwurf zum 
Altschuldenhilfen-Gesetz haben sich aufgrund der 
Beschlüsse zum Solidarpakt folgende wesentliche 
Änderungen ergeben: 

— Neben den kommunalen und genossenschaftli-
chen Wohnungsunternehmen - wie bisher vorge-
sehen — werden jetzt auch p rivate Vermieter und 
die sogenannten Wendewohnungen in die Alt-
schuldenregelung einbezogen. 

— Die Grenze für die unternehmensbezogene Schul-
denkappung wurde von 350 DM/qm Wohnfläche 
auf 150 DM/qm Wohnfläche gesenkt. Bei den 
Wendewohnungen werden 1 000 DM/qm Wohn-
fläche bei der Schuldenkappung berücksichtigt. 
Das gekappte Schuldenvolumen erhöht sich damit 
von 7 Mrd. DM auf insgesamt 31 Mrd. DM. 

— Die Schuldenkappung erfolgt zum 1. Juli 1995. Der 
gekappte Schuldenbetrag wird vom Erblastentil-
gungsfonds und nicht — wie bisher vorgesehen — 
von den Ländern übernommen. 

— Wohnungsunternehmen und private Vermieter 
erhalten für den Zeitraum vom 1. Januar 1994 bis 
30. Juni 1995 eine Zinshilfe in voller Höhe ihrer 
Zinsaufwendungen, im Vergleich zu einer bisher 
degressiven Hilfe. Die Kosten für die Zinshilfe 
werden je zur Hälfte von Bund und neuen Ländern 
getragen. 

— Die Wohnungsunternehmen, die die Schulden-
kappung in Anspruch nehmen, werden verpflich-
tet, 15 v. H. ihres Wohnungsbestandes innerhalb 
von zehn Jahren zu privatisieren. Von den dabei 
erzielten Privatisierungserlösen haben sie einen 
— im Zeitablauf steigenden — Teil an den Erb-
lastentilgungsfonds abzuführen. 

Artikel 40 a (Wohnungsgenossenschafts

-

Vermögensgesetz) 

I. Allgemeiner Teil 

Neben der im Altschuldenhilfen-Gesetz vorgesehe-
nen Lösung der Altschuldenfrage ist Voraussetzung 
für die volle wirtschaftliche Handlungsfähigkeit der 
Wohnungsgenossenschaften und die für ihre Kreditfä-
higkeit notwendige Beleihbarkeit des Wohnungsver-
mögens die schnelle Übertragung des von ihnen 
genutzten Grund und Bodens. Die Wohnungsgenos-
senschaften haben bisher nur dingliche Nutzungs-
rechte und Gebäudeeigentum; Grund und Boden ist 
nach dem Einigungsvertrag zunächst auf die Gemein-
den übergegangen, allerdings mit der Verpflichtung, 
diesen Grund und Boden auf die Wohnungsgenossen-
schaften zu übertragen (Protokollnotiz-Nr. 13 i. V. m. 
Artikel 22 Abs. 4 Einigungsvertrag) . 

Die Übertragung von Grund und Boden auf die 
Wohnungsgenossenschaften kommt jedoch nicht oder 
nicht in befriedigendem Umfang voran. Insbesondere 
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bestehen Unklarheiten über die Verpflichtung der 
Kommunen zur Übertragung an die Wohnungsgenos-
senschaften, über die Abgrenzung der zu übertragen-
den Grundstücksflächen sowie die Preisgestaltung. 
Darin liegt ein erhebliches Hemmnis mit nachteiligen 
Wirkungen für die Investitionstätigkeit der Woh-
nungsgenossenschaften und nicht zuletzt — im Hin-
blick auf die Vermeidung von zusätzlichen Belastun-
gen — für die Genossenschaftsmitglieder. 

Der Gesetzentwurf sieht als Lösung vor, daß die 
Genossenschaften kraft Gesetzes unmittelbar Eigen-
tümer des von ihnen genutzten Grund und Bodens 
werden. 

Zur Beschleunigung der Abgrenzung der Grund-
stücksflächen von anderen Vermögensträgern ist eine 
unmittelbare Anwendung des Vermögenszuord-
nungsgesetzes zugunsten der Wohnungsgenossen-
schaften vorgesehen. 

Nach dem Einigungsvertrag ist bereits die Übertra-
gung von Grund und Boden auf die Wohnungsgenos-
senschaften eine Vollzugsaufgabe des Einigungsver-
trages, das heißt, dieser Grund und Boden soll nicht im 
Vermögen der Gemeinden bleiben. Von ausschlagge-
bender weiterer Bedeutung ist, daß dieser Grund und 
Boden mit einem unbefristeten und unentgelt lichen 
Nutzungsrecht am Gebäudeeigentum belastet ist. Der 
Grund und Boden, der nach Protokoll-Nr. 13 zum 
Einigungsvertrag zunächst auf die Kommunen über-
gegangen ist, vermittelt daher den Kommunen grund-
sätzlich keinen vermögenswerten Vorteil. Darum muß 
der Übergang von Grund und Boden auf die Woh-
nungsgenossenschaften durch die Gemeinden ledig-
lich durch eine der Gesamtsituation der Wohnungsge-
nossenschaften entsprechende Pauschale ausgegli-
chen werden. Er kann auch nicht an Nebenbedingun-
gen geknüpft werden. Der Gesetzentwurf sieht als 
Ausgleich eine entsprechende Erstattungspflicht ge-
genüber den Gemeinden vor. 

Nach dem Gesetz über die Gewährleistung von Bin-
dungen im kommunalen und genossenschaftlichen 
Wohnungswesen unterliegen auch die genossen-
schaftlichen Wohnungsbestände den dort bis Ende 
1995 geltenden Bindungen. Unberührt bleiben daher 
auch die insoweit vorgesehenen Folgeregelungen. 

II. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu § 1 (Grundsatz) 

Absatz 1 konkretisiert die Vollzugsverpflichtung des 
Einigungsvertrages (Protokoll-Nr. 13), nach der der 
Grund und Boden letztlich auf die Wohnungsgenos-
senschaften zu übertragen ist. Mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes sind die Wohnungsgenossenschaften 
Eigentümer des Grund und Bodens, den die Woh-
nungsgenossenschaften aufgrund ihres dinglichen 
Nutzungsrechts und Gebäudeeigentums bereits 
heute nutzen. Dies soll auch für bereits getroffene 
Entscheidungen nach dem Vermögenszuordnungs-
gesetz gelten (Satz 2). 

In Absatz 2 wird klargestellt, daß auch durch die 
Regelung des § 1 Abs. 1 die rechtliche Zusammenfüh-
rung von Grund und Boden mit dem Gebäudeeigen

-

tum  und Nutzungsrecht zum „Volleigentum" (Grund-
stückseigentum) zulässig ist. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß Vereinbarun-
gen und Verfügungen, die bereits bisher ge troffen 
worden sind, nur im Sinne des Grundsatzes des § 1 
Abs. 1 vollzogen werden dürfen. Damit sind auch 
eventuelle Vereinbarungen über Erbbaurechte aus-
geschlossen. 

Absatz 4 stellt sicher, daß z. B. bereits erfolgte Veräu-
ßerungen der Wohnungsgenossenschaften nicht 
durch den gesetzlichen Eigentumsübergang des § 1 
Abs. 1 nachträglich geändert werden. Dies kann 
jedoch nicht gelten bei — u. U. unter Verstoß gegen 
die Protokoll-Nr. 13 des Einigungsvertrages — erfolg-
ten Übertragungen auf kommunaleigene Wohnungs-
gesellschaften. 

Absatz 5 stellt entsprechend dem allgemeinen Grund-
satz (vgl. § 9 Abs. 1 VZOG) klar, daß Ansprüche auf 
Rückgabe nach dem Vermögensgesetz, auch wenn in 
aller Regel nach § 5 Abs. 1 c VermG ausgeschlossen, 
unberührt bleiben. Eine Restitution nach Artikel 21 
Abs. 3 des Einigungsvertrages findet jedoch nicht 
statt, weil dieses Gesetz dem Vollzug des Artikels 22 
Abs. 4 des Einigungsvertrages dient. 

Zu § 2 (Feststellung des Grund und Bodens) 

Absatz 1 regelt, daß auf die Feststellung des Umfangs 
der Eigentumsverhältnisse — wie bei ehemals volks-
eigenen Grundstücken allgemein — das Vermögens-
zuordnungsgesetz Anwendung findet. Wie beim kom-
munalen Wohnungsvermögen ist auch der Oberfi-
nanzpräsident zuständige Behörde. Zur Beschleuni-
gung des Verfahrens legt Satz 3 die Antragsberechti-
gung auch der Wohnungsgenossenschaften fest. 
Eines Zwischenschritts über die Kommune bedarf es 
nicht mehr. 

Nach Absatz 2 werden durch diese gesetzliche Rege-
lung bereits gestellte Anträge vor allem der Kommu-
nen nicht gegenstandslos, entweder wenn die Woh-
nungsgenossenschaft nicht widerspricht oder ein ein-
heitliches Vermögenszuordnungsverfahren vorgese-
hen ist. 

Nach Absatz 3 bleiben bereits erfolgte Vermögenszu-
ordnungsbescheide unberührt. In diesen Fällen wird 
jedoch auf Antrag der Wohnungsgenossenschaften 
der Bescheid entsprechend § 1 geändert. Auch in 
diesen Fällen finden die Vorschriften über die Aus-
gleichspflicht nach § 3 entsprechend Anwendung. 

Zu § 3 (Ausgleich) 

Entsprechend dem gesetzlichen Eigentumsübergang 
und unter Berücksichtigung der bisherigen Rechts-
lage sieht § 3 einen Ausgleich zugunsten der 
Gemeinde vor (Absatz 1). Die Leistungspflicht soll mit 
einer Zuordnungsentscheidung festgelegt werden. 
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Absatz 2 regelt die erforderlichen Übertragungspau-
schalen: Gestaffelt nach der Zahl der Einwohner der 
Gemeinde soll der Ausgleich in Geld festgelegt wer-
den. Damit werden nach Gemeindegrößen unter-
schiedene Grundstückssituationen berücksichtigt. 
Unberührt davon bleibt die Möglichkeit (freiwilliger) 
Vereinbarungen zwischen Wohnungsgenossenschaf-
ten und Gemeinden fiber geringere Ausgleichsbe-
träge, ebenso vor Inkrafttreten des Gesetzes getrof-
fene Vereinbarungen fiber geringere Ausgleichsbe-
träge (Absatz 3). Sofern bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes höhere Beträge vereinbart worden sind, ist 
eine Erstattung vorgesehen. 

Absatz 4 enthält die sogenannte Mehrerlösklausel. 
Sie ist darin begründet, daß die in § 3 Abs. 2 vorgese-
henen Ausgleichspauschalen entsprechend den Vor-
gaben des Einigungsvertrages die Zweckbindung der 
genossenschaftlichen Wohnungsbestände wesentlich 
berücksichtigt. Für den Fa ll  aber, daß durch Veräuße-
rung und einer damit einhergehenden Aufhebung der 
Zweckbindung erhebliche Erlöse erzielt werden, ist es 
gerechtfertigt, daß ein bestimmter Teil des Mehrerlö-
ses an  die Gemeinde abzuführen ist. Aus diesem 
Grund sieht Satz 1 vor, daß bei Überschreiten eines 
bestimmten Wertes bei der Veräußerung ein Teil des 
Veräußerungserlöses an die Gemeinde abzuführen 
ist. Dabei ist auf den Anteil des Bodenwertes am 
Veräußerungserlös abzustellen, weil die Wohnungs-
genossenschaften am Gebäude ohnehin Eigentum 
haben. 

Satz 2 soll die notwendige Abstimmung mit der 
im Altschuldenhilfegesetz vorgesehenen Privatisie-
rungspflicht und Pflicht zur Abführung von Veräuße-
rungserlösanteilen an den Erblastentilgungsfonds 
herstellen. Soweit ein Mehrerlös nach § 3 Abs. 3 an 

 die Gemeinde abzuführen ist, bleibt dieser Anteil bei 
der Ermittlung der Erlösanteile nach § 5 Abs. 2 des 
Altschuldenhilfen-Gesetzes unberücksichtigt. 

Zu § 4 (Vethältnis zum Einigungsvertrag) 

§ 4 stellt klar, daß mit den Vorschriften dieses Geset-
zes die Vorgabe des Artikels 22 Abs. 4 des Einigungs-
vertrages in bezug auf die in Nr. I 13 des Protokolls 
zum Einigungsvertrag genannten Sachverhalte der 
Übertragung des von Wohnungsgenossenschaften zu 
Wohnzwecken genutzten ehemals volkseigenen 
Grund und Bodens an  die Genossenschaften über-
nommen und ausgefüllt worden ist. Ab Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ist Artikel 22 Abs. 4 des Einigungs-
vertrages in bezug auf Nr. I 13 des Protokolls zum 
Einigungsvertrag daher nicht mehr anzuwenden. 

Artikel 41 (Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 

Artikel 41 entfällt. 
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Übersicht fiber die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms — FKPG — 

 — Abschnitte 1, 2 und auszugsweise 3 —  
— in Mio. DM — 

Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (—) 

1993 1994 
- 

1995 1996 

Zu Artikel 1 

— Änderung des Wehrsoldgesetzes 
1.Kürzung des Entlassungsgeldes für Bund 60 119 107 101 

Wehrpflichtige auf 1 800 DM Länder — - — — 
Gemeinden — — — — 
Insgesamt 60 119 107 101 

2. zusätzliche Einsparungen Zivil- Bund 50 103 103 103 
dienst Länder — - — — 

Gemeinden — — — — 
Insgesamt 50 103 103 103 

3. Kürzung beim Verpflegungsgeld Bund 56 108 106 106 
Länder — - — — 
Gemeinden — — — — 
Insgesamt 56 108 106 106 

Zu Artikel 2 

nicht belegt 

Zu Artikel 3 

— Änderung des Steuerbeamten-Aus- 
bildungsgesetzes 

Verkürzung der Einführungszeit für Bund . . . . 
Steuerjuristen von 18 auf 6 Monate Länder • 

- West . . 
- Ost . - . . 

Gemeinden — — — — 

Insgesamt . . . . 

Zu Artikel 4 
— Änderung der Sonderzuschlagsver-  

ordnung für Beamte und Soldaten 
(bei Arbeitnehmern: Anderung der 
entsprechenden BMI-Richtlinie) 

Verringerung der Sonderzuschläge Bund — 20 40 60 

Länder — 60 120 180 
— West — 60 120 180 

Ost — — — — 

Gemeinden — 50 100 160 
— West — 50 100 160 

Ost — — — — 

Insgesamt — 130 260 400 

Zu Artikel 5 
— Änderung des Bundeserziehungs- Bund 146 575 660 660 

geldgesetzes Länder — — — — 
Gemeinden — — — — 
Insgesamt 146 575 660 660 

1. Aktualisierung der Einkommens- Bund — 330 370 370 
berechnung 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

2. Einbeziehung des Einkommens Bund — 16 20 20 
nichtehelicher Lebenspartner 

3. Ausschluß von Ausländern mit Auf- Bund 17 86 115 115 
enthaltsbefugnis 

4. Ausschluß von entsandten ausländi- Bund 9 29 36 36 
schen Arbeitnehmern 

5. Maßnahmen zur Überprüfung der Bund 120 140 150 150 
Anspruchsberechtigung 

6. Wegfall der Anrechnung von Bund — 26 (—) 31 (—) 31 (—) 
Mutterschaftsgeld 

Zu Artikel 6 
entfällt 

Zu Artikel 7 und 8 
— Änderung des Wohngeld- bzw. 

Wohngeldsondergesetzes 

Zeitnähere Berücksichtigung der Än- Bund 8 35 35 35 
derung von Einkommens- und Miet- Länder 8 35 35 35 
belastungsverhältnissen — West 4 16 16 16 

— Ost 4 19 19 19 

Gemeinden — — — — 

Insgesamt 16 70 70 70 

Zu Artikel 9 
— Änderung des Bundessozialhilfe- Bund — — — — 

gesetzes 1) Länder — — — — 

Gemeinden 635 1 295 1 645 1 685 
— West 515 1 040 1 320 1 350 
— Ost 120 255 325 335 

Insgesamt 635 1 295 1 645 1 685 

1. Anpassung der Regelsätze Gemeinden 340 525 665 665 

2. Restriktive Handhabung einmaliger Gemeinden 100 200 200 200 
Leistungen 

3. Verstärkung des Lohnabstand- Gemeinden 45 90 90 90 
gebots 

4. Maßnahmen zur Vermeidung von Gemeinden 40 150 230 230 
Mißbrauch 

5. Kostendämpfung bei Einrichtungen Gemeinden — 110 220 220 

6. Erleichterung der Arbeitsaufnahme Gemeinden 50 80 80 100 
von Alleinerziehenden 

7. Änderung der Mehrbedarfs- Gemeinden 20 60 80 100 
zuschläge 

8. Regelungen zur Verwaltungs- Gemeinden 40 80 80 80 
vereinfachung 

9. sonstige Maßnahmen Gemeinden . . . . 

Zu Artikel 10 
— Änderung des Bundesversorgungs- in Artikel 9 erfaßt 

gesetzes 

1 ) Eine exakte West/Ost-Aufteilung ist aufgrund fehlender statistischer Daten nicht möglich; daher Schätzung in Anlehnung an die 
Bevölkerungsrelation. 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

Zu Artikel 11 
— Änderung des Statistikgesetzes in Artikel 9 erfaßt 

Zu Artikel 12 
entfällt 

Zu Artikel 13 
— Änderungen des Arbeits- Bund — 	100 100 	100 

förderungsgesetzes Länder — 	— — 	— 
Gemeinden — 	— — 	— 
Insgesamt — 	100 100 	100 
nachrichtlich: 
BA 400 	1 220 1 360 	1 430 

1. Umstellung Anpassung Bund — 	100 100 	100 
neue Bundesländer nachrichtlich: 

BA — 	290 290 	290 

3. Entlastung der BA von RV-Beiträ- BA 20 	90 50 	40 
gen bei Kurzarbeit über 6 Monate 

4. Absenkung von Unterhalts- und BA 380 	840 1 020 	1 100 
Übergangsgeld bei Fortbildung und 
Umschulung 

Zu Artikel 14 
entfällt . 

Zu Artikel 14 a 
— Maßgabe zur AFG-Leistungs- in Artikel 13 erfaßt 

verordnung 

Zu Artikel 15 
— Änderung des Vierten Buches in Artikel 13 erfaßt 

Sozialgesetzbuch 

Zu Artikel 16 

entfällt 

Zu Artikel 17 
— Änderung des Achten Buches in Artikel 9 erfaßt 

Sozialgesetzbuch 

Zu Artikel 18 
— Änderung des Bergarbeiter- 

wohnungsbauänderungsgesetzes 
vorrangige Förderung des Berg- Bund — 	— . 	. 
arbeiterwohnungsbaus in den Länder — 	— — 	— 
neuen Ländern Gemeinden — 	— — 	— 

Insgesamt — 	— 

Zu Artikel 19 
— Änderung des Seeaufgaben- 

gesetzes 
Möglichkeit der Privatisierung Bund . 	. . 	. 
bestimmter Aufgaben Länder — 	— — 	— 

Gemeinden — 	— — 	— 
Insgesamt 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

Zu Artikel 20 
— Änderung der Honorarordnung für 

Architekten 
Stärkere Berücksichtigung kosten- Bund . 
sparenden Bauens Lander . . . . 

Gemeinden . . . . 
Insgesamt . . . . 

Zu Artikel 21 
— Änderung der Kostenordnung 

Notargebühren 
Einsparungen bei Notargebühren Bund 1 2 2 2 

Länder . . . . 
Gemeinden . . . . 
Insgesamt 1 2 2 2 

Maßnahmen auf der Ausgabenseite Bund 321 1 062 1 153 1 167 
des Gesetzes zur Umsetzung des F6- Länder 8 95 155 215 
deralen Konsolidierungsprogramms — West 4 76 136 196 
— FKPG — insgesamt (Abschnitt 1) — Ost 4 19 19 19 

Gemeinden 635 1 345 1 745 1 845 
— West 515 1 090 1 420 1 510 
— Ost 120 255 325 335 

Insgesamt 964 2 502 3 053 3 227 

nachrichtlich: 
BA 400 1 220 1 360 1 430 

Zu Artikel 22 
— Änderung der Abgabenordnung 

§ 240 Abs. 3 AO 
Aufhebung der Schonfrist bei Bund — 87 87 87 
Entrichtung der Steuerschuld für Länder — 87 87 87 
Scheck- und Barzahler 1) — West — 81 81 81 

—Ost — 6 6 6 

Gemeinden — 26 26 26 
— West — 24 24 24 
— Ost — 2 2 2 

Insgesamt — 200 200 200 

Zu Artikel 24 
— Änderung des Einkommensteuer- 

gesetzes 

§ 10 e Abs. 1 EStG 
Rückführung der Förderung für An- Bund — 68 149 234 
schaffungskosten von Altbauten auf Länder — 68 149 234 
150 000 DM — West — 54 119 187 

— Ost — 14 30 47 

Gemeinden — 24 52 82 
— West — 19 42 66 
— Ost — 5 10 16 

Insgesamt — 160 350 550 

1 ) Mehreinnahmen nach Schätzung des Bundesrechnungshofs. 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

§ 20 Abs. 2a EStG 
Beseitigung der Rechtsunsicherheit Bund — 17 19 21 
bei der Besteuerung von Einkünf- Länder — 17 19 21 
ten aus Kapitalvermögen — West — 17 19 21 

— Ost — — — — 

Gemeinden — 6 7 8 
— West — 6 7 8 
— Ost — — — — 

Insgesamt — 40 45 50 

§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a EStG 
und Anlage 9 zum BewG 
Anpassung steuerlicher Vorschrif- Bund — 128 149 162 
ten an die gestiegene Lebens- Länder — 128 149 162 
erwartung — West — 115 134 146 

— Ost — 13 15 16 

Gemeinden — 44 52 56 
— West — 40 47 50 
— Ost — 4 5 6 

Insgesamt — 300 350 380 

Zu Artikel 25 
— Änderung des Auslandinvestment- 

gesetzes . 

§ 17 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b und 
§ 18a Auslandinvestmentgesetz 
Einbeziehung von Ausschüttungen Bund — 154 176 176 
ausländischer Investmentfonds in Länder — 154 176 176 
den Zinsabschlag — West — 146 167 167 

—Ost — 8 9 9 

Gemeinden — 42 48 48 
— West — 40 46 46 
— Ost — 2 2 2 

Insgesamt — 350 400 400 

Zu Artikel 28 
— Änderung des Bewertungsgesetzes 

§ 22 Abs. 1 Nr. 2 BewG 
Anhebung der Wertgrenzen bei der Bund — — — 5 
Einheitsbewertung des Betriebs- Lander — — — -20 
vermögens — West — — — -19 

— Ost — — — - 1 

Gemeinden — — — -35 
— West — — — -33 
—Ost — — — - 2 

Insgesamt — — — -50 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

Zu Artikel 29 
— Änderung des Vermögensteuerge- 

setzes 

§ 6 Abs. 1 und 2 VStG 
Anhebung des allgemeinen Freibe- Bund — — — — 
trags für unbeschränkt steuerpflich- Länder — — -680 -680 
tige Personen einer Veranlagungs- — West — — -646 -646 
gemeinschaft von 70 000 DM um —Ost — — - 34 - 34 
50 000 DM auf 120 000 DM ab 
1. Januar 1995 Gemeinden — — — — 

— West — — — — 
— Ost — — — — 

Insgesamt — — -680 -680 

§ 10 Nr. 1 VStG 
Anhebung des Vermögensteuersat- Bund — — — — 
zes für Grundvermögen und sonsti- Lander — — 1 680 1 680 
ges Vermögen mit Ausnahme der — West — — 1 596 1 596 
Beteiligungswerte um — Ost — — 84 84 
0,5 Prozentpunkte auf 1 v. H. 
ab 1. Januar 1995 Gemeinden — — — — 

— West — — — — 
Ost — — — — 

Insgesamt — — 1 680 1 680 

§ 16 Abs. 1 VStG 
Vereinheitlichung der Neuveranla- Bund — — — — 
gungstatbestände Länder — — — -25 

— West — — — -24 
—Ost — — — - 1 

Gemeinden — — — - 
- West — — — - 
-Ost — — — — 

Insgesamt — — — -25 

Zu Artikel 30 
— Gesetz zur Änderung des Haupt- 

feststellungszeitraums für die wirt- 
schaftlichen Einheiten des Betriebs- 
vermögens sowie des Hauptveran- 
lagungszeitraums für die Vermö- 
gensteuer 

§§  1 und 2 Hauptfeststellungs- und 
Hauptveranlagungszeitraumände- 
rungsgesetz 
Vorverlagerung des Hauptfeststel- — — . — 
lungszeitpunkts bei der Einheitsbe- 
wertung für Betriebsvermögen und 
des Hauptveranlagungszeitraums 
bei der Vermögensteuer auf den 
1. Januar 1995 und Verlängerung 
des nächsten Hauptfeststellungs- 
bzw. Hauptveranlagungszeitraums 
um ein Jahr 1 ) 

1 ) Es entstehen Steuermehreinnahmen in den Fa llen, in denen die Wertgrenzen des § 22 BewG bzw. des § 16 VStG nicht erreicht 
werden und eine Wertfortschreibung bzw. eine Neuveranlagung unterbleibt. 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

Zu Artikel 31 
— Änderung des Versicherungsteuer- 

gesetzes 
§ 6 VersStG 
Erhöhung der Versicherungsteuer Bund 650 1 650 4 050 4 400 
— mit Ausnahme von Feuerversi- Länder — — — — 

cherungen — — West — — — — 
— ab 1. Juli 1993 um 2 Prozent- — Ost — — — — 

punkte 
— ab 1. Januar 1995 um weitere Gemeinden — — — — 

3 Prozentpunkte — West — — — — 
— Ost — — — — 

Insgesamt 	• 650 1 650 4 050 4 400 

Zu Artikel 34 
— Solidaritätszuschlaggesetz 1995 

§ 4 Solidaritätszuschlaggesetz 1995 
Erhebung eines Solidaritätszu- Bund — — 28 000 31 600 
schlags in Höhe von 7,5 v. H. der Länder — — — — 
Einkommen- und Körperschaft- — West — — — — 
steuer ab 1. Januar 1995 — Ost — -- — — 

Gemeinden — — — — 
— West — — — 
— Ost — — — — 

Insgesamt — — 28 000 31 600 

Sonstige steuerliche Maßnahmen 
Vermeidung von Mißbräuchen Bund — 27 30 33 
beim Betriebsausgabenabzug von Länder — 27 30 34 
Bewirtungsspesen (Regelung im — West — 25 28 31 
Verwaltungsweg) — Ost — 2 2 3 

Gemeinden — 26 30 33 
— West — 24 27 29 
—Ost — 2 3 4 

Insgesamt — 80 90 100 

Steuerliche Maßnahmen des Gesetzes Bund 650 2 131 32 660 36 718 
zur Umsetzung des Föderalen Konso- Lander — 481 1 610 1 669 
lidierungsprogramms — FKPG — ins- — West — 438 1 498 1 540 
gesamt (Abschnitt 2) —Ost — 43 112 129 

Gemeinden — 168 215 218 
— West — 153 193 190 
— Ost — 15 22 28 

Insgesamt 650 2 780 34 485 38 605 
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Maßnahme 
Gebiets- 
körper- 
schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

Zu Artikel 35 
— Änderung des Finanzausgleichs- 

gesetzes 
— Bundesergänzungszuweisungen Bund -- -3 840 — — 

— Länder West — Länder — 2 995 — — 
— West — 2 995 — - 
-Ost — — — — 

Gemeinden 1 ) — 845 — — 
— West — 845 — — 
— Ost — — — — 

Insgesamt • — 0 — — 

— Sonder-Bundesergänzungszu- Bund — -3 400 — — 
weisungen (Bremen und Saar- Länder — 3 400 — — 
land)  — West — 3 400 — - 

- Ost — — — — 

Gemeinden — — — — 
— West — — — — 

 —Ost — — — — 

Insgesamt — 0 — — 

Zu Artikel 36 
— Finanzausgleichsgesetz 1995 

— Änderung der Anteile an der Bund — — -13 800 -13 800 
Umsatzsteuer Länder — — 10 764 10 764 

— West — — -2 964 -2 964 
— Ost — — 13 728 13 728 

Gemeinden 1 ) — — 3 036 3 036 
— West — — -836 -836 
— Ost — — 3 872 3 872 

Insgesamt — — 0 0 

— Horizontaler Länderfinanz- Bund — — — — 
ausgleich Länder — — 0 O 

— West — — -9 984 -9 984 
— Ost — — 9 984 9 984 

Gemeinden 1 ) — — 0 0 
— West — — -2 816 -2 816 
— Ost — — 2 816 2 816 

Insgesamt — — 0 0 

— Fehlbetrags-Bundes- Bund — — -5 700 -5 700 
ergänzungszuweisungen Länder — — 4 446 4 446 

— West — — 1 638 1 638 
— Ost 2 808 2 808 

Gemeinden 1 ) — — 1 254 1 254 
— West — — 462 462 
— Ost — — 792 792 

Insgesamt — — 0 0 

1 ) Gemeindeanteil 22 v. H. (unterstellter durchschnittlicher Steuerverbund nach Landesgesetzgebung). 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

— Sonderbedarfs-Bundes- Bund — — -700 -700 
ergänzungszuweisungen Länder — — 546 546 
(Kosten politische Führung) — West — — 273 273 

— Ost — — 273 273 

Gemeinden 1 ) — — 154 154 
— West — — 77 77 
— Ost — — 77 77 

Insgesamt — — 0 0 

— Sonderbedarfs-Bundes- Bund — — -14 900 -13 410 
ergänzungszuweisungen Länder — — 11 622 10 460 
(neue Lander) — West — — — — 

— Ost — — 11 622 10 460 

Gemeinden1) — — 3 278 2 950 
— West — — — — 
— Ost — — 3 278 2 950 

Insgesamt — — 0 0 

— Übergangs-Bundes- Bund — — -1 400 -1 260 
ergänzungszuweisungen Länder — — 1 092 983 
(alte Lander) — West — — 1 092 983 

— Ost — — — — 

Gemeinden 1 ) — — 308 277 
— West — — 308 277 
— Ost — — — — 

Insgesamt — — 0 0 

— Sonder-Bundes- Bund — — -3 400 -3 400 
ergänzungszuweisungen Länder — — 3 400 3 400 
(Bremen und Saarland) — West — — 3 400 3 400 

— Ost — — — — 

Gemeinden  — — — - 
- West — — — — 
— Ost — — — — 

Insgesamt  — — 0 0 

Zu Artikel 36 a 

— Änderung des Gemeindefinanz- Bund — — — — 
reformgesetzes Länder — — 1 840 1920 

— West — — 1 840 1 920 
—Ost — — — — 

Gemeinden — — -1840 -1920 
— West — — -1 840 -1 920 
— Ost — — — — 

Insgesamt — — 0 0 

1 ) Gemeindeanteil 22 v. H. (unterstellter durchschnittlicher Steuerverbund nach Landesgesetzgebung). 
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Maßnahme 
Gebiets

-

körper

-

schaft 

Haushaltsent- bzw. -belastung (-) 

1993 1994 1995 1996 

Zu Artikel 37 
— Gesetz über Investitionshilfen Bund — — -6 600 -6 600 

Wirtschaft Ost Länder — — 3 300 3 300 
— West — — — — 
— Ost — — 3 300 3 300 

Gemeinden 1 ) — — 3 300 3 300 
— West — — — — 
— Ost — — 3 300 3 300 

Insgesamt — — 0 0 

Zu Artikel 38 
Änderung des Gesetzes über die Bund -1 630 -5 350 — — 
Errichtung eines Fonds „Deutsche Länder 978 3 210 — — 
Einheit" — West -1 245 -3 210 — — 

— Ost 2 223 6 420 — — 

Gemeinden 652 2 140 — — 
— West -830 -2 140 — — 
— Ost 1 482 4 280 — — 

Insgesamt 0 0 — — 

Zu Artikel 39 
— Gesetz zur Errichtung eines Bund — — -30 000 -30 000 

Erblastentilgungsfonds Länder — — — — 
— West — — — — 
— Ost — — — — 

Gemeinden — — — — 
— West — — — — 
— Ost — — — — 

Insgesamt — — -30 000 -30 000 

Zu Artikel 40 
— Altschuldenhilfe-Gesetz Bund — -2 350 -1 175 — 

Länder — -2 350 -1 175 — 
— West — — — — 
— Ost — -2 350 -1 175 — 

Gemeinden — — — — 
— West — — —  
— Ost — — — 

Insgesamt — -4 700 -2 350 — 

Zu Artikel 40 a — neu — 
— Wohnungsgenossenschafts- in Artikel 40 erfaßt 

Vermögensgesetz 

1) Gemeindeanteil 50 v. H. (Schwerpunkt bei der kommunalen Investitionstätigkeit unterstellt). 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 654. Sitzung am 26. März 
1993 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung 
zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat sieht sich nicht in der Lage, zu den 
Abschnitten 1 und 2 des Gesetzentwurfs Stellung 
zu nehmen, ohne daß die Bundesregierung die sich 
aus der Einigung aufgrund der Klausurtagung des 
Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Län-
der sowie Partei- und Fraktionsvorsitzenden vom 
11. bis 13. März 1993 ergebenden konkreten Ände-
rungen des vorliegenden Gesetzentwurfs ausar-
beitet. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher 
auf, ihm die erforderlichen Anpassungen des 
Gesetzentwurfs umgehend — spätestens bis zum 
31. März 1993 — vorzulegen. Der Bundesrat nimmt 
in Aussicht, seine Stellungnahme hierzu in einer 
Sondersitzung rechtzeitig vor dem 19. April 1993 
zu beschließen. 

Der Bundesrat geht davon aus, daß die Bundes-
regierung im Interesse der Erreichung des von der 
Klausurtagung verfolgten Ziels, ein Vermittlungs-
verfahren zu vermeiden, so lange von einer Zulei-
tung des Gesetzentwurfs an den Deutschen Bun-
destag absieht, bis die erwähnte Stellungnahme 
des Bundesrates vorliegt. 

2. Zu Abschnitt 3 des Gesetzentwurfs 

Der Abschnitt 3 ist an das Ergebnis der Klausur-
tagung des Bundeskanzlers mit den Regierungs-
chefs der Länder sowie Partei- und Fraktionsvorsit-
zenden vom 11. bis 13. März 1993 anzupassen. 
Darüber hinaus nimmt der Bundesrat zu den nach

-

stehenden Regelungen des Gesetzentwurfs wie 
folgt Stellung: 

3. Zu Artikeln 35 und 36 

Artikeln 35 und 36 werden gestrichen. 

Der Bundesrat verweist insoweit auf seinen in 
Anlage I beigefügten Gesetzentwurf zur Neuord-
nung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs. 

4. Zu Artikel 37 

Artikel 37 wird gestrichen. 

Der Bundesrat verweist insoweit auf seinen in 
Anlage II wiedergegebenen Entwurf des Investi-
tionsförderungsgesetzes Aufbau Ost. 

5. Zu Artikel 38 

Artikel 38 wird gestrichen. 

Der Bundesrat verweist insoweit auf seinen in 
Anlage III aufgeführten Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Gesetzes über die Errichtung des Fonds 
„Deutsche Einheit". 

6. Zu Artikel 41 

Artikel 41 wird gestrichen. 

Begründung 

Aufgrund des Ergebnisses der in der Klausur-
tagung getroffenen Vereinbarung ist die Aufhe-
bung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset-
zes hinfällig. 
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Anlage I 

Bundesrat Drucksache 163/93 (Beschluß) 
26. 03. 93 

Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

A. Zielsetzung 

Entsprechend Artikel 7 Abs. 3 des Einigungsvertrages sind die in 
Artikel 1 Abs. 1 und 2 des Einigungsvertrages genannten Länder 
ab dem 1. Januar 1995 in den bundesstaatlichen Finanzausgleich 
einzubeziehen. 

B. Lösung 

Die Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Ländern wird ab 
dem Jahre 1995 neu geregelt. 

Die Einbeziehung der neuen Länder und Berlins in den bundes-
staatlichen Finanzausgleich (Länderfinanzausgleich und Bundes-
ergänzungszuweisungen) wird auf der Grundlage des bestehen-
den verfassungsrechtlichen Instrumentariums durch Fortentwick-
lung der bestehenden einfachgesetzlichen Regelungen durchge-
führt. 

Die hierbei auftretenden Belastungsunterschiede zwischen den 
alten Ländern werden übergangsweise zum Teil ausgeglichen und 
damit auf eine vertretbare Bandbreite reduziert. Daneben werden 
Lastenverschiebungen durch die Neufassung von § 10 Abs. 3 und 
einen neuen § 10 Abs. 4 unter den alten Ländern teilweise ausge-
glichen. 

Geregelt werden auch die Leistung von Übergangshilfen für 
finanzschwache alte Länder in Form von bef risteten und degressiv 
gestalteten Ergänzungszuweisungen des Bundes sowie Hilfen zur 
Bewältigung der Haushaltsnotlage in den Ländern Bremen und 
Saarland. 

Ferner wird eine Beteiligung der Gemeinden in den alten Ländern 
an den Kosten der Einbeziehung der neuen Länder durch eine 
Anhebung der Gewerbesteuerumlage zugunsten der alten Länder 

vorgesehen. 
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C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Kosten entstehen durch diesen Gesetzentwurf keine. 

Bewirkt wird eine veränderte Verteilung der Einnahmen zwischen 
Bund und Ländern sowie zwischen den Ländern. Beim Bund 
entstehen durch die Veränderung der Umsatzsteuerverteilung 
zwischen Bund und Ländern Mindereinnahmen in Höhe von 
26,7 Mrd. DM im Jahr 1995. Ändert sich in den Folgejahren die 
Steuerkraft der Ländergesamtheit aufgrund der tatsächlichen 
Entwicklung in den neuen Ländern, ist die Umsatzsteuerverteilung 
zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 106 Abs. 4 GG anzu-
passen. 

Der Belastung des Bundes steht eine Entlastung des Bundes in 
Höhe von 16,2 Mrd. DM aus dem Fortfall bisheriger Finanzaus-
gleichsersatzleistungen (Barleistungen an den Fonds Deutsche 
Einheit sowie Berlinhilfe) gegenüber. 

Zusätzlich entstehen dem Bund aus der Neufestsetzung der Bun-
desergänzungszuweisungen für 1995 Belastungen in Höhe von 
18,5 Mrd. DM, die in den Folgejahren kontinuierlich abnehmen 
werden. 

Bundesergänzungszuweisungen werden geleistet zum Ausgleich 

von 90 vom Hundert der nach Länderfinanzausgleich verblei-
benden Fehlbeträge des Ausgleichsjahres, 

der Kosten politischer Führung und zentraler Verwaltung, 

teilungsbedingter Sonderlasten der neuen Länder und Ber-
lins, 

besonderer Belastungen der finanzschwachen alten Länder 
durch die Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs. 

Die neuen Länder und das Land Berlin erhalten dementsprechend 
Bundesergänzungszuweisungen in Höhe von 19,1 Mrd. DM. 

Die für eine Übergangszeit zu gewährenden Bundesergänzungs-
zuweisungen an finanzschwache alte Länder belaufen sich im 
Jahre 1995 auf 1,3 Mrd. DM. In den folgenden neun Jahren 
ermäßigt sich dieser Betrag jeweils um ein Zehntel. 

Für die Bewältigung der Haushaltsnotlage in den Ländern Bremen 
und Saarland (Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
27. Mai 1992) entstehen dem Bund im Jahre 1993 eine Belastung in 
Höhe von 3,1 Mrd. DM und in den Jahren 1994 bis 1997 in Höhe 
von jeweils 3,4 Mrd. DM. 

Die Einnahmesituation der in Artikel 1 des Einigungsvertrages 
genannten Länder wird sich im Jahre 1995 (ohne Finanzhilfen 
gemäß Artikel 104 a Abs. 4 GG) netto um insgesamt rd. 19 Mrd. DM 
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verbessern. Dem entspricht ein Transfervolumen (ohne Finanzhil-
fen) von 53 Mrd. DM. 

Für die alten Länder werden im Jahre 1995 zusätzliche Belastun-
gen aus dem Finanzausgleich von rd. 7,8 Mrd. DM entstehen. 

In Abhängigkeit von der Entwicklung der Steuereinnahmen in den 
neuen Ländern wird ein allmähliches Absinken der Belastungen 
von Bund und alten Ländern in der Folgezeit angenommen. 
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Bundesrat 
Drucksache 163/93 (Beschluß) 
26.03.93 

Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

Der Bundesrat hat in seiner 654. Sitzung am 26. März 
1993 beschlossen, den in Anlage 1 beigefügten 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grundge-
setzes beim Deutschen Bundestag einzubringen. 

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage 2 ersicht-
liche Entschließung gefaßt. 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2124), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Vom Aufkommen der Umsatzsteuer ste-
hen ab 1995 dem Bund 55 vom Hundert und den 
Ländern 45 vom Hundert zu. Der Anteil der 
Länder erhöht sich daneben ab 1995 um jährlich 
6,7 Mrd. DM. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Übergangsweise werden überproportio-
nale Belastungen finanzschwacher Länder aus 
dem bisherigen Bundesgebiet aufgrund der Ein-
beziehung der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen in den bundesstaat lichen 
Finanzausgleich teilweise ausgeglichen. Die 
Anteile am Beitrag der Länder nach Absatz 2 
werden daher für 1995 um folgende Beträge 
erhöht oder ermäßigt: 

Baden-Württemberg 	+ 183 000 000 DM, 
Bayern 	 + 210 000 000 DM, 
Bremen 	 - 55 000 000 DM, 
Hamburg 	 + 30 000 000 DM, 
Hessen 	 + 108 000 000 DM, 
Niedersachsen 	- 532 000 000 DM, 
Nordrhein-Westfalen 	+ 317 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	- 53 000 000 DM, 
Saarland 	 - 77 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	- 131 000 000 DM. 

In den Jahren 1996 bis 2000 vermindern sich die 
in Satz 2 genannten Be träge stufenweise um 
jeweils 5 vom Hundert und in den Jahren 2001 
bis 2005 um jeweils 15 vom Hundert der Aus-
gangsbeträge für 1995. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) . Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Länderanteil an  der Umsatzsteuer 
nach § 1 Absatz 1 wird zu 75 vom Hundert im 

Verhältnis der Einwohnerzahl der Länder und 
zu 25 vom Hundert nach den Vorschriften des 
Absatz 2 verteilt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Lander, deren Einnahmen aus der 
Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer, der 
Gewerbesteuerumlage und aus den nach § 7 
Absatz 1 ermittelten Landessteuern je Einwoh-
ner unter 92 vom Hundert des Länderdurch-
schnitts liegen, erhalten aus dem Länderanteil 
an  der Umsatzsteuer Ergänzungsanteile in 
Höhe der Beträge, die an 92 vom Hundert des 
Länderdurchschnitts fehlen. Der rest liche Län-
deranteil an  der Umsatzsteuer wird nach dem 
Verhältnis der Einwohnerzahlen der Lander 
verteilt. Betragen die Ergänzungsanteile nach 
Satz 1 insgesamt mehr als ein Viertel des 
Gesamtanteils an  der Umsatzsteuer, so sind die 
Ergänzungsanteile entsprechend herabzuset-
zen." 

c) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

d) Absatz 5 wird Absatz 3 und wie folgt gefaßt: 

„(3) Für die Berechnung der Anteile der 
einzelnen Lander an  der Umsatzsteuer ist die 
Einwohnerzahl maßgebend, die das Statistische 
Bundesamt zum 30. Juni des Rechnungsjahres 
festgestellt hat." 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Ausgleichsmeßzahl eines L andes 
wird die Einwohnerzahl zugrunde gelegt, die 
das Statistische Bundesamt zum 30. Juni des 
Ausgleichsjahres festgestellt hat."  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum 
Ausgleich der Steuereinnahmen der Länder 
werden die Einwohnerzahlen der Länder Berlin, 
Bremen und Hamburg mit 135 vom Hundert und 
die Einwohnerzahlen der übrigen Länder mit 
100 vom Hundert gewertet." 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichs-
pflichtigen Länder werden nach Maßgabe der 
Sätze 2 und 3 von den Be trägen errechnet, um 
die ihre Finanzkraftmeßzahl ihre Ausgleichs-
meßzahl übersteigt (ausgleichspflichtige Be-
träge). Hierbei wird die Finanzkraft, die zwi-
schen 100 und 101 vom Hundert der Ausgleichs-
meßzahl liegt, mit 15 vom Hundert angesetzt. 
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Die 101 vom Hundert übersteigende Finanz-
kraft wird mit einem Hundertsatz angesetzt, der 
dem Verhältnis der Finanzkraftmeßzahl zur 
Ausgleichsmeßzahl des jeweiligen Landes ent-
spricht. Die ausgleichspflichtigen Be träge wer-
den mit dem Hundertsatz zur Aufbringung der 
Ausgleichszuweisungen herangezogen, der er-
forderlich ist, damit die Summe der Ausgleichs-
beiträge mit der Summe der Ausgleichszuwei-
sungen übereinstimmt. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermit-
telten Einnahmen eines ausgleichsberechtigten 
Landes einschließlich der nach Abs. 1 ermittel-
ten Ausgleichszuweisungen je Einwohner ge-
mäß § 9 Absatz 2 unter 95 v. H. der durchschnitt-
lichen Einnahmen nach Maßgabe von § 7 lie-
gen, so sind die Ausgleichszuweisungen an 

 dieses Land um den hälftigen Fehlbetrag zu 
erhöhen und die Ausgleichsbeiträge der aus-
gleichspflichtigen Länder im Sinne des § 5 
Absatz 1 im Verhältnis der Ausgleichsbeiträge 
nach Absatz 2 zu berichtigen. 

Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichspflichtigen L andes 
nach Abzug der von ihm zu leistenden Aus-
gleichsbeiträge nach Absatz 2 und Absatz 3 
Satz 1 je Einwohner gemäß § 9 Absatz 2 unter 
den nach Maßgabe von § 7 ermittelten durch-
schnittlichen Einnahmen der Länder liegen, so 
ist der Fehlbetrag dieses L andes zu einem Vier-
tel, höchstens bis zur Höhe seiner Ausgleichslei-
stungen nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 von 
den anderen ausgleichspflichtigen Ländern im 
Verhältnis der Ausgleichsbeiträge nach Ab-
satz 2 zu übernehmen. 

Zur Sicherung der Finanzkraftreihenfolge ist 
der Ausgleich des Fehlbetrags gemäß Satz 2 auf 
den Betrag zu begrenzen, mit dem das begün-
stigte Land die Finanzkraftrelation des nächst

-

stärkeren Landes erreicht, höchstens jedoch auf 
den Betrag, der sicherstellt, daß ein an  der 
Aufbringung beteiligtes Land in seiner Finanz-
kraftrelation nicht unter die des nächstschwä-
cheren Landes sinkt. Kommt Satz 3 zur Anwen-
dung, ist das nächststärkere Land nach Satz 3 
von der Aufbringung des Fehlbetrags ausge-
nommen. " 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Übersteigt der Ausgleichsbeitrag eines 
ausgleichspflichtigen Landes nach den Absät-
zen 2 und 3 15 vom Hundert der Finanzkraft, die 
zwischen 100 und 101 vom Hundert der Aus-
gleichsmeßzahl liegt, sowie vier Fünftel der 
101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl über-
steigenden Finanzkraft, so ist der übersteigende 
Betrag von den anderen ausgleichspflichtigen 
Ländern im Verhältnis ihrer Ausgleichsbeiträge 
nach Absatz 2 zu übernehmen. Für die Über-
nahme der Fehlbeträge nach Satz 1 gilt die 
Belastungsgrenze des Satzes 1 entsprechend. 

Übersteigt die Summe der Ausgleichszuweisun-
gen nach Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 15 vom 
Hundert der Finanzkraft, die zwischen 100 und 
101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, 
sowie vier Fünftel der 101 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl übersteigenden Finanz-
kraft der ausgleichspflichtigen Länder, so ist der 
Fehlbetrag von allen Ländern im Verhältnis 
ihrer Finanzkraft unter Berücksichtigung der 
Ausgleichsbeiträge und Ausgleichszuwendun-
gen nach den Absätzen 1 bis 3 und Absatz 4, 
Satz 1 und 2 aufzubringen." 

5. § 11 wird gestrichen. 

6. § 11 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Bund gewährt aus seinen Mitteln 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur 
ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Fi-
nanzbedarfs (Ergänzungszuweisungen) in den 
Jahren 1993 und 1994 jährlich in Höhe von 
2 vom Hundert des Umsatzsteueraufkommens 
im bisherigen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5. 
Im Jahre 1993 erhöhen sich die Ergänzungszu-
weisungen nach Satz 1 um 3 219 000 000 DM 
und im Jahre 1994 um 3 400 000 000 DM."  

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Aus dem Gesamtbetrag der Zuweisungen 
nach Absatz 1 erhalten jährlich ab 1993 nach-
stehende Länder folgende Vorabbeträge: 

Bremen 	 100 000 000 DM 
Rheinland-Pfalz 	 20 000 000 DM 
Saarland 	 100 000 000 DM 
Schleswg-Holstein 	50 000 000 DM."  

c) nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge-
fügt: 

„(4) Zum Zwecke der Haushaltssanierung 
erhalten aus dem Gesamtbetrag der Zuweisun-
gen nach Absatz 1 nachstehende Länder im 
Jahre 1993 und im Jahre 1994 jährlich folgende 
Vorabbeträge: 

Bremen 	 1 800 000 000 DM 
Saarland 	 1 600 000 000 DM."  

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die neuen 
Absätze 5 bis 8. 

e) Der neue Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Die Zuweisungen nach den Absätzen 1 
bis 5 sind mit je einem Viertel des Betrages am 
15. März, 15. Juni, 15. September und 15. De-
zember fällig. Auf die Zuweisungen in den 
Jahren 1993 und 1994 werden zu diesen S tich-
tagen Abschlagszahlungen in Höhe von insge-
samt 2 vom Hundert des Umsatzsteueraufkom-
mens im bisherigen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland des jeweils vorausgehenden Quar-
tals, im Jahr 1993 zuzüglich eines Be trages von 
29 750 000 DM und im Jahr 1994 zuzüglich 
eines Betrages von 850 000 000 DM, entrichtet. 
Gleichzeitig werden die mit der Abschlagzah- 
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lung des vorausgegangenen Zahlungstermins 
zuviel oder zuwenig gezahlten Beträge verrech-
net. Der Bundesminister der Finanzen stellt zu 
Beginn des jeweiligen Leistungsjahres durch 
Übersendung der Berechnungsgrundlagen an 
die Länder die Beteiligung der einzelnen Län-
der an  den nach Absatz 5 zu gewährenden 
Zuweisungen fest." 

7. § 11 a, zuletzt geändert durch Artikel 1 Nummer 6 
dieses Gesetzes, wird zum neuen § 11 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 11 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 

(1) Der Bund gewährt ab 1995 aus seinen Mitteln 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur 
ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanz-
bedarfs sowie zum Ausgleich von Sonderlasten 
(Ergänzungszuweisungen) nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 bis 6. 

(2) Zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen 
Finanzbedarfs erhalten leistungsschwache Länder 
Zuweisungen in Höhe von 90 vom Hundert ihrer 
nach Durchführung des Länderfinanzausgleichs 
verbleibenden Fehlbeträge der Finanzkraftmeß-
zahlen gegenüber den Ausgleichsmeßzahlen des 
Ausgleichsjahres. 

(3) Wegen überdurchschnittlich hoher Kosten 
politischer Führung und der zentralen Verwaltung 
erhalten nachstehende Länder jährlich folgende 
Zuweisungen: 

Berlin 	 219 000 000 DM, 
Brandenburg 	 164 000 000 DM, 
Bremen 	 126 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 	164 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 219 000 000 DM, 
Saarland 	 153 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 164 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 164 000 000 DM, 
Thüringen 	 164 000 000 DM. 

(4) Zum Abbau teilungsbedingter Sonderbela-
stungen sowie zum Ausgleich unterproportionaler 
kommunaler Finanzkraft erhalten nachstehende 
Länder jährlich folgende Zuweisungen: 

Berlin 	 2 662 000 000 DM, 
Brandenburg 	 1 985 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 1 479 000 000 DM, 
Sachsen 	 3 658 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 2 208 000 000 DM, 
Thüringen 	 2 008 000 000 DM. 

(5) Zum Ausgleich überproportionaler Belastun-
gen erhalten nachstehende Länder im Jahre 1995 
folgende Zuweisungen: 

Bremen 	 80 000 000 DM, 
Niedersachsen 	 507 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 451 000 000 DM, 
Saarland 	 80 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	227 000 000 DM.  

Die Zuweisungen nach Satz 1 vermindern sich ab 
dem Jahre 1996 linear um jährlich 10 vom Hundert 
der Ausgangsbeträge. 

(6) Zur Beseitigung ihrer ex tremen Haushaltsnot-
lage erhalten nachstehende Länder von 1995 bis 
1997 jährlich folgende Zuweisungen: 

Bremen 	 1 800 000 000 DM, 
Saarland 	 1 600 000 000 DM. 

Die Beträge für das Jahr 1998 mindern sich um die 
aus dem Nachtrag zum Bundeshaushalt 1993 
gezahlten Beträge. 

(7) Die Zuweisungen nach den Absätzen 3 bis 6 
sind mit je einem Viertel ihres Be trages am 
15. März, 15. Juni, 15. September und 15. Dezem-
ber fällig. Auf die Zuweisungen nach Absatz 2 
werden zu diesen Stichtagen Abschlagszahlungen 
nach Maßgabe der Finanzkraftverhältnisse des 
jeweils vorhergehenden Kalendervierteljahres 
entrichtet. Gleichzeitig werden die mit der 
Abschlagszahlung des vorausgegangenen Zah-
lungstermins zuviel oder zuwenig gezahlten 
Beträge verrechnet. Der Bundesminister der Finan-
zen stellt zu Beginn des jewei ligen Kalendervier-
teljahres durch Übersendung der Berechnungs-
grundlagen an die Länder die Beteiligung der 
einzelnen Länder an  den zu gewährenden Zuwei-
sungen fest. 

(8) Abweichend von § 10 Absatz 3 und § 12 
Absätze 1 und 4 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273), geändert 
durch Artikel 38 des Gesetzes vom 21. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3656) sowie § 13 Absatz 3, § 15 
Absatz 1 und § 17 Absatz 1 der Bundeshaushalts-
ordnung vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1284), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 6. August 
1986 (BGBl. I S. 1275), sind die nach Absatz 1 vom 
Bund zu leistenden Ergänzungszuweisungen bei 
den Einnahmen darzustellen." 

8. § 13 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. die Einwohnerzahlen (§ 9 Abs. 1), die das 
Statistische Bundesamt zum 30. Juni des Jahres 
festgestellt hat, das dem Ausgleichsjahr vor-
ausgeht; sind diese nicht rechtzeitig verfügbar, 
die vom Statistischen Bundesamt zuletzt fest-
gestellten Einwohnerzahlen." 

9. § 19 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
zur Neuordnung der Gemeindefinanzen 

§ 6 wird wie folgt geändert: 

1. Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Gemeinden führen nach den folgenden 
Vorschriften eine Umlage an  das für sie zuständige 
Finanzamt ab. Die Umlage ist entsprechend dem 
Verhältnis von Bundes- und Landesvervielfältiger 
auf den Bund und das Land aufzuteilen. 
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(2) Die Umlage wird in der Weise ermittelt, daß 
das Istaufkommen der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital im Erhe-
bungsjahr durch den von der Gemeinde für dieses 
Jahr festgesetzten Hebesatz der Steuer geteilt und 
mit dem Vervielfältiger gemäß Absatz 3 multipli-
ziert wird." 

2. Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
eingefügt: 

„(3) Der Vervielfältiger ist die Summe eines 
Bundes- und Landesvervielfältigers für das je-
weilige Land. Der Bundesvervielfältiger be trägt 
14 vom Hundert. Der Landesvervielfältiger für die 
Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen beträgt 14 vom Hundert. Der Landesvervielfäl-
tiger für die übrigen Lander beträgt 30 vom Hun-
dert. Absatz 5 Satz 5 gilt entsprechend. 

(4) Das sich bei den übrigen Ländern aus der 
höheren Gewerbesteuerumlage — in Rela tion zum 
Vervielfältiger der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen — aufgrund der unter-
schiedlichen Landesvervielfältiger ergebende 
Mehraufkommen bleibt bei der Ermittlung der 
Steuereinnahmen der Länder und Gemeinden im 
Sinne der §§ 7 und 8 des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
unberücksichtigt." 

3. Der bisherige Absatz 2 a wird Absatz 5 und wie 
folgt geändert: 

In Satz 1 werden die Worte „Der Vervielfältiger 
nach Absatz 2" durch die Worte „Der Landesver-
vielfältiger nach Absatz 3 Satz 4" ersetzt. 

4. Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 6 
bis 8. 

Artikel 3 

Neufassung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

Der Bundesminister der Finanzen kann das Gesetz 
über den Finanzausgleich zwischen Bund und Län-
dern in der sich aus diesem Gesetz ergebenden neuen 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am 1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Nr. 6 
und nachfolgender Absatz 3 am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. 

(3) § 10 Abs. 3 des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 
1992 (BGBl. I  S. 2124), gilt für die Jahre 1991 bis 
einschließlich 1994 in folgender Fassung: 

„ (3) Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichsberechtigten L andes ein-
schließlich der nach Absatz 1 ermittelten Ausgleichs-
zuweisungen je Einwohner gemäß § 9 Abs. 2 unter 
95 vom Hundert der durchschnittlichen Einnahmen 
nach Maßgabe von § 7 liegen, so sind die Ausgleichs-
zuweisungen an  dieses Land um den hälftigen Fehl-
betrag zu erhöhen und die Ausgleichsbeiträge der 
ausgleichspflichtigen Länder im Sinne des § 5 Abs. 1 
im Verhältnis der Be träge zu berichtigen, um die ihre 
Finanzkraftmeßzahl abzüglich der Ausgleichsbei-
träge nach Absatz 2 ihre Ausgleichsmeßzahl über-
steigt. Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichspflichtigen L andes nach 
Abzug der von ihm zu leistenden Ausgleichsbeiträge 
nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 je Einwohner 
gemäß § 9 Abs. 2 unter den nach Maßgabe von § 7 
ermittelten durchschnittlichen Einnahmen der Länder 
liegen, so ist der Fehlbetrag dieses Landes zur Hälfte, 
höchstens bis zur Höhe seiner Ausgleichsleistungen 
nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 von den anderen 
ausgleichspflichtigen Ländern im Verhältnis der 
Beträge zu übernehmen, um die ihre Finanzkraftmeß-
zahl abzüglich der Ausgleichsbeiträge nach Absatz 2 
und Absatz 3 Satz 1 ihre Ausgleichsmeßzahl über-
steigt. Sinken die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichspflichtigen L andes in-
folge der nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 und 2 zu 
leistenden Beiträge je  Einwohner unter die durch-
schnittlichen nach Maßgabe von § 7 ermittelten Ein-
nahmen der Länder und ist ein Ausgleich nach Satz 2 
nicht möglich, so ist der Fehlbetrag dieses L andes zur 
Hälfte, höchstens bis zur Höhe seiner Ausgleichslei-
stungen nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 von allen 
Ländern im Verhältnis ihrer Finanzkraft unter Berück-
sichtigung der Ausgleichsbeiträge und Ausgleichszu-
weisungen nach den Absätzen 1, 2 und 3 Satz 1 und 2 
aufzubringen. " 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Nach Artikel 7 Abs. 3 des Einigungsvertrages i. V. m. 
§ 11 Abs. 1 FAG in der Fassung des Zustimmungsge-
setzes zum Einigungsvertrag vom 23. September 1990 
(BGBl. II S. 885) — im Vertrag Kapitel IV, Sachge-
biet B, Abschnitt II — ist für die alten und neuen 
Länder bestimmt, daß der Finanzausgleich bis 31. De-
zember 1994 unter diesen Ländern jeweils gesondert 
durchzuführen ist und daß Berlin bis auf weiteres am 
Finanzausgleich unter den Ländern nicht teilnimmt. 
Das Zustimmungsgesetz zum Vertrag über die Wäh-
rungs- und Wirtschaftsunion gibt dem Bundesgesetz-
geber für 1995 eine Neuordnung der Bund-/Länder-
Finanzbeziehungen auf. Mit Wirkung vom 1. Januar 
1995 ist daher eine Regelung für den neuen gesamt-
staatlichen Finanzausgleich der Bundesrepublik 
Deutschland zu treffen. 

Der Gesetzentwurf übernimmt im wesentlichen die 
Elemente des bisherigen Finanzausgleichssystems. 
Anpassungen werden dort vorgenommen, wo sie 
unabdingbar erforderlich sind, um das Ausgleichssy-
stem funktionsfähig zu halten. Darüber hinaus enthält 
der Gesetzentwurf die nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 27. Mai 1992 notwendigen 
Änderungen. 

Da sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes und der Länder insbesondere 
infolge des Hinzutretens der neuen Länder mit ihrer 
stark unterdurchschnittlichen Steuerkraft in den Kreis 
der Ländergesamtheit wesentlich anders entwickelt, 
ist eine Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile 
zugunsten der Ländergesamtheit um 8 v. H. auf 
45 v. H. zuzüglich eines Festbetrages von 6,7 Mrd. 
DM geboten. 

Die hierbei unter den alten Ländern systembedingt 
auftretenden erheblichen Belastungsunterschiede zu-
ungunsten der finanzschwachen Länder werden für 
einen Übergangszeitraum durch ein externes Instru-
ment, das den Länderfinanzausgleich unberührt läßt 
(Veränderung der Länderbeiträge zur Finanzierung 
des Fonds „Deutsche Einheit"), zu einem Teil ausge-
glichen und damit auf eine vertretbare Bandbreite 
reduziert. 

Weiter werden Belastungsverwerfungen unter den 
alten Ländern durch Neuregelung des § 10 Abs. 3 und 
einen neuen § 10 Abs. 4 teilweise ausgeglichen. 

Der Finanzierungsanteil der Gemeinden der alten 
Länder an den Belastungen aus der Einbeziehung der 
neuen Länder und des Landes Berlin wird teilweise 
über eine Erhöhung der Gewerbesteuerumlage 
zugunsten der alten Länder erbracht. Ergänzende 
landesrechtliche Regelungen bleiben vorbehalten. 

Die Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen 
(Fehlbetrags-BEZ) werden auf einen dynamischen 

Tarif umgestellt, nach dem 90 v. H. der den Ländern 
gegenüber dem Länderdurchschnitt verbleibenden 
Fehlbeträge ausgeglichen werden. Die bisherigen 
Vorabbeträge für besondere Lasten einzelner Länder, 
die nicht an anderer Stelle des Finanzausgleichs 
ausgeglichen werden können, bleiben wie bisher 
erhalten. Sie werden — wie es durch die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts aufgegeben 
ist — in ihrer Bemessung lediglich überprüft und der 
tatsächlichen Entwicklung angepaßt. 

Da durch die Integration der neuen Länder und des 
Landes Berlin die finanzschwachen alten Länder 
gerade im Bereich der BEZ Verluste in erheblichem 
Umfang hinnehmen müssen, ist durch Übergangs-
BEZ sicherzustellen, daß ihre Haushaltswirtschaft 
über einen längeren Zeitraum an  das deutlich redu-
zierte Niveau angepaßt werden kann und bruchartige 
Entwicklungen vermieden werden. Diese BEZ sind 
begrenzt auf einen Zeitraum von zehn Jahren und 
werden jährlich linear um 10 v. H. herabgesetzt. 

Die neuen Länder und das Land Berlin haben 
Anspruch auf Sonder-BEZ, da ihnen aufgrund der 
früheren deutschen Teilung besondere Lasten ver-
bleiben, die nicht durch andere Instrumente der 
Finanzverfassung ausgeglichen werden können. 

Die Lasten liegen in der besonderen Struktur dieser 
Länder. Zur Erfüllung der den neuen Ländern durch 
die Verfassung übertragenen Aufgaben sowie des 
Nachholbedarfs für Maßnahmen der Infrastruktur 
sind in bestimmten Verwaltungsbereichen für eine 
noch unbestimmte Übergangszeit höhere Ausgaben 
erforderlich als in den alten Ländern. 

Hierbei muß auch der strukturellen Einnahmeschwä-
che der Gemeinden der neuen Länder Rechnung 
getragen werden. 

Nach diesen Maßstäben erhalten die neuen L ander 
und das Land Berlin im Rahmen aller in der Finanz-
verfassung zur Verfügung stehenden Instrumente 
Leistungen, die ihrer besonderen Lage angemessen 
sind (insbesondere für den investiven Nachholbedarf 
Finanzhilfen nach Artikel 104a Abs. 4 GG, Zahlungen 
nach Artikel 91 a und 91 b GG). Der darüber hinaus-
gehende und dadurch nicht abgedeckte Sonderbedarf 
wird über Sonder-BEZ berücksichtigt. Diese Sonder-
BEZ werden im vorliegenden Gesetzentwurf mit 
14 Mrd. DM bemessen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt darüber hinaus 
die Beseitigung der extremen Haushaltsnotlage der 
Länder Saarland und Bremen nach Maßgabe des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Mai 
1992. 
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II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

1. Zu § 1 FAG  

a) Zu Absatz 1 

Nach Auslaufen der Übergangsbestimmung des 
Artikels 7 Abs. 2 Nr. 1 EV finden die Regelun-
gen zum vertikalen Finanzausgleich nach Arti-
kel 106 Abs. 3 Satz 4 und Absatz 4 GG ab dem 
Jahre 1995 Anwendung auf die Gesamtheit der 
Länder. Demzufolge ist das Beteiligungsver-
hältnis von Bund und Ländergesamtheit an 
der Umsatzsteuer ab dem Jahre 1995 nach Maß-
gabe des Deckungsquotenprinzips (Artikel 106 
Abs. 3 Satz 4 GG) festzusetzen. 

Da sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen 
und Ausgaben des Bundes und der Länder 
insbesondere infolge des Hinzutretens der 
neuen Länder mit ihrer stark unterschiedlichen 
Steuerkraft in den Kreis der Ländergesamtheit 
wesentlich anders entwickelt, ist eine Neufest-
setzung der Umsatzsteueranteile zugunsten der 
Ländergesamtheit geboten (Artikel 106 Abs. 4 
GG). 

Bei der Bemessung der Anteilssätze ist neben 
den nach § 11 a/§ 11 — neu — zu leistenden 
Bundesergänzungszuweisungen bereits be-
rücksichtigt, daß der Bund die Finanzhilfen an 
die Länder im Beitrittsgebiet gegenüber seinen 
bisherigen Planungen erhöht. 

Außerdem ist bereits berücksichtigt, daß der 
Bund zum 31. Dezember 1994 neben den bereits 
nach geltendem Recht von ihm zu übernehmen-
den Schulden der Treuhandanstalt auch die 
Schulden des Kreditabwicklungsfonds voll 
übernimmt. 

b) Zu Absatz 3 

Durch die Einbeziehung der Länder Ber-
lin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in den 
bundesstaatlichen Finanzausgleich entstehen 
systembedingt erhebliche Belastungsunter-
schiede zuungunsten finanzschwacher alter 
Länder. Diese überproportionalen Belastungen 
werden durch die in Absatz 3 vorgesehene 
Regelung teilweise ausgeglichen. Dieser Aus-
gleich erfolgt ausschließlich unter den alten 
Ländern und läßt die Regelungen des Länder-
finanzausgleichs im übrigen unberührt. 

Der Ausgleich erfolgt durch eine Umschichtung 
der Länderbeiträge zur Finanzierung des Fonds 
„Deutsche Einheit". Um die Be- und Entlastun-
gen für die beteiligten Länder überschaubar 
und berechenbar zu halten, sind im Absatz 3 für 
das Jahr 1995 feste Umschichtungsbeträge vor-
gesehen, die über einen Zeitraum von zehn 
Jahren, davon in den ersten fünf Jahren in 
Schritten von jeweils 5 v. H. und in den darauf-
folgenden fünf Jahren in Schritten von jeweils 
15 v. H. des Ausgangsvolumens abgebaut wer-
den. 

2. Zu § 2 FAG  

Der geltende Absatz 1 des § 2 regelt die Aufteilung 
des Länderanteils an der Umsatzsteuer bis zum 
31. Dezember 1994 zwischen alten und neuen 
Ländern. Diese Regelung entfällt ab 1. Januar 
1995. Ab diesem Zeitpunkt wird der Länderanteil 
an der Umsatzsteuer zwischen allen Ländern zu 
25 % nach Abs. 2 und zu 75 % nach Einwohnern 
verteilt. 

Die vorgeschlagene Neufassung des Abs. 2 regelt 
die Gewährung von Ergänzungsanteilen für 
finanzschwache Lander bis 92 v. H. des Länder-
durchschnitts. Ein eventueller Restbetrag wird aus-
schließlich nach dem Verhältnis der Einwohner-
zahlen aller Lander verteilt. Damit entfällt das 
bisherige mehrstufige Aufteilungsverfahren zwi-
schen finanzschwachen und finanzstarken Län-
dern. 

Da Berlin ab 1. Januar 1995 gleichberech tigt in den 
LFA einbezogen wird, sind entsprechende Sonder-
regelungen nicht mehr erforderlich. 

Absatz 3 (bisher Absatz 5) enthält die Klarstellung, 
daß die zum 30. Juni des Rechnungsjahres festge-
stellten Einwohnerzahlen maßgebend sind. 

3. Zu § 9 FAG  

Absatz 1 enthält die Klarstellung, daß die zum 
30. Juni des Ausgleichsjahres festgestellten Ein-
wohnerzahlen maßgebend sind. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Einwohnerzahl Berlins 
ab 1. Januar 1995 mit 135 % entsprechend der 
Regelung für Bremen und Hamburg gewertet 
wird. 

4. Zu § 10 FAG  

Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen 
Länder werden auf eine Weise ermittelt, die sicher-
stellt, daß 

— die finanzstarken Lander entsprechend der 
Höhe ihrer Finanzkraft belastet werden, 

— die Finanzkraftreihenfolge gewahrt bleibt. 

Hierzu wird die sogenannte „tote Zone" abge-
schafft; die Finanzkraft zwischen 100 und 101 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl wird mit 15 vom 
Hundert angesetzt. Die 101 vom Hundert der Aus-
gleichsmeßzahl übersteigende Finanzkraft wird 
progressiv zur Finanzierung der Ausgleichszuwei-
sungen herangezogen, indem sie mit einem Hun-
dertsatz multipliziert wird, der dem Verhältnis von 
Finanzkraftmeßzahl zu Ausgleichsmeßzahl ent-
spricht. Die sich danach ergebenden ausgleichs-
pflichtigen Beträge werden in dem zur Deckung 
der Ausgleichsansprüche erforderlichen Umfang 
herangezogen. 

Die Ländersteuergarantie für die ausgleichsbe-
rechtigten Länder bleibt zur Hälfte erhalten. 
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Die Neufassung des § 10 Abs. 1 Satz 1 FAG ent-
spricht den Vorgaben im Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 27. Mai 1992. Die Berücksichti-
gung der Abzugsbeträge für Hafenlasten gemäß 
§ 7 Abs. 3 FAG sowie die erhöhte Einwohnerwer-
tung der Stadtstaaten gemäß § 9 Abs. 2 FAG wird 
durch Einfügung entsprechender Zitate in den 
bisherigen Gesetzestext sichergestellt. 

Die Finanzierung der Ausgleichsansprüche durch 
die ausgleichspflichtigen Länder ist in Form eines 
linear-progressiven Tarifs vorgesehen (§ 10 Abs. 2 
FAG); dieser sieht vor, daß Überschüsse bereits 
über 100 v. H. des Länderdurchschnitts (im Bereich 
100 bis 101 v. H. zu 15 v. H., darüber hinaus in 
gewichteter Form in vollem Umfang) zur Finanzie-
rung herangezogen werden. 

Eine neugefaßte Garantieregelung ab 1995 in § 10 
Abs. 3 FAG stellt sicher, daß nach Finanzausgleich 
verbleibende Fehlbeträge bis 95 v. H. des Länder-
durchschnitts zur Hälfte ausgeglichen werden und 
Überschüsse nur begrenzt zum Ausgleich herange-
zogen werden (grds. 80 v. H.). 

Für die Jahre 1991 bis 1994 ist vor allem im Hinblick 
auf den ab 1995 gültigen neuen Abschöpfungstarif 
eine übergangsweise Garantieregelung vorgese-
hen, die dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 27. Mai 1992 Rechnung trägt (hälftiger Aus-
gleich von Fehlbeträgen, Gestaltung in Anlehnung 
an das bisherige Recht). 

Das Umschichtungsvolumen von § 10 Abs. 3 
Sätze 2 und 3 wird auf ein Viertel reduziert; die 
Finanzkraftreihenfolge wird durch eine entspre-
chende Korrekturregelung gewahrt. Darüber hin-
aus wird durch § 10 Abs. 4 sichergestellt, daß den 
ausgleichspflichtigen Ländern ein Be trag ver-
bleibt, der 85 vom Hundert der zwischen 100 und 
101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegen-
den Finanzkraft sowie 20 vom Hundert der 
101 vom Hundert übersteigenden Finanzkraft ent-
spricht. 

5. Zu § 11 FAG  

Da ab dem 1. Januar 1995 ein gesamtdeutscher 
Finanzausgleich in Kraft gesetzt wird, muß der 
bisherige § 11 von diesem Zeitpunkt an  entfal-
len. 

6. Zu § 11a FAG  

a) Zu Absatz 1 

Gemäß dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 27. Mai 1992 ist unverzüglich nach 
einer Prüfung der hierfür geeigneten Instru-
mente mit der Beseitigung der ex tremen Haus-
haltsnotlage der Länder Saarl and und Bremen 
zu beginnen. Um unnötige Verzögerungen zu 
vermeiden und die Kosten der Sanierung mög-
lichst niedrig zu halten, werden die Bundes-
ergänzungszuweisungen schon im Jahr 1993 
um das für die Entschuldung erforderliche Volu-
men aufgestockt. 

b) Zu Absatz 3 

Hier wird geregelt, daß die bisherigen Haus-
haltsnotlagen-Vorabbeträge von jeweils 
150 Mio. DM für Bremen und für das Saarland 
an dieser Stelle entfallen. 

c) Zu Absatz 4 

Hier wird die Verteilung des für 1993 und 1994 
erhöhten BEZ-Volumens zum Zwecke der 
Haushaltssanierung auf die beiden Haushalts-
notlagenländer auf der Basis ihrer Sanierungs-
programme geregelt. 

d) Redaktionelle Folgeänderung. 

7. Zu § 11 FAG (ab 1. Januar 1995) 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 wird entsprechend der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 72, 330, 
405f.) klargestellt, daß Bundesergänzungszuwei-
sungen nicht nur zur ergänzenden Deckung des 
allgemeinen Finanzbedarfs leistungsschwacher 
Lander, sondern auch zum Ausgleich von Sonder-
lasten gewährt werden. Die bisherige Begrenzung 
des Volumens auf 2 v. H. des Umsatzsteuerauf-
kommens muß entfallen, da die Neuregelung über 
die in Form von absoluten Beträgen gewährten 
Sonderlasten hinaus Fehlbetrags-Bundesergän-
zungszuweisungen vorsieht, deren Höhe sich 
jeweils nach den Verhältnissen des Ausgleichsjah

-

res bemißt. Im übrigen werden die für Sonderlasten 
gewährten Bundesergänzungszuweisungen nach 
sachlichen Gesichtspunkten gegliedert und jeweils 
in gesonderten Absätzen geregelt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt die Fehlbetrags-BEZ in Höhe von 
90 v. H. der nach Länderfinanzausgleich verblei-
benden Fehlbeträge des Ausgleichsjahres. Die 
bisherige Regelung des § 11 a Abs. 4 entfällt. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. Juni 1986 (BVerfGE 72, 330, 405) müssen 
die Fehlbetrags-BEZ so bemessen werden, daß 
„die Finanzkraft jedes einzelnen Empfängerlandes 
die durchschnittliche Finanzkraft der L ander nicht 
übersteigt. Nur solche Länder können Empfänger 
von Bundesergänzungszuweisungen sein, die nach 
den Ergebnissen des horizontalen Finanzaus-
gleichs unter diesem Länderdurchschnitt geblie-
ben sind ... " 

Durch die Begrenzung auf 90 v. H. der Fehlbeträge 
des Ausgleichsjahres erledigt sich die bisherige 
Streitfrage einer „Übernivellierung" der BEZ

-

Empfänger. Dadurch wird dem vom Bundesverfas-
sungsgericht festgestellten Nivellierungsverbot 
eindeutig Rechnung ge tragen. 

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 sind für die bisherigen Empfängerlän-
der sowie für Berlin, Brandenburg, Mecklenburg

-

Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen Vor-
abbeträge vorgesehen. 
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Neben den Kosten für die staatliche politische 
Führung sind hier auch die überproportionalen 
Ausgaben zu berücksichtigen, die im Aufgaben-
bereich der zentralen Verwaltung kleiner Länder 
entstehen. Unabhängig von der Bevölkerungszahl 
eines Landes fallen notwendige Kosten u. a. durch 
die Hochbau-, Steuer- und Finanzverwaltungen, 
aufgrund des Informationswesens sowie durch die 
Einrichtung und Verwaltung eines statistischen 
Dienstes an. Da die Länder auch in diesen Berei-
chen über eine gewisse Mindestausstattung verfü-
gen müssen, entstehen ihnen pro Einwohner 
wesentlich höhere Aufwendungen als für ver-
gleichbare Einrichtungen bevölkerungsstärkerer 
Länder. 

Die Berechnung der Pro-Kopf-Ausgaben erfolgt 
auf Basis der Länderdaten. Die kommunalen 
Kostenanteile bleiben hierbei unberücksich tigt, da 
diese im Schnitt in allen Ländern in  etwa gleichmä-
ßig anfallen dürften und deshalb für die Streuung 
der Pro-Kopf-Ausgaben ohne Bedeutung sind. 

Die für die neuen Länder und das Land Berlin zu 
gewährenden Zuweisungen werden, solange noch 
keine eigenen Zahlen verfügbar sind, in Anleh-
nung an die Aufwendungen der alten Länder, 
welche in etwa die gleichen Einwohnerzahlen 
aufweisen, ermittelt. 

Zu Absatz 4 

Zum Abbau teilungsbedingter Sonderbelastungen 
erhalten die neuen Länder und das Land Berlin 
besondere Zuweisungen. (Dabei wird die unter-
durchschnittliche Finanzkraft der Kommunen in 
den neuen Ländern berücksichtigt.) Zur Abdek-
kung ihres Nachholbedarfs im Bereich der Infra-
strukturinvestitionen erhalten die neuen Länder 
und das Land Berlin daneben Finanzhilfen des 
Bundes nach Artikel 104a Abs. 4 GG. 

Ausgehend von einem Gesamttransferbedarf 
(ohne Finanzhilfen nach Artikel 104a Abs. 4 GG) in 
Höhe von rd. 53 Mrd. DM verbleibt nach Abzug der 
Zuweisungen im Länderfinanzausgleich und unter 
Berücksichtigung der Fehlbetrags-BEZ nach Ab-
satz 2 ein auszugleichender Be trag von rd. 14 Mrd. 
DM. Dieser Be trag wird unter den neuen Ländern 
und dem Land Berlin nach dem Verhältnis der 
Einwohnerzahlen verteilt. 

Zu Absatz 5 

Durch die Integration der neuen Länder und des 
Landes Berlin in den bundesstaat lichen Finanzaus-
gleich werden die finanzschwachen alten Länder 
durch den teilweisen Wegfall der bisherigen Fehl-
betrags-BEZ erheblich belastet. Um im Ergebnis 
eine Pro-Kopf-Belastung der finanzschwachen 
alten Länder zu erreichen, die dem Durchschnitt 
der unterproportional belasteten alten Länder ent-
spricht, sind für die bisherigen BEZ-Empfängerlän-
der übergangsweise entsprechende Zuweisungen 
erforderlich. 

Aus Gründen der Planungssicherheit werden 
danach für das Eingangsjahr Festbeträge ermittelt, 
die in den Folgejahren abgebaut werden. 

Da es sich um eine Übergangsregelung handelt, 
vermindern sich die Zuweisungen ab dem Jahr 
1996 linear um jeweils 10 v. H. 

Zu Absatz 6 

Zur Beseitigung ihrer extremen Haushaltsnotlage 
erhalten die Länder Bremen und Saarland auch für 
die Jahre 1995 bis 1997 besondere Zuweisungen. 
Um das Sanierungsziel nach den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts im Urteil vom 27. Mai 
1992 zu erreichen, ist für Bremen eine jährliche 
Zuweisung von 1,8 Mrd. DM, für das Saarland von 
1,6 Mrd. DM erforderlich. 

Zu Absatz 7 

Absatz 7 enthält die für den Zahlungsverkehr wäh-
rend des Ausgleichsjahres notwendigen Verfah-
rensvorschriften. 

Zu Absatz 8 

Der bisherige § 11 a Abs. 6 wird nunmehr Absatz 8 
des neuen § 11. 

8. Zu § 13 

§ 13 Ziff. 3 enthält die Klarstellung, daß die zum 
30. Juni des Jahres festgestellten Einwohnerzahlen 
maßgebend sind. 

9. Zu § 19 

Die bisherige Berlin-Klausel ist infolge der deut-
schen Wiedervereinigung gegenstandslos. 

Zu Artikel 2 

Um eine angemessene und gleichmäßige Beteiligung 
der Gemeinden der alten Länder an  den Finanzie-
rungslasten der alten Länder zu erreichen, sieht Arti-
kel 2 dieses Gesetzes vor, die Gewerbesteuerumlage 
zugunsten der alten Länder zu erhöhen. Ergänzende 
landesrechtliche Regelungen bleiben vorbehalten. 
Durch die Neuregelung des § 6 Abs. 4 ist sicherge-
stellt, daß sich die Erhöhung der Gewerbesteuerum-
lage zugunsten der alten Länder nicht auf den Län-
derfinanzausgleich auswirkt. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern ist zuletzt in der Fassung vom 28. Januar 
1988 (BGBl. I  S. 94) bekanntgemacht worden und 
wurde seitdem siebenmal geändert. Der vorliegende 
Gesetzentwurf enthält erneut umfangreiche Ände-
rungen durch die volle Einbeziehung der neuen 
Länder und des Landes Berlin in den bundesstaatli-
chen Finanzausgleich, so daß eine neue Bekannt-
machung der ab 1. Januar 1995 geltenden Gesetzes-
fassung erforderlich erscheint. 
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Zu Artikel 4 

Zu Absatz 1 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt die Einbezie-
hung der neuen Länder und des Landes Berlin in 
einen gesamtdeutschen Länderfinanzausgleich zum 
1. Januar 1995, wie in Artikel 7 Abs. 3 des Einigungs-
vertrages vorgesehen. 

Zu Absatz 2 

Artikel 1 Nr. 6 sieht vor, zur Besei tigung der Haus-
haltsnotlage in den Ländern Bremen und Saarland das 
Volumen der Bundesergänzungszuweisungen im 
Jahr 1993 und im Jahr 1994 um die erforderlichen 
Summen aufzustocken. Artikel 1 Nr. 6 tritt daher am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Artikel 4 Abs. 3 enthält für die Jahre 1991 bis 1994 
eine, dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
27. Mai 1992 Rechnung tragende, angepaßte Fassung 
der Ländersteuergarantie gemäß § 10 Abs. 3 FAG und 
tritt daher ebenfa lls am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Zu Absatz 3 

Die in Absatz 3 vorgenommene Regelung für 1991 bis 
1994 berücksichtigt die Vorgaben des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 27. Mai 1992 und soll 
die abschließende Feststellung der Ausgleichszahlun-
gen gemäß § 12 des Gesetzes über den Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern für die Jahre 1991 
bis 1994 ermöglichen. Für die Jahre ab 1995 ist in 
Artikel 1 Nr. 4 eine neue Garantieregelung vorgese-
hen. 

Auswirkungen des Gesetzentwurfs zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

alte Länder neue Länder 
1995 

- Mrd.DM - *) 
 - Mrd. DM 	') Bund finanz- finanz- zusam- ohne 

Berlin 
 

Berlin 
 zusam- 

starke schwache men men 

I. Bruttobelastung/-entlastung 

1. Umsatzsteuerverteilung sowie 
Einbeziehung neue Länder 
in LFA 	  -26,7 -5,7 -1,5 -7,2 +28,2 +5,7 +33,9 

2. Ausgleich Verwerfungen 
innerhalb der alten Länder 
a) zugunsten finanz- 

schwacher Lander 	 - -0,8 +0,8 (bis 0,0) 2) - - - - 
b) innerhalb finanzstarker 

Lander 	  - ±0,4 - - - - - 

3. Bundesergänzungs- 
zuweisungen 
a) Fehlbetrags-BEZ 	 - 1,9 - -2,3 -2,3 + 3,2 +1,0 + 4,2 
b) Politische Führung 	 - 1,3 - +0,4 +0,4 + 0,7 +0,2 + 0,9 
c) Sonderlast-BEZ 	 -14,0 - - - +11,3 +2,7 +14,0 
d) Übergangs-BEZ 	 - 1,35 - +1,35 (bis +0,0) 2) +1,35 - - - 
e) Sanierung 

Bremen/Saarland 	 (-3,4) 1 ) - - (+3,4) 1 ) - - - 

insgesamt (Transfervolumen ohne 
Finanzhilfe) 	  -45,2 3) -6,5 -1,3 (bis -3,4) 2) -7,8 3) +43,4 +9,6 +53,0 

II Bisherige 
Belastung/-entlastung 

1. Berlinhilfe 	  + 6,7 - - - - -6,7 - 6,7 
2. Fonds Deutsche Einheit 	 + 9,5 - - - -25,2 -2,2 -27,4 

insgesamt 	  +16,2 - - - -25,2 -8,9 -34,1 

III. Nettobelastung/-entlastung 
I./II    -29,0 3) -6,5 -1,3 (bis -3,4) 2) -7,8 3) +18,2 +0,7 +18,9 

*) Belastung = -, Entlastung = + 
1) In Gesamtsumme nicht berücksichtigt 
2) Nach dem vollständigen Abbau über 10 Jahre 
3) Sanierung Bremen/Saarland in Gesamtsumme nicht berücksichtigt 
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Anlage 2 

Entschließung des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 

Der Bundesrat stellt fest, daß die Einigung in der 
Klausurtagung des Bundeskanzlers mit den Regie-
rungschefs der Länder sowie Partei- und Fraktions-
vorsitzenden vom 11. bis 13. März 1993 zum bundes-
staatlichen Finanzausgleich den Gesetzentwurf des 
Bundesrates mit folgenden Änderungen beinhaltet: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a 

In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a werden in § 1 
Abs. 1 

a) in Satz 1 die Zahl „55" durch die Zahl „56" und 
die Zahl „45" durch die Zahl „44" ersetzt. 

b) Der Satz 2 gestrichen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 6 

Artikel 1 Nr. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird in § 11a Abs. 1 Satz 2 
die Zahl „3 219 000 000" durch die Zahl 
„119 000 000" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Vorabbeträge für Bremen und das Saar-
land ermäßigen sich für das Jahr 1994 jeweils 
auf 100 000 000 DM."  

c) In Buchstabe c erhält § 11 a Abs. 4 folgende 
Fassung: 

„(4) Zum Zwecke der Haushaltssanierung 
erhalten aus dem Gesamtbetrag der Zuweisun-
gen nach Absatz 1 nachstehende L ander im 
Jahre 1994 folgende Vorabbeträge: 

Bremen 	 1 800 000 000 DM 
Saarland 	 1 600 000 000 DM 

mit folgender Maßgabe: 

1. Diese Sonder-Bundesergänzungszuweisungen 
sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu ver-
wenden. 

2. Die durch Schuldentilgung nach Nummer 1 ent-
stehenden Finanzierungsspielräume werden in 
den jeweiligen Haushaltsjahren entweder für 
Investitionen, die die Wirtschafts- und Finanz-
kraft des Landes stärken, oder zur Verminde-
rung der Nettokreditaufnahme des L andes 
genutzt. 

3. Dem Bundesministerium der Finanzen sowie 
den Obersten Finanzbehörden der anderen 
Länder ist über die Verwendung der Sonder- 

Bundesergänzungszuweisungen, über die Nut-
zung der durch sie entstehenden Finanzierungs-
spielräume sowie über die bei der haushalts-
wirtschaftlichen Stabilisierung erzielten Fort-
schritte jährlich bis Ende April des folgenden 
Jahres zu berichten. 

Im Jahr 1997 überprüfen Bund und Länder gemein-
sam in Ansehung der dann gegebenen Haushalts-
lage aller Länder, ob zur Haushaltsstabilisierung 
Bremens und Saarlands weitere Sanierungshilfen 
erforderlich sind." 

3. Zu Artikel 1 Nr. 7 

In Artikel 1 Nr. 7 werden in § 11 Abs. 6 

a) in Satz 1 die Jahreszahl „1997" durch die Jah-
reszahl „1998" ersetzt und 

b) der Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Für die Zuweisungen gelten die Maßgaben des 
§ 11 a Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 1994 
gültigen Fassung entsprechend." 

Begründung zu § 11a Abs. 4 und 6 FAG 

§ 11 a Abs. 4 regelt die nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 27. Mai 1992 
(BVerfGE 86, 148 [258 ff.]) gebotenen Sanierungs-
hilfen zur Stabilisierung der Haushaltswirtschaft 
Bremens und des Saarlandes. Diese Hilfen werden 
in der Zeit von 1994 bis 1998 in der Form von 
Sonder-Bundesergänzungszuweisungen geleistet. 
Die Mitfinanzierung dieser gemeinsamen Hilfsak-
tion zur Überwindung der extremen Haushaltsnot-
lage Bremens und des Saarlandes durch die ande-
ren Glieder der bundesstaatlichen Gemeinschaft 
erfolgt im Zusammenhang mit der Festsetzung der 
Anteile des Bundes und der Länder an  der Umsatz-
steuer nach § 1 Abs. 1. 

Die Sanierungshilfen nach diesem Gesetz müssen 
durch Eigenleistungen der Sanierungsländer nach 
den Maßgaben des Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts und der von den beiden Notlagenländern 
vorgelegten Sanierungsprogramme ergänzt wer-
den. Durch unmittelbare Verwendung der Sonder

-

Bundesergänzungszuweisungen zur Tilgung der 
Schulden Bremens und des Saarlandes und den 
hierdurch in den Folgejahren bewirkten Rückgang 
der Zinsausgaben werden in den jeweiligen L an

-deshaushalten Finanzierungsspielräume geschaf-
fen, die die Sanierungsländer zur Finanzierung 
wirtschafts- und finanzkraftstärkender Investitio-
nen oder zur Rückführung ihrer Nettokreditauf-
nahme nutzen können. Der Zuwachs der im Haus-
haltsplan der beiden Lander jeweils veranschlag- 
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ten Ausgaben wird dabei in den Jahren 1994 bis 
1998 gegenüber dem jeweiligen Vorjahr auf höch-
stens 3 v. H. beschränkt, solange und soweit dies 
vom Finanzplanungsrat empfohlen wird. Die bei-
den Länder berichten dem Bundesministerium der 
Finanzen sowie den Obersten Finanzbehörden der 
anderen Länder jährlich bis Ende April des Folge-
jahres über die Verwendung der Sanierungshilfen 
sowie über die bei der Haushaltsstabilisierung 
erzielten Fortschritte. 

Da die Haushaltsentwicklung bei den Sanierungs-
ländern sowie bei den anderen Ländern nicht mit 
Sicherheit vorausgesagt werden kann, läßt sich im 
voraus nicht bestimmen, in welchem Jahr Bremen 
und das Saarland durch die Sanierungshilfen und 
ihre eigenen Konsolidierungsanstrengungen wie-
der den Anschluß an  die Haushaltslage der ande-
ren Länder finden werden, den das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom 27. Mai 1992 
vorschreibt. Deshalb ist vorgesehen, daß Bund und 
Lander gemeinsam im Jahr 1997 überprüfen, ob 
zur Haushaltsstabilisierung Bremens und des Saar-
landes weitere Sanierungshilfen erforderlich sind. 
Der vorgesehenen Aufteilung der Sanierungs-
leistungen liegt der Gedanke zugrunde, daß 
beide Länder in ihrer Haushaltswirtschaft gleich

-

mäßig Anschluß an  die Ländergesamtheit finden 
sollen. 

4. Zu Artikel 2 Nr. 2 

In Artikel 2 Nr. 2 ist in § 6 Abs. 3 der Landesver-
vielfältiger für die alten Länder im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren anzupassen, um eine 
angemessene und gleichmäßige Beteiligung der 
Gemeinden der alten Länder an  den Finanzie-
rungslasten der alten Länder zu erreichen. Dabei 
ist von einer bundesdurchschnittlichen Beteiligung 
der Gemeinden in Höhe von 40 v. H. auszugehen. 
Ergänzende landesrechtliche Regelungen bleiben 
vorbehalten. 

II. 

Der Deutsche Bundestag wird gebeten, im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren be treffend das Ge-
setz zur Neuordnung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs die Einbeziehung der in Meck-
lenburg-Vorpommern bestehenden Hafenlasten in 
das Gesetz zu prüfen. 
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Anlage II 

Bundesrat Drucksache 161/93 (Beschluß) 
26. 03. 93 

Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
und zur Förderung des wi rtschaftlichen Wachstums in den neuen Ländern 
(Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost) 

A. Zielsetzung 

Zum Ausgleich unterschiedlicher Wi rtschaftskraft und zur Förde-
rung des wirtschaftlichen Wachstums gewährt der Bund den 
Ländern Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Frei-
staat Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen Finanzhilfen für 
besonders bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände). 

B. Lösung 

Der Bund gewährt ab 1995 für die Dauer von 15 Jahren zusätzliche 
Finanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes in Höhe 
von 6,6 Mrd. DM jährlich. 

Alternativen 

Keine 

C. Kosten 

1995 entstehen für den Bund auf die Dauer von 15 Jahren jährliche 
Mehrbelastungen in Höhe von 6,6 Mrd. DM. 

Die neuen Länder und Berlin werden im gleichen Zeitraum in Höhe 
der vorgesehenen Komplementärfinanzierung (10 %) belastet. 
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Bundesrat Drucksache 161/93 (Beschluß) 
26. 03. 93 

Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
und zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums in den neuen Ländern 
(Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost) 

Der Bundesrat hat in seiner 654. Sitzung am 26. März 
1993 beschlossen, den beigefügten Gesetzentwurf 
gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grundgesetzes beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
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Anlage 

Entwurf eines Gesetzes zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
und zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums in den neuen Ländern 
(Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
und zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums 
gewahrt der Bund den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen für die Dauer von 15 Jahren ab 
dem Jahr 1995 Finanzhilfen für besonders bedeut-
same Investitionen der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) in Höhe von jährlich insgesamt 
6,6 Mrd. DM. 

§2 

Von dem Jahresbetrag der Finanzhilfen erhalten 
die Länder 

Berlin 	 1 255 Mio. DM 
Brandenburg 	 936 Mio. DM 
Mecklenburg-Vorpommern 	697 Mio. DM 
Sachsen 	 1 725 Mio. DM 
Sachsen-Anhalt 	 1 041 Mio. DM 
Thüringen 	 946 Mio. DM. 

§3 

Durch die Finanzhilfen werden zum Ausgleich 
unterschiedlicher Wirtschaftskraft und zur Förderung 
des wirtschaftlichen Wachstums folgende strukturver-
bessernde Investitionen gefördert: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftli-
chen Infrastruktur, insbesondere in folgenden 
Bereichen 

a) Umweltschutz; 

b) Energieversorgung; 

c) Trinkwasserversorgung; 

d) Verkehr; 

e) Erschließung und Sanierung von Indust rie- und 
Gewerbeflächen; 

f) Fremdenverkehr; 

2. Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus, 
insbesondere zur Modernisierung und Instandset-
zung, einschließlich des Studentenwohnraum-
baus; 

3. Maßnahmen zur Förderung des Städtebaus, insbe-
sondere zur Stadt- und Dorferneuerung, ein-
schließlich Erhaltung und Erneuerung historischer 
Stadtkerne; 

4. Maßnahmen zur Förderung der Aus- und Weiter-
bildung im beruflichen Bereich unter Einschluß der 
Hochschulen und Fachhochschulen; 

5. Maßnahmen zur Förderung kommunaler Investi-
tionen, soweit sie nicht bereits von den Förderungs-
maßnahmen nach Nummer 1 bis Nummer 5 umfaßt 
werden, insbesondere Investitionen zum Aufbau 
und zur Erneuerung von sozialen Einrichtungen. 

§4 

(1) Für Investitionen, die nach anderen Gesetzen 
und Verwaltungsvereinbarungen als Anteilsfinanzie-
rung nach Artikel 104a Abs. 4 des Grundgesetzes 
oder nach Artikel 91 a des Grundgesetzes durch den 
Bund gefördert werden, können nicht gleichzei tig 
Finanzhilfen nach diesem Gesetz gewährt werden. 

(2) Investive Begleit- und Folgemaßnahmen werden 
nur gefördert, wenn sie unmittelbar in ursächlichem 
Zusammenhang mit den Maßnahmen nach § 3 ste-
hen. 

§5 

(1) Die Finanzhilfen des Bundes betragen 90 v. H. 
der öffentlichen Finanzierung. Die Länder können 
abweichend von Satz 1 bestimmen, daß der Anteil des 
Bundes weniger als 90 v. H. beträgt. 

(2) Der Bund richtet für die Finanzhilfen Verwahr-
konten bei den Bundeskassen ein, auf die er die 
Jahrestranchen zur eigenen Bewirtschaftung durch 
die Lander überträgt. Die Minister und Senatoren der 
Finanzen der Länder sind ermächtigt, die zuständigen 
Bundeskassen zur Auszahlung der benötigten Kas-
senmittel aus den Verwahrkonten an die zuständigen 
Landeskassen anzuweisen, sobald die Bundesmittel 
zur anteiligen Begleichung fälliger Zahlungen benö-
tigt werden. Die Länder leiten an  Letztempfänger 
Finanzhilfen des Bundes unverzüglich, spätestens 
innerhalb von 30 Tagen weiter. 

(3) Von einem Land in einem Jahr nicht abgerufene 
Bundesmittel können in den Folgejahren bei Bedarf 
abgerufen werden. Absatz 2 Sätze 2 und 3 gilt ent-
sprechend. 

§6 

Die Einzelheiten des Verfahrens zur Durchführung 
dieses Gesetzes werden durch Verwaltungsverein-
barung geregelt. 

§7 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Die Ausstattung der neuen Länder mit Einrichtungen 
der öffentlichen Infrastruktur ist in quantitativer wie 
auch in qualitativer Hinsicht weitaus schlechter als in 
den alten Ländern. Ein schnellstmöglicher Abbau des 
Nachholbedarfs ist entscheidende Voraussetzung für 
die Angleichung der Lebensverhältnisse in West und 
Ost, zur Entfaltung der wirtschaftlichen Kräfte in den 
neuen Ländern und zur Schaffung von dringend 
benötigten Arbeitsplätzen durch öffentliche Investi-
tionen. 

Zur Bewältigung dieser immensen Aufgabe sind die 
neuen Länder aus eigener Kraft nicht imstande. Sie 
erhalten daher Finanzhilfen des Bundes für besonders 
bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden 
(Gemeindeverbände). 

Die Finanzhilfen sollen zum Ausgleich unterschiedli-
cher Wirtschaftskraft und zur Förderung des wirt-
schaftlichen Wachstums gewährt werden. 

Der Förderkatalog des § 3 lehnt sich an die Regelung 
des Strukturhilfegesetzes (Artikel 1 des Gesetzes zum 
Ausgleich unterschiedlicher Wi rtschaftskraft in den 
Ländern vom 20. Dezember 1988 [BGBl. I S. 23581) an. 
Die dort  aufgeführten Investitionsbereiche haben 
auch für die neuen Länder entscheidende Bedeutung; 
dieser Katalog muß aber in Anpassung an die beson-
deren Verhältnisse noch erweitert werden, insbeson-
dere um Maßnahmen zur Förderung des Wohnungs-
baus und kommunaler Investitionen. 

Auch beim Finanzierungsschlüssel ist auf die Rege-
lung des Strukturhilfegesetzes abzustellen. 

II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Finanzhilfen erhalten die neuen L ander und Berlin. 

Im Gegensatz zum Strukturhilfegesetz, das von ganz 
anderen Verhältnissen unter den alten Ländern aus-
gegangen ist, werden die Finanzhilfen für die neuen 
Länder nicht nur zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft, sondern auch zur Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums gewährt (Artikel 104 a 
Abs. 4 Satz 1, 2. und 3. Alterna tive, GG). 

Da der Aufbau einer leistungsfähigen Infrastruktur 
— bei gleichzeitiger Besei tigung außergewöhnlicher 
ökologischer Belastungen — wesentlich länger als 
angenommen dauern wird, ist für die Finanzhilfen ein 
Zeitraum von 15 Jahren vorgesehen. 

Wegen des bekannten erheblichen Nachholbedarfs 
an  Strukturverbesserungen ist ein Fördervolumen von 
jährlich 6,6 Mrd. DM für die neuen L ander erforder-
lich. 

Zu §2 

Die Vorschrift regelt die Verteilung der Finanzhilfen 
auf die Länder. 

Da alle neuen Lander im wesentlichen gleichmäßig 
von den Strukturproblemen be troffen sind, werden 
die Finanzhilfen grundsätzlich nach der Zahl der 
Einwohner verteilt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift bestimmt die Investitionsbereiche, die 
mit Finanzhilfen gefördert werden können. Von einer 
weitergehenden Bezeichnung einzelner Investitions-
arten wird bewußt abgesehen, um den Ländern und 
Gemeinden einen weiten Entscheidungsspielraum 
einzuräumen. 

Zu Nummer 1 a) 

Der Förderung von Umweltschutzmaßnahmen kommt 
besondere Bedeutung zu. Die Bewäl tigung der ökolo-
gischen Altlasten ist den neuen Ländern aus eigener 
Kraft nicht möglich. 

Zu den Maßnahmen gehören insbesondere Abwas-
serentsorgung, Abfallbeseitigung, Sanierung von 
Deponien und Beseitigung sonstiger Altlasten, Sanie-
rung von Seen und Immissionsschutz. 

Zu Nummer 1 b) 

Schwerpunkte in den neuen Bundesländern bilden 
vor allem Sanierung und Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung mit Nah- und Fernwärme und Maßnahmen 
zur Energieeinsparung in Gebäuden. 

Zu Nummer 1 c) 

Mit dem Wirksamwerden bundes- und EG-rechtlicher 
Bestimmungen in den neuen Ländern sind beim 
Trinkwasser in kurzer Frist Grenzwerte zu erfüllen, 
die umfangreiche zusätzliche Investitionen in Trink-
wasserversorgungs- und -behandlungsanlagen erfor-
derlich machen. 

Zu Nummer 1 d) 

Zur Verbesserung der unzureichenden Verkehrsin

-

frastruktur, deren Niveau in den neuen Bundeslän

-

dern insgesamt weit vom Standard der alten Bundes- 
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länder entfernt ist, sind auf Jahre hinaus erhebliche 
finanzielle Anstrengungen notwendig. Grundlegende 
Verbesserungen sind ein unverzichtbares Element, 
um neue Wirtschaftsunternehmen anzusiedeln und 
die Konkurrenzfähigkeit bestehender Unternehmen 
zu stärken. 

Mit Finanzhilfen gefördert werden können insbeson-
dere der Bau und Ausbau von Straßen der Länder und 
Gemeinden, der Bau und Ausbau von Häfen und 
Flugplätzen, bauliche Umgestaltungen von Orts-
durchfahrten, Investitionen für den ÖPNV und SPNV 
(z. B. Modernisierung des Fahrzeugbestandes, Bau 
und Ausbau von Straßenbahnen, Bau und Erneuerung 
zentraler Omnibusbahnhöfe sowie von Bet riebshöfen 
und zentraler Werkstätten), Errichtung und Moderni-
sierung von Güterverkehrszentren. 

Zu Nummer 1 e) 

Ein wichtiger Beitrag zur Wirtschaftsförderung liegt in 
der Erschließung und der Wiedernutzbarmachung 
brachliegender und kontaminierter Industrie- und 
Gewerbeflächen. 

Zu Nummer 1 f) 

Der Fremdenverkehr bietet in Ostdeutschland ein 
nicht zu unterschätzendes Potential an neuen Arbeits-
plätzen. Es wird jedoch nur zu nutzen sein, wenn die in 
der Vergangenheit stark vernachlässigte Fremden-
verkehrsinfrastruktur nachhaltig verbessert wird 
(z. B. Umbau und Sanierung von kommunalen Cam-
pingplätzen, Ausbau von Radwegsystemen, Ausbau 
von Kurhäusern und Kurparks, Errichtung von Schu-
lungs- und Weiterbildungszentren für das Gastge-
werbe). 

Zu Nummer 2 

Die Wohnungsnot in den neuen Bundesländern 
gebietet rasches Handeln. Ein ausreichendes Angebot 
an bezahlbaren Wohnungen ist nicht zuletzt notwen-
dig, um Abwanderungsbewegungen der Bevölke-
rung in die alten Bundesländer entgegenzuwirken. 
Neben dem erforderlichen Neubau von Wohnungen 
werden Finanzhilfen vor allem auch für die Erhaltung 
'und Verbesserung des vorhandenen Wohnraums 
benötigt. 

Einen großen Nachholbedarf gibt es auch beim Stu-
dentenwohnraum, zumal die Gefahr besteht, daß 
bisherige Wohnheime aufgegeben oder unter nicht 
zumutbaren Bedingungen genutzt werden müssen. 

Zu Nummer 3 

Zu den besonders förderungswürdigen Investitionsar-
ten im Städtebau gehören die Revitalisierung städte-
baulicher Brachflächen, Erhaltung und Erneuerung 
historischer Stadt- und Ortskerne, städtebauliche Ein-
beziehung ehemaliger Militärflächen und die Verbes

-

serung des Wohnumfeldes von Plattenbausiedlun-
gen. 

Zu Nummer 4 

Ein wirkungsvolles Ausbildungssystem und umfas-
sende Weiterbildungsmöglichkeiten sind Grundvor-
aussetzungen für innova tive Veränderungen und 
strukturellem Wandel. 

Mit den Finanzhilfen sollen Investitionen in den 
Bereichen der beruflichen Bildung ermöglicht wer-
den, die der Aus- und Weiterbildung dienen. Hierzu 
zählen auch Investitionen im Hochschulbereich oder 
im Zusammenhang mit Hochschulen (z. B. Maßnah-
men und Einrichtungen für Technologietransfer sowie 
für die Abwicklung von Auftragsforschung, Einrich-
tungen der wissenschaftlichen Weiterbildung), die 
nicht nach dem Hochschulbauförderungsgesetz ge-
fördert werden. 

Zu Nummer 5 

Die Kommunen haben im Rahmen ihrer Daseinsvor-
sorge auch eine den Bedürfnissen der Menschen 
gerechtwerdende soziale Infrastruktur bereitzustel-
len. Durch jahrzehntelange Versäumnisse besteht 
gerade auf diesem Gebiet ein großer investiver Nach-
holbedarf. Das betrifft insbesondere die Bereitstellung 
und Sanierung von sozialen Einrichtungen wie Alten- 
und Pflegeheime, aber auch die Instandsetzung von 
Kindereinrichtungen und Sportstätten. 

Zu §4 

Die Vorschrift dient der Sicherung des Verbots von 
Doppelförderungen. 

Zu §5 

Die Finanzhilfen des Bundes sollen wegen des erheb-
lichen Nachholbedarfs 90 v. H. der öffentlichen 
Finanzierung durch die Lander einschließlich der 
Gemeinden und Gemeindeverbände be tragen. 

Die Länder sollen die Möglichkeit erhalten, nach 
ihrem Ermessen für einzelne Investitionsarten einen 
geringeren Bundesanteil abzurufen. Damit soll ihnen 
Gestaltungsspielraum eingeräumt werden, um den 
Einsatz dieser Mittel eigenverantwortlich bestimmen 
zu können. 

Ferner wird die haushaltsmäßige Bereitstellung der 
Finanzhilfen im einzelnen geregelt. 

Zu §6 

Die Verwaltungsvereinbarung über Verfahrensvor-
schriften muß den besonderen Gegebenheiten der 
sich noch im Aufbau befindlichen Verwaltungen der 
neuen Länder Rechnung tragen. 

Zu § 7 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage III 

Bundesrat Drucksache 134/93 (Beschluß) 
26. 03. 93 

Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
des Fonds „Deutsche Einheit" 

A. Zielsetzung 

Verstetigung der Finanzausstattung der neuen Länder. 

B. Lösung 

Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" um 3,705 Milliarden 
DM in 1993 und 10,7 Milliarden DM in 1994. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrat Drucksache 134/93 (Beschluß) 
26. 03. 93 

Gesetzentwurf 
des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
des Fonds „Deutsche Einheit" 

Der Bundesrat hat in seiner 654. Sitzung am 26. März 
1993 beschlossen, den in Anlage 1 beigefügten 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grund-
gesetzes beim Deutschen Bundestag einzubringen. 

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage 2 ersicht-
liche Entschließung gefaßt. 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
des Fonds „Deutsche Einheit" 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung eines Fonds „Deut-
sche Einheit" vom 25. Jinn 1990 (BGBl. 1990 II S. 518, 
533), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. März 1992 (BGBl. I S. 674), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Angabe „146,3" durch die 
Angabe „ 160,705" ersetzt. 

b) In Satz 4 wird die Angabe „31,5" durch die 
Angabe „35,205" und die Angabe „23,9" durch 
die Angabe „34,6" ersetzt. 

2. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

Nach Satz 3 werden folgende Sätze 4 und 5 ange-
fügt: 

„Die nach § 2 Abs. 1 für 1993 und 1994 vorgesehe-
nen Leistungen werden jeweils in Höhe eines 
Teilbetrags von 3,705 Mrd. DM und 10,7 Mrd. DM 
in der Weise durch Zuweisungen finanziert, daß 
der Bund 1,630 Mrd. DM in 1993 und 5,35 Mrd. DM 
in 1994 und die Länder Baden-Württemberg, Bay-
ern, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland und Schleswig-Holstein insgesamt 
2,075 Mrd. DM in 1993 und 5,35 Mrd. DM in 1994 
übernehmen. 

Die Länderanteile nach Satz 4 werden auf die 
einzelnen Länder nach § 1 Abs. 2 Satz 2 des 
Finanzausgleichsgesetzes verteilt; § 1 Abs. 2 Satz 3 
des Finanzausgleichsgesetzes gilt entsprechend." 

Artikel 2 

Zur Erbringung einer Finanzierungsbeteiligung der 
Gemeinden an den nach Artikel 1 zusätzlich von den 
Ländern aufzubringenden Leistungen für die Jahre 
1993 und 1994 gilt § 6 Abs. 2a des Gesetzes zur 
Neuordnung der Gemeindefinanzen (Gemeindefi-
nanzreformgesetz) in der jeweils gültigen Fassung 
entsprechend. 

Artikel 3 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2124), wird wie folgt geändert: 

In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Satz 3" durch 
die Worte „Sätze 3 bis 5" ersetzt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 



Drucksache 12/4748 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Begründung 

Da die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen 
Ländern wesentlich schlechter als angenommen ver-
läuft, haben sich die stark degressiv ausgestalteten 
Leistungen aus dem Fonds „Deutsche Einheit" als 
nicht ausreichend erwiesen. Die eigenen Steuerein-
nahmen der neuen Länder bleiben weit hinter den 
Erwartungen zurück. 

Aus diesem Grunde wurden mit dem Gesetz zur 
Aufhebung des Strukturhilfegesetzes und zur Auf-
stockung des Fonds „Deutsche Einheit" die Leistun-
gen aus dem Fonds bereits im Jahre 1992 erhöht. 
Inzwischen hat sich gezeigt, daß hierdurch eine Ver-
stetigung der Finanzausstattung der neuen Länder 
noch nicht erreicht worden ist. Mit dem vorl. Geset-
zesantrag soll die Verstetigung gewährleistet wer-
den. 

Der Gesetzentwurf sieht daher die Aufstockung des 
Fonds „Deutsche Einheit" um 3,705 Mrd. DM in 1993 

und 10,7 Mrd. DM in 1994 vor. Darin enthalten ist für 
1993 der Betrag von 855 Mio. DM, der vom Bund als 
sein Anteil aus den Mehreinnahmen aufgrund des 
Vermittlungsergebnisses zum Zinsabschlaggesetz be-
reits im Bundeshaushalt 1993 veranschlagt worden 
ist. 

Der Länderanteil wird von den westlichen Ländern in 
dem Verhältnis geleistet, das für ihre Beiträge zu den 
Annuitäten des Fonds „Deutsche Einheit" in § 1 
Abs. 2 Satz 2 FAG vorgesehen ist. 

Damit wird das Gesetz über die Errichtung des Fonds 
„Deutsche Einheit" an  die Beschlüsse der Regie-
rungschefs der Länder in Potsdam am 25./26. Februar 
1993 sowie an die Ergebnisse der Klausurtagung des 
Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Länder 
und den Partei- und Fraktionsvorsitzenden in Bonn 
vom 11. bis 13. März 1993 angepaßt. 
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Anlage 2 

Entschließung des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Errichtung des Fonds „Deutsche Einheit" 

Die weitere Aufstockung des Fonds „Deutsche Ein-
heit" für die Jahre 1993 und 1994, insbesondere über 
den für 1994 in der Klausurtagung des Bundeskanz-
lers mit den Regierungschefs der Länder vom 11. bis 
13. März 1993 vereinbarten Be trag von 3,5 Mrd. DM 
hinaus, verlangt den alten Ländern erhebliche finan-
zielle Anstrengungen ab. Der Bundesrat setzt daher 
voraus, daß durch den zusätzlichen Aufstockungsbe-
trag der alten Länder von allein 1,85 Mrd. DM für 1994 

sonstige Pläne zur Umschichtung von Bundesmitteln 
zu Lasten der alten Länder, wie sie z. B. im Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetzes der Fraktionen von CDU/CSU 
und FDP (BT-Drucksache 12/4518) und im Sperrver-
merk im Bundeshaushalt 1993 bei den Ansätzen zum 
Bundesanteil an der Gemeindeverkehrsfinanzierung 
und zur Finanzierung des Hochschulbaus enthalten 
sind, nicht mehr weite rverfolgt werden. 
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Anlage 4 

Bundesrat Drucksache 121/93 (Beschluß) (2) 
16. 04. 93 

Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen Erblasten 
im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit Deutschlands, 
zur langfristigen Sicherung des Aufbaus in den neuen Ländern, 
zur Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs 
und zur Entlastung der öffentlichen Haushalte 
(Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms — FKPG ) 

Der Bundesrat hat in seiner 655. Sitzung am 16. April 
1993 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, in Ergänzung seiner Stellungnahme vom 
26. März 1993 (Drucksache 121/93 — Beschluß —) zu 
dem Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der For-
mulierungshilfe der Bundesregierung (zu Drucksa-
che 121/93) wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf 

Der Bundesrat begrüßt, daß nach dem Ergebnis 
der Klausurtagung vom 11. bis 13. März 1993 
sowie dem Ergebnis der Arbeitsgruppe und der 
aufgrund des Beschlusses des Bundesrates vom 
26. März 1993 vom Bundesminister der Finanzen 
zugeleiteten Unterrichtung nunmehr Überein-
stimmung besteht, daß folgende Punkte des 
Gesetzentwurfes gestrichen werden: 

Artikel 12 insgesamt, 
Artikel 13 Nrn. 3, 8, 13, 17, 19 Buchstabe a, 24 

(§ 242o Abs. 1, 3, 4, 6), Nr. 26, 
Artikel 14 insgesamt, 
Artikel 16 insgesamt. 

2. a) Der Bundesrat bekräftigt, daß mit der Einigung 
zum Föderalen Konsolidierungsprogramm ein 
wichtiger Schritt zur langfristigen finanziellen 
Absicherung der Herstellung der Einheit 
Deutschlands gelungen ist. Insbesondere wird 
durch die den föderalistischen Prinzipien ent-
sprechende Neuregelung des bundesstaatli-
chen Finanzausgleichs, wie sie die vom Bun-
desrat eingebrachten Gesetzentwürfe vorse-
hen (BR-Drucksache 134/93 — Beschluß —, 

161/93 — Beschluß —, 163/93 — Beschluß —), 
erreicht, daß einerseits der Aufbau in den 
neuen Ländern dauerhaft gesichert wird und 
andererseits die daraus entstehenden Bela-
stungen in angemessener Weise zwischen dem 

Bund und den alten Ländern und ihren Kom-
munen verteilt werden. 

b) Der Bundesrat verweist im übrigen auf seine 
Stellungnahme vom 26. März 1993 zu 
Abschnitt 3 des FKPG in BR-Drucksa-
che 121/93 — Beschluß — und seine ebenfa lls 
am 26. März 1993 beschlossenen Gesetzent-
würfe zur Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung des Fonds „Deutsche Einheit", zum 
Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost und 
zur Neuordnung des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichs (BR-Drucksache 134/93 — Be-
schluß —, 161/93 — Beschluß —, 163/93 — Be-
schluß —). Er erwartet, daß diese Vorlagen, die 
dem Ergebnis der Besprechung vom 11. bis 
13. März 1993 mit dem Bundeskanzler ent-
sprechen, unbeschadet der Notwendigkeit wei-
terer einvernehmlicher Präzisierungen im wei-
teren Beratungsverfahren umgesetzt werden. 

3. Der Bundesrat begrüßt, daß bei den Verhandlun-
gen des Bundeskanzlers mit den Ministerpräsi-
denten der Länder am 11. bis 13. März 1993 eine 
Aufstockung des KfW-Programms von 30 auf 
60 Mrd. DM beschlossen worden ist und daß 
daraus 10 Mrd. DM für Modernisierung und 
Instandsetzung des industriell errichteten Woh-
nungsbaus durch Zinsverbilligung von 3 %-Punk-
ten eingesetzt werden. 

In Anbetracht des erheblichen Modernisierungs- 

 

und Instandsetzungsbedarfs von bis zu 300 Mrd. 
DM in den neuen Bundesländern ist diese Förde-
rung im Interesse der Mieter und Vermieter drin-
gend erforderlich und wird zu einer Belebung der 
Konjunktur beitragen. 

Die Sanierung des Wohnungsbestandes durch 
Modernisierung und Instandsetzung muß jedoch 
im Einvernehmen mit den Ländern geschehen. 
Der Bundesrat bittet deshalb die Bundesregie- 
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rung, die neuen Bundesländer bei der Umsetzung 
des Programms zu beteiligen und Richtlinien nur 
im Einvernehmen mit ihnen zu erlassen. 

4. Zu Artikel 3 Nr. 1 (0 5 Abs. 2 SWAG) 

In Artikel 3 Nr. 1 wird in § 5 Abs. 2 Satz 2 das Wort 
„sechs" durch das Wort „zwölf „  ersetzt. 

Begründung 

Die in dem Regierungsentwurf vorgesehene Ver-
kürzung der Einführungszeit für die Nachwuchs-
kräfte des höheren Dienstes in der Steuerverwal-
tung von 18 auf 6 Monate greift zu weit. Es ist 
vorhersehbar, daß Nachwuchskräfte ohne steuer-
rechtliche Vorkenntnisse — sie sind der Regel-
fall  — nicht in der Lage sein werden, sich in der 
verkürzten Einführungszeit die für den Erstein-
satz unbedingt notwendigen Steuerrechtskennt-
nisse anzueignen. Dies gilt auch für die notwen-
digen Kenntnisse und Fähigkeiten in den Berei-
chen Personalwesen und Organisation. Auch 
unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten ist es 
nicht vertretbar, Führungsverantwortung auf 
Nachwuchskräfte zu übertragen, die nur unzurei-
chend für ihre Aufgaben vorbereitet sind. 

Daher sollte die Dauer der Einführungszeit 
12 Monate nicht unterschreiten. 

5. Zu Artikel 5 insgesamt (BErzGG) 

Das Sparziel des Artikels 5 soll erhalten bleiben. 
Dazu ist auch die Berechnung auf Grund jeweils 
aktueller Unterlagen erforderlich. 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob dazu ein 
sehr viel weniger aufwendiges Verwaltungsver-
fahren möglich ist. 

Begründung 

Wie in den Ausschußberatungen eingehend erör-
tert wurde, führt das von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Verfahren zu erheblichem Ver-
waltungsaufwand. 

6. Zu Artikel 5 Nr. 1 (§ 1 BErzGG) 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, wie 
sichergestellt werden kann, daß Inhaberinnen 
und Inhaber von Aufenthaltsbefugnissen, die 
über ein dauerhaftes Bleiberecht verfügen, ihren 
Anspruch auf Erziehungsgeld nicht verlieren. 

7. Zu Artikel 7 Nr. 2 Buchstabe b (§ 29 Abs. 3 
WoGG) und Artikel 8 Nr. 4 Buchstabe b (§ 18 
WoGSoG) 

a) In Artikel 7 Nr. 2 Buchstabe b ist in § 29 der 
Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„ (3) Hat sich im laufenden Bewilligungszeit-
raum 

1. die Miete oder Belastung so verringert, daß 
sich dadurch die zu berücksichtigende 
Miete oder Belastung um mehr als 15 vom 
Hundert verringert oder haben sich 

2. die Einnahmen so erhöht, daß sich das 
Familieneinkommen um mehr als 15 vom 
Hundert erhöht, 

so ist über die Gewährung von Wohngeld von 
Amts wegen vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse an, bei Änderungen im Laufe 
eines Monats vom auf die Änderung der Ver-
hältnisse folgenden nächsten Ersten eines 
Monats an neu zu entscheiden, wenn dies zu 
einem Wegfall oder zu einer Verringerung des 
Wohngeldes führt. Der Wohngeldempfänger 
hat eine Verringerung der Miete oder Bela-
stung und eine Erhöhung der Einnahmen der 
zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder 
der zuständigen Stelle unverzüglich mitzutei-
len. Der Wohngeldempfänger hat auf Verlan-
gen der Wohngeldbehörde auch alle weiteren 
für eine Entscheidung erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Eine gleiche Verpflichtung 
trifft die in § 25 Abs. 1 genannten Personen 
gegenüber dem Wohngeldempfänger." 

b) In Artikel 8 Nr. 4 Buchstabe b ist in § 18 der 
Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„ (3) Hat sich im laufenden Bewilligungszeit-
raum 

1. die Miete oder Belastung so verringert, daß 
sich dadurch die zu berücksichtigende 
Miete oder Belastung um mehr als 15 vom 
Hundert verringert oder haben sich 

2. die Einnahmen so erhöht, daß sich das 
Familieneinkommen um mehr als 15 vom 
Hundert erhöht, 

so ist über die Gewährung von Wohngeld von 
Amts wegen vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse an, bei Änderungen im Laufe 
eines Monats vom auf die Änderung der Ver-
hältnisse folgenden nächsten Ersten eines 
Monats an  neu zu entscheiden, wenn dies zu 
einem Wegfall oder zu einer Verringerung des 
Wohngeldes führt. Der Wohngeldempfänger 
hat eine Verringerung der Miete oder Bela-
stung und eine Erhöhung der Einnahmen der 
zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder 
der zuständigen Stelle unverzüglich mitzutei-
len. Der Wohngeldempfänger hat auf Verlan-
gen der Wohngeldbehörde auch alle weiteren 
für eine Entscheidung erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Eine gleiche Verpflichtung 
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trifft die in § 14 Abs. 1 genannten Personen 
gegenüber dem Wohngeldempfänger." 

Begründung zu a 

Nach § 29 Abs. 3 Satz 2 neu hat der Antragbe-
rechtigte 

— Verringerungen der zu berücksichtigenden 
Miete oder Belastung urn mehr als 15 vom 
Hundert, d. h. der Miete oder Belastung, die 
innerhalb der Höchstbeträge nach § 8 des 
Wohngeldgesetzes liegt 

Erhöhungen des Familieneinkommens um 
mehr als 15 vom Hundert, d. h. Verringerun-
gen des Gesamtbetrages der Jahreseinkom-
men aller zum Haushalt rechnenden Familien-
mitglieder, wie sie sich nach § 10 errechnen, 
d. h. wiederum: der Einnahmen abzüglich der 
nach den §§. 12 bis 17 nicht zu berücksichti-
genden Beträge 

anzugeben. 

Die Verringerung bzw. Erhöhung urn mehr als 
15 vom Hundert muß nicht in einem Schritt 
erfolgen, kann sich vielmehr auch in mehreren 
Schritten vollziehen. 

Mag diese Regelung für den Wohngeldempfän-
ger hinsichtlich der Verringerung von Miete oder 
Belastung noch nachvollziehbar sein, so ist sie es 
jedenfalls hinsichtlich der Verringerung des 
Familieneinkommens nicht mehr. 

Das Familieneinkommen nach § 9 ist für einen mit 
dem Wohngeldrecht nur durchschnittlich vertrau-
ten Wohngeldempfänger nicht „errechenbar", 
entsprechendes gilt für die Berechnung einer 
Erhöhung um mehr als 15 vom Hundert, ggf. auch 
noch in mehreren Schritten: echte Einnahmever-
besserungen können bekanntlich bei einem 
Wechsel der Einnahmeart und des Abzuges nach 
§ 17 u. U. zu einer Verringerung des Familienein-
kommens führen, Einnahmeverschlechterungen 
auch zu einer Erhöhung des Familieneinkom-
mens. Je größer die Zahl der Familienmitglieder 
mit Einnahmen ist, um so unübersichtlicher wird 
das Ganze für den Wohngeldempfänger. 

In Anbetracht der vorgesehenen Bußgeldbeweh-
rung eines Verstoßes gegen die Mitteilungspflicht 
ist es geboten, eine für den Wohngeldempfänger 
nachvollziehbare Regelung zu treffen. 

Will  man in Anlehnung an § 29 Abs. 1 in § 29 
Abs. 3 Satz 1 neu an eine Erhöhung des Familien-
einkommens anknüpfen, wofür einiges spricht, so 
muß die Mitteilungspflicht nach § 29 Abs. 3 Satz 2 
neu nicht zuletzt im Interesse des Wohngeldemp-
fängers erheblich ausgeweitet werden — auch 
weiter als die Mitteilungen im Ergebnis zum 
Tragen kommen. Die gut gemeinte Beschränkung 
der vorgesehenen Mitteilungspflicht ist bedenk-
lich. Sie birgt gerade für den um eine Berechnung 
bemühten Wohngeldempfänger ein zu hohes 
Risiko des Verstoßes. Wer in Anbetracht der für 
ihn als Wohngeldempfänger vielfach unüber-
schaubaren Auswirkungen einer Einnahmever

-

änderung auf „Nummer-sicher" gehen will, wird 
stets sehr viel mehr mitteilen müssen, als nachher 
im Ergebnis zum Tragen kommt. 

Dem Wohngeldempfänger wird deshalb bei einer 
Verringerung der Miete oder Belastung sowie 
einer Erhöhung der Einnahmen eine von vornher-
ein nicht eingeschränkte, sondern eine umfas-
sende Mitteilungspflicht auferlegt. Soweit für die 
Entscheidung notwendig, hat der Wohngeldemp

-

fänger auch alle weiteren erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. 

Entgegen den Vorstellungen der Regierungsvor-
lage hat eine Neuberechnung des Wohngeldes 
nicht schon dann zu erfolgen, wenn sich die zu 
berücksichtigende Miete oder Belastung um mehr 
als 15 vom Hundert verringert. Das könnte näm-
lich u. U. schon bei Wegfall eines Familienmit-
gliedes nach z. B. Tod oder Auszug der Fall  sein. 
Gerade diese Fälle sollen aber auch nach der 
Begründung der Regierungsvorlage nicht zu 
einer Neuberechnung des Wohngeldes führen. 
Zur Klarstellung wird deshalb gefordert, daß sich 
die tatsächliche Miete oder Belastung verringert. 
Im weiteren muß sich dadurch auch die zu berück-
sichtigende Miete oder Belastung um mehr als 
15 vom Hundert verringern. 

Im Hinblick auf die Abhängigkeit von Einnahme-
art  und pauschalierten Abzügen kann eine Erhö-
hung des Familieneinkommens bei Wechsel der 
Einnahmeart auch bei realer Einkommensminde-
rung eintreten. Eine Neuberechnung des Wohn-
geldes mit der Folge eines Wegfalles bzw. einer 
Minderung ist in diesen Fällen nicht gerechtfer-
tigt. Es wird deshalb gefordert, daß sich die 
Einnahmen tatsächlich erhöhen, im weiteren muß 
sich dadurch auch das Familieneinkommen um 
mehr als 15 vom Hundert erhöhen. 

Begründung zu b 

Entsprechende Regelungen im WoGSoG 

8. Zu Artikel 7 Nr. 4 Buchstabe b (§ 40 Abs. 3 
WoGG) und Artikel 8 Nr. 8 (§ 26 Abs. 2 
WoGSoG) 

a) In Artikel 7 Nr. 4 ist Buchstabe b zu strei-
chen. 

b) Artikel 8 Nr. 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Unterrichtung aller Wohngeldempfänger 
über die erfolgte Rechtsänderung wäre mit hohem 
Verwaltungsaufwand verbunden. Angesichts der 
in den Wohngeldbewilligungsbescheiden nach 
geltendem Recht erteilten Belehrungen und Hin-
weise zur Rechtslage hätte die nunmehr notwen-
dige Belehrung über die neue Rechtslage aus 
Gründen der Rechtssicherheit wiederum durch 
Bescheid zu erfolgen. 

Zumal die laufenden Bewilligungen nach und 
nach auslaufen, kann es hingenommen werden, 
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daß die neue Rechtslage nur auf neue Bewilligun-
gen Anwendung findet. 

9. Zu Artikel 7 Nr. 5 (§ 43 WoGG) und Artikel 8 
Nr. 9 (§ 29 WoGSoG) 

a) In Artikel 7 Nr. 5 ist in § 43 Abs. 1 das Wort 
„fahrlässig" durch das Wort  „leichtfertig" zu 
ersetzen. 

b) In Artikel 8 Nr. 9 ist in § 29 Abs. 1 das Wort 
„fahrlässig" durch das Wort  „leichtfertig" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Bußgeldvorschrift sollte auf Leichtfertigkeit 
beschränkt werden. Diese Beschränkung ent-
spricht der Regelung in § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X), 
nach der neben dem vorsätzlichen Verhalten nur 
grob fahrlässiges Verhalten Rechtsfolgen nach 
sich zieht. Das Ordnungswidrigkeitenrecht 
spricht statt von grober Fahrlässigkeit von Leicht-
fertigkeit. 

10. Zu Artikel 8 Nr. 2 a — neu — (§ 12 WoGSoG) 

In Artikel 8 ist nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2 a — neu — einzufügen: 

,2a. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt. 

b) Nach Nummer 3 wird folgende Num-
mer 4 angefügt: 

„4. soweit die Inanspruchnahme miß-
bräuchlich wäre." ' 

Begründung 

Das Wohngeldsondergesetz enthält bislang keine 
dem Mißbrauchstatbestand des § 18 Abs. 3 
Wohngeldgesetz entsprechende Regelung. Auch 
diese Regelungslücke wird geschlossen, wodurch 
gleichzeitig dem Einsparungsziel des FKPG Rech-
nung getragen wird. 

11. Zu Artikel 7 und 8 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß Artikel 7 und 
8 des Gesetzentwurfs zur Umsetzung des Födera-
len Konsolidierungsprogramms (FKPG) in ihrer 
Ausgestaltung teilweise noch nicht hinreichend 
rechtsstaatlichen, sozialstaatlichen und verwal-
tungsökonomischen Erfordernissen genügen, um 
das Ziel einer möglichst zeitgerechten Anpassung 
des Wohngeldanspruchs an die Einkommensver-
hältnisse und die Wohnkosten zu erreichen. 

Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 

den Gesetzesvorschlag insoweit weiterzuentwik-
keln, daß diesen Bedenken abgeholfen wird. 

12. Zu Artikel 9 Nr. 3 und 4 (§ 18 Abs. 2, 3, § 19 
Abs. 1, 2 BSHG) 

a) In Artikel 9 Nr. 3 Buchstabe a sind in § 18 
Abs. 2 Satz 1 die Worte „insbesondere bei 
jungen Menschen" zu streichen. 

b) In Artikel 9 Nr. 3 Buchstabe b ist § 18 Abs. 3 
Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die geordnete Erziehung eines Kindes, das 
das dritte Lebensjahr vollendet hat, ist in der 
Regel dann nicht gefährdet, wenn und soweit 
seine Betreuung in einer Tageseinrichtung 
oder in Tagespflege im Sinne der Vorschriften 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch sicherge-
stellt ist; den Verhältnissen in der Familie des 
Hilfesuchenden im Sinne des § 7 ist Rechnung 
zu tragen. " 

c) In Artikel 9 Nr. 4 Buchstabe a sind in § 19 
Abs. 1 Satz 1 die Worte „ , insbesondere für 
junge Menschen" zu streichen. 

d) In Artikel 9 Nr. 4 Buchstabe a sind in § 19 
Abs. 1 die Sätze 2 und 3 zu streichen. 

e) In Artikel 9 Nr. 4 Buchstabe b ist in § 19 Abs. 2 
der neu anzufügende Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

zu a und c: 

Die besondere Hervorhebung einer Personen-
gruppe erweckt den Anschein, diese sei beson-
ders arbeitsscheu. Die Hervorhebung ist daher 
diskriminierend. 

zu b: 

Die Ergänzung durch das Wort „soweit" stellt 
klar, daß eine Erwerbsobliegenheit nur in dem 
Umfang besteht, in dem eine Betreuung sicherge-
stellt ist. Der Hinweis auf § 7 BSHG verpflichtet 
den Träger der Sozialhilfe ausdrücklich darauf, 
die individuelle Lebenslage der Familie zu 
berücksichtigen. Die Pflicht des Trägers der So-
zialhilfe, darauf hinzuwirken, daß Alleinerziehen-
den vorrangig ein Platz zur Tagesbetreuung des 
Kindes angeboten wird, ist zu streichen. Sie ist 
auch vor dem Hintergrund der Diskussion um die 
Verwirklichung eines Rechts auf einen Kinder-
gartenplatz eine Scheinlösung. Da entsprechen-
der Einfluß nur auf kommunale Einrichtungen 
und nicht auf andere Träger ausgeübt werden 
kann, hätte dies Konsequenzen für die soziale 
Struktur in den Einrichtungen. Außerdem würde 
eine Konkurrenz zwischen den alleinerziehenden 
Sozialhilfeempfängerinnen und anderen Allein-
erziehenden entstehen. Die Verpflichtung, ein 
bedarfsdeckendes Angebot bereitzustellen, ge-
hört im übrigen ins KJHG. 
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zu d: 

Die ausdrückliche Ermächtigung des Sozialhilfe-
trägers zur Übernahme von Kosten zur Schaffung 
und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten muß im 
Lichte der AFG-Änderungen gesehen werden. 
Diese Maßnahme ist derzeit abzulehnen, weil 
die Funktion der Bundesanstalt durch die derzei-
tigen Änderungen des AFG geschwächt wird 
und gleichzeitig den Sozialhilfeträgem verstärkt 
arbeitsmarktpolitische Funktionen zugewiesen 
werden, für die sie weder qualifiziert noch ausge-
stattet sind. 

zu e: 

Es besteht die Gefahr, daß durch die Eröffnung 
der Möglichkeit, im Einzelfall von der Zusätzlich-
keit abzusehen, reguläre Arbeitsplätze abgebaut 
werden. 

13. Zu Artikel 9 Nr. 6 i. d. F. der 
Formulierungshilfen (§ 21 Abs. 1 b BSHG) 

In Artikel 9 Nr. 6 werden in § 21 Abs. 1 b die 
Worte „Die Landesregierungen regeln durch 
Rechtsverordnung" durch die Worte „Die Bun-
desregierung regelt durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf," 
ersetzt. 

Begründung 

Die Übertragung der Ermächtigung zum Erlaß der 
erforderlichen Rechtsverordnung auf die Bundes-
regierung entspricht einer Vereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern. 

14. Zu Artikel 9 Nr. 7 Buchstabe a (§ 22 Abs. 3 
Satz 1 BSHG) 

In Artikel 9 Nr. 7 Buchstabe a sind in § 22 Abs. 3 
Satz 1 nach den Worten „Die Landesregierun-
gen" die Worte „oder die von ihnen ermächtigten 
obersten Landesbehörden" einzufügen. 

Begründung 

Es soll den Ländern überlassen werden, ob die 
Ermächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung 
von den Landesregierungen oder den von ihnen 
bestimmten obersten Landesbehörden ausgeübt 
wird. Nach Artikel 80 Abs. 1 Satz 4 GG ist eine 
Subdelegationsermächtigung erforderlich. Die 
Subdelegation entspricht der von den Ländern 
geübten Praxis. 

15. Zu Artikel 9 Nr. 7 Buchstabe a (§ 22 Abs. 3 
BSHG) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren die Neudefi-
nition des Abstandsgebotes (größere Haushalts-
gemeinschaften mit vier oder mehr Personen) 
unter der von ihr zugesagten Einschaltung der 
kommunalen Spitzenverbände zu prüfen. 

16. Der Bundesrat stimmt einer Begrenzung der Erhö-
hung der Regelsätze für Sozialhilfe grundsätzlich 
zu, um ein zu starkes Auseinanderlaufen des 
Anstieges von Sozialhilfe und Arbeitseinkommen 
zu vermeiden. Zugleich bekräftigt er die in Zif-
fer 7 Satz 1 der Ergebnisse der Klausurtagung 
beim Bundeskanzler mit den Regierungschefs der 
Länder sowie Partei- und Fraktionsvorsitzenden 
vom 11. bis 13. März 1993 unter anderem enthal-
tene Ablehnung der Kürzung der Regelsätze der 
Sozialhilfe. 

Der Anstieg der Regelsätze soll sich statt dessen 
für eine Übergangszeit am objektiven Kriterium 
des Nettolohnanstieges der Arbeitnehmer orien-
tieren. Durch diese Regelung erledigt sich die im 
Gesetzentwurf vorgesehene quartalsweise Fest-
legung der Regelsätze, und es wird eine im 
Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgese-
hene starre Vorfestlegung durch feste Steige-
rungssätze vermieden. 

Der Bundesrat geht davon aus, daß dieser Anpas-
sungsmodus entsprechend der Zusage der Bun-
desregierung unverzüglich mit den kommunalen 
Spitzenverbänden abgestimmt und im laufenden 
Gesetzgebungsverfahren berücksichtigt wird. 

Im übrigen würde es der Bundesrat begrüßen, 
wenn unabhängig von dem laufenden Gesetzge-
bungsverfahren eine Überprüfung vorgenommen 
wird, inwieweit der Gesamtbereich des Bundes-
sozialhilfegesetzes neu zu regeln ist. 

17. Zu Artikel 9 Nr. 29 (§ 117 Abs. 1 Satz 2 BSHG) 

In Artikel 9 Nr. 29 ist § 117 Abs. 1 Satz 2 durch 
folgende Sätze zu ersetzen: 

„Sie dürfen die in Satz 1 aufgeführten Daten bei 
der Bundesanstalt für Arbeit, den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherung und bei den 
Einzugsstellen nach § 104 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch erheben, wenn die Erhebung 
beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde. Die Daten dürfen nur 
zur Vermeidung rechtswidriger Inanspruch-
nahme von Sozialhilfe genutzt werden. Die Daten 
der Personen, bei denen Leistungsmißbrauch 
nicht festgestellt worden ist, sind unmittelbar 
nach der Auswertung zu löschen." 

Begründung 

Der vorgesehene Datenabgleich wird in der gro-
ßen Mehrzahl völlig unverdächtige Personen, 

d. h. korrekte Antragsteller erfassen. Der damit 
verbundene Eingriff muß auf das zwingend erfor-
derliche Maß beschränkt werden und normenklar 
definiert  sein. Im einzelnen ergeben sich dar-
aus: 

a) Zur Streichung von Absatz 1 Satz 2: 

Die Kenntnis von Leistungsbezug und Über-
schneidungszeiten be treffend AFG und Ren-
tenversicherung ist für die Träger der Sozial-
hilfe wegen deren Subsidiarität notwendig. 
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Die Erforderlichkeit des umgekehrten Infor-
mationsflusses ist nicht ersichtlich. Unklar ist 
die Bedeutung der Übermittlungsmöglichkeit 
über „Weiterleitungsstellen". Im erforderli-
chen Fall  ist die Weitergabe von Sozialhilfeträ-
gern an andere Sozialleistungsträger ohnehin 
nach § 69 Abs. 1 Satz 1 SGB X zulässig. 

b) Zum neuen Satz 2: 

Begrenzung von Daten, die erhoben werden 
dürfen; Klarstellung des Vorrangs der Daten-
erhebung beim Be troffenen entsprechend § 13 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2b BDSG und Klarstellung 
des Verfahrens. 

c) Neue Sätze 3 und 4: 

Bindung der Nutzung der Daten an  den erklär-
ten Zweck und Löschungsregelung. 

18. Zu Artikel 9 Nr. 29 (§ 117 Abs. 2 BSHG) 

In Artikel 9 Nr. 29 ist § 117 Abs. 2 zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist in mehrerlei Hinsicht miß-
glückt. Zum einen ist unklar, bei welchen Stellen 
Daten beschafft werden können. „Gemeinden" 
bestehen aus einer Vielzahl separat speichernder 
Stellen, die teilweise besonderen Übermittlungs-
vorschriften unterliegen, die wegen ihrer Spezia-
lität Vorrang haben vor dem BSHG. Dies gilt 
beispielsweise für die Meldebehörden (Landes-
meldegesetze) und die Zulassungsstellen (StVG). 
Warum alle anderen Ämter des Trägers der So-
zialhilfe, wirtschaftliche Unternehmen der lei-
stungsgewährenden Kommunen (etwa Stadt-
werke?), und nicht näher definierte Stellen ande-
rer Gemeinden Angaben mitteilen sollen, bleibt 
unerfindlich. Soweit etwa Meldebehörden oder 
andere Sozialhilfeträger be troffen sind, ergibt 
sich die Zulässigkeit der Übermittlung ohnehin 
bereits aus dem geltenden Recht (LandesmeldeG 
bzw. § 69 Abs. 1 SGB X). Erst recht mißverständ-
lich ist der Begriff „abrufen"; er könnte so verstan-
den werden, daß Sozialämter online bei anderen 
Stellen Angaben abfragen dürfen. Dieser Direkt

-

abruf bedürfte verfassungsrechtlich einer beson-
deren Begründung (vgl. § 10 BDSG, § 14 Abs. 2 
BrDSG), die in der Gesetzesvorlage nicht enthal-
ten und in ihrer Erforderlichkeit auch nicht 
erkennbar ist. 

19. Zu Artikel 9 Nr. 30 (§ 119 Abs. 1, 2, 4 und 7 
BSHG) 

In Artikel 9 ist die Nummer 30 zu streichen. 

Begründung 

Die materielle Absicherung von Deutschen im 
Ausland ist sachlich nicht Aufgabe der örtlichen 

und überörtlichen Träger der Sozialhilfe. Sie ver-
ursacht zudem einen erheblichen Verwaltungs-
aufwand. Deutsche im Ausland müssen im Rah-
men des Konsulargesetzes abgesichert werden. 
Aus diesen Gründen fordern auch die Minister-
präsidenten in ihrem Beschluß vom 14. Mai 1992, 
§ 119 aus dem BSHG zu streichen (Minderausga-
ben: ca. DM 18,3 Mio.). 

20. Zu Artikel 9 Nr. 31 (§ 132 Abs. 1 Satz 1 BSHG) 

In Artikel 9 Nr. 31 sind in § 132 Abs. 1 Satz 1 nach 
den Worten „für Zwecke der Planung" die Worte 
„und der Statistik" einzufügen. 

Begründung 

Die Übermittlungsbefugnis wird erweitert. Eine 
Übermittlung ist auch für statistische Zwecke der 
genannten Adressaten zulässig. Die Erweiterung 
der Datengrundlage verbessert die Möglichkeit, 
den gestiegenen Informationsanforderungen der 
Politik und der Verwaltung Rechnung zu tragen. 
Die Erweiterung der Übermittlungsbefugnis er-
leichtert die Planung, denn statistische Grundla-
gen sind hierfür eine notwendige Vorausset-
zung. 

21. Zu Artikel 13 Nr. 4 und Nr. 5 (§ 44 Abs. 2 
Satz 1 und § 59 Abs. 2 Satz 2 AFG) 

Die jetzige Höhe des Unterhaltsgeldes bei Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen und des 
Übergangsgeldes bei Maßnahmen der berufli-
chen Rehabilita tion stellt für Arbeitslose einen 
materiellen Anreiz dar, Qualifizierungsangebote 
wahrzunehmen, die ihre Wiederbeschäftigung 
erleichtern, statt Arbeitslosengeld zu beziehen. 
Um diesen arbeitsmarktpolitischen Anreiz zu 
erhalten, bittet der Bundesrat die Bundesregie-
rung, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 
prüfen, wie das im Solidarpakt vereinbarte 
Absenkungsvolumen durch andere Maßnahmen 
erreicht werden kann. 

22. Zu Artikel 13 Nr. 21 (§ 166 Abs. 3 Satz 2 AFG) 

Die von der Bundesregierung vorgesehene 
Begrenzung der Erstattung des Arbeitgeberan-
teils zur Rentenversicherung bei Kurzarbeitergeld 
durch die Bundesanstalt für Arbeit auf 6 Mona-
te ist angesichts der aktuellen Beschäftigungs-
situation problematisch. 

Deshalb bittet der Bundesrat die Bundesregie-
rung, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 
prüfen, wie das im Solidarpakt vereinbarte 
Absenkungsvolumen durch andere Maßnahmen 
erreicht werden kann. 
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23. Zu Artikel 18 § 1 Nr. 2 i. d. F. der 
Formulierungshilfen 
(Bergarbeiterwohnungsbaugesetz) 

In Artikel 18 § 1 wird die Nummer 2 wie folgt 
gefaßt: 

,2. In § 11 wird Buchstabe a wie folgt gefaßt: 

„a) die Verteilung des Aufkommens aus der 
Abgabe auf die Kohlebezirke, auch in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet;" '. 

Begründung 

Der Bundesrat begrüßt es, daß die Bundesregie-
rung die Absicht, in ihrem Gesetzentwurf BR-
Drucksache 121/93 das Bundestreuhandvermö-
gen seiner gesetzlichen Zweckbestimmung zu 
entziehen und die Förderung des Bergarbeiter-
wohnungsbaues im gesamten Bundesgebiet ein-
zustellen, aufgegeben hat. Diese Entscheidung 
kommt der Wohnraumversorgung der Beschäftig-
ten in den Kohlerevieren der neuen Bundesländer 
zugute, die entsprechend dem örtlichen Woh-
nungsbedarf am Bundestreuhandvermögen parti-
zipieren sollen. 

Der Bundesrat empfiehlt, entsprechend dem 
Ergebnis der Klausurtagung durch eine Ergän-
zung des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 
klarzustellen, daß sich die Zweckbestimmung für 
die Verwendung der Bundestreuhandmittel nach 
der Herstellung der Deutschen Einheit auf die 
neuen kohlefördernden Bundesländer erweitert 
hat. 

Die nunmehr von der Bundesregierung beabsich-
tigte Festschreibung eines Vorrangs bei der Mit-
telzuweisung ist dagegen abzulehnen. Sie wäre 
für den Bergarbeiterwohnungsbau — auch in den 
neuen kohlefördernden Ländern — kontrapro-
duktiv. Es widerspräche den vom unternehmens-
politischen Mitbestimmungsgedanken getrage-
nen Zielen des Bergarbeiterwohnungsbaugeset-
zes, wenn die Vorrangigkeit der Zuteilung von 
Bundestreuhandmitteln zugunsten eines oder 
mehrerer Kohlereviere im Gesetz auf Dauer zwin-
gend festgeschrieben würde. Gegenüber einer 
derartigen starren Zuteilungsregelung verdient 
vielmehr die geltende Bestimmung des § 11 des 
Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes den Vorzug, 
wonach der Bund die Kompetenz hat,  je  nach 
aktuellem Wohnungsbedarf und auf der Grund-
lage der jeweils notwendigen kohlepolitischen 
Gewichtung nach fachkompetenter und verant-
wortungsbewußter Beratung durch die kohleför-
dernden Bundesländer und die Sozialpartner des 
Bergbaus über die sinnvolle Art und Bemessung 
der Mittelzuteilung von Jahr zu Jahr neu zu 
entscheiden. 

24. Zu Artikel 20 (Änderung der Honorarordnung 
für Architekten und Ingenieure) 

a) Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob Artikel 20 gestrichen werden kann. 

Begründung 

Die vorliegende Fassung entspricht im wesent-
lichen bereits früher als nicht erfolgsverspre-
chend bewerteter Lösungsansätze. Ob und 
inwieweit die Haushalte öffentlicher Auftrag-
geber tatsächlich entlastet werden, vermag die 
Bundesregierung offenbar daher auch nicht 
darzulegen. Zu berücksichtigen ist im weite-
ren, daß gegenwärtig gleichzei tig eine allge-
meine Anhebung der Honorare nach der 
Honorarordnung für Architekten und Inge-
nieure (HOAI) beabsichtigt ist. 

Zu Nummer 1 (§ 4 a anrechenbare Kosten) 

Es bestehen erhebliche Vorbehalte, ob § 4 a 
des Entwurfes durch § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 
des Gesetzes zur Regelung von Ingenieur- und 
Architektenleistungen vom 4. November 1971 
(BGBl. I  S. 1745, 1749) in der Fassung des 
Gesetzes vom 12. November 1984 (BGBl. I 
S. 1337) — HOAI-G — gedeckt ist; danach sind 
die Honorare durch auskömmliche Mindest- 
und angemessene Höchstsätze im Verord-
nungswege festzusetzen. Ausnahmen sind 
ausschließlich nach der abschließenden Auf-
zählung in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 3 HOAI-G 
zulässig. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
wäre zunächst die gesetzliche Ermächtigung 
für die HOAI zu ergänzen; andernfalls wäre 
Artikel 42 (Rückkehr zum einheitlichen Ver-
ordnungsrang) des Gesetzentwurfes nicht ver-
ständlich und der Verordnungsgeber ermäch-
tigt, eine gesetzliche Sonderregelung wieder 
aufzuheben oder zu ändern. 

Ein vertragliches und damit auch vom Kräfte-
verhältnis der Vertragsparteien abhängiges 
einseitiges Leistungsbestimmungsrecht hat 
keine rechtliche Grundlage in der HOAI; § 52 
Abs. 2 Nr. 2 HOAI regelt einen näher bestimm-
ten Sonderfall. Auf das grundlegende Urteil 
des Kammergerichts vom 14. November 1989 
— 15 U 1391/89 — (BauR 2/91 S. 251 m. 
Anmerkungen) zur Bestimmung der anrechen-
baren Kosten ist hinzuweisen. 

Selbst wenn von einer ausreichenden gesetzli-
chen Ermächtigung ausgegangen oder eine 
Ergänzung der gesetzlichen Ermächtigung 
erwogen wird, widerspricht die vorgelegte 
Regelung dem System der HOAI, löst dieses 
auf und bietet den Einstieg, über verständige 
Berechnung der anrechenbaren Baukosten zu 
einer unberechtigten Honorarbestimmung zu 
gelangen, die der Regelvergütung der beste-
henden HOAI und damit dem Ziel der Bau-
kostendämpfung tatsächlich zuwiderlaufen 
wird. 
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Satz 1 gibt keine Anreize für kostensenkende 
Planungen und läßt vielmehr lediglich Unter-
schreitungen der Mindesthonorarsätze trotz 
baukostenentsprechender Planungsleistun-
gen als auch überhöhte Honorarforderungen 
bei niedriger abzurechnenden Baukosten zu; 
die Bundesregierung ist zugleich der Auffas-
sung, daß die bestehenden Honorarregelun-
gen nicht mehr sachgerecht sind. Nach beiden 
Erwägungen wäre ausschließlich eine grund-
sätzliche Neuordnung des Honorarrechts sach-
dienlich. 

Das aufgrund der Entschließung des Bundes-
rates vom 16. März 1984 — Drucksache 
105/84 — vom Bundesminister für Wi rtschaft in 
Auftrag gegebene Gutachten des Ifo-Instituts 
für Wirtschaftsforschung e. V. vom November 
1987 über „Honoraranreize für eine wirtschaft-
liche und sparsame Bauausführung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI) " hat sich im 
Ergebnis gegen eine nunmehr hier vorgelegte 
Pauschalregelung ausgesprochen. Eine hierzu 
auf Ressortebene durchgeführte Anhörung 
brachte bis heute keine Ergebnisse bis auf die 
Erkenntnis, daß die Bestimmung der Bauko-
sten für das Honorar keine Anreize für eine 
Senkung der Baukosten schaffe. 

Die frühzeitige Bestimmung der maßgeblichen 
Baukosten kann zudem öffentliche und p rivate 
Auftraggeber benachteiligen, die die Ange-
messenheit der Kostenberechnung oder des 
Kostenanschlages wegen mangelnder eigener 
Sachkunde nicht beurteilen können. Die 
Bestimmung überhöhter Baukosten für die 
Haushaltsunterlage (HU) und damit des 
Gesamthonorars wäre dem Auftragnehmer 
überlassen und der Auftraggeber müßte gege-
benenfalls weitere Sachverständige (z. B. nach 
§ 31 HOAI — Projektsteuerung —) honorar-
pflichtig beauftragen. 

Soweit mit der vorgelegten Ausnahmerege-
lung des Satzes 1 lediglich mehr Kostensicher-
heit für die Bauleistung beabsichtigt ist, ist 
ausschließlich eine individuelle vertragliche 
Vereinbarung im Rahmen der Mindest- und 
Höchstpreise der HOAI zweckentsprechend. 

Satz 2 des Gesetzentwurfes löst die degressiv 
aufgebaute Honorar-Systematik auf. Es ist 
nicht auszuschließen, daß mit dem Honorar-
zuschlag das Gesamthonorar höher als das 
Regelhonorar nach den degressiven Honorar-
tafeln der HOAI ausfällt und zudem eine Wei-
terführung der Leistungen des Auftragsneh-
mers und damit des Bauvorhabens insgesamt 
bis zur Einigung über den Honorarzuschlag 
aufgehalten wird. Nicht zu überschauen ist, 
wem tatsächlich weitere erforderliche Leistun-
gen zuzurechnen sind, um den Vertragszweck 
sicherzustellen; auf die vergleichbare Proble-
matik des § 2 Nr. 5 bis 7 VOB/B sei hingewie-
sen, der Anlaß für vielfältige Rechtsstreitigkei-
ten ist. 

Satz 3 enthält in der Sache eine werkvertragli-
che Regelung und keine Besonderheit im 
Zusammenhang mit § 4 a des Entwurfes. Das 
Problem angemessener leistungsgerechter 
Honorierung bei Verlängerung der Planungs- 
und Bauzeit stellt sich auch bei den Regelfällen 
der HOAI. Kosteneinsparungen sind mit dem 
Einstieg in die nunmehr grundsätzlich mögli-
chen Honorarzuschläge nicht zu erwarten. 

Zu Nummer 2 (§ 5 Abs. 4, Erfolgshonorar) 

Es bestehen erhebliche Vorbehalte, ob die 
Regelung dieses Erfolgshonorars durch § 1 
Abs. 2 Satz 4 und § 1 Abs. 2 Satz 4 des Geset-
zes zur Regelung von Ingenieur- und Architek-
tenleistungen vom 4. November 1971 (BGBl. I 
S. 1745, 1749) in der Fassung des Gesetzes 
vom 12. November 1984 (BGBl. I S. 1337) 
— HOAI-G — gedeckt ist; danach sind nur ra-
tionalisierungswirksame besondere Leistun-
gen regelbar. 

Das erfolgte bereits mit § 29 HOAI. Mit dem 
vorliegenden Gesetzentwurf wäre zunächst 
die gesetzliche Ermächtigung für die HOAI zu 
ergänzen; andernfalls wäre Artikel 42 (Rück-
kehr zum einheitlichen Verordnungsrang) des 
Gesetzentwurfes nicht verständlich und der 
Verordnungsgeber ermächtigt, eine gesetzli-
che Sonderregelung wieder aufzuheben oder 
zu andern. 

Selbst wenn von einer ausreichenden Ermäch-
tigung ausgegangen oder aber eine entspre-
chende Ergänzung der gesetzlichen Ermächti-
gung erwogen wird, dürfte die vorgelegte 
Regelung nicht der von der Bundesregierung 
getroffenen Beurteilung des von ihr in Auftrag 
gegebenen Gutachtens des Ifo-Instituts für 
Wirtschaftsforschung e. V. vom November 
1987 über „Honoraranreize für eine wirtschaft-
liche und sparsame Bauausführung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI)" entsprechen, 
nach der ein zielgerechtes Erfolgshonorar 
ohne weitergehende Eingriffe in die beste-
hende Systematik der HOAI ausgeschlossen 
sei. 

Eine entsprechende Regelung wurde dessen 
ungeachtet bereits im Rahmen der Ersten 
Verordnung zur Änderung der HOAI abge-
lehnt (vgl. BR-Drucksache 274/80; 247. Wo., 
S. 61 ff.). 

Die angeführten Leistungen sind teilweise 
Gegenstand der „Grundleistungen" bzw. „Be-
sondere Leistungen". Nicht gerechtfertigte 
zusätzliche Honoraranteile im Falle einer an 

 sich nur vertragsgemäßen Nachbesserung der 
Leistungen sind nicht auszuschließen, insbe-
sondere bei gleichzei tiger Projektsteuerung 
durch einen Dritten nach § 31 HOAI. 

Grundlage eines Erfolgshonorars kann nur ein 
„vertragsgemäß" festgelegter St andard sein, 
den es besonders zu optimieren gilt. Das 
Erfolgshonorar ist zudem davon abhängig zu 
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machen, daß der Auftragnehmer eine Einspa-
rung von Herstellungs- und Nutzungskosten 
nachweist, für deren Erfolg er auch haftet. 

b) Der Bundesrat erinnert an seine Entschließung 
vom 16. März 1984 — Drucksache 105/84 — 
und bittet die Bundesregierung, die hierzu 
bisher nicht abgeschlossenen Arbeiten wieder 
aufzunehmen. 

Begründung 

Der vorgelegte Gesetzentwurf gibt Veranlas-
sung, die o. g. Entschließung wieder aufzu-
greifen, die mit dem hier vorgelegten Rege-
lungsansatz nicht als erledigt angesehen wer-
den kann. Das gilt um so mehr, als gegenwärtig 
im Zuge einer Fünften Änderung der HOAI 
eine allgemeine Anhebung der Stunden- und 
Tafelhonorare von der Bundesregierung vor-
bereitet wird. 

25. Zu Artikel 20a — neu — (§ 13 Abs. 2a — neu —
GKG) 

Nach Artikel 20 ist folgender Artikel 20 a einzufü-
gen: 

,Artikel 20 a 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Nach § 13 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. De-
zember 1975 (BGBl. I S. 3047), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird folgender 
Absatz 2a eingefügt: 

„ (2 a) In Verfahren vor den Gerichten der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit über Ansprüche nach 
dem Vermögensgesetz darf der Streitwert nicht 
über 1 Million Deutsche Mark angenommen wer-
den. " ' 

Begründung 

In Verfahren über Ansprüche nach dem Vermö-
gensgesetz kann es nach geltendem Recht zu 
außerordentlich hohen Streitwerten kommen, da 
bei der Bestimmung des Streitwertes nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 Gerichtskostengesetz in a ller Regel 
auf den aktuellen Verkehrswert des Vermögens-
gegenstandes abgestellt wird. Dabei kann es 
unter anderem bei im Innenstadtbereich belege-
nen Immobilien leicht zu Streitwerten von mehre-
ren Millionen Deutsche Mark kommen. 

Dies wird spürbare Auswirkungen auf die öffent-
lichen Haushalte haben, da der Streitwert für die 
Höhe auch der Rechtsanwaltsgebühren maßge-
bend ist (§ 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 Satz 1 Bundes-
rechtsanwaltsgebührenordnung). 

Der Bundesrat hat bereits in seiner Stellung-
nahme vom 15. Mai 1992 zum Entwurf eines 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
— BR-Drucksache 227/92 (Beschluß) Ziffer 27 — 
gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zu prüfen, ob nicht eine Begrenzung der Streit

-

werte geregelt werden sollte. In den seitdem 
entschiedenen Verfahren ist es teilweise zu 
außerordentlich hohen Streitwerten gekommen. 
Mit Rücksicht auf die bereits mit der Durchfüh-
rung des Vermögensgesetzes verbundene hohe 
Belastung der öffentlichen Haushalte in den 
neuen Ländern erscheint eine Begrenzung der 
Kosten für die Widerspruchsverfahren und Ver-
waltungsgerichtsverfahren daher geboten. 

Die vorgeschlagene Streitwertbegrenzung kann 
hierzu beitragen. Die damit verbundene Begren-
zung der Rechtsanwaltsgebühren ist mit Rück-
sicht auf die Höhe der Obergrenze zumutbar. 

26. Zu Artikel 34 (Solidaritätszuschlaggesetz 1995) 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren ihre Vor-
stellungen darzulegen, wie — entsprechend dem 
einvernehmlichen Ergebnis der Klausurtagung 
vom 11. bis 13. März 1993 beim Bundeskanzler — 
bei der Einführung eines Solidaritätszuschlags 
mit einem Aufkommen von 28 Mrd. DM pro Jahr 
eine über den Grundfreibetrag hinausgehende 
soziale Komponente auszugestalten wäre. 

27. Zu Artikel 40 i. d. F. der Formulierungshilfen 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren folgende Vorschläge zu Arti-
kel 40 zu prüfen: 

a) In § 2 Abs. 1 Satz 3 sind die Worte „und hier-
über einen rechtswirksamen Kreditvertrag 
abgeschlossen haben" zu streichen. 

Begründung 

Mit der Anerkennung der Altverbindlichkei-
ten hat sich das Wohnungsunternehmen 
bereits zur Rückzahlung und Leistung des 
Schuldendienstes verpflichtet; des Abschlus-
ses neuer Kreditverträge bedarf es mithin 
nicht. Die Verpflichtung zum Abschluß neuer 
Kreditverträge könnte demgegenüber der 
Gläubigerbank Gelegenheit geben, neue, zu-
sätzliche Konditionen zu fordern (z. B. die 
dingliche Sicherung). Damit würden der ein-
vernehmlichen Regelung der Altschulden-
frage neue Hürden in den Weg gelegt. 

b) In § 5 Abs. 2 Satz 1 sind die Nummern 1 bis 3 
durch die folgenden Nummern 1 bis 6 zu 
ersetzen: 

„1. bis zum 31. Dezember 1994 in Höhe von 
20 v. H. 

2. vom 1. Januar 1995 bis zum 31. Dezember 
1995 in Höhe von 30 v. H. 

3. vom 1. Januar 1996 bis zum 31. Dezember 
1996 in Höhe von 40 v. H. 

4. vom 1. Januar 1997 bis zum 31. Dezember 
1997 in Höhe von 60 v. H. 
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5. vom 1. Januar 1998 bis zum 31. Dezember 
2000 in Höhe von 30 v. H. 

6. vom 1. Januar 2001 bis zum 31. Dezember 
2003 in Höhe von 80 v.  H."  

Begründung 

Die im Entwurf bisher vorgesehene Abfüh-
rungsregelung für Erlöse aus Wohnungsver-
käufen mit markanter Anhebung der an den 
Erblastenfonds abzuführenden Beträge in 
zwei Schritten von jeweils 25 v. H. führt zu 
einer ungerechtfertigten Stärkung der Ver-
handlungsposition der Wohnungskäufer: 

Voraussehbare Folge wären am Maß der 
Abführungssteigerungen orientierte erhebli-
che Preiszugeständnisse seitens der Woh-
nungsunternehmen. 

Ferner würde eine abwartende Haltung der 
Käufer mit Hinblick auf die Termine der 
Abführungssteigerungen begüns tigt und da-
mit die wegen der erheblichen Wohnungszahl 
erforderlichen kontinuierlichen Verkaufstätig-
keit beeinträchtigt. 

Mit der vorgeschlagenen 6stufigen Abfüh-
rungsregelung werden die vorstehenden 
Nachteile gemindert. 

Die Vorverlegung der ersten Anhebung für die 
an  den Erblastenfonds abzuführenden Erlös-
anteile auf den 1. Januar 1995 sollte eine 
beschleunigte Aufnahme der Veräußerungen 
bewirken. 

c) Wohnungsgenossenschaften, die Wohnungen 
herstellen oder erwerben und ihren Mitglie-
dern im Rahmen eines genossenschaftlichen 
Nutzungsverhältnisses zum Gebrauch überlas-
sen, können Steuervorteile genießen. 

Die Steuerbefreiung ist ausgeschlossen, wenn 
mehr als 10 v. H. ihrer Einnahmen aus sonsti-
gen Geschäften stammen. Dies aber kann der 
Fall  sein, wenn die Wohnungsgenossenschaf-
ten Wohnungen privatisieren. Es sollte vermie-
den werden, daß den Wohnungsgenossen-
schaften durch die Privatisierung derar tige 
Nachteile entstehen. 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob Wohnungsgenossenschaften, die Steuer-
vorteile gemäß § 5 Abs. 1 Nummer 10 Körper-
schaftsteuergesetz und § 3 Nummer 15 Gewer-
besteuergesetz genießen, Nachteile durch die 
Privatisierung erfahren können. 

d) In Artikel 40 ist in § 10 Abs. 1 nach Satz 3 
folgender Satz 4 anzufügen: 

„Vor einer Entscheidung gemäß § 5 Abs. 3 ist 
die für das Wohnungs- und Siedlungswesen 
zuständige oberste Landesbehörde, in deren 
Zuständigkeitsbereich das Wohnungsunter-
nehmen seinen Sitz hat, zu hören." 

Begründung 

Durch diese Regelung soll gewährleistet wer-
den, daß die Länder vor einer Entscheidung 
über eine Rückerstattung der Altschuldenhilfe 
gehört werden und ihre Belange angemessen 
berücksichtigt werden. 

e) In Artikel 40 ist in § 10 Abs. 3 Satz 3 nach den 
Worten „den Ländern" das Wort „paritätisch" 
einzufügen. 

Begründung 

Die Interessenlage des Bundes und der neuen 
Länder erfordert eine gleichberech tigte Beset

-

zung des Lenkungsausschusses. 

f) In Artikel 40 ist § 11 wie folgt zu ändern: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
angefügt: 

„ (2) Die Landesregierungen werden er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vor-
schriften über Belegungsbindungen für 
Wohnungen der Wohnungsunternehmen zu 
erlassen, für die Zinshilfe gemäß § 6 
gewährt wird. Dabei können nähere Vor-
schriften erlassen werden über 

a) die Bestimmung des räumlichen Anwen-
dungsbereichs in Gebieten, in denen die 
ausreichende Versorgung der Bevölke-
rung mit Mietwohnungen zu angemesse-
nen Bedingungen besonders gefährdet 
ist; 

b) die Bestimmung des zeitlichen Anwen-
dungsbereichs während der Zeit vom 
1. Januar 1996 bis längstens 31. Dezem-
ber 2003; 

c) einen entsprechend den regionalen Woh-
nungsmarktbedingungen zu bestimmen-
den Anteil von bis zu 50 vom Hundert der 
Wohnungen, für die Zinshilfe gemäß § 6 
gewährt wird und für die Belegungsbin-
dungen gelten sollen; 

d) das Verfahren und den Umfang der Bele-
gungsbindungen, die die sich aus ent-
sprechender Anwendung der §§ 2, 4 bis 7 
des Wohnungsbindungsgesetzes erge-
benden Bindungen nicht überschreiten 
dürfen; 

e) eine besondere Einkommensgrenze, die 
die gemäß § 25 Abs. 1 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes um bis zu 60 v. H. 
übersteigen darf." 

Begründung 

Allein durch Zinshilfen gemäß § 6 sollen den 
Wohnungsunternehmen von Bund und jungen 
Ländern Subventionen im Umfang von insge-
samt rund 7 Mrd. DM gewährt werden. Bei der 
in einer Zahl von Gemeinden gegebenen 
besonderen Gefährdung der angemessenen 
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Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnun-
gen zu angemessenen Bedingungen müssen 
auch über das Außerkrafttreten des Gesetzes 
über die Gewährleistung von Belegungsrech-
ten im kommunalen und genossenschaftlichen 
Wohnungswesen hinaus, Belegungsbindun-
gen gesichert werden können. 

Ohne die hier zu regelnde Möglichkeit zur 
Schaffung von Belegungsbindungen müßte 
zukünftig belegungsgebundener Wohnraum 
vielfach erst durch äußerst kostenintensiven, 
mit öffentlichen Mitteln geförderten Woh-
nungsbau neu geschaffen werden! 

11 Abs. 2 sieht deshalb vor, daß die Landes-
regierungen durch Rechtsverordnung entspre-
chend den regionalen Wohnungsmarktbedin-
gungen differenziert  ausgestaltete Belegungs-
bindungen sichern können; die Landesregie-
rungen sind jedoch nicht verpflichtet, bei ent-
sprechenden Wohnungsmarktbedingungen 
von der gegebenen Ermächtigungsnorm Ge-
brauch zu machen. 

Belegungsbindungen sollen 

— nur in Gemeinden wirksam werden können, 
in denen die angemessene Versorgung der 
Bevölkerung mit Mietwohnungen zu ange-
messenen Bedingungen besonders gefähr-
det ist; 

— längstens bis zum 31. Dezember 2003 gel-
ten, dem voraussichtlichen Abschluß der 
Altschuldenhilfe durch den Bund nach Voll-
zug der Abführung von Privatisierungserlö-
sen; 

— nur für einen Anteil von höchstens 50 v. H. 
der Wohnungen bestimmt werden, für die 
Zinshilfe an  Wohnungsunternehmen ge-
währt wird; 

— höchstens in dem materiell rechtlichen 
Umfang vorgesehen werden können, wie 
sie für Sozialwohnungen gemäß Wohnungs-
bindungsgesetz in der jeweils gültigen Fas-
sung gelten. Freistellungen von Bindungen 
läßt § Y Wohnungsbindungsgesetz im je-
weils erforderlichen Umfang zu. Zur Verfah-
rensvereinfachung soll das bewährte Ver-
fahren gemäß Wohnungsbindungsgesetz 
angewendet werden; 

— von der Einhaltung einer Einkommens-
grenze abhängig gemacht werden können, 
wobei der gemäß § 25 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 88 a Zweites Wohnungsbaugesetz vor-
gegebenen Rahmen eingehalten werden 
soll. 

28. Zu Artikel 40 

a) Die Lösung der Altschuldenfrage im Woh-
nungsbau mit den Eckpunkten „Kappung bei 
150 DM/qm und Übernahme des Kappungs-
betrages von 31 Milliarden Deutsche Mark in 

den Erblastentilgungsfonds" ist wesentlicher 
Bestandteil des Ergebnisses der Klausurta-
gung des Bundeskanzlers mit den Regierungs-
chefs der Lander sowie den Partei- und Frak-
tionsvorsitzenden vom 11. bis 13. März 1993 in 
Bonn. 

b) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren unter Berücksichtigung der 
Formulierungshilfen des Bundesministers der 
Finanzen vom 2. April 1993 (zu Drucksache 
121/93) zu prüfen, ob damit die vereinbarte 
Teilentlastung von Altschulden der Woh-
nungswirtschaft erreicht wird. 

c) In diesem Zusammenhang bittet der Bundesrat 
die Bundesregierung, 

— ihre Berechnungsgrundlagen für die Er-
mittlung des Kappungsvolumens bei der 
Teilentlastung offenzulegen, 

— eine Begründung vorzulegen, warum zur 
Entlastung der sog. Wendewohnungen 
kein (ggf. 150 DM/qm übersteigender) 
Kappungsbetrag, sondern ein Entlastungs-
betrag vorgesehen ist sowie 

— den Rahmen festzulegen, in dem die betrof-
fenen Länder durch eigene Regelungsbe-
fugnis Verfahrensfragen selbst entscheiden 
können. 

d) Der Bundesrat bittet darüber hinaus, im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 
Altverbindlichkeiten der Wohnungsunterneh-
men in den neuen Ländern zum 1. Januar 1994 
in den Kreditabwicklungsfonds unter Beibe-
haltung der bisherigen Zinslastverteilung 
übernommen werden können. 

Ferner bittet der Bundesrat um Prüfung folgen-
der Vorschläge zu Artikel 40: 

aa) In § 2 Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „oder der 
Zinshilfe nach § 6" zu streichen. 

Begründung 

Die Sachaufklärung hinsichtlich der bei 
der Gewährung der Altschuldenhilfen zu 
berücksichtigenden Altverbindlichkeiten 
ist in einer Vielzahl von Einzelfällen über-
aus kompliziert und wird bis Ende des 
Jahres nicht abgeschlossen werden kön-
nen. Es wäre daher unbillig, von den 
Wohnungsunternehmen eine Anerken-
nung der Altverbindlichkeiten bereits zum 
Zeitpunkt der Gewährung der Zinshilfen 
zu fordern, zumal sich das Unternehmen 
damit dem Risiko aussetzen würde, daß 
vorschnell von diesem anerkannte Altver-
bindlichkeiten später bei der Durchfüh-
rung der Teilentlastung nicht vom Bund 
anerkannt werden. Schuldenanerken-
nung durch das Unternehmen und Teilent-
lastung durch den Bund müssen vielmehr 
Hand in Hand gehen. 
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bb) In § 3 Abs. 2 sind nach dem Wort „gestun-
deten" die Worte „oder bereits geleiste-
ten" einzufügen. 

Begründung 

Von einer Reihe von Wohnungsunterneh-
men sind Zinsen für Verbindlichkeiten, die 
in Zusammenhang mit der Fertigstellung 
sogenannter Wendewohnungen aufge-
nommen worden waren, laufend geleistet 
worden. Diese Unternehmen dürfen bei 
der Ermittlung der Altschuldenhilfen nicht 
schlechtergestellt werden gegenüber je-
nen Wohnungsunternehmen, die die Zins-
leistungen bisher haben auflaufen las-
sen. 

cc) § 4 Abs. 1 Satz 7 erhält nachfolgende 
Fassung: 

„Von den Altverbindlichkeiten des Woh-
nungsunternehmens ist vor Ermittlung des 
Teilentlastungsbetrages ein Betrag abzu-
setzen, der dem Verhältnis von Gewerbe-
fläche zu Wohnfläche des Unternehmens, 
multipliziert mit den am 1. Januar 1994 
bestehenden Altverbindlichkeiten, ent-
spricht. " 

Begründung 

§ 4 Abs. 1 Satz 7 in der Fassung der 
Formulierungshilfen setzt eine objektkon-
krete und administrativ aufwendige Auf-
arbeitung des vorgefundenen Altschul-
denbestandes voraus. Die demgegenüber 
hiermit vorgeschlagene Regelung ermög-
licht ein einfaches, pauschaliertes Verfah-
ren zur Herausrechnung eines Teils der 
Altverbindlichkeiten, die sich auf die 
Gewerbefläche des Wohnungsunterneh-
mens beziehen. Ebenso wie im Gesetzent-
wurf der Bundesregierung soll dieser Teil 
der Altverbindlichkeiten nicht teilentla-
stungsfähig sein. 

dd) § 4 Abs. 2 Satz 1: 

Der Betrag von 1 000 DM ist in 1 500 DM 
zu ändern. 

Begründung 

Im Hinblick auf die zum Teil sehr hohen 
Belastungen bei „Wendewohnungen" er-
scheint eine höhere Obergrenze als 1 000 
DM/qm angemessen. 

ee) § 4 Abs. 3 Satz 3 erhält nachfolgende 
Fassung: 

„Bei der Ermittlung der Wohnflächen sind 
Wohnungen, die vor dem 1. September 
1949 errichtet wurden, nur insoweit zu 
berücksichtigen, als eine Rückübertra-
gung auf Berechtigte nach dem Vermö-
gensgesetz ausgeschlossen ist."  

Begründung 

Die Formulierung der Bundesregierung 
schließt eine Berücksichtigung des Alt-
baubestandes bei der Ermittlung der Teil-
entlastungsbeträge nur dann aus, wenn 
Wohnungen der Vermögensrestitution un-
terliegen. Diese Regelung schafft Unsi-
cherheiten, weil sie offenkundig bestands-
kräftige Entscheidungen der Ämter zur 
Regelung offener Vermögensfragen vor-
aussetzt und damit über l ange Zeit regel-
mäßige Neuberechnungen des unterneh-
mensbezogenen Teilentlastungsbetrages 
erforderlich macht. Die vorangehend vor-
geschlagene Regelung bezieht demge-
genüber den Altbaubestand in die Berech-
nungsgrundlage für die Teilentlastung 
ein, bei dem eindeutig ist, daß eine Res ti

-tution ausgeschlossen ist (z. B. aufgrund 
kommunaler Voreigentumsverhältnisse). 
Damit wird eine schnelle und eindeutige 
Ermittlung der unternehmensbezogenen 
Teilentlastung möglich. 

29. Zu Artikel 40a i. d. F. der Formulierungshilfen 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren folgende Vorschläge zu prüfen: 

a) In Artikel 40a ist in § 1 Abs. 1 nach Satz 3 
folgender Satz 4 anzufügen: 

„Als für Wohnungszwecke genutzter Grund 
und Boden i. S. dieses Gesetzes gilt die mit 
Wohngebäuden überbaute Fläche zuzüglich 
der nach Bauordnung nicht bebaubaren zuge-
hörigen Abstands- und Grünflächen sowie vor-
handene Stellflächen in nach Bauordnung vor-
geschriebener Zahl."  

Begründung 

Eine Klarstellung über den flächenmäßigen 
Umfang des übergehenden Eigentums ist 
geboten, um Streitigkeiten auszuschließen. 
Die Übertragung nicht bebauter, nicht zum 
Wohngebäude gehöriger Flächen ist in Proto-
kollnotiz Nr. 13 zu Artikel 22 IV Einigungsver-
trag nicht vorgesehen und nicht beabsichtigt. 

b) In Artikel 40 a ist in § 3 Abs. 3 nach Satz 2 
folgender Satz 3 anzufügen: 

„Soweit sich die Wohnungsgenossenschaften 
aufgrund von Vereinbarungen im Sinne des 
Satzes 2 gegenüber den Gemeinden zu sonsti-
gen Leistungen verpflichtet haben, sind diese 
Vereinbarungen unwirksam. " 

Begründung 

Diese Wohnungsgenossenschaften sollen nicht 
schlechtergestellt werden, als diejenigen, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Eigentum an 
Grund und Boden erworben haben bzw. die 
hierfür erforderlichen Verträge abgeschlossen 
haben. Deshalb müssen Vereinbarungen, die 
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über das Maß dessen hinausgehen, was dieses 
Gesetz vorsieht, unwirksam sein. Etwas ande-
res kann nur gelten, wenn in der Vergangen-
heit Preisgestaltungen gewählt wurden, die 
günstiger sind als die in § 3 Abs. 2 vorgesehe-
nen Ausgleichsbeträge. 

c) In Artikel 40a sind in § 3 Abs. 4 Satz 1 die Worte 
„60 DM/qm" durch die Worte „den Aus-
gleichsbetrag nach Absatz 2" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Festsetzung eines Fixbetrages stellt eine 
nicht gerechtfertigte Benachteiligung der 
Kommunen dar. Sinnvoll ist angesichts der 
2/3-Abschöpfung eine Anknüpfung an den Aus-
gleichsbetrag. 

d) In Artikel 40 a ist in § 3 nach Absatz 4 folgender 
Absatz 5 — neu — anzufügen: 

„(5) Den Kommunen wird bezüglich des 
nach diesem Gesetz übergegangenen Grund-
vermögens ein gesetzliches Vorkaufsrecht ein-
geräumt. " 

Begründung 

Mit dem Vorkaufsrecht soll insbesondere die in 
Abs. 4 enthaltene Wertabschöpfungsklausel 
gesichert werden. 

30. Zu Artikel 41 

Der Bundesrat stellt fest, daß nach dem Ergebnis 
der Klausurtagung des Bundeskanzlers mit den 
Regierungschefs der Länder sowie Partei- und 

Fraktionsvorsitzenden vom 11. bis 13. März 1993 
Artikel 41 FKPG-Entwurf nicht aufrechterhalten 
wird und die Ausgaben für den Regionalverkehr 
der Bahn sowie die Zuschüsse für den öffentlichen 
Personennahverkehr und den kommunalen Stra-
ßenbau in Höhe von zur Zeit 14 Mrd. DM weiter 
vom Bund getragen werden. 

31. Zu Artikel 44 Abs. 5 (Inkrafttreten) 

Artikel 44 Abs. 5 ist um folgenden Satz 2 zu 
ergänzen: 

„Artikel 9 Nr. 31 tritt in den Ländern Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 1. Januar 
1997 in Kraft. " 

Begründung 

Vor dem 1. Januar 1997, d. h. vor Einführung 
eines flächendeckenden EDV-Systems im Be-
reich der Sozialverwaltung, sehen sich die neuen 
Länder nicht in der Lage, die nach Artikel 9 Nr. 31 
(§§ 127 ff. BSHG) des Gesetzentwurfes zu füh-
rende, erheblich erweiterte und arbeitsaufwendi-
gere Statistik aufzuliefern. 

32. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat regt an, das Gesetzgebungsverfah-
ren zum Föderalen Konsolidierungsprogramm 
nicht mit einer allgemeinen Novellierung des 
Bundessozialhilfegesetzes zu verknüpfen. 
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Anlage 5 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu den Stellungnahmen des Bundesrates 
zu dem von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms 
(BR-Drucksache 121/93 — Beschluß — und BR-Drucksache 121/93 
— Beschluß [2] ) 

Hinweis: 

Der Text der Gegenäußerung der Bundesregierung 
folgt dem Aufbau der BR-Drucksache 121/91 — Be-
schluß [2] —. 

Die Bundesregierung ist mit ihren Formulierungshil-
fen (zu BR-Drucksache 121/93) der Aufforderung des 
Bundesrates nach Nummer 1 seiner Stellungnahme 
vom 26. März 1993 (BR-Drucksache 121/93 — Be-
schluß —) gefolgt; zu Nummern 2 bis 6 wird auf die 
Ausführungen zu Nummer 2 des Entwurfs der Gegen-
äußerung verwiesen. 

Nummer 2 

Abweichend vom Vorschlag des Bundesrates ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die Ergebnisse 
der Solidarpakt-Klausur vom 11. bis 13. März 1993 in 
einem einheitlichen Gesetzgebungsverfahren umge-
setzt werden sollten. Dies gilt auch für die Bereiche 
der Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs, der Finanzhilfen zu Förderung von Investitio-
nen in den neuen Ländern und der Aufstockung des 
Fonds „Deutsche Einheit", für die der Bundesrat 
eigene Gesetzentwürfe eingebracht hat (vgl. BR-
Drucksachen 163/93 — Beschluß —, 161/93 — Be-
schluß — und 134/93 — Beschluß —). Hierzu legt die 
Bundesregierung Formulierungshilfen vor (Anhang), 
die unter weitgehender Einbeziehung der vom Bun-
desrat am 26. März 1993 beschlossenen Gesetzent-
würfe und Entschließungen die Ergebnisse der Soli-
darpakt-Klausur in der Form einer Neufassung der 
Artikel 35, 36, 36a, 37 und 38 des FKP-Gesetzentwurfs 
umsetzen. Sie be trachtet damit die Gesetzentwürfe 
des Bundesrates in der Sache für erledigt. 

Dieser Weg ist auch deshalb erforderlich, weil die 
Vorstellungen des Bundesrates zur Umsetzung der 
Solidarpakt-Klausur bisher in wesentlichen Teilen 
nicht die für einen Gesetzesbeschluß erforderliche 
redaktionelle Ausgestaltung gefunden haben. Die 
Formulierungshilfen tragen zugleich der auch vom 
Bundesrat gesehenen Notwendigkeit Rechnung, das 
Finanzausgleichsgesetz in bereinigter Form neuzu-
fassen (vgl. Artikel 3 in BR-Drucksache 163/93 — Be-
schluß —). 

Zu den in der Solidarpakt-Klausur nicht bzw. nicht 
abschließend behandelten Fragenbereichen enthal

-

ten die Formulierungshilfen in folgenden Punkten 

Präzisierungen, die von den Vorstellungen des Bun-
desrates zum Teil nicht nur in redaktioneller Hinsicht 
abweichen: 

1. Volumen der Bundesergänzungszuweisungen für 
1994 (Artikel 35 FKPG-E) 

Abweichend vom Votum des Bundesrates wird in der 
Formulierungshilfe zu Artikel 35 FKPG-E das Gesamt-
volumen der den alten Ländern zufließenden Bundes-
ergänzungszuweisungen für 1994 auf 2 v. H. des 
Umsatzsteueraufkommens im bisherigen Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland abzüglich 0,6 Mrd. DM 
festgelegt. Zusätzlich sind als Sanierungshilfen 
zugunsten der Länder Bremen und Saarl and Sonder-
Bundesergänzungszuweisungen in Höhe von 3,4 Mrd. 
DM vorgesehen. 

Der Minderungsbetrag von 0,6 Mrd. DM ergibt sich 
zum einen daraus, daß die bisherigen Haushaltsnotla-
gen-Vorabbeträge von insgesamt 0,3 Mrd. DM an die 
Länder Bremen und Saarland ab 1994 durch die neuen 
Sanierungshilfen ersetzt werden. Zum anderen ist das 
nach Abzug der Vorabbeträge verbleibende Volumen 
der nach Fehlbetragsgesichtspunkten verteilten Bun-
desergänzungszuweisungen um weitere 0,3 Mrd. DM 
zu vermindern, um zu vermeiden, daß die Finanzkraft 
finanzschwacher alter Länder unter Verletzung des 
verfassungsrechtlichen Nivellierungsverbots über die 
länderdurchschnittliche Finanzkraft hinaus angeho-
ben wird. 

2. Neugestaltung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs ab 1995 (Artikel 36 FKPG-E) 

a) Anpassungen zur Umsetzung der im 
Solidarpakt-Kompromiß vereinbarten 
Gesamtbelastungswirkungen 

In der Formulierungshilfe zu Artikel 36 FKPG-E wird 
vorgeschlagen, die im Solidarpakt-Kompromiß für das 
Jahr 1995 neben den Gesamtleistungen von 55,8 Mrd. 
DM an  die neuen Länder vereinbarte Gesamtbela-
stung des Bundes von 51,0 Mrd. DM und den Trans-
ferbeitrag der alten Länder von 16,8 Mrd. DM auf die 
Weise zu erreichen, daß die Sonderbedarfs-Bundeser-
gänzungszuweisungen nach § 11 Abs. 4 FAG zugun-
sten der neuen Länder auf 14,9 Mrd. DM und der 
Länderanteil an der Umsatzsteuer nach § 1 Abs. 1 FAG 
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auf 42,5 v. H. festgesetzt werden. Da der Gesetzent-
wurf des Bundesrates in der Fassung der Entschlie-
ßung in Anlage 2 der BR-Drucksache 163/93 — Be-
schluß — zu einer von diesen Kernelementen des 
Solidarpakt-Kompromisses abweichenden Verteilung 
der Gesamtbelastung führt, bedarf er einer entspre-
chenden Anpassung, um — wie vereinbart — die 
politisch gewollten Gesamtwirkungen auf der Grund-
lage des Ländermodells zum Finanzausgleich zu 
erreichen. Die Bundesregierung ist bereit, im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren ggf. von den Ländern 
gewünschte alte rnative Lösungen zu prüfen, bei 
denen die vorerwähnten Gesamtwirkungen gewahrt 
bleiben. 

b) Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen 
„Kosten politischer Führung" und 
Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen 

Die Bundesregierung kommt mit der Formulierungs-
hilfe zu § 11 Abs. 3 FAG dem Wunsch der Länder 
entgegen, das Instrument der Sonderbedarfs-Bundes-
ergänzungszuweisungen zum Ausgleich der überpro-
portionalen Belastung kleinerer finanzschwacher 
Länder mit Kosten politischer Führung zu erhalten. 
Sie schlägt jedoch vor, diese Zuweisungen auf den 
Gesamtbetrag von 700 Mio. DM festzusetzen und 
diesen Be trag auf die einzelnen Länder unter Beach-
tung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfGE 72, 330 [405]; 86, 148 [274]) in der 
Weise zu verteilen, daß die Be träge mit zunehmender 
Einwohnerzahl abnehmen. Die im Gesetzentwurf des 
Bundesrates vorgesehene Zunahme der Zuweisungen 
mit der Bevölkerungszahl widersp richt dem Grundge-
danken der Berücksichtigung dieses Sonderbedarfs 
und wäre mit dem föderativen Gleichbehandlungs-
grundsatz nicht zu vereinbaren. 

Um bei Aufrechterhaltung von Sonderbedarfs-Bun-
desergänzungszuweisungen „Kosten politischer Füh-
rung" die im Solidarpakt-Kompromiß vereinbarte 
Gesamtbelastung von 51 Mrd. DM für den Bund in 
1995 nicht zu überschreiten, hält es die Bundesregie-
rung für erforderlich, das Volumen der Fehlbetrags

-

Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 Abs. 2 
FAG entsprechend herabzusetzen. Die vereinbarten 
Gesamtwirkungen bleiben gewahrt, wenn die Fehl-
betrags-Bundesergänzungszuweisungen in Höhe von 
80 v. H. der nach Durchführung des Länderfinanzaus-
gleichs verbleibenden Fehlbeträge der Finanzkraft 
finanzschwacher Länder zur länderdurchschnittli-
chen Finanzkraft (= Ausgleichsmeßzahl) bemessen 
werden. 

c) Befristete und degressive Ausgestaltung der 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen 
an  neue Länder 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates (vgl. BR

-

Drucksache 163/93 — Beschluß — Artikel I Nr. 7 [ § 11 
Abs. 4 FAG]) hält die Bundesregierung auch aus 
verfassungsrechtlichen Gründen daran fest, daß die 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen an 

 die neuen Lander auf zehn Jahre zu befristen und über 

diesen Zeitraum linear degressiv vollständig abzu-
bauen sind. Die vom Bundesrat vorgeschlagene unbe-
fristete Gewährung unverminderter Zuweisungen 
würde dem Übergangscharakter dieser Leistungen 
nicht gerecht. Es handelt sich hier um ein Ausnah-
meinstrument, dessen Rechtfertigung mit zunehmen-
der Normalisierung der Wirtschafts- und Finanzlage 
der neuen Länder abnimmt. 

d) Verteilung der Länderbeiträge zu den 
Annuitäten des Fonds „Deutsche Einheit" 
ab 1995 

Nach geltendem Recht werden die Beiträge der alten 
Länder zu den Schuldendienstzuschüssen an den 
Fonds „Deutsche Einheit" von den einzelnen Ländern 
zu 50 v. H. nach ihrer Einwohnerzahl und zu 50 v. H. 
nach einer auf die Finanzkraftunterschiede mit oder 
ohne diese Belastung abstellenden Differenzrech-
nung getragen (§ 1 Abs. 2 FAG). Die Einführung eines 
gesamtdeutschen Länderfinanzausgleichs macht es 
erforderlich, dieses Verfahren anzupassen. Die Bun-
desregierung schlägt vor, die Länderbeiträge ab 1995 
wie bisher zu 50 v. H. nach der Einwohnerzahl der 
betroffenen Länder und — insoweit neu — zu 50 v. H. 
im Verhältnis ihrer Finanzkraft nach Länderfinanz-
ausgleich aufzuteilen. 

e) Einbeziehung Mecldenburg-Vorpommerns 
in die Hafenlastabgeltung 

Der Bundesrat hat den Deutschen Bundestag gebeten, 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Einbezie-
hung der in Mecklenburg-Vorpommern bestehenden 
Hafenlasten in das Finanzausgleichsgesetz zu prüfen 
(vgl. BR-Drucksache 163/93 — Beschluß —, Anlage 2, 
Nr. II). Die Bundesregierung hält es aus Gründen der 
Gleichbehandlung mit den Ländern Hamburg, Bre-
men und Niedersachsen, deren Hafenlasten nach § 7 
Abs. 3 FAG durch Abgeltungsbeträge von 142 Mio. 
DM, 90 Mio. DM bzw. 18 Mio. DM berücksichtigt 
werden, für geboten, auch Mecklenburg-Vorpom-
mern für die Unterhaltung und Erneuerung des 
Hafens Rostock einen Abgeltungsbetrag zuzuerken-
nen. Nach seiner Größe erscheint ein Abgeltungsbe-
trag von 50 Mio. DM angemessen. Dabei ist zu 
beachten, daß die Berücksichtigung von Sonderbela-
stungen aus der Unterhaltung und Erneuerung von 
Seehäfen nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfGE 86, 148 [236]) aus histori-
schen Gründen eine Ausnahme darstellt und der 
Gesetzgeber weder zu einer genauen Berechnung 
noch zur vollen Abgeltung dieser Sonderbelastung 
verpflichtet ist. 

3. Änderungen des Gemeindefinanzreformgesetzes 
(Artikel 36a FKPG-E) 

Die Bundesregierung stimmt der Übernahme des 
Bundesratsentwurfs für eine Beteiligung der Gemein-
den in den alten Ländern an  der Finanzierung des 
Transferbeitrags der alten gegenüber den neuen 
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Ländern über eine Anhebung der den alten Ländern 
zufließenden Gewerbesteuerumlage zu und schlägt 
vor, den Bundesratsentwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gemeindefinanzreformgesetzes (vgl. BR-
Drucksache 163/93 — Beschluß —, Artikel 2) als 
Artikel 36a in den FKP-Gesetzentwurf aufzunehmen. 
Dabei weist sie jedoch darauf hin, daß es grundsätz-
lich Angelegenheit der jewei ligen Länder ist, durch 
entsprechende Gestaltung des kommunalen Finanz-
ausgleichs eine angemessene Beteiligung ihrer 
Gemeinden an den Landesbelastungen sowie eine 
gleichmäßige Lastenverteilung zwischen den einzel-
nen Gemeinden sicherzustellen. Der in den Formulie-
rungshilfen enthaltene Landesvervielfältiger von 
30 v. H. ist dem Gesetzentwurf des Bundesrates ent-
nommen. Auf die Entschließung des Bundesrates 
hierzu in Anlage 2 Nummer I 4 der BR-Drucksache 
163/93 — Beschluß — wird hingewiesen. Die Bundes-
regierung hält es ferner für erforderlich — insoweit 
abweichend vom Gesetzentwurf des Bundesrates —, 
im Gesetz vorzusehen, daß die Angemessenheit der 
Gemeindebeteiligung über die Gewerbesteuerum-
lage im Jahr 1997 unter Berücksichtigung der auch 
von den Ländern noch für notwendig gehaltenen 
ergänzenden landesgesetzlichen Regelungen über-
prüft wird. 

4. Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost 
(Artikel 37 FKPG-E) 

Die Bundesregierung stimmt den im Bundesratsent-
wurf eines Investitionsförderungsgesetzes Aufbau Ost 
(BR-Drucksache 161/93 — Beschluß —) enthaltenen 
Regelungen weitgehend zu und empfiehlt ihre Über-
nahme als Artikel 37 des FKP-Gesetzentwurfs mit im 
wesentlichen folgenden Änderungen: 

— Abweichend vom Länderentwurf hält die Bundes-
regierung an ihrem ursprünglichen Vorschlag fest, 
die Laufzeit der Finanzhilfen auf zehn Jahre zu 
begrenzen. 

— Im Gesetz ist außerdem in Übereinstimmung mit 
Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Sicherung 
und Strukturverbesserung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I 
S. 2266) klarzustellen, daß die Finanzhilfen nach 
dem Krankenhausinvestitionsprogramm für die 
neuen Länder Bestandteil der Finanzhilfen nach 
dem Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost 
sind. 

— Im Katalog der förderbaren Maßnahmen ist deut-
lich zu machen, daß aus finanzverfassungsrechtli-
chen Gründen (Artikel 104 a Abs. 4 GG) nur für die 
wirtschaftliche Entwicklung bedeutsame Maßnah-
men förderungsfähig sind. Außerdem wird vorge-
schlagen, Maßnahmen zur Förderung von Wissen-
schaft, Forschung und Entwicklung in den Katalog 
zusätzlich aufzunehmen. 

— Das Verbot der Doppelförderung bei nach Arti-
kel 91 a GG förderbaren Maßnahmen ist zu präzi-
sieren, um sicherzustellen, daß das Förderinstru-
ment der Gemeinschaftsaufgabe nicht leerläuft. 

5. Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" in 
1993 und 1994 (Artikel 38 FKPG-E) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates für eine von Bund und alten Ländern finan-
zierte Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" 
(BR-Drucksache 134/93 — Beschluß —) in der Sache 
zu, hält es jedoch für erforderlich, das übereinstim-
mend gewollte Ergebnis über eine mit der Systematik 
des Fondsgesetzes zu vereinbarende Regelung zu 
erreichen. 

Nummer 3 

Auf der Grundlage des MW-Gesetzes führt die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau das MW-Wohnraum-
Modernisierungsprogramm, das allein vom Bund 
finanziert wird, für den Bund durch. Die zinsverbillig-
ten Kredite werden entweder als bankendurchgelei-
tete Kredite oder Direktkredite (Kommunen, kommu-
nale Wohnungsbaugesellschaften) gewährt. Eine for-
male Beteiligung der neuen Länder ist daher nicht 
vorgesehen. Unabhängig davon ist jedoch die Bun-
desregierung bereit, Anregungen der Länder, soweit 
sie nicht den bereits im Rahmen des Föderalen Kon-
solidierungsprogramms beschlossenen Festlegungen 
widersprechen, in ihre Überlegungen mit einzubezie-
hen. 

Nummer 4 

Der Stellungnahme wird zugestimmt. 

Nummer 5 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. Die 
Bundesregierung wird Vorschläge der Länder zu 
einem vereinfachten Verwaltungsverfahren, das die 
Umstellung auf das aktuelle Einkommen unter Erhal-
tung des Sparziels sicherstellt, berücksichtigen. 

Nummer 6 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nummer 7 

Dem Vorschlag kann nur teilweise zugestimmt wer-
den. Die Bundesregierung nimmt  das Bestreben des 
Bundesrates zur Kenntnis, die Vorschrift des § 29 
Abs. 3 WoGG —neu— sowie die Parallelvorschrift des 
§ 18 Abs. 3 WoGSoG — neu — anwendungssicherer zu 
gestalten. Die Formulierung des Satzes 1 wird inso-
weit aufgegriffen. Damit ist klargestellt, daß nur 
tatsächliche Miet- bzw. Belastungssenkungen und 
Einnahmeerhöhungen die Prüfung durch die zustän-
dige Stelle auslösen. 

Die weitergehenden Vorschläge erfordern hingegen 
eine bürgerfreundlichere Ausgestaltung: Den Wohn- 
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geldbeziehern ist insbesondere nicht zuzumuten, alle 
Einnahmeerhöhungen im Verlaufe eines Bewilli-
gungszeitraums mitzuteilen, obwohl nur wesentliche 
Erhöhungen der Einnahmen eine Neuentscheidung 
auslösen sollen. Es wird daher — in Parallelität zu § 29 
Abs. 1 WoGG — an  dem Grenzwert von 15 v. H. 
festgehalten. Dieser wird allerdings nicht auf die zu 
berücksichtigende Miete oder Belastung, sondern auf 
die Ausgangsmiete bzw. -belastung und nicht auf das 
wohngeldrechtlich ermittelte Familieneinkommen, 
sondern auf die Bruttoeinnahmen aller zum Haushalt 
rechnenden Familienmitglieder bezogen. Gleichzei-
tig wird festgelegt, daß die der Wohngeldgewährung 
zugrunde gelegten Mieten/Belastungen und Einnah-
men im Wohngeldbescheid genannt werden müssen. 
Damit wird es für den Wohngeldempfänger einfacher 
zu überprüfen, ob sich seine Miet-/Belastungs- oder 
seine Einnahmesituation entscheidend verbessert 
hat. 

Die Bundesregierung schlägt daher folgende Formu-
lierung vor: 

a) Artikel 7 Nr. 2 Buchstabe b erhält folgende Fas-
sung: 

,b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Hat sich im laufenden Bewilligungszeit-
raum 

1. die Miete oder Belastung so verringert, daß 
sich dadurch die zu berücksichtigende 
Miete oder Belastung um mehr als 15 vom 
Hundert verringert oder haben sich 

2. die Einnahmen so erhöht, daß sich dadurch 
das Familieneinkommen um mehr als 
15 vom Hundert erhöht, 

so ist über die Gewährung von Wohngeld von 
Amts wegen vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse an, bei Änderungen im Laufe 
eines Monats vom auf die Änderung der Ver-
hältnisse folgenden nächsten Ersten eines 
Monats neu zu entscheiden, wenn dies zu 
einem Wegfall oder zu einer Verringerung des 
Wohngeldes führt. 

(4) Der Wohngeldempfänger hat der zustän-
digen Stelle unverzüglich Mitteilung zu ma-
chen, wenn sich im laufenden Bewilligungs-
zeitraum 

1. die monatliche Miete (§ 5) oder die monatli-
che Belastung (§ 6) nicht nur vorübergehend 
um mehr als 15 vom Hundert gegenüber der 
im Wohngeldbescheid genannten Miete 
oder Belastung verringert oder 

2. die monatlichen Einnahmen der zum Haus-
halt rechnenden Familienmitglieder (§ 10) 
nicht nur, vorübergehend um mehr als 
15 vom Hundert gegenüber den im Wohn-
geldbescheid genannten Betrag erhöhen. 

Die zum Haushalt des Wohngeldempfängers 
rechnenden Familienangehörigen sind ver-
pflichtet, ihm Änderungen ihrer Einnahmen 
mitzuteilen. "' 

b) In Artikel 7 wird vor Nummer 1 folgende neue 
Nummer 0 eingefügt: 

,0. § 26 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Der Bewilligungsbescheid muß die in 
§ 29 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Beträge 
ausweisen und eine Belehrung über die Mittei-
lungspflicht nach § 29 Abs. 4 Satz 1 und § 30 
Abs. 1 Satz 2 enthalten. Er soll eine Belehrung 
darüber enthalten, daß der Antrag auf Wohn-
geld für die Zeit nach Ablauf des Bewilligungs-
zeitraums wiederholt werden kann." ' 

c) In Artikel 7 Nr. 5 wird in § 43 Abs. 1 WoGG — neu—
der Bezug auf „§ 29 Abs. 3 Satz 2" durch „§ 29 
Abs. 4 Satz 1" ersetzt. 

d) Artikel 8 Nr. 4 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

,b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Hat sich im laufenden Bewilligungszeit-
raum 

1. die Miete oder Belastung so verringert, daß 
sich dadurch die zu berücksichtigende 
Miete oder Belastung um mehr als 15 v. H. 
verringert oder haben sich 

2. die Einkünfte, Einnahmen, Leistungen, Ren-
ten, Bezüge und Unterhaltszahlungen (§ 9 
mit den Anlagen 6 bis 8) so erhöht, daß sich 
dadurch das Familieneinkommen um mehr 
als 15 vom Hundert erhöht, 

so ist über die Gewährung von Wohngeld von 
Amts wegen vom Zeitpunkt der Änderung der 
Verhältnisse an, bei Änderungen im Laufe 
eines Monats vom auf die Änderung der Ver-
hältnisse folgenden nächsten Ersten eines 
Monats neu zu entscheiden, wenn dies zu 
einem Wegfall oder zu einer Verringerung des 
Wohngeldes führt. 

(4) Der Wohngeldempfänger hat der zustän-
digen Stelle unverzüglich Mitteilung zu ma-
chen, wenn sich im laufenden Bewilligungs-
zeitraum 

1. die monatliche Miete (§ 5) oder die monatli-
che Belastung (§ 6) nicht nur vorübergehend 
um mehr als 15 v. H. gegenüber der im 
Wohngeldbescheid genannten Miete oder 
Belastung verringert oder 

2. die monatlichen Einkünfte, Einnahmen, Lei-
stungen, Renten, Bezüge und Unterhalts-
zahlungen der zum Haushalt rechnenden 
Familienmitglieder (§ 9 mit den Anlagen 6 
bis 8) nicht nur vorübergehend um mehr als 
15 v. H. gegenüber den im Wohngeldbe-
scheid genannten Einnahmen erhöhen. 

Die zum Haushalt des Wohngeldempfängers 
rechnenden Familienangehörigen sind ver-
pflichtet, ihm Änderungen ihrer Einkommens-
situation nach Satz 1 Nr. 2 mitzuteilen." ' 
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e) In Artikel 8 wird folgende neue Nummer 2a 
eingefügt: 

,2 a. § 15 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Bewilligungsbescheid muß die in 
§ 18 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten 
Beträge ausweisen und eine Belehrung über 
die Mitteilungspflicht nach § 18 Abs. 4 Satz 1 
und § 19 Abs. 1 Satz 2 enthalten. Er soll eine 
Belehrung darüber enthalten, daß der Antrag 
auf Wohngeld für die Zeit nach Ablauf des 
Bewilligungszeitraums wiederholt werden 
kann. " ' 

f) In Artikel 8 Nr. 9 wird in § 29 Abs. 1 WoGSoG 
— neu — der Bezug auf „ § 18 Abs. 3 Satz 2" durch 
„§ 18 Abs. 4 Satz 1" ersetzt. 

Nummer 8 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Kosten und Verwal-
tungsaufwand, um alle Wohngeldempfänger laufen-
der Bewilligungsbescheide auf die Gesetzesänderun-
gen und die damit verbundenen Mitteilungspflichten 
hinzuweisen, übersteigen vermutlich den Einspar-
effekt. 

Nummer 9 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Nummer 10 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Nummer 11 

Dem Anliegen des Bundesrates wird durch seine 
eigenen Formulierungen sowie durch die ergänzen-
den Formulierungsvorschläge in der Gegenäußerung 
der Bundesregierung Rechnung ge tragen. 

Nummer 12 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nummer 13 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Nummer 14 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nummer 15 

Die Bundesregierung hält an  der in Artikel 9 Nr. 7 
Buchstabe a (§ 22 Abs. 3 BSHG) vorgesehenen Neu

-

definitionen des Lohnabstandsgebots fest. Auch die 

Kommunalen Spitzenverbände sind übereinstim-
mend mit der von der Bundesregierung vorgeschlage-
nen Regelung einverstanden. 

Die Bundesregierung und die Kommunalen Spitzen-
verbände weisen darauf hin, daß eine weitergehende 
Überprüfung der Abstandsproblematik im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens zeitlich nicht möglich 
ist, weil das hierfür erforderliche Instrumentarium 
derzeit nicht zur Verfügung steht. Die Kommunalen 
Spitzenverbände sprechen sich in diesem Zusammen-
hang für die alsbaldige — kostenneutrale — Errich-
tung eines wissenschaftlichen Ins tituts für Sozialhilfe- 
und Lebenslagenforschung aus. 

Nummer 16 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. Auch 
die Kommunalen Spitzenverbände sprechen sich 
übereinstimmend für eine vorübergehende prozen-
tuale Begrenzung des Anstiegs der Regelsätze auf der 
Grundlage des Regierungsentwurfs aus. 

Eine — auch nur vorübergehende — Anbindung des 
Anstiegs der Regelsätze an  die Nettolohnentwicklung 
wäre eine grundlegende Abkehr von dem erst in den 
letzten Jahren eingeführten Bedarfsbemessungssy-
stem (Statistikmodell), für dessen Anwendung die 
Länder zuständig sind. Eine solche strukturelle Ände-
rung des bestehenden Systems bedürfte eingehender 
Untersuchungen, die im übrigen regionale Besonder-
heiten zu berücksichtigen hätten. Angesichts der zu 
erwartenden Lohnzuwächse in den neuen Bundeslän-
dern, deren Regelsätze bereits jetzt bei etwa 96 v. H. 
des Westniveaus liegen, würde eine Anpassung an die 
Nettolohnentwicklung kurzfristig zu höheren Regel-
sätzen als in Westdeutschland führen. Dies wäre nicht 
vertretbar. 

Im übrigen wäre nicht sichergestellt, daß mit der 
Anbindung der Regelsätze an die Nettolöhne das 
festgelegte Einsparvolumen erzielt wird. 

In bezug auf den Zeitraum der Anpassung würde die 
Bundesregierung dem Anliegen der Länder insoweit 
Rechnung tragen, als aus verwaltungsökonomischen 
Gründen statt der vierteljährlichen eine halbjährliche 
Anpassung der Regelsätze erfolgt. 

Nummer 17 

Der Vorschlag wird noch im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren geprüft. 

Nummer 18 

Der Vorschlag wird noch im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren geprüft. 

Nummer 19 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
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Nummer 20 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nummer 21 und Nummer 22 

Die Vorschläge widersprechen dem Ergebnis des 
Gesprächs der Arbeitsgruppe der Länderfinanzmini-
ster mit dem Bundesminister am 30. März 1993. 
Alternativen sind in der Klausur-Tagung und in den 
Arbeitsgruppensitzungen intensiv geprüft worden. 

Nummer 23 

Dem Vorschlag kann nur teilweise zugestimmt wer-
den. 

Der Bundesrat beruft sich zu Recht auf den in der mit 
Abschlußvollmacht versehenen Arbeitsgruppe des 
Bundesfinanzministers und der vier Länderfinanzmi-
nister unter Beteiligung von Vertretern der Bundes-
tagsfraktionen ge troffenen Beschluß vom 30. März 
1993. Danach bestand Einvernehmen, die Einnahme-
überschüsse des Treuhandsondervermögens nicht an 
den Bundeshaushalt abzuführen, sondern im Rahmen 
einer erweiterten Zweckbestimmung (z. B. Bergarbei-
terwohnungsbau in neuen Bundesländern, Woh-
nungsbau in Ballungsgebieten) weiterhin für den 
Wohnungsbau einzusetzen. 

Der Vorrang der neuen Bundesländer bei der Zutei-
lung von Bundestreuhandmitteln ist in diesem 
Beschluß nicht ausdrücklich geregelt. Ein entspre-
chender Schwerpunkt könnte sich nur aus der Zielset-
zung des Gesetzentwurfs ergeben, den Aufbau in den 
neuen Ländern langfristig zu sichern. Die Bundesre-
gierung schließt sich jedoch insoweit der Auffassung 
des Bundesrates an  und verzichtet auf eine derar tige 
Festlegung. Andererseits ist nach der geänderten 
Zweckbestimmung auch eine Begrenzung der Ver-
wendung von Bundestreuhandmitteln nur für Zwecke 
des Bergarbeiterwohnungsbaus nicht gewollt. 

Der von der Arbeitsgruppe ge troffenen Entscheidung 
sollte dann auch in diesem Punkt Rechnung ge tragen 
werden. 

Die Bundesregierung schlägt daher folgende Formu-
lierung vor: 

Artikel 18 

Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 

im Kohlenbergbau 
(Viertes Bergarbeiterwohnungsbauänderungsgesetz 

— 4. BergArbWoBauÄndG 

§ 1 

Änderung des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh-
nungsbaues im Kohlenbergbau in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. Mai 1957 (BGBl. I S. 418), 
zuletzt geändert durch Artikel 53 des Gesetzes vom 

18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 ist nach dem Wort  „Maßnahmen" 
folgendes einzufügen: 

„sowie für andere Zwecke des Wohnungsbaues, 
namentlich für besondere Wohnungsbaupro-
gramme. 

2. § 2 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Anteil der für den Bergarbeiterwohnungs-
bau bestimmten Treuhandmittel ist so einzuset-
zen, daß durch den Bau der Bergarbeiterwohnun-
gen möglichst viele Arbeitnehmer im Kohlen-
bergbau mit dem Grund und Boden verbunden 
werden. " 

3. In § 2a wird die Überschrift wie folgt gefaßt: 

„Einsatz der für den Bergarbeiterwohnungsbau 
bestimmten Treuhandmittel". 

4. § 2a Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Aus den für den Bergarbeiterwohnungsbau 
bestimmten Mitteln des Treuhandvermögens 
werden Darlehen für den Bau von Bergarbeiter-
wohnungen gewährt." 

5. Im § 5 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
 „Mietwohnungen" die Worte „für Bergarbeiter" 

eingefügt. 

6. Im § 5 Abs. 2 werden nach dem Wort „Treuhand-
vermögens" die Worte „für den Bergarbeiterwoh-
nungsbau, die eingesetzt werden" eingefügt. 

7. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 

Aufteilung der Treuhandmittel 

Das Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau entscheidet nach Anhö-
rung der für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungs-
wesen zuständigen Obersten Landesbehörden 
über die Höhe des Anteils der Treuhandmittel, die 
für Zwecke des Bergarbeiterwohnungsbaus und 
für andere Zwecke des Wohnungsbaus zu ver-
wenden sind." 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 wird Buchstabe a wie folgt gefaßt: 

„a) die Verteilung der für den Bergarbeiterwoh-
nungsbau bestimmten Treuhandmittel auf 
die Kohlenbezirke, auch in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet;". 

Der bisherige Absatz 2 wird letzter Satz von 
Absatz 1. 

Folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Das Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau kann die Verteilung der 
für andere Zwecke des Wohnungsbaus bestimm-
ten Mittel mit Auflagen, insbesondere hinsichtlich 
des Verwendungszwecks, der Sicherung und der 
Zins- und Tilgungsbedingungen, verbinden." 
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9. § 12 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau stellt den für den Bergarbei-
terwohnungsbau bestimmten Teil der Treuhand-
mittel den von ihm mit der treuhänderischen 
Verwaltung beauftragten Stellen (Treuhandstel-
len) zur Verfügung." 

10. § 14 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Bezirksausschuß stellt für den Kohlenbezirk 
einen Plan  für den örtlichen Einsatz des für den 
Bergarbeiterwohnungsbau bestimmten Teils des 
Treuhandvermögens auf." 

11. § 15 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Über die Anträge der Bauherren auf Bewilligung 
der für den Bergarbeiterwohnungsbau bestimm-
ten Treuhandmittel entscheidet nach dem vom 
Bezirksausschuß aufgestellten Plan eine einzige 
Bewilligungsstelle innerhalb des Kohlenbe-
zirks. " 

12. § 16 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Treuhandstelle führt die Entscheidungen 
der Bewilligungsstelle, durch die die für den 
Bergarbeiterwohnungsbau bestimmten Treu-
handmittel gemäß §§ 2 und 2a bewilligt sind, 
aus." 

13. § 24 a erhält folgende Fassung: 

§ 24a 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme der Bestim-
mungen über die Verwendung der Mittel für 
andere Zwecke des Wohnungsbaus nicht im Saar-
land."  

§2 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 Nr. 13 im 
Saarland. 

Begründung 

Die Treuhandmittel sollen künftig nicht nur auf die 
Verwendung für die alten Bundesländer beschränkt 
sein. Außerdem ist die Zielsetzung des Einsatzes des 
Treuhandvermögens nicht nur auf Maßnahmen des 
Bergarbeiterwohnungsbaus zu begrenzen, sondern 
auch für Wohnungsbaumaßnahmen schlechthin zu 
verwenden. 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der Ver-
wirklichung dieser neuen Zielsetzung. 

Nummer 24 

Die Bundesregierung hält auch nach erneuter Über-
prüfung an Artikel 20 fest. Mit den dort vorgesehenen 
Ergänzungen der HOAI wird den Vertragsparteien 
die Möglichkeit eröffnet, Vereinbarungen zu treffen, 
die speziell auf Baukostensenkung zielen. Dieser in 

der gegenwärtigen Finanz- und Konjunkturlage wich-
tige neue Ansatz bedarf der schnellen Realisie-
rung. 

Ob und wie Honorar-Anreize für eine wirtschaft liche 
und sparsame Bauausführung eingeführt werden 
können, ist bereits seit einem Jahrzehnt intensiv 
erörtert worden. Hierzu ist auch das in der Entschlie-
ßung des Bundesrates erwähnte Gutachten des Ifo-
Instituts für Wirtschaftsforschung erstellt worden. 
Artikel 20 beruht auf den Ergebnissen dieser Diskus-
sion. Zu Details der Regelung wird auf die Begrün-
dung zu Artikel 20 verwiesen. Zu dem in der Ent-
schließung des Bundesrates beanstandeten Fehlen 
einer gesetzlichen Ermächtigung für Artikel 20 ist zu 
bemerken, daß sich die Frage einer gesetzlichen 
Ermächtigung hier nicht stellt, da es sich bei Artikel 20 
um ein Gesetz und nicht um eine Verordnung handelt. 
Im übrigen sind die Regelungen des Artikels 20 nach 
Auffassung der Bundesregierung mit dem System der 
HOAI vereinbar. 

Auf die Entschließung des Bundesrates vom 16. März 
1984 hin hat sich die unter a) dargestellte jahrelange 
Diskussion um Honorar-Anreize für eine wirtschaftli-
che und sparsame Bauausführung ergeben. Artikel 20 
führt nunmehr solche Honoraranreize ein. Ein weite-
rer Handlungsbedarf besteht derzeit nicht. Die Bun-
desregierung wird die praktischen Erfahrungen mit 
den neuen Vorschriften verfolgen. 

Die laufenden Arbeiten an einer 5. Novelle der HOAI 
sind von den Regelungen des Artikels 20 unabhängig. 
Wichtigster Punkt der 5. HOAI-Novelle ist die erstma-
lige allgemeine Überprüfung der Honorare für Archi-
tekten und Ingenieure seit Einführung der Honorarta-
feln. 

Nummer 25 

Im Hinblick auf die besondere Situa tion in den neuen 
Ländern hat die Bundesregierung gegen den Vor-
schlag keine grundsätzlichen Bedenken. 

Nummer 26 

Nach den Ergebnissen der Klausur-Tagung des Bun-
deskanzlers mit den Regierungschefs der Länder 
sowie den Partei- und Fraktionsvorsitzenden vom 11. 
bis 13. März 1993 besteht Einvernehmen darüber, daß 
bei der Einführung eines Solidaritätszuschlags in 
Höhe von 7,5 v. H. ab 1. Januar 1995 eine über den 
Grundfreibetrag hinausgehende soziale Komponente 
vorgesehen wird. Dabei besteht Einigkeit, daß dem 
Bund im Ergebnis insgesamt 28 Mrd. DM zusätzlich 
zur Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung wird die Umsetzung dieser 
Vereinbarung im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
prüfen. 
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Nummer 27 

zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auf die Regelung, „und hierüber einen rechtswirksa-
men Kreditvertrag abgeschlossen haben „  kann allein 
aus faktischen Gründen nicht verzichtet werden. Die 
Struktur der Wohnungswirtschaft hat sich seit der 
Wiedervereinigung teilweise erheblich verändert. In 
vielen Fällen ist eine Aufteilung der Wohnungsunter-
nehmen auf einzelne Gemeinden erfolgt. Schon dies 
macht den Abschluß neuer Kreditverträge erforder-
lich. 

Hinzu kommt, daß es gemäß Artikel 22 Abs. 4 des 
Einigungsvertrages Aufgabe der Gemeinden ist, den 
kommunalen Wohnungsbestand in das Eigentum 
marktwirtschaftlich organisierter Wohnungsunter-
nehmen zu überführen. Sofern dies geschehen ist, 
sind der bisherige und der neue Gläubiger der Altver-
bindlichkeiten nicht mehr identisch, so daß der 
Abschluß neuer Kreditvereinbarungen in diesen Fäl-
len zwingend ist. 

Besteht ein rechtswirksamer Kreditvertrag zwischen 
Gläubiger und Schuldner, so kann dieser unverändert 
aufrechterhalten werden. Es muß aber gewährleistet 
sein, daß die Wohnungsunternehmen nach der Teil-
entschuldung ab Mitte 1995 mit ihrem verbleibenden 
Schuldenstand nicht an  ein bestimmtes Kreditinstitut 
gebunden sind, sondern die Möglichkeit zur freien 
Wahl einer Geschäftsbank haben, die die aus ihrer 
Sicht günstigsten Konditionen bietet. 

zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

zu c) 

Die Bundesregierung wird die Frage prüfen. Sie ist um 
eine befriedigende Lösung bemüht. 

zu d) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Interessen der Länder sind durch ihre Beteiligung 
im Lenkungsausschuß (vgl. § 10) hinreichend 
gewahrt. Darüber hinaus würde die vorgeschlagene 
Regelung einen erhöhten Verwaltungsaufwand bein-
halten, der mit Blick auf die ohnehin bindende Rück-
erstattungspflicht nicht vertretbar ist. 

zu e) 

Dem Vorschlag wird in dieser Form nicht zuge-
stimmt. 

Der Bund schlägt jedoch zu § 10 Abs. 3 Satz 3 vor, vor 
dem Wort  „bestellt" die Worte „im Einvernehmen" 

einzufügen. Hierdurch wird den Interessen der Län-
der angemessen Rechnung getragen. 

zu f) 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt. 

Die Bundesregierung hat Verständnis für das Anlie-
gen der Länder, im Zusammenhang mit der Altschul-
denhilferegelung Vorschriften über Belegungsbin-
dungen der begünstigten Wohnungsbestände zu 
erlassen, die stärker auf die regionale Wohnungs-
marktsituation zugeschnitten sind, konkrete Maßga-
ben für entsprechende landesrechtliche Vorschriften 
dienen auch der Rechts- und Planungssicherheit der 
Wohnungsunternehmen in bezug auf das erforderli-
che Unternehmenskonzept (§ 4 Abs. 4). 

Der Bund kann indessen auf eine nach dem Eini-
gungsvertrag (Anlage II Kap. XIV Abschn. III Buch-
stabe b) vorbehaltene ländereinheitliche Folgerege-
lung für das am 31. Dezember 1995 außer Kraft 
tretende Belegungsrechtsgesetz nur verzichten, wenn 
über den Vorschlag des Bundesrates hinaus be-
stimmte Bindungen näher konkretisiert werden: 

1. Für den Fall, daß die Länder von der Ermächtigung 
Gebrauch machen, sind Regelungen zu den Einzel-
maßgaben der Ermächtigungsnorm zu treffen. 

2. Auch in Gebieten, „in denen die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen 
zu angemessenen Bedingungen — nicht — beson-
ders gefährdet ist" , sind die Gemeinden auf Bele-
gungsrechte angewiesen; in solchen Regionen 
kann indessen der am jewei ligen Grad der Wohn-
raumversorgung der Bevölkerung orientierte An-
teil der gebundenen Bestände geringer sein als in 
sog. Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf. 

3. Für die Regelung ist eine Mindestlaufzeit von zehn 
Jahren erforderlich; für eine gleichlange Folge-
regelung sollten die Länder eine Ermächtigung 
erhalten, deren Inanspruchnahme u. a. vom Um-
fang der zwischenzeitlich geförderten Sozialwoh-
nungsbestände oder dem Erwerb von Belegungs-
rechten aus dem Bestand abhängt. 

4. Die wesentlichen — für die Belegungsbindungen 
einschlägigen — Vorschriften des Wohnungsbin-
dungsgesetzes einschließlich der Sanktionsvor-
schriften bei Verstößen gegen die Bindungen fin-
den entsprechende Anwendung. 

Der vorgeschlagene Absatz 2 des § 11 sollte daher 
folgende Fassung erhalten: 

„ (2) Die Länder werden ermächtigt, durch landes-
rechtliche Vorschriften für die Zeit nach dem Außer-
krafttreten des Belegungsrechtsgesetzes Vorschriften 
über Belegungsbindungen für Wohnungen der Woh-
nungsunternehmen zu erlassen, denen Altschulden-
hilfen (§§ 4 und 6) gewährt werden. Dabei sind nähere 
Vorschriften zu erlassen über 

1. die Geltung während der Zeit vom 1. Januar 1996 
bis 31. Dezember 2003, längstens bis 31. Dezember 
2013, 
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2. die Festlegung eines nach den jeweiligen örtlichen 
Wohnungsmarktverhältnissen zur angemessenen 
Versorgung der Bevölkerung erforderlichen An-
teils von bis zu 50 v. H. der Wohnungen nach 
Satz 1, 

3. die entsprechende Anwendung der §§ 2 bis 7, 12, 
18, 19 bis 21, 24 bis 27 und 29 des Wohnungsbin-
dungsgesetzes, 

4. eine zulässige Überschreitung der in § 25 Abs. 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes bestimmten Ein-
kommensgrenze um bis zu 60 v. H. 

Die nach § 5 privatisierten oder veräußerten und die 
nach dem Vermögensgesetz rückgegebenen oder 
rückübertragenen Wohnungen unterliegen nicht den 
Belegungsbindungen." 

Nummer 28 

zu c) 1. Spiegelstrich 

Am 31. Dezember 1993 endet das Schuldenmorato-
rium für die kommunalen und genossenschaftlichen 
Wohnungsunternehmen in den neuen Bundeslän-
dern. Ihr Schuldenstand wird sich zum 1. Januar 1994 
auf ca. 51 Mrd. DM belaufen. 

Insgesamt verfügt diese Schuldnergruppe über einen 
Bestand von ca. 3,5 Mio. Wohnungen. Davon haben 
ca. 2,7 Mio. bei der Berechnung des Teilentlastungs-
betrages Berücksichtigung gefunden. Die restlichen 
Wohnungen sind entweder restitutionsbehaftet, be-
finden sich in staatlicher Verwaltung oder stehen im 
Eigentum von Wohnungsunternehmen mit geringen 
Altverbindlichkeiten. Ein gewisser Prozentsatz der 
ausgewiesenen Wohnungen muß schließlich als nicht 
mehr bewohnbar aus dem Bestand herausgenommen 
werden. 

Ferner ist bei der Berechnung eine durchschnittliche 
Wohnungsgröße von 57 m2  zugrunde gelegt. 

Das Altschuldenhilfe-Gesetz sieht eine Teilentschul-
dung auf 150 DM/m2  vor. Dies führt dazu, daß nach 
der Kappung auf jeder der 2,7 Mio. Wohnungen im 
Durchschnitt nur noch Altverbindlichkeiten in Höhe 
bis zu 8 500 DM lasten. Insgesamt verbleiben nach der 
Teilentschuldung ca. 23,5 Mrd. DM zu Lasten der 
Unternehmen, d. h. der Erblastentilgungsfonds über-
nimmt ca. 27,5 bis 28 Mrd. DM — also über die Hälfte 
der Altschulden. 

Im Falle der sog. „Wendewohnungen" stellt sich die 
Berechnungsgrundlage wie folgt dar: 

Insgesamt konnten aufgrund der Bürgschaftsüber-
nahmen durch Bund und Länder rd. 50 000 vor dem 
3. Oktober 1990 begonnene Mietwohnungsbauvorha-
ben fertiggestellt werden. Der Schuldenstand be trägt 
einschließlich aufgelaufener Zinsen ca. 5,6 Mrd. DM. 
Bei den „Wendewohnungen" mit höherem Schulden-
stand handelt es sich um qualitativ hochwertige Woh-
nungen, für die auf längere Sicht kein Sanierungs- 
und Modernisierungsaufwand entsteht. Es ist daher 
gerechtfertigt, für die Kappung einen Höchstbetrag 
der Kreditbelastung (1 000 DM/m2) zugrunde zu le

-

gen. Ausgehend von diesem Be trag erfolgt die auf 
Unternehmensbasis vorgesehene Kappung auf 
150 DM/m2  Wohnfläche. 

Sofern einzelne Unternehmen über einen überdurch-
schnittlichen Bestand an „Wendewohnungen" inner-
halb ihres Gesamtbestandes verfügen, dessen Rest-
verpflichtungen nachweislich ihre wirtschaft liche Exi-
stenz gefährden, sieht das Gesetz die Möglichkeit der 
Festsetzung eines höheren entlastungsfähigen Be-
trags vor. 

Insgesamt umfaßt die Teilentlastung einschließlich 
Härteregelung bei den „Wendewohnungen" einen 
Betrag von ca. 3 Mrd. DM. 

Eine „Härtefallklausel" ist auch im Falle der p rivaten 
Vermieter von Wohnraum vorgesehen. Die Altver-
bindlichkeiten dieser Gruppe werden Ende 1993 ca. 
3 Mrd. DM betragen. 

Die Zahl der Fälle, in denen die Altschulden einen 
Betrag von 150 DM/m2  überschreiten, ist sehr gering. 
Um jedoch in diesen Einzelfällen Härten zu vermei-
den, kann auch p rivaten Vermietern eine Teilentla-
stung gewährt werden. Voraussetzung ist, daß der 
Nachweis einer erheblichen Beeinträchtigung der 
Wirtschaftlichkeit des Hausbesitzes erbracht wird. 

Der vorgegebene Entlastungsbetrag in Höhe von 
31 Mrd. DM wird mit der von der Bundesregierung 
vorgesehenen Regelung voll in Anspruch genom-
men. 

zu c) 2. Spiegelstrich 

Mit den Altschuldenhilfen wird eine unternehmens-
bezogene Entlastung gewährt, bei der sich die entla-
stungsfähigen Altverbindlichkeiten aus den vor dem 
30. Juni 1990 aufgenommenen Krediten und eines auf 
1 000 DM/m2  Wohnfläche begrenzten Betrages für die 
nach dem 30. Juni 1990 ausgereichten Kredite erge-
ben. Bei den „Wendewohnungen" , handelt es sich um 
Wohnungen, die gegenüber dem Altbestand überwie-
gend deutlich besser ausgestattet sind und damit auch 
künftig eine bessere Vermietungsmöglichkeit eröff-
nen. Ihr Anteil am Gesamtbestand der Wohnungsun-
ternehmen mit „Wendewohnungen" liegt unter 
6 v. H., so daß es im allgemeinen vertretbar ist, die 
Wohnungsunternehmen mit den 1 000 DM überstei-
genden Kreditbeträgen zu belasten. Eine Entlastung 
entsprechend den Vorschlägen des Bundesrates 
würde zu deutlich höheren Mehrbelastungen des 
Erblastentilgungsfonds führen, so daß der Plafond von 
31 Mrd. DM überschritten würde. 

Angesichts der unterschiedlichen Verhältnisse bei 
den Unternehmen mit „Wendewohnungen" (Anteil 
am Gesamtbestand, Kreditbelastung je m 2  Wohn-
fläche) ist daher die vorgesehene Begrenzung auf 
1 000 DM/m2  Wohnfläche in Verbindung mit der 
Härtefallregelung eine wirtschaft lich vertretbare, 
dem Einzelfall gerecht werdende Lösung. 
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zu c) 3. Spiegelstrich 

Zu dem Prüfungsantrag ist zu bemerken, daß die 
Kosten der Zinshilfe vom Bund und den neuen Län-
dern gemeinsam getragen werden (vgl. § 7). Somit 
haben nach Artikel 30 Grundgesetz die Länder grund-
sätzlich die Verwaltungskompetenz für alle mit der 
Gewährung der Zinshilfe zusammenhängenden Auf-
gaben. Allerdings sieht § 10 Abs. 2 aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung und der Verfahrensöko-
nomie vor, daß das jeweilige Land die Entscheidungs-
befugnis insoweit auf die für die Gewährung der 
Teilentlastung zuständige Stelle übertragen kann. 
Dadurch soll erreicht werden, daß die Entscheidun-
gen über Teilentlastung und Zinshilfe von nur einer 
Stelle getroffen werden. 

Die Gewährung der Teilentlastung und aller damit 
zusammenhängenden Aufgaben ist dagegen aus-
schließlich Angelegenheit des Bundes, da er hierfür 
sämtliche Finanzmittel zur Verfügung stellt und ihm 
die Gesetzgebungskompetenz zusteht (vgl. auch Arti-
kel 87 Abs. 3 Grundgesetz). Die Beteiligung der 
Länder ist durch die Bildung des einvernehmlich von 
Bund und Ländern zu besetzenden Lenkungsaus-
schusses sichergestellt. 

zu d) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob und inwieweit die Altver-
bindlichkeiten der Wohnungsunternehmen bereits 
zum 1. Januar 1994 auf den Kreditabwicklungsfonds 
übertragen werden können. Dabei sind insbesondere 
folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

— Durch ein Vorziehen der Übertragung der Teilent-
lastungsbeträge auf den Kreditabwicklungsfonds 
bzw. den Erblastentilgungsfonds können mögli-
cherweise Refinanzierungsvorteile entstehen, die 
zu einer Reduzierung der Kosten für die Zinshilfe 
bei Bund und Ländern führen. Diese Finanzie-
rungsvorteile könnten durch eine Abkürzung der 
Kreditkette und eine günstigere Kreditbeschaf-
fung des Kreditabwicklungsfonds am Kapital-
markt erreicht werden. 

— Die Übernahme der Teilentlastungsbeträge durch 
den Erblastentilgungsfonds erfolgt nach dem auf 
der Klausurtagung zum Solidarpakt vereinbarten 
Konzept auf der Grundlage von Einzelfallentschei-
dungen. Eine Übertragung der Entschuldungsbe-
träge auf den KAF bzw. ELF ab dem 1. Januar 1994 
und vor dem 1. Juli 1995 könnte daher höchstens 
bis zum Zeitpunkt der Kappungsentscheidung vor-
gezogen werden. Die Übernahme durch den Kre-
ditabwicklungsfonds bzw. Erblastentilgungsfonds 
müßte also schrittweise nach Maßgabe der Kap-
pungsentscheidungen stattfinden. 

— Eine direkte und damit kostengünstigere Finanzie-
rung durch den KAF kann nur erfolgen, soweit bei 
den kreditgebenden Banken dazu rechtlich und 
tatsächlich die Möglichkeit besteht. Auch insoweit 
muß ggf. eine Einzelfallprüfung erfolgen. Dabei ist 
insbesondere auch der Spielraum der be troffenen 

Banken zur Rückführung ihrer am Kapitalmarkt 
aufgenommenen Refinanzierungsmittel von Be-
deutung. Zusätzliche Finanzierungsrisiken für den 
Bundeshaushalt als Folge einer vorzeitigen Über-
tragung sind nicht vertretbar. 

zu d) aa) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Anerkennung der Altverbindlichkeiten ist auch 
für die Gewährung der Zinshilfe unerläßlich, da für 
deren Höhe auch Klarheit über die Höhe der zugrun-
deliegenden Altverbindlichkeiten und der fälligen 
Zinszahlungen bestehen muß. 

zu d) bb) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Gemäß den abgeschlossenen Kreditverträgen hatten 
die Wohnungsunternehmen vertraglich vereinbarte 
Zinsen zu leisten. Lediglich für den Fa ll, daß die 
Unternehmen wirtschaftlich nicht in der Lage waren, 
ihre vertraglich vereinbarten Leistungen zu erbrin-
gen, war die Möglichkeit geschaffen worden, die 
Zinsen dem Kapital zuzuschlagen. Haben daher 
Unternehmen von der Zuschlagungsmöglichkeit Ge-
brauch gemacht, wird mit dem 31. Dezember 1993 
regelmäßig die Gesamtbelastung den als Altverbind-
lichkeit anzuerkennenden Be trag von 1 000 DM/m2 

 Wohnfläche übersteigen und damit voll bei Unterneh-
men verbleiben, während diejenigen Unternehmen, 
die die Zinsleistungen erbracht haben, über entspre-
chend niedrigere Belastungen verfügen werden. Eine 
Berücksichtigung von Zinszahlungen bei „Wende-
wohnungen" , die von den Unternehmen bereits gelei-
stet worden sind, hätte im übrigen erhebliche Präju-
dizwirkung und würde insgesamt die Belastung des 
Erblastentilgungsfonds deutlich erhöhen. 

zu d) cc) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Vor allem in § 4 Abs. 1 ist bereits eindeutig geregelt, 
daß sich die Teilentlastung ausschließlich auf die 
Wohnfläche von Gebäuden (Sätze 3 und 5) bzw. die 
der Mietpreisbindung unterliegenden Flächen be-
zieht (Satz 4). Da Gewerberaum nicht der Preisbin-
dung des § 11 Abs. 2 und 3 des Miethöhegesetzes 
unterliegt und der Wortlaut des § 4 Abs. 1 klar ist, ist 
die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung nach 
Auffassung der Bundesregierung überflüssig. 

zu d) dd) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Ausführungen zu Nr. 28 Buchstabe c, 2. Spiegel-
strich gelten entsprechend. 
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zu d) ee) 

Dem Vorschlag wird mit Maßgaben zugestimmt. 

Die Bundesregierung schlägt zur Vermeidung der 
Probleme, die dadurch entstehen, daß über die Rück-
übertragung nach dem Vermögensgesetz in zahlrei-
chen Fällen erst nach der Entscheidung über die 
Teilentlastung entschieden wird, folgende Änderun-
gen vor: 

a) In Absatz 3 wird Satz 3 gestrichen. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a einge-
fügt: 

„(3a) Wohnflächen von Wohnungen, die nach 
dem Vermögensgesetz rückgegeben oder rück-
übertragen werden, werden bei der Ermittlung der 
nach Absatz 1 anzurechnenden Fläche nicht 
berücksichtigt. Soweit oder solange über den 
Antrag nach dem Vermögensgesetz nicht be-
standskräftig entschieden ist, wird die nach dem 
Vermögensgesetz antragbelastete Wohnfläche je-
doch berücksichtigt und der Bescheid über die 
Teilentlastung unter dem Vorbehalt der Leistun-
gen für diesen Flächenanteil gewährt. Nach 
bestandskräftiger Entscheidung über die Anträge 
nach dem Vermögensgesetz ergeht ein ergänzen-
der Bescheid über die Teilentlastung unter 
Zugrundelegung der nach Maßgabe des Absat-
zes 1 zu berücksichtigenden Fläche. Ein nach 
Satz 2 bis dahin zu hoch gewährter Teilentla-
stungsbetrag ist einschließlich vom Erblastentil-
gungsfonds gezahlter Zinsen an  diesen zu erstat-
ten. Die Bestimmung nach Satz 3 erfolgt von Amts 
wegen oder auf Antrag des Unternehmens, wenn 
über alle Anträge nach dem Vermögensgesetz 
bestandskräftig entschieden worden ist. Abwei-
chend von Satz 4 kann nach Ablauf eines jeden 
Kalenderjahres ein ergänzender Teilentlastungs-
bescheid in entsprechender Anwendung der 
Sätze 3 und 4 erfolgen." 

Zur Klarstellung bedarf es einer entsprechenden 
Anpassung des § 5 Abs. 1 Satz 2 mit folgender 
Fassung: 

„Bei der Bestimmung des nach Satz 1 zu privatisie-
renden Wohnungsbestandes werden Wohnungen, 
die nach dem Vermögensgesetz rückgegeben wor-
den sind oder rückübertragen werden, nicht 
berücksichtigt." 

Nummer 29 

zu a) 

Dem Vorschlag wird mit folgender Maßgabe zuge-
stimmt: 

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Zu dem von den Wohnungsgenossenschaften 
für Wohnungszwecke genutzten Grund und Boden im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 gehören die mit Wohnge-
bäuden in unmittelbarem räumlichen und funktiona-
len Zusammenhang stehen. Dies sind insbesondere 

die von der Bebauung freizuhaltenden Flächen, wie 
gebäudebezogene Grünanlagen, Vorgartenflächen, 
Hofflächen, Kleinkinderspielplatzflächen, Wäsche-
trockenplätze, Müllsammelplätze und Zugänge zu 
den Wohngebäuden, sowie die den Wohngebäuden 
zuzurechnenden, vorhandenen Stellplätze." 

Die Formulierung dient der Klarstellung des vom 
Bundesrat Gewollten. 

zu b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

zu c) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Mit dem Bundesrat besteht insofern Einvernehmen 
darüber, daß ein Teil der nach dem Eigentumsüber-
gang bei den Wohnungsgenossenschaften eintreten-
den Bodenwertsteigerungen im Veräußerungsfall bei 
den Genossenschaften verbleiben muß. Nach Auffas-
sung der Bundesregierung gehört dazu nicht nur ein 
Drittel der Wertsteigerungen des Bodenwertanteils an 
Grundstücken, sondern auch ein Sockelbetrag. Dieser 
ist erforderlich, um die allgemein erwünschte Mobili-
tät  der Genossenschaften bei der Veräußerung an 

 private Dritte nicht zu gefährden. Die Bundesregie-
rung wird aber zur Frage einer Herabsetzung des 
Sockelbetrages von 60 DM/qm auf einen geringeren 
Betrag im weiteren Gesetzgebungsverfahren Stellung 
nehmen. 

zu d) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Rückübertragung der den Wohnungsgenossen-
schaften gehörenden Grundstücke auf die Kommu-
nen — im Rahmen des Vorkaufsrechts oder eines 
Rückkaufrechts — würde bereits der in der Protokoll-
nummer 13 zu Art. 22 Abs. 4 des Einigungsvertrages 
enthaltenen Verpflichtung zur endgültigen Übertra-
gung von Grund und Boden auf die Wohnungsgenos-
senschaften widersprechen, ebenso der in § 1 Abs. 1 
des Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetzes 
vorgesehenen Regelung zum Eigentumsübergang. 
Ein Vorkaufsrecht wäre zudem unverhältnismäßig: 
Bereits nach Art. 223 § 4 Abs. 5 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) wird 
beim Zuerwerb von Grund und Boden das ge trennte 
Gebäudeeigentum und Nutzungsrecht der Woh-
nungsgenossenschaften aufgehoben und Grund-
stückseigentum („Volleigentum") gebildet. Dies soll 
in § 1 Abs. 2 des Wohnungsgenossenschafts-Vermö-
gensgesetzes zusätzlich klargestellt werden. Eine 
nachträgliche Trennung von Grund und Boden einer-
seits und Gebäudeeigentum/Nutzungsrecht anderer-
seits ist danach nicht mehr möglich. Ein Vorkaufsrecht 
würde sich daher nicht nur auf Grund und Boden, 
sondern auf das gesamte Grundstück mit aufstehen-
den Gebäuden beziehen, also auch das umfassen, was 
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ohnehin bereits Eigentum der Wohnungsgenossen-
schaften ist. 

Schließlich ist ein Vorkaufsrecht zur Sicherung der in 
§ 3 Abs. 4 des Wohnungsgenossenschafts-Vermö-
gensgesetzes vorgesehenen Wertabschätzungsklau-
sel — entgegen der Auffassung des Bundesrates — 
nicht erforderlich. Das berechtigte Interesse der Kom-
munen, einen wesentlichen Teil der Bodenwertsteige-
rungen im Falle der Veräußerung zu erhalten, wird 
bereits durch die Verpflichtungen des § 3 Abs. 4 voll 
gewährleistet. 

Nummer 30 

Artikel 41 wird nicht aufrechterhalten. 

Nummer 31 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Nummer 32 

Die Bundesregierung hält die vorgesehenen Ände-
rungen des Bundessozialhilfegesetzes für erforder-
lich. 

Preisauswirkungen 

Die vorgesehenen Änderungen des ursprünglichen 
Gesetzentwurfs lassen die bisherigen Aussagen zu 
den Preisauswirkungen im Kern unberührt (siehe 
Abschnitt I Nr. 3 der Begründung zum Gesetzent-
wurf). Wegen des Verzichts auf die Kürzung sozialer 
Regelleistungen werden die ursprünglich unterstell-
ten Nachfrageeinschränkungen nicht in dem ange-
nommenen Umfang eintreten. Diese Einschränkun-
gen sind jedoch, bezogen auf die ursprünglich erwar-
teten Nachfrageveränderungen, nicht so wesentlich, 
daß hiervon preisliche Auswirkungen zu erwarten 
wären. 
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Anhang 
zur Gegenäußerung der Bundesregierung 

April 1993 

Formulierungshilfe zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogrammes — (FKPG) 

Stichworte: 

Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes für die Zeit bis 1994 unter Berücksichtigung des Gesetzentwurfes 
des Bundesrates vom 26. März 1993 (BR-Drucksache 163/93 — Beschluß —): 

— Neufassung der im BVerfG-Urteil vom 27. Mai 1992 (BVerfGE 86, 148) für verfassungswidrig erklärten 
Ländersteuergarantie im Länderfinanzausgleich (§ 10 Abs. 3 FAG) für die Jahre 1991 bis 1994 nach 
Ländervorstellungen 

— Festsetzung des Volumens der Bundesergänzungszuweisungen für 1994 (§ 11 a Abs. 1 FAG) auf 2 v. H. des 
Umsatzsteueraufkommens im alten Bundesgebiet abzüglich 0,6 Mrd. DM (Wegfall der Haushaltsnotlagen-
Vorabbeträge Bremen/Saarland und Vermeidung einer Übernivellierung durch Fehlbetrags-Bundesergän-
zungszuweisungen) sowie zusätzliche Gewährung von Sonder-Bundesergänzungszuweisungen (Sanie-
rungshilfen) ab 1994 von 3,4 Mrd. DM (davon Bremen: 1,8 Mrd. DM und Saarl and: 1,6 Mrd. DM) 

1. Neufassung 

Artikel 35 

Änderung des Gesetzes fiber den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2124), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichsberechtigten Landes 
einschließlich der nach Absatz 1 ermittelten Aus-
gleichszuweisungen je Einwohner gemäß § 9 
Abs. 2 unter 95 vom Hundert der durchschnittli-
chen Einnahmen nach Maßgabe von § 7 liegen, so 
sind die Ausgleichszuweisungen an  dieses Land 
um den hälftigen Fehlbetrag zu erhöhen und die 
Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen Län-
der im Sinne des § 5 Abs. 1 im Verhältnis der 
Beträge zu berichtigen, um die ihre Finanzkraft-
meßzahl abzüglich der Ausgleichsbeiträge nach 
Absatz 2 ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. Wenn 
die nach Maßgabe von § 7 ermittelten Einnahmen 
eines ausgleichspflichtigen Landes nach Abzug 
der von ihm zu leistenden Ausgleichsbeiträge nach 
Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 je Einwohner gemäß 
§ 9 Abs. 2 unter den nach Maßgabe von § 7 
ermittelten durchschnittlichen Einnahmen der 
Länder liegen, so ist der Fehlbetrag dieses Landes 
zur Hälfte, höchstens bis zur Höhe seiner Aus-
gleichsleistungen nach Absatz 2 und Absatz 3 
Satz 1 von den anderen ausgleichspflichtigen Län-
dern im Verhältnis der Beträge zu übernehmen, um 

die ihre Finanzkraftmeßzahl abzüglich der Aus-
gleichsbeiträge nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. Sinken die 
nach Maßgabe von § 7 ermittelten Einnahmen 
eines ausgleichspflichtigen Landes infolge der 
nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 und 2 zu 
leistenden Beiträge je Einwohner unter die durch-
schnittlichen nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen der Länder und ist ein Ausgleich nach 
Satz 2 nicht möglich, so ist der Fehlbetrag dieses 
Landes zur Hälfte, höchstens bis zur Höhe seiner 
Ausgleichsleistungen nach Absatz 2 und Absatz 3 
Satz 1 von allen Ländern im Verhältnis ihrer 
Finanzkraft unter Berücksichtigung der Aus-
gleichsbeiträge und Ausgleichszuweisungen nach 
den Absätzen 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 1 und 2 
aufzubringen. " 

2. § 11 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Bund gewährt aus seinen Mitteln 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur 
ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Fi-
nanzbedarfs (Ergänzungszuweisungen) in den 
Jahren 1993 und 1994 jährlich in Höhe von 
2 vom Hundert des Umsatzsteueraufkommens 
im bisherigen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5. 
Die Ergänzungszuweisungen nach Satz 1 erhö-
hen sich im Jahr 1993 um 119 000 000 DM und 
vermindern sich im Jahr 1994 um 600 000 000 
DM. Im Jahr 1994 werden zusätzlich Sonder-
Bundesergänzungszuweisungen nach Absatz 4 
in Höhe von 3 400 000 000 DM gewährt." 
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b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Vorabbeträge für Bremen und das Saar- 
land ermäßigen sich ab dem Jahre 1994 auf je 
100 000 000 DM."  

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge-
fügt: 

„(4) Zum Zwecke der Haushaltssanierung 
erhalten aus dem Gesamtbetrag der Zuweisun-
gen nach Absatz 1 nachstehende Länder im 
Jahre 1994 vorab folgende Sonder-Bundeser-
gänzungszuweisungen: 

Bremen 	 1 800 000 000 DM, 
Saarland 	 1 600 000 000 DM. 

Diese Zuweisungen werden mit folgender Maß-
gabe gewährt: 

1. Sie sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu 
verwenden. 

2. Die durch Schuldentilgung nach Nummer 1 
entstehenden Finanzierungsspielräume wer-
den in den jewei ligen Haushaltsjahren ent-
weder für Investitionen, die die Wirtschafts- 
und Finanzkraft des Landes stärken, oder zur 
Verminderung der Nettokreditaufnahme des 
Landes genutzt. 

3. Dem Bundesministerium der Finanzen sowie 
den Obersten Finanzbehörden der anderen 
Lander ist über die Verwendung der Sonder-
Bundesergänzungszuweisungen, über die 
Nutzung der durch sie entstehenden Finan-
zierungsspielräume sowie über die bei der 
haushaltswirtschaftlichen Stabilisierung er-
zielten Fortschritte jährlich bis Ende April des 
folgenden Jahres zu berichten. " 

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die neuen 
Absätze 5 bis 8. 

e) Im neuen Absatz 5 werden in Satz 1 die Worte 
„abzüglich der Beträge nach den Absätzen 2 
und 3" ersetzt durch die Worte „abzüglich der 
Beträge nach den Absätzen 2 bis 4". 

f) Der neue Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Die Zuweisungen nach den Absätzen 1 
bis 5 sind mit je einem Viertel ihres Be trages am 
15. März, 15. Juni, 15. September und 15. De-
zember fällig. Auf die Zuweisungen in den 
Jahren 1988 bis 1994 werden zu diesen Stichta-
gen Abschlagszahlungen in Höhe von insge-
samt 2 vom Hundert des Umsatzsteueraufkom-
mens im bisherigen Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland des jeweils vorausgehenden Quar-
tals, in den Jahren 1989 bis 1991 zuzüglich eines 
Betrages von 12 500 000 DM, in den Jahren 
1992 und 1993 zuzüglich eines Be trages von 
29 750 000 DM, im Jahr 1994 zuzüglich eines 
Betrages von 700 000 000 DM entrichtet. 
Gleichzeitig werden die mit der Abschlagszah-
lung des vorausgegangenen Zahlungstermins 
zuviel oder zuwenig gezahlten Beträge verrech-
net. Das Bundesministerium der Finanzen stellt 
zu Beginn des jeweiligen Leistungsjahres durch 
Übersendung der Berechnungsgrundlagen an 
die Lander die Beteiligung der einzelnen Län-
der an  den nach Absatz 5 zu gewährenden 
Zuweisungen fest. " 

Nachrichtlich: 

In den Schlußartikel „Inkrafttreten, Außerkrafttreten" 
ist aufzunehmen: 

„Artikel 35 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991, 
Artikel 35 Nr. 2 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. " 

2. Begründung 

Durch die Neufassung werden die politischen Ergeb-
nisse der Solidarpakt-Klausur umgesetzt. Der durch 
das BVerfG für verfassungswidrig erklärte § 10 Abs. 3 
FAG wird für die Jahre 1991 bis 1994 durch eine 
Neuformulierung nach Ländervorstellungen ersetzt. 
Das Gesamtvolumen der Bundesergänzungszuwei-
sungen für 1994 wird festgesetzt. Außerdem werden 
die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß die Haushaltssanierung Bremen/Saarland schon 
im Jahre 1994 beginnen kann. 

Zu Nummer 1 (§ 10 Abs. 3 FAG): 

Das BVerfG hat in seinem Urteil vom 27. Mai 1992 
(BVerfGE 86, 148) die sog. Ländersteuergarantie des 
§ 10 Abs. 3 FAG für verfassungswidrig erklärt. Der 
Bund hatte vorgeschlagen, die Bestimmung ersatzlos 
entfallen zu lassen, übernimmt jetzt aber unter 

Zurückstellung verfassungsrechtlicher Bedenken we-
gen weiterhin möglicher Verschiebungen der Finanz-
kraftreihenfolge unter den Ländern die nach längeren 
Verhandlungen unter den Ländern vereinbarte Neu-
formulierung. Die Neuregelung soll Grundlage für die 
Abrechnung des Länderfinanzausgleichs in den Aus-
gleichsjahren 1991 bis 1994 sein (1991 und 1992 sind 
noch nicht endgültig abgerechnet). 

Zu Nummer 2 (§ 11a FAG): 

Zu Buchstabe a 

In § 11 a Abs. 1 wird das Gesamtvolumen der Bundes-
ergänzungszuweisungen für das Jahr 1994 auf 2 v. H. 
des Umsatzsteueraufkommens im alten Bundesgebiet 
abzüglich 0,6 Mrd. DM festgesetzt. Zusätzlich werden 
ab 1994 Sonder-Bundesergänzungszuweisungen von 
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3,4 Mrd. DM als Mittel zur Haushaltssanierung an 
Bremen und Saarland gewährt, die die bisherigen 
Haushaltsnotlagen-Vorabbeträge für die beiden Län-
der von insgesamt 0,3 Mrd. DM ersetzen. Außerdem 
wird in Übereinstimmung mit dem bisherigen Regie-
rungsentwurf eines FKP-Gesetzes das Volumen der 
nach Abzug der Vorabbeträge für Kosten politischer 
Führung zu verteilenden Fehlbetrags-Bundesergän-
zungszuweisungen um 0,3 Mrd. DM vermindert, um 
zu vermeiden, daß diese Zuweisungen infolge des 
wachsenden Umsatzsteueraufkommens über die 
Summe der nach Länderfinanzausgleich verbleiben-
den Fehlbeträge zur länderdurchschnittlichen Fi-
nanzkraft (Ausgleichsmeßzahl) hinaus ansteigen und 
somit gegen das verfassungsrechtliche Nivellierungs-
verbot verstoßen wird. 

Zu Buchstabe b 

Durch diese Bestimmung werden die Haushaltsnotla-
gen-Vorabbeträge bei den Bundesergänzungszuwei-
sungen für Bremen und Saarland (insgesamt 0,3 Mrd. 
DM) ab 1994 gestrichen, weil insoweit der neue § 11 a 

Abs. 4 ab 1994 Sanierungshilfen in der Gesamthöhe 
von 3,4 Mrd. DM vorsieht und damit die Rechtferti-
gung für eine Aufrechterhaltung der Haushaltsnotla-
gen-Vorabbeträge entfällt. 

Zu Buchstabe c 

Durch § 11 a Abs. 4 wird der Beginn der Haushaltssa-
nierung von Bremen und dem Saarland auf 1994 
festgelegt. Außerdem werden die dem jeweiligen 
Land zustehenden Leistungen festgesetzt und Maß-
gaben für die Verwendung der Sanierungsmittel auf-
gestellt. Eine Revisionsklausel sieht für 1997 die 
Überprüfung der Sanierungsleistungen in Abhängig-
keit von der haushaltswirtschaftlichen Lage a ller Län-
der vor. 

Zu Buchstaben d bis f 

Redaktionelle Folgeänderungen. 
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April 1993 

Formulierungshilfe zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogrammes — (FKPG) 

Stichworte: 

Grundsätzliche Übernahme der im Gesetzentwurf des Bundesrates vom 26. März 1993 (BR-Drucksache 163/93 
— Beschluß —) zur Neuregelung des Finanzausgleichs ab 1995 vorgeschlagenen Regelungen mit im 
wesentlichen folgenden Abweichungen: 

— Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes ab 1995 statt punktueller Änderungen 

— Beteiligungsverhältnis an der Umsatzsteuer ab 1995 Bund: 57,5 v. H./Länder: 42,5 v. H. (§ 1 Abs. 1) 

— Vereinfachung der Berechnung der Länderbeiträge zu den Schuldendienstzuschüssen an den Fonds 
„Deutsche Einheit": zu 50 v. H. nach Einwohnern, zu 50 v. H. im Verhältnis der Finanzkraft nach 
Länderfinanzausgleich (§ 1 Abs. 2) 

— Einbeziehung Mecklenburg-Vorpommerns in die Hafenlastabgeltung (§ 7 Abs. 3) 

— Festsetzung der Höhe der Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen auf 80 v. H. der nach Länderfinanz-
ausgleich verbleibenden Fehlbeträge zur länderdurchschnittlichen Finanzkraft (Ausgleichsmeßzahl) bei 
Aufrechterhaltung der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen „Kosten politischer Führung" von 
insgesamt 700 Mio. DM in einer mit der Verfassungsrechtsprechung (BVerfGE 72, 330 [405]; 86,148 [274]) zu 
vereinbarenden Ausgestaltung (§ 11 Abs. 2 und 3) 

— Gesamthöhe der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen für neue Länder 14,9 Mrd. DM, linear 
degressiv für zehn Jahre (§ 11 Abs. 4) 

1. Neufassung 

Artikel 36 

Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern 

(Finanzausgleichsgesetz — FAG) 

ERSTER ABSCHNITT 

Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern 
sowie unter den Ländern 

§1 

Anteile von Bund und Ländern 
an der Umsatzsteuer 

(1) Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen ab 
1995 dem Bund 57,5 vom Hundert und den Ländern 
42,5 vom Hundert zu. Diese Aufteilung der Umsatz-
steuer gilt jeweils für alle Beträge, die während der 
Geltungsdauer des Beteiligungsverhältnisses verein-
nahmt oder erstattet werden. 

(2) Aus dem Anteil der Länder an der Umsatzsteuer 
erhält der Bund ab 1991 zusätzlich einen Betrag in 
Höhe von 50 vom Hundert der Bundeszuschüsse nach 
§ 6 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über den Fonds 
„Deutsche Einheit". Der Beitrag der Länder wird auf 
die einzelnen Länder zu 50 vom Hundert nach der 
Einwohnerzahl am 30. Juni des jeweiligen Jahres und 
zu 50 vom Hundert im Verhältnis ihrer Finanzkraft 
nach Länderfinanzausgleich verteilt; der Anteil des 

Landes Berlin am Beitrag der Länder wird vorab nach 
der Einwohnerzahl ohne Berücksichtigung der Ein-
wohnerzahl des Teils des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz bisher nicht galt, berechnet. Er wird in 
Monatsbeträgen mit den Einfuhrumsatzsteuerzahlun-
gen des Bundes nach § 14 Abs. 2 vorläufig berechnet. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die Länder Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen. 

(3) Übergangsweise werden überproportionale Be-
lastungen finanzschwacher Länder indem bisherigen 
Bundesgebiet aufgrund der Einbeziehung der Länder 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen in den Län-
derfinanzausgleich teilweise ausgeglichen. Die An-
teile am Beitrag der Länder nach Absatz 2 werden 
daher für 1995 um folgende Beträge erhöht oder 
ermäßigt: 

Baden-Württemberg 	 +183 000 000 DM, 
Bayern 	 +210 000 000 DM, 
Bremen 	 - 55 000 000 DM, 
Hamburg 	 + 30 000 000 DM, 
Hessen 	 +108 000 000 DM, 
Niedersachsen 	 -532 000 000 DM, 
Nordrhein-Westfalen 	+317 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 - 53 000 000 DM, 
Saarland 	 - 77 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 -131 000 000 DM. 
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In den Jahren 1996 bis 2000 vermindern sich die in 
Satz 2 genannten Be träge stufenweise um jeweils 
5 vom Hundert und in den Jahren 2001 bis 2005 um 
jeweils 15 vom Hundert der Ausgangsbeträge für 
1995. 

§2 

Verteilung der Umsatzsteuer unter den Ländern 

(1) Der Länderanteil an  der Umsatzsteuer nach § 1 
Abs. 1 wird zu 75 vom Hundert im Verhältnis der 
Einwohnerzahl der Länder und zu 25 vom Hundert 
nach den Vorschriften des Absatzes 2 verteilt. 

(2) Die Länder, deren Einnahmen aus der Einkom-
mensteuer, der Körperschaftsteuer, der Gewerbe-
steuerumlage und aus den nach § 7 Abs. 1 ermittelten 
Landessteuern je Einwohner unter 92 vom Hundert 
des Länderdurchschnitts liegen, erhalten aus dem 
Länderanteil an der Umsatzsteuer Ergänzungsanteile 
in Höhe der Beträge, die an 92 vom Hundert des 
Länderdurchschnitts fehlen. Der restliche Länderan-
teil an  der Umsatzsteuer wird nach dem Verhältnis der 
Einwohnerzahlen der Lander verteilt. Be tragen die 
Ergänzungsanteile nach Satz 1 insgesamt mehr als ein 
Viertel des Gesamtanteils an der Umsatzsteuer, so 
sind die Ergänzungsanteile entsprechend herabzuset-
zen. 

(3) Für die Berechnung der Anteile der einzel-
nen Länder an  der Umsatzsteuer ist die Einwoh-
nerzahl maßgebend, die das Statistische Bundes-
amt zum 30. Juni des Rechnungsjahres festgestellt 
hat. 

§3 

Verteilung der Gewerbesteuerumlage 
unter den Ländern 

Die Gewerbesteuerumlage steht den Ländern inso-
weit zu, als die Gewerbesteuer in dem Gebiet des 
einzelnen Landes vereinnahmt wird. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Finanzausgleich unter den Ländern 

§4 

Ausgleichsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausgleichs unter den 
Ländern werden aus Beiträgen der ausgleichspflichti-
gen Länder (Ausgleichsbeiträge) Zuschüsse an  die 
ausgleichsberechtigten Länder (Ausgleichszuweisun-
gen) geleistet. 

§5 

Ausgleichspflichtige und 
ausgleichsberechtigte Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, deren 
Finanzkraftmeßzahl in dem Rechnungsjahr, für das 
der Ausgleich durchgeführt wird (Ausgleichsjahr), 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die L ander, deren 
Finanzkraftmeßzahl im Ausgleichsjahr ihre Aus-
gleichsmeßzahl nicht erreicht. 

§6 

Finanzkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Finanzkraftmeßzahl eines L andes ist die 
Summe der Steuereinnahmen und der Einnahmen aus 
der bergrechtlichen Förderabgabe des L andes nach 
§ 7 und der Steuereinnahmen seiner Gemeinden nach 
§ 8. 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der beiden Meßzahlen, die zum Ausgleich der 
Steuereinnahmen und der Einnahmen aus der berg-
rechtlichen Förderabgabe der Länder (§ 7) und zum 
Ausgleich der Steuereinnahmen der Gemeinden (§ 8) 
getrennt festgestellt werden. Die Meßzahlen ergeben 
sich aus den auszugleichenden Einnahmen je  Ein-
wohner im Bundesdurchschnitt, vervielfacht mit der 
Einwohnerzahl des Landes; hierbei sind die nach § 9 
gewerteten Einwohnerzahlen zugrunde zu legen. 

§7 

Einnahmen der Lander 
aus Steuern und Förderabgabe 

(1) Als Steuereinnahmen eines L andes gelten die 
ihm im Ausgleichsjahr zugeflossenen Einnahmen 

1. aus seinem Anteil an  der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer; 

2. aus seinem Anteil an  der Gewerbesteuerumlage 
nach § 6 des Gemeindefinanzreformgesetzes; 

3. aus der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer, der 
Kraftfahrzeugsteuer, der Biersteuer, der Rennwett- 
und Lotteriesteuer mit Ausnahme der Tota lisator-
steuer, der Grunderwerbsteuer, der Feuerschutz-
steuer und der Spielbankabgabe mit Ausnahme 
der Sonderabgabe und der Troncabgabe. 

Als Steuereinnahmen eines Landes gelten ferner die 
nach § 2 für das Ausgleichsjahr festgestellten Anteile 
an  der Umsatzsteuer. Die aus § 1 Abs. 3 resultierenden 
Mehr- und Mindereinnahmen bleiben dabei ebenso 
wie der gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 nach der Einwohner-
zahl zu verteilende Beitrag der Länder unberücksich-
tigt. 

(2) Den Einnahmen der Länder nach Absatz 1 wird 
das Aufkommen aus der Förderabgabe nach § 31 des 
Bundesberggesetzes hinzugesetzt. 
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(3) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, die den 
Ländern Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Niedersachsen aus der Unterhaltung und 
Erneuerung der Seehäfen Bremen, Bremerhaven, 
Hamburg, Rostock und Emden erwachsen, werden 
von den Einnahmen nach den Absätzen 1 und 2 

des Landes Bremen 	 90 000 000 DM, 
des Landes Hamburg 	 142 000 000 DM, 
des Landes Mecklenburg

-

Vorpommern 	 50 000 000 DM, 
des Landes Niedersachsen 	18 000 000 DM 

abgesetzt. 

§8 

Steuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Steuereinnahmen der Gemeinden eines 
Landes gelten unter Kürzung nach den Vorschriften 
des Absatzes 5 

1. die Gemeindeanteile an  der Einkommensteuer im 
Ausgleichsjahr, 

2. die Steuerkraftzahlen der Grundsteuer und der 
Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital, die für das 
Kalenderjahr ermittelt sind, das dem Ausgleichs-
jahr vorausgeht, vermindert um die im Ausgleichs-
jahr geleistete Gewerbesteuerumlage. 

Für die Anteile der Gemeinden an der Einkommen-
steuer und für die von den Gemeinden geleistete 
Gewerbesteuerumlage sind die Feststellungen der 
Länder maßgebend. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den l and- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben 

mit 180 vom Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer von den 
Grundstücken die ersten 100 000 Deutsche Mark 
einer Gemeinde 

mit 180 vom Hundert, 

die weiteren 200 000 Deutsche Mark einer Ge-
meinde 

mit 200 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Deutsche Mark einer Ge-
meinde 

mit 225 vom Hundert, 

die 800 000 Deutsche Mark übersteigenden Be-
träge einer Gemeinde 

mit 250 vom Hundert; 

3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom Ertrag 
und Kapital 

mit 250 vom Hundert . 

Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem Kalen-
derjahr, das dem Ausgleichsjahr vorausgeht, geteilt 
durch die in diesem Kalenderjahr in Geltung gewese-
nen Hebesätze. 

(3) Für die Errechnung der Realsteuerkraft eines 
Landes ist die Summe der Grundbeträge maßgebend, 
die das Statistische Bundesamt nach dem Ergebnis der 
Gemeindefinanzstatistik festgestellt hat. Bei der 
Grundsteuer von den Grundstücken gilt für alle 
Gemeinden einer Gemeindegruppe einheitlich der im 
Durchschnitt auf eine Gemeinde entfallende Grund-
betrag. Maßgebend sind die folgenden Gemeinde-
gruppen: 

Gemeinden 	 bis 10 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	10 000 bis 20 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	20 000 bis 50 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	50 000 bis 100 000 Einwohner, 
Gemeinden über 100 000 bis 200 000 Einwohner, 
Gemeinden über 200 000 bis 500 000 Einwohner, 
Gemeinden über 	 500 000 Einwohner. 

(4) Durch Rechtsverordnung des Bundesministe-
riums der Finanzen, die der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, können 

1. bei der Errechnung der Steuerkraftzahlen Un-
gleichheiten ausgeglichen werden, die sich aus 
einer verschiedenen Einheitsbewertung des 
Grundbesitzes im Bundesgebiet ergeben; 

2. die in Absatz 2 genannten Hundertsätze geändert 
werden, soweit die Entwicklung der durchschnitt-
lichen Realsteuerhebesätze eine Anpassung der 
Hundertsätze erforderlich macht. 

(5) Die nach den Absätzen 2 bis 4 errechneten 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer von den l and- und 
forstwirtschaftlichen Bet rieben, der Grundsteuer von 
den Grundstücken und der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital werden je für sich nach einem für 
alle Länder einheitlichen Hundertsatz auf die Hälfte 
des Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden aus 
der Grundsteuer von den l and- und forstwirtschaftli-
chen Betrieben, aus der Grundsteuer von den Grund-
stücken sowie aus der Gewerbesteuer vom Ertrag und 
Kapital im Ausgleichsjahr eingenommen haben. Der 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und die 
Gewerbesteuerumlage werden auf die Hälfte der 
Beträge herabgesetzt, die für das Ausgleichsjahr fest-
gestellt sind. 

§9 

Einwohnerzahl 

(1) Der Ausgleichsmeßzahl eines L andes wird die 
Einwohnerzahl (Wohnbevölkerung) zugrunde gelegt, 
die das Statistische Bundesamt zum 30. Juni des 
Ausgleichsjahres festgestellt hat. 

(2) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus-
gleich der Steuereinnahmen der Länder werden die 
Einwohnerzahlen der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg mit 135 vom Hundert und die Einwohner-
zahlen der übrigen Länder mit 100 vom Hundert 
gewertet. 

(3) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus-
gleich der Steuereinnahmen der Gemeinden werden 
die Einwohnerzahlen der Gemeinden eines L andes 
mit folgenden Ansätzen je Einwohner gewertet: 
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die ersten 	5 000 Einwohner einer Gemeinde 
mit 100 vom Hundert , 

die weiteren 	15 000 Einwohner einer Gemeinde 
mit 110 vom Hundert, 

die weiteren 	80 000 Einwohner einer Gemeinde 
mit 115 vom Hundert, 

die weiteren 400 000 Einwohner einer Gemeinde 
mit 120 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Einwohner einer Gemeinde 
mit 125 vom Hundert , 

die weiteren 	Einwohner einer Gemeinde 
mit 130 vom Hundert. 

Für Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwohnern 
werden dem Land darüber hinaus 

bei einer Dichte von 1 500 bis 2 000 Einwohnern 
je Quadratkilometer 

2 vom Hundert der Einwohnerzahl, 

bei einer Dichte von 2 000 bis 3 000 Einwohnern 
je Quadratkilometer 

4 vom Hundert der Einwohnerzahl, 

bei einer Dichte von mehr als 3 000 Einwohnern 
je Quadratkilometer 

6 vom Hundert der Einwohnerzahl 

hinzugerechnet. 

(4) Als Gemeinden im Sinne des Absatzes 3 gelten 
auch die Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz und 
die Samtgemeinden in Niedersachsen. 

§ 10 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichsbe-
rechtigten Länder werden mit gestaffelten Hundert-
sätzen von den Beträgen errechnet, um  die ihre 
Finanzkraftmeßzahl hinter ihrer Ausgleichsmeßzahl 
zurückbleibt. Hierbei werden als Ausgleichszuwei-
sungen festgesetzt: 

1. 100 vom Hundert des Be trages, der an  92 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt; 

2. 37,5 vom Hundert des Be trages, der von 92 bis 
100 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflichti-
gen Länder werden nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
von den Beträgen errechnet, um die ihre Finanzkraft-
meßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt (aus-
gleichspflichtige Beträge). Hierbei wird die Finanz-
kraft, die zwischen 100 und 101 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl liegt, mit 15 vom Hundert ange-
setzt. Die 101 vom Hundert übersteigende Finanzkraft 
wird mit einem Hundertsatz angesetzt, der dem Ver-
hältnis der Finanzkraftmeßzahl zur Ausgleichsmeß-
zahl des jeweiligen Landes entspricht. Die ausgleichs-
pflichtigen Beträge werden mit dem Hundertsatz zur 
Aufbringung der Ausgleichszuweisungen herangezo-
gen, der erforderlich ist, damit die Summe der Aus

-

gleichsbeiträge mit der Summe der Ausgleichszuwei-
sungen übereinstimmt. 

(3) Wenn die nach Maßgabe von § 7 ermittelten 
Einnahmen eines ausgleichsberechtigten L andes ein-
schließlich der nach Absatz 1 ermittelten Ausgleichs-
zuweisungen je Einwohner gemäß § 9 Abs. 2 unter 
95 vom Hundert der durchschnittlichen Einnahmen 
nach Maßgabe von § 7 liegen, so sind die Ausgleichs-
zuweisungen an  dieses Land um den hälftigen Fehl-
betrag zu erhöhen und die Ausgleichsbeiträge der 
ausgleichspflichtigen Länder im Sinne des § 5 Abs. 1 
im Verhältnis der Ausgleichsbeiträge nach Absatz 2 
zu berichtigen. Wenn die nach Maßgabe von § 7 
ermittelten Einnahmen eines ausgleichspflichtigen 
Landes nach Abzug der von ihm zu leistenden Aus-
gleichsbeiträge nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 je 
Einwohner gemäß § 9 Abs. 2 unter den nach Maßgabe 
von § 7 ermittelten durchschnittlichen Einnahmen der 
Länder liegen, so ist der Fehlbetrag dieses L andes zu 
einem Viertel, höchstens bis zur Höhe seiner Aus-
gleichsleistungen nach Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 
von den anderen ausgleichspflichtigen Ländern im 
Verhältnis der Ausgleichsbeiträge nach Absatz 2 zu 
übernehmen. Zur Sicherung der Finanzkraftreihen-
folge ist der Ausgleich des Fehlbetrags gemäß Satz 2 
auf den Betrag zu begrenzen, mit dem das begüns tigte 
Land die Finanzkraftrelation des nächststärkeren 
Landes erreicht, höchstens jedoch auf den Be trag, der 
sicherstellt, daß ein an  der Aufbringung beteiligtes 
Land in seiner Finanzkraftrelation nicht unter die des 
nächstschwächeren L andes sinkt. Kommt Satz 3 zur 
Anwendung, ist das nächststärkere L and nach Satz 3 
von der Aufbringung des Fehlbetrags ausgenom-
men. 

(4) Übersteigt der Ausgleichsbeitrag eines aus-
gleichspflichtigen Landes nach den Absätzen 2 und 3 
15 vom Hundert der Finanzkraft, die zwischen 100 
und 101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl liegt, 
sowie vier Fünftel der 101 vom Hundert der Aus-
gleichsmeßzahl übersteigenden Finanzkraft, so ist der 
übersteigende Be trag von den anderen ausgleichs-
pflichtigen Ländern im Verhältnis ihrer Ausgleichs-
beiträge nach Absatz 2 zu übernehmen. Für die 
Übernahme der Fehlbeträge nach Satz 1 gilt die 
Belastungsgrenze des Satzes 1 entsprechend. Über-
steigt die Summe der Ausgleichszuweisungen nach 
Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 15 vom Hundert der 
Finanzkraft, die zwischen 100 und 101 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl liegt, sowie vier Fünftel der 
101 vom Hundert der Ausgleichsmeßzahl überstei-
genden Finanzkraft der ausgleichspflichtigen L ander, 
so ist der Fehlbetrag von allen Ländern im Verhältnis 
ihrer Finanzkraft unter Berücksichtigung der Aus-
gleichsbeiträge und Ausgleichszuweisungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 und Absatz 4 Satz 1 und 2 
aufzubringen. 

§ 11 

Bundesergänzungszuweisungen 

(1) Der Bund gewährt ab 1995 aus seinen Mitteln 
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur er-
gänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanzbe- 
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darfs sowie zum Ausgleich von Sonderlasten (Bundes-
ergänzungszuweisungen) nach Maßgabe der Ab-
sätze 2 bis 6. 

(2) Zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen 
Finanzbedarfs erhalten leistungsschwache Länder 
Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen in Höhe 
von 80 vom Hundert ihrer nach Durchführung des 
Länderfinanzausgleichs verbleibenden Fehlbeträge 
der Finanzkraftmeßzahlen gegenüber den Aus-
gleichsmeßzahlen des Ausgleichsjahres. 

(3) Wegen überdurchschnittlich hoher Kosten poli-
tischer Führung erhalten nachstehende Länder jähr-
lich folgende Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen: 

Berlin 	 25 000 000 DM, 
Brandenburg 	 75 000 000 DM, 
Bremen 	 125 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 	100 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 25 000 000 DM, 
Saarland 	 125 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 75 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 75 000 000 DM, 
Thüringen 	 75 000 000 DM. 

(4) Zum Abbau teilungsbedingter Sonderbelastun-
gen sowie zum Ausgleich unterproportionaler kom-
munaler Finanzkraft erhalten nachstehende Länder 
im Jahre 1995 zusätzlich folgende Sonderbedarfs

-

Bundesergänzungszuweisungen: 

Berlin 	 2 833 000 000 DM, 
Brandenburg 	 2 113 000 000 DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 	1 574 000 000 DM, 
Sachsen 	 3 893 000 000 DM, 
Sachsen-Anhalt 	 2 350 000 000 DM, 
Thüringen 	 2 137 000 000 DM. 

Die Zuweisungen nach Satz 1 vermindern sich ab dem 
Jahre 1996 linear um jährlich 10 vom Hundert der 
Ausgangsbeträge. 

(5) Zum Ausgleich überproportionaler Belastungen 
erhalten nachstehende Länder im Jahre 1995 zusätz-
lich folgende Übergangs-Bundesergänzungszuwei-
sungen: 

Bremen 	 80 000 000 DM, 
Niedersachsen 	 507 000 000 DM, 
Rheinland-Pfalz 	 451 000 000 DM, 
Saarland 	 80 000 000 DM, 
Schleswig-Holstein 	 227 000 000 DM. 

Die Zuweisungen nach Satz 1 vermindern sich ab dem 
Jahre 1996 linear um jährlich 10 vorn Hundert der 
Ausgangsbeträge. 

(6) Zum Zwecke der Haushaltssanierung erhalten in 
den Jahren 1995 bis 1998 nachfolgende Länder jähr-
lich zusätzlich folgende Sonder-Bundesergänzungs-
zuweisungen: 

Bremen 	 1 800 000 000 DM, 
Saarland 	 1 600 000 000 DM. 

Diese Zuweisungen werden mit folgender Maßgabe 
gewährt: 

1. Sie sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu ver-
wenden. 

2. Die durch Schuldentilgung nach Nummer 1 entste-
henden Finanzierungsspielräume werden in den 
jeweiligen Haushaltsjahren entweder für Investi-
tionen, die die Wirtschafts- und Finanzkraft des 
Landes stärken, oder zur Verminderung der Net-
tokreditaufnahme des Landes genutzt. 

3. Dem Bundesministerium der Finanzen sowie den 
Obersten Finanzbehörden der anderen Länder ist 
über die Verwendung der Sonder-Bundesergän-
zungszuweisungen, über die Nutzung der durch sie 
entstehenden Finanzierungsspielräume sowie 
über die bei der haushaltswirtschaftlichen Stabili-
sierung erzielten Fortschritte jährlich bis Ende 
April des folgenden Jahres zu berichten. 

Im Jahr 1997 überprüfen Bund und Länder gemein-
sam in Ansehung der dann gegebenen Haushaltslage 
aller Länder, ob zur Haushaltsstabilisierung Bremens 
und des Saarlandes weitere Sanierungshilfen erfor-
derlich sind. 

(7) Die Zuweisungen nach den Absätzen 3 bis 6 sind 
mit je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig. Auf 
die Zuweisungen nach Absatz 2 werden zu diesen 
Stichtagen Abschlagszahlungen nach Maßgabe der 
Finanzkraftverhältnisse des jeweils vorhergehenden 
Kalendervierteljahres entrichtet. Gleichzeitig werden 
die mit der Abschlagszahlung des vorausgegangenen 
Zahlungstermins zuviel oder zuwenig gezahlten 
Beträge verrechnet. Das Bundesministerium der 
Finanzen stellt zu Beginn des jewei ligen Kalender-
vierteljahres durch Übersendung der Berechnungs-
grundlagen an die Länder die Beteiligung der einzel-
nen Länder an den zu gewährenden Zuweisungen 
fest. 

(8) Die Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 
sind abweichend von § 10 Abs. 3, § 12 Abs. 1 und 4 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes sowie von § 13 Abs. 3, 
§ 15 Abs. 1 und § 17 Abs. 1 der Bundeshaushaltsord-
nung bei den Einnahmen darzustellen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Vollzug und Abrechnung der Umsatzsteuervertei

-
lung und des Finanzausgleichs 

§ 12 

Feststellung der Ausgleichszahlungen 

Das Bundesministerium der Finanzen stellt nach 
Ablauf des Ausgleichsjahres die endgültige Höhe der 
Länderanteile an der Umsatzsteuer nach § 2 und die 
endgültige Höhe der Ausgleichszuweisungen und der 
Ausgleichsbeiträge nach § 10 durch Rechtsverord-
nung fest, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4748  

§ 13 

Vollzug des Finanzausgleichs 
während des Ausgleichsjahres 

Der Finanzausgleich wird während des Ausgleichs-
jahres auf Grund vorläufiger Bemessungsgrundlagen 
vollzogen. Die vorläufigen Ergänzungsanteile werden 
nach § 2, die vorläufigen Ausgleichszuweisungen und 
Ausgleichsbeiträge werden nach den §§ 4 bis 10 
ermittelt; jedoch werden zugrunde gelegt 

1.die Steuereinnahmen und die Einnahmen aus der 
bergrechtlichen Förderabgabe der Länder (§ 7) 
sowie die Gemeindeanteile an der Einkommen-
steuer und die Gewerbesteuerumlage (§ 3) in dem 
Jahreszeitraum, der am 30. September des voraus-
gehenden Jahres endet; 

2. die Realsteuerkraft der Gemeinden (§ 8 Abs. 1 
Satz 1) nach den Grundbeträgen, die das Statisti-
sche Bundesamt zuletzt festgestellt hat; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 9 Abs. 1), die das Statisti-
sche Bundesamt zum 30. Juni des Jahres festge-
stellt hat, das dem Ausgleichsjahr vorausgeht; sind 
diese nicht rechtzeitig verfügbar, die vom Statisti-
schen Bundesamt zuletzt festgestellten Einwohner-
zahlen. 

§ 14 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 

(1) Der Zahlungsverkehr wird während des Aus-
gleichsjahres in der Weise abgewickelt, daß die Ablie-
ferung des Bundesanteils an der durch Landesfinanz-
behörden verwalteten Umsatzsteuer um die Beträge 
erhöht oder ermäßigt wird, die nach der vorläufigen 
Bemessung der Länderanteile an der Umsatzsteuer 
(§ 2) und nach der vorläufigen Bemessung der Aus-
gleichsbeiträge und der Ausgleichszuweisungen im 
Finanzausgleich (§ 10) unter den Ländern zu verrech-
nen sind. Soweit der Anspruch eines Landes aus 
diesen Verrechnungen durch den Bundesanteil an der 
Umsatzsteuer nicht voll gedeckt wird, überweist das 
Bundesministerium der Finanzen diesem Land den 
nicht gedeckten Teil des vorläufigen Ausgleichsan-
spruchs in monatlichen Teilbeträgen. Soweit die Ver-
pflichtung eines Landes aus diesen Verrechnungen 
über dem Aufkommen der von Landesfinanzbehör

-

den verwalteten Umsatzsteuer liegt, ist der darüber 
liegende Teil von dem Land dem Bundesministerium 
der Finanzen in monatlichen Teilbeträgen zu über-
weisen. 

(2)Der Länderanteil an der durch Bundesfinanzbe-
hörden verwalteten Einfuhrumsatzsteuer wird auf die 
Lander nach der Einwohnerzahl verteilt und in monat-
lichen Teilbeträgen überwiesen. 

(3)Das Nähere bestimmt das Bundesministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

§ 15 
Endgültige Abrechnung 

Unterschiede zwischen den vorläufigen und den 
endgültigen Ausgleichszahlungen werden durch 
Überweisungen ausgeglichen, die mit dem Inkrafttre-
ten der in § 12 vorgesehenen Rechtsverordnung fällig 
werden. Das Bundesministerium der Finanzen trifft 
die für den Überweisungsverkehr erforderlichen 
Anordnungen. 

§ 16 
Auskunftspflicht 

Die zuständigen Landesbehörden sind verpflichtet, 
dem Bundesministerium der Finanzen die zur Durch-
führung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von der ober-
sten Rechnungsprüfungsbehörde des Landes bestäti-
gen zu lassen. 

Nachrichtlich: 

In den Schlußartikel „Inkrafttreten, Außerkrafttreten" 
ist aufzunehmen: 

„Artikel 36 tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Artikel 35 dieses Gesetzes, außer 
Kraft." 

2. Begründung 

Durch die Neufassung werden die politischen Ergeb-
nisse der Solidarpaktklausur durch eine grundsätzli-
che Übernahme des von Nordrhein-Westfalen und 
Bayern  im Bundesrat eingebrachten, an den Solidar-
pakt-Kompromiß angepaßten Gesetzentwurf zur 
Neuregelung des Finanzausgleichs ab 1995 umge-
setzt. Zur Erleichterung des Überblicks über die ab 

1995 beabsichtigte Gesamtregelung des Finanzaus-
gleichs sowie zur Bereinigung des geltenden Finanz-
ausgleichsgesetzes von überholten Bestimmungen 
wird jedoch der im bisherigen Regierungsentwurf 
vorgesehene gesetzgebungstechnische Weg einer 
vollständigen Neufassung des Finanzausgleichsge-
setzes ab 1995 beibehalten. 
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Zu § 1 

Zu Absatz 1 

Satz 1 enthält die Festsetzung des Beteiligungsver-
hältnisses von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
nach Artikel 106 Abs. 3 GG. Abweichend von der 
bisherigen Staatspraxis wird das Beteiligungsverhält-
nis ab 1995 unbefristet festgesetzt. Nach Artikel 106 
Abs. 4 sind die Anteile von Bund und Ländern an der 
Umsatzsteuer auch ohne eine solche Befristung neu 
festzusetzen, wenn sich das Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Län-
der wesentlich anders entwickelt. 

Satz 2 entspricht inhaltlich dem geltenden § 17 Abs. 1 
FAG. Durch die Umstellung werden systema tisch 
zusammengehörende Vorschriften zusammengefaßt. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht weitestgehend dem gelten-
den Recht. In Satz 2 ist eine Veränderung insoweit 
vorgesehen, als die Berechnung der Beiträge der alten 
Länder zu den Schuldendienstzuschüssen an den 
Fonds „Deutsche Einheit" vereinfacht wird. Künftig 
sollen die einzelnen alten Länder 50 v. H. der Beiträge 
im Verhältnis ihrer Einwohnerzahlen und 50 v. H. im 
Verhältnis ihrer sich nach Durchführung des Länder-
finanzausgleichs ergebenden Finanzkraft finanzie-
ren. Hierdruch wird das Abrechnungsverfahren 
erheblich erleichtert. Die Sonderberechnung des 
gesamten Finanzierungsanteils Ber lins unter Zugrun-
delegung des Bevölkerungsanteils des früheren West-
teils der Stadt bleibt unverändert. Da ab 1995 der 
Länderfinanzausgleich zwischen allen Ländern 
durchgeführt wird, würde die Beibehaltung des bis-
herigen, auf den Länderfinanzausgleich zwischen 
den alten Ländern abstellenden Berechnungsver-
fahrens nicht immer zu sinnvollen Ergebnissen füh-
ren. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung entspricht einem Vorschlag der Länder. 
Die Formulierung ist nur in sprachlicher Hinsicht 
geringfügig überarbeitet worden „Länder in (statt: 
aus) dem bisherigen Bundesgebiet" und „Einbezie -
hung der Länder ... in den Länderfinanzausgleich 
(statt: in den bundesstaatlichen Finanzausgleich)". 

Zu §2 

Die Regelung entspricht dem Ländervorschlag. Sie 
enthält eine verfahrensmäßig vereinfachte Berech-
nungsvorschrift für die horizontale Umsatzsteuerver-
teilung einschließlich der Ergänzungsanteile nach 
Artikel 107 Abs. 1 Satz 4 GG. 

Zu §§ 3 bis 7 

Übernahme geltenden Rechts in Übereinstimmung 
mit dem Gesetzentwurf der L ander, wobei allerdings 
entsprechend der Entschließung des Bundesrates vom 
26. März 1993 (BR-Drucksache 163/93 — Beschluß —
Anlage 2, Nr. II) Mecklenburg-Vorpommern im Hin-
blick auf den Hafen Rostock in die Hafenlastabgel-
tung nach § 7 Abs. 3 einbezogen wird. Bei der 
Bemessung des Abgeltungsbetrags ist auf die Größe 
und den Ausbaubedarf des Hafens Rostock im Ver-
gleich zu den anderen berücksichtigten Häfen abge-
stellt worden. 

Zu §8 

Die Vorschrift entspricht abgesehen von redaktionel-
len Bereinigungen („Bundesministerium der Finan-
zen" statt „Bundesminister der Finanzen" in Absatz 4 
sowie Streichung der Worte „einschließlich der Lohn-
summensteuer" in Absatz 5) dem geltenden Recht. 

Zu §9 

Übernahme geltenden Rechts unter Einbeziehung 
Berlins in die Stadtstaaten-Einwohnerwertung nach 
Absatz 2. 

Zu § 10 

Die Regelung entspricht in allen Teilen dem Länder-
vorschlag. 

Nach Absatz 1 werden die Ausgleichszuweisungen an 
 die ausgleichsberechtigten Länder ab 1995 ebenso 

berechnet wie im geltenden Recht. 

Absatz 2 enthält die Grundregel für die Berechnung 
der Beiträge der ausgleichspflichtigen Länder. Die 
bisherige ausgleichsfreie Zone zwischen 100v. H. und 
102 v. H. der Überschüsse wird besei tigt. Es bleibt bei 
einem progressiven Abschöpfungstarif. 

Entsprechend dem Entwurf der Länder bleibt in 
Absatz 3 eine Ländersteuergarantie ab 1995 aufrecht-
erhalten. Gegen mögliche Verschiebungen der 
Finanzkraft-Reihenfolge wird bei den ausgleichs-
pflichtigen, nicht aber bei den ausgleichsberechtigten 
Ländern Vorsorge getroffen. Der Bund hat auf verblei-
bende verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Vorschrift hingewiesen. Die Lander teilen diese 
Bedenken nicht. 

Absatz 4 enthält eine Maximalabschöpfungsgarantie 
zugunsten der Zahlerländer. 

Zu § 11 

Die Regelung folgt weitgehend dem Länderentwurf, 
weicht von ihm jedoch hinsichtlich der Bemessung der 
Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen (Ab-
satz 2), der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei- 
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sungen an  die neuen Länder (Absatz 4) und außerdem 
in redaktioneller Hinsicht zum Teil ab. 

Die Höhe der Fehlbetrags-Bundesergänzungszuwei-
sungen nach Absatz 2 wird auf 80 v. H. der nach 
Länderfinanzausgleich verbleibenden Fehlbeträge 
zur länderdurchschnittlichen Finanzkraft (Aus-
gleichsmeßzahl) festgesetzt. Dafür werden nach 
Absatz 3 die im bisherigen Regierungsentwurf nicht 
vorgesehenen Sonderbedarfs-Bundesergänzungszu-
weisungen „Kosten politischer Führung" ab 1995 in 
Höhe von 0,7 Mrd. DM jährlich gewährt. Damit wird 
erreicht, daß die in der Solidarpakt-Klausur verein-
barte Gesamtbelastung des Bundes trotz Beibehal-
tung der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuwei-
sungen „Kosten politischer Führung" eingehalten 
wird. Bei der Bemessung der Sonderbedarfs-Bundes-
ergänzungszuweisungen „Kosten politischer Füh-
rung" ist in Übereinstimmung mit der Verfassungs-
rechtsprechung (BVerfGE 72, 330 [405]; 86, 148 
[274 f.]) darauf abgestellt worden, daß die Sonderbe-
lastung durch Kosten politischer Führung um so 
größer wird, je geringer die Einwohnerzahl eines 
Landes ist. 

Die Gesamthöhe der Sonderbedarfs-Bundesergän-
zungszuweisungen für die jungen Länder in 1995 wird 
in Absatz 4 auf 14,9 Mrd. DM festgelegt. Damit wird 
bei der Zusammenschau aller finanzpolitischer Instru-
mente (Länderfinanzausgleich, Bundesergänzungs-
zuweisungen, Finanzhilfen) der in der Solidarpakt-
Klausur vereinbarte Gesamttransfer zugunsten der 
neuen Länder erreicht. Die Sonderbedarfs-Bundes-
ergänzungszuweisungen nach Absatz 4 sind entspre

-

chend dem bisherigen Regierungsentwurf und dem 
Ergebnis der Solidarpaktklausur linear degressiv auf 
zehn Jahre angelegt. 

Die Regelungen zu den Übergangs-Bundesergän-
zungszuweisungen (Absatz 5) und den Sanierungshil-
fen für Bremen und Saarland (Absatz 6) sowie die 
Abrechnungs- bzw. Veranschlagungsvorschriften der 
Absätze 7 und 8 entsprechen inhaltlich dem Länder-
entwurf. 

Zu §§ 12 bis 13 

Die Regelungen entsprechen abgesehen von gering-
fügigen redaktionellen Anpassungen dem Länderent-
wurf und weitestgehend dem geltenden Recht. 

Zu 14 

Übernahme geltenden Rechts, wobei in Absatz 1 
Satz 3 eine in der bisherigen Staatspraxis einvernehm-
lich gehandhabte abrechnungstechnische Verfah-
rensweise ins Gesetz übernommen wird, um eine 
Regelungslücke zu schließen. 

Zu §§ 15 und 16 

Übernahme geltenden Rechts mit geringen redaktio-
nellen Anpassungen. 
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April 1993 

Formulierungshilfe zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogrammes — (FKPG) 

Stichworte: 

Erhöhung der Gewerbesteuerumlage zur Beteiligung der Gemeinden an den Finanzierungslasten der alten 
Länder entsprechend dem Gesetzentwurf des Bundesrates vom 26. März 1993 (BR-Drucksache 163/93 
— Beschluß —), wobei allerdings bei der Neufassung von § 6 Abs. 3 Gemeindefinanzreformgesetz eine 
Überprüfung des Landesvervielfältigers im Jahre 1997 vorgesehen ist 

1. Ergänzung 

Artikel 36a 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

§ 6 des Gesetzes zur Neuordnung der Gemeindefi-
nanzen (Gemeindefinanzreformgesetz) vom 28. Ja-
nuar 1985 (BGBl. I S. 201), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 9. November 1992 (BGBl. I 
S. 1853), wird wie folgt geändert: 

1. Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

(1) Die Gemeinden führen nach den folgenden 
Vorschriften eine Umlage an  das für sie zuständige 
Finanzamt ab. Die Umlage ist entsprechend dem 
Verhältnis von Bundes- und Landesvervielfältiger 
auf den Bund und das Land aufzuteilen. 

(2) Die Umlage wird in der Weise ermittelt, daß 
das Istaufkommen der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital im Erhe-
bungsjahr durch den von der Gemeinde für dieses 
Jahr festgesetzten Hebesatz der Steuer geteilt und 
mit dem Vervielfältiger gemäß Absatz 3 multipli-
ziert wird. " 

2. Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
eingefügt: 

„ (3) Der Vervielfältiger ist die Summe eines 
Bundes- und Landesvervielfältigers für das jewei-
lige Land. Der Bundesvervielfältiger beträgt 
14 vom Hundert. Der Landesvervielfältiger für die 
Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin -

gen beträgt 14 vom Hundert. Der Landesvervielfäl-
tiger für die übrigen Länder be trägt 30 vom Hun-
dert. Er ist 1997 zu überprüfen. Absatz 5 Satz 5 gilt 
entsprechend. 

(4) Das sich bei den übrigen Ländern aus der 
höheren Gewerbesteuerumlage — in Rela tion zum 
Vervielfältiger der Länder Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen — aufgrund der unter-
schiedlichen Landesvervielfältiger ergebende 
Mehraufkommen bleibt bei der Ermittlung der 
Steuereinnahmen der Länder und Gemeinden im 
Sinne der §§ 7 und 8 des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
unberücksichtigt." 

3. Der bisherige Absatz 2 a wird Absatz 5 und wie folgt 
geändert: 

In Satz 1 werden die Worte „Der Vervielfältiger 
nach Absatz 2" durch die Worte „Der Landesver-
vielfältiger nach Absatz 3 Satz 4" ersetzt. 

4. Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 6 
bis 8. 

Nachrichtlich: 

In den Schlußartikel „Inkrafttreten, Außerkrafttreten" 
ist aufzunehmen: 

„Artikel 36a tritt am 1. Januar 1995 in  Kraft."  

2. Begründung 

Die Neufassung des § 6 des Gesetzes zur Neuordnung 
der Gemeindefinanzen regelt die Beteiligung der 
Gemeinden der alten Länder an  den Finanzierungs

-

lasten, die sich aus der Neuordnung des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs für die alten Länder erge-
ben. 
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Zu Nummer 1 

Zu Absatz 1 

Im geänderten Absatz 1 wird die Verteilung der 
Umlage auf Bund und Länder geregelt. Maßgebend 
dafür ist das Verhältnis des Bundesvervielfältigers 
gemäß Absatz 3 zum Landesvervielfältiger gemäß 
Absatz 3 im einzelnen Land. Im Ergebnis würde die 
Gewerbesteuerumlage in den jungen Ländern (ein-
schließlich Berlin) hälftig auf Bund und L ander aufge-
teilt. 

Zu Absatz 2 

Abweichend vom bisherigen Recht wird der Verviel-
fältiger nicht in diesem Absatz, sondern in Absatz 3 
festgelegt. 

Zu Nummer 2 

Zu Absatz 3 

Die Finanzierungsbeteiligung der Gemeinden erfolgt 
technisch durch die Einführung eines Landesverviel

-

fältigers in den alten Ländern. Dieser wird — abwei

-

chend vom Gesetzentwurf des Bundesrates — vor dem 
Hintergrund der sich ändernden Finanzierungslasten 
der alten Länder 1997 überprüft. 

Die notwendige Feinabstimmung nehmen die L ander 
nach Maßgabe der landesrechtlichen Vorschriften 
über den kommunalen Finanzausgleich vor. 

Zu Absatz 4 

Die vorgesehene Erhöhung der Gewerbesteuerum-
lage bleibt beim Länderfinanzausgleich unberück-
sichtigt. Da eine landesinterne Beteiligung der 
Gemeinden an  den aus der Neuordnung des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs resultierenden Länder-
belastungen beabsichtigt ist, soll das länderweise 
unterschiedliche Mehraufkommen an Gewerbe-
steuerumlage nicht im System des Länderfinanzaus-
gleichs nivelliert werden. 

Zu Nummern 3 und 4 

Es handelt sich um Folgeänderungen, die sich aus der 
Festlegung des Vervielfältigers in Absatz 3 ergeben, 
sowie um redaktionelle Anpassungen. 
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April 1993 

Formulierungshilfe zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogrammes — (FKPG) 

Stichworte: 

Übernahme der Ländervorstellungen für ein Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost (BR-Drucksache 161/93 
Beschluß —) mit dem Gesamtvolumen von 6,6 Mrd. DM jährlich mit folgenden Änderungen bzw. 

Ergänzungen: 

— Laufzeit 10 Jahre statt 15 Jahre 

— Zusätzliche Förderung von Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 

— Krankenhausinvestitionsprogramm ist entsprechend Artikel 14 Gesundheitsstrukturgesetz Bestandteil des 
Investitionsförderungspakets 

— Förderung von Umweltschutzmaßnahmen und kommunalen Investitionen nur, soweit für wi rtschaftliche 
Entwicklung bedeutsam 

— Verbot der Doppelförderung konkretisiert 

1. Neufassung 

Artikel 37 

Gesetz zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft  und zur Förderung des 

wirtschaftlichen Wachstums in den neuen Ländern 
(Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost) 

§1 

Zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft 
und zur Förderung des wirtschaft lichen Wachstums 
gewährt der Bund den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen für die Dauer von zehn Jahren ab 
dem Jahr 1995 Finanzhilfen für besonders bedeut-
same Investitionen der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) in Höhe von jährlich insgesamt 
6,6 Mrd. DM. 

§2 

(1) Von dem Jahresbetrag der Finanzhilfen erhalten 
die Lander 

Berlin 	 1 255 Mio. DM, 
Brandenburg 	 936 Mio. DM, 
Mecklenburg-Vorpommern 	697 Mio. DM, 
Sachsen 	 1 725 Mio. DM, 
Sachsen-Anhalt 	 1 041 Mio. DM, 
Thüringen 	 946 Mio. DM. 

(2) Die Finanzhilfen nach dem in Artikel 14 des 
Gesetzes zur Sicherung und Strukturverbesserung 
der gesetzlichen Krankenversicherung vom 21. De-
zember 1992 (BGBl. I S. 2266) vereinbarten Kranken

-

hausinvestitionsprogramm sind Bestandteil der Fi-
nanzhilfen nach § 1. 

§3 

Durch die Finanzhilfen werden zum Ausgleich 
unterschiedlicher Wirtschaftskraft und zur Förderung 
des wirtschaftlichen Wachstums folgende strukturver-
bessernde Investitionen gefördert: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftli-
chen Infrastruktur, insbesondere in folgenden 
Bereichen: 

a) für die wirtschaftliche Entwicklung bedeutsame 
Umweltschutzmaßnahmen; 

b) Energieversorgung; 

c) Trinkwasserversorgung; 

d) Verkehr; 

e) Erschließung und Sanierung von Industrie- und 
Gewerbeflächen; 

f) Fremdenverkehr; 

2. Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus, 
insbesondere zur Modernisierung und Instand-
setzung, einschließlich des Studentenwohnraum-
baus; 

3. Maßnahmen zur Förderung des Städtebaus, insbe-
sondere zur Stadt- und Dorferneuerung, ein-
schließlich Erhaltung und Erneuerung historischer 
Stadtkerne; 
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4. Maßnahmen zur Förderung der Aus- und Weiter-
bildung im beruflichen Bereich unter Einschluß der 
Hochschulen und Fachhochschulen; 

5. Maßnahmen zur Förderung von Wissenschaft, For-
schung und Entwicklung; 

6. Für die wirtschaftliche Entwicklung bedeutsame 
Maßnahmen zur Förderung kommunaler Investi-
tionen, soweit sie nicht bereits von den Förderungs-
maßnahmen nach den Nummern 1 bis 5 umfaßt 
werden, insbesondere Investitionen zum Aufbau 
und zur Erneuerung von sozialen Einrichtungen. 

§4 

(1) Für Investitionen, die nach anderen Gesetzen 
und Verwaltungsvereinbarungen als Anteilsfinanzie-
rung nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
gefördert werden oder nach Artikel 91 a des Grund-
gesetzes durch den Bund gefördert werden können, 
können nicht gleichzei tig Finanzhilfen nach diesem 
Gesetz gewährt werden. 

(2) Investive Begleit- und Folgemaßnahmen werden 
nur gefördert, wenn sie unmittelbar in ursächlichem 
Zusammenhang mit den Maßnahmen nach § 3 ste-
hen. 

§5 

(1) Die Finanzhilfen des Bundes be tragen 90 vom 
Hundert der öffentlichen Finanzierung. Die Länder 
können abweichend von Satz 1 bestimmen, daß der 

Anteil des Bundes weniger als 90 vom Hundert 
beträgt. 

(2) Der Bund richtet für die Finanzhilfen Verwahr-
konten bei den Bundeskassen ein, auf die er die 
Jahrestranchen zur eigenen Bewirtschaftung durch 
die Länder überträgt. Die Minister und Senatoren der 
Finanzen der Länder sind ermächtigt, die zuständigen 
Bundeskassen zur Auszahlung der benötigten Kas-
senmittel aus den Verwahrkonten an  die zuständigen 
Landeskassen anzuweisen, sobald die Bundesmittel 
zur anteiligen Begleichung fälliger Zahlungen benö-
tigt werden. Die Länder leiten an  Letztempfänger 
Finanzhilfen des Bundes unverzüglich, spätestens 
innerhalb von 30 Tagen weiter. 

(3) Von einem Land in einem Jahr nicht abgerufene 
Bundesmittel können in den Folgejahren bei Bedarf 
abgerufen werden. Absatz 2 Sätze 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

§6 

Die Einzelheiten des Verfahrens zur Durchführung 
dieses Gesetzes werden durch Verwaltungsvereinba-
rung geregelt. 

Nachrichtlich: 

In dem Schlußartikel „Inkrafttreten, Außerkrafttre-
ten" ist aufzunehmen: 

„Artikel 37 tritt am 1. Januar 1995 in Kraft." 

2. Begründung 

Die Neufassung von Artikel 37 FKPG-E übernimmt 
den Länderentwurf eines Investitionsförderungsge-
setzes Aufbau Ost (BR-Drucksache 161/93 — Be-
schluß —) mit einem Volumen von jährlich 6,6 Mrd. 
DM in modifizierter Form. Es berücksichtigt auch den 
Wunsch der Länder, die vom Bund zu fördernden 
Investitionsbereiche einzeln aufzulisten. 

Es bleiben folgende Abweichungen: 

Zu § 1 

Die Laufzeit der Finanzhilfen beträgt — wie vom Bund 
ursprünglich vorgeschlagen und in der Solidarpakt-
Klausur nichtgeändert — zehn Jahre. Eine Festlegung 
über diesen Zeitraum hinaus erscheint angesichts der 
Unsicherheit über die weitere Entwicklung in den 
einzelnen Bundesländern nicht vertretbar. 

Zu § 2 Abs. 2 

In Übereinstimmung mit dem Krankenhausinvesti-
tionsprogramm für das Beitrittsgebiet (Artikel 14 
Abs. 1 Gesundheitsstrukturgesetz) bleiben die do rt 

 festgelegten . Finanzhilfen in Höhe von jährlich 
700 Mio. DM Bestandteil der für die Jahre ab 1995 
erzielten Gesamtlösung zur Sicherstellung der 
Finanzausstattung der neuen Länder. 

Zu § 3 Nummer 1 a 

Die Investitionshilfekompetenz nach Artikel 104 a 
Abs. 4 GG läßt die Förderung von Investitionen im 
Umweltschutzbereich zu, wenn sie zur Entfaltung der 
Wirtschaftsentwicklung von Bedeutung sind. Dies soll 
durch die Neuformulierung in Anlehnung an  das 
frühere Strukturhilfegesetz verdeutlicht werden. 
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Zu § 3 Nummer 5 

Die Aufnahme dieses zusätzlichen Investitionsberei-
ches wird für sinnvoll gehalten und steht in Überein-
stimmung mit dem früheren Strukturhilfegesetz. 

Zu § 3 Nummer 6 

Die Ergänzung soll klarstellen, daß auch von 
den kommunalen Investitionen eine strukturelle 

Wirkung auf die Wirtschaftsentwicklung ausgehen 
muß. 

Zu § 4 Abs. 1 

Die präzisierende Formulierung stellt sicher, daß die 
von Artikel 91a GG erfaßten Maßnahmen nicht von 
dieser Regelung erfaßt werden. Es bestünde anson-
sten die Gefahr, daß wegen der in der Regel niedri-
geren Fördersätze die Gemeinschaftsaufgabe leer-
läuft. 
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April 1993 

Formulierungshilfe zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
des Föderalen Konsolidierungsprogrammes — (FKPG) 

Stichworte: 

Sicherung der allgemeinen Finanzausstattung der jungen Bundesländer in den Jahren 1993 und 1994 durch 
Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" entsprechend dem Ergebnis der Solidarpakt-Klausur vom 11. bis 
13. März 1993 und dem zahlenmäßigen Ergebnis des Gesetzentwurfs des Bundesrates (BR-Drucksache 134/93 
— Beschluß —) 

1. Neufassung 

Artikel 38 

Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung eines Fonds 

„Deutsche Einheit" 

Das Gesetz über die Errichtung eines Fonds „Deut-
sche Einheit" vom 25. Juni 1990 (BGBl. 1990 II S. 518, 
533), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. März 1992 (BGBl. I S. 674), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Zahl „ 146,3 " durch die Zahl 
„160,705" ersetzt. 

b) In Satz 4 werden die Worte „im Jahre 1993 in 
Höhe von 31,5 Milliarden DM und im Jahre 1994 
in Höhe von 23,9 Milliarden DM" durch die 
Worte „im Jahre 1993 in Höhe von 35,205 
Milliarden DM und im Jahre 1994 in Höhe von 
34,6 Milliarden DM" ersetzt. 

2. Dem § 5 Abs. 1 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Von den Zuweisungen nach Satz 2 werden außer-
dem im Jahr 1993 2,075 Milliarden DM und im Jahr 
1994 5,35 Milliarden DM von den Ländern Baden

-

Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein 
im Verhältnis ihrer Beiträge nach § 1 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern finanziert und in Monatsbeträ-
gen mit den Einfuhrumsatzsteuerzahlungen des 
Bundes nach § 14 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern vor-
läufig verrechnet. Zur Erbringung einer Finanzie-
rungsbeteiligung der Gemeinden an den nach 
Satz 4 zusätzlich von den Ländern aufzubringen-
den Leistungen für die Jahre 1993 und 1994 gilt § 6 
Abs. 2a des Gemeindefinanzreformgesetzes ent-
sprechend." 



Drucksache 12/4748 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

2. Begründung 

Durch die Neufassung wird die Aufstockung der 
Finanzzuweisungen an die jungen Länder über den 
Fonds „Deutsche Einheit" in den Jahren 1993 und 
1994 in dem politisch vereinbarten Umfang wie folgt 
umgesetzt: 

1993 1994 

— Mrd. DM — 

Fondsvolumen (neu) 	 35,205 34,6 

Fondsvolumen (bisher) 	 31,5 23,9 

Aufstockung 	 3,705 10,7 

davon 
Finanzierung durch 
Bund 
— Mehraufkommen 

Vermittlungsverfah- 
ren zum Zins- 
abschlag 	 0,855 

— weiterer Direkt- 
beitrag 	 0,775 5,35 

1,63 5,35 

Finanzierung durch 
alte Länder 
— Mehraufkommen 

Vermittlungsverfah- 
ren zum Zins- 
abschlag 	 1,3 

— weiterer Direkt- 
beitrag 	 0,775 5,35 

2,075 5,35 

Die Verteilung der Länderbeiträge zur Fondsaufstok-
kung wird inhaltlich in Übereinstimmung mit dem 
Regelungsvorschlag der Länder verfahrensmäßig 
erleichtert (Verteilungsmaßstab = Länderbeiträge zu 
den Schuldendienstzuschüssen an  den Fonds „Deut-
sche Einheit"). Die redaktionelle Fassung der Bestim-
mung ist der Systematik des Fondsgesetzes angepaßt 
worden. 

Nachrichtlich: 

In den Schlußartikel „Inkrafttreten, Außerkrafttreten" 
ist aufzunehmen: 

„Artikel 38 tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft."  






